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Der neue alte kalte Krieg

Bereits nach dem unmittelbaren Ende des Zweiten Weltkrieges begann
sich der latente Wettstreit der Systeme des sogenannten Westens,
repräsentiert durch die USA mit ihren NATO-Verbündeten, mit dem
sogenannten Osten, als die Kurzfassung für die Sowjetunion mit ihren
Verbündeten des Warschauer Paktes, gegeneinander aufzubauen, bis zu
jenem Zerwürfnis, welches, bald schon als Kalter Krieg bezeichnet,
seine alles beherrschenden Schatten über den Rest der Welt
auszubreiten vermochte.

Kriegsgefährliche Höhepunkte in dieser Zeit, nicht selten durch
Fehlalarme oder zu wirklichem Alarm führenden Fehlinterpretationen im
Rahmen der changierenden Ketten von Information und Falschauslegung,
waren kaum zu verhindern.

Hinzu traten permanente Überwachungsmanöver, gegenseitige Verfolgungen
und Provokationen, zumeist über die Bandbreite und Inanspruchnahme der
jeweiligen Marinen und Luftwaffen.

Erst nach der von beiden Seiten angedrohten Bereitschaft, Raketen mit
mittlerer Reichweite in Konfrontationsnähe zueinander aufzustellen,
was beispielsweise die Bundesrepublik Deutschland zu ihrem berühmten
NATO-Doppelbeschluß veranlaßte, kamen dann doch bald solche
Gefahrenspitzen nicht zuletzt dank dem Parteivorsitzenden Michail
Sergejewitsch Gorbatschow und dem US-Präsidenten Ronald Reagan zu
ihrem vorläufigen Ende, und es folgten intensive Abrüstungs- und
Verzichtserklärungsverhandlungen, unter anderem mit
staatsvertraglichen Folgen, die in der Auflösung und
Ungültigkeitsreklamation von beiden Seiten in jüngster Zeit ihren
unseligen Abschluß gefunden haben, und die fortgesetzte Aussicht auf
ein erneutes, weltweit orientiertes Wettrüsten in fast gegenseitigem
Einvernehmen ist durch nichts mehr zu verhindern.

Wenn wir nun den sich indessen wieder verstärkenden kriegsgefährlichen
Grundpositionen jedoch aufrichtig und vollständig Rechnung tragen
wollen, fällt uns spätestens das Begreifen auf die Füße, daß es in den
ganzen zurückliegenden Jahren ebensowenig Frieden gegeben hat, wie
dieser zukünftig in Aussicht stehen könnte. Umso mehr haben die
Verantwortlichen eben dieses in Wirklichkeit permanenten Krieges
geradezu doch ein entscheidendes Interesse an der Verleugnung und
Verschleierung dieser Tatsache.

Ihre Schattenblick-Redaktion


8. Februar 2019
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ATOM/198: Halbwertzeit - und sie machen einfach weiter ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 14.
Februar 2019

Neue Brennelementexporte nach Doel und Cattenom GENEHMIGT !! 

Bundesrats-Initiative / EU-Kommission



Soeben erreichte uns von einer Anti-Atomkraft-Initiative folgende
ergänzende Information:

" ... gerade habe ich mit einer Pressesprecherin vom BMU telefoniert.
Sie sagte mir, dass die Genehmigung durch das BAFA schon erteilt
worden ist, weil diese angeblich nicht hinausgezögert werden darf! Die
Anträge sind von 6. November und 16. Januar. (...)"

Der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) wird weiterhin
Proteste gegen Brennelementetransporte, gegen Uranfabriken und
Atomkraftwerke unterstützen. Konkret verweist der BBU darauf, dass
schon mehr als 350 Initiativen und Verbände die sofortige Stilllegung
der Brennelementefabrik in lingen und des AKW Lingen 2 fordern.

Mehr dazu unter 

https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%202018.pdf
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Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Elternverein Restrisiko Emsland

Initiative 3 Rosen, Aachen

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

AntiAtom Bonn

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg

Pressemitteilung - Lingen/Schüttorf/Bonn/Münster, 14. Februar 2019

BMU: Neue Brennelementexporte nach Doel und Cattenom

- Ministerpräsident Laschet verwässert Bundesrats-Initiative

- Bundesumweltministerium schaltet EU-Kommission ein



Mehrere Anti-Atomkraft-Initiativen sowie der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) kritisieren scharf, dass der
Betreiber der Lingener Brennelementefabrik, die EDF-Tochter Framatome,
erneut Exportanträge für Brennelementtransporte zu den belgischen
Atomkraftwerken Doel 1 und 2 sowie zum französischen AKW Cattenom 1
gestellt hat. Entsprechende Anträge beim zuständigen Bundesamt für
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) bestätigte gestern das
Bundesumweltministerium in einer Mitteilung. Damit stehen nur wenige
Tage nach dem Wiederanfahren der Brennelementefabrik nach dem
gravierenden Brand vom Dezember bereits wieder Brennelementtransporte
zu einigen der störanfälligsten Atomkraftwerke in Westeuropa an. Doel
1 ist zum Beispiel nach einem schweren Störfall im April 2018 noch
immer vom Netz, soll nun aber frische Brennelemente aus Lingen
bekommen. Das Bundesumweltministerium hat mit der gestrigen Mitteilung
erstmals Exportanträge für Brennelemente vor ihrer Erteilung und vor
dem ersten Transporttermin öffentlich gemacht.

Unterdessen kritisieren die Initiativen und der BBU auch
NRW-Ministerpräsident Armin Laschet (CDU), der für die morgige
Bundesrats-Sitzung einen ursprünglich sehr konkreten Antrag aus
Baden-Württemberg für einen Exportstopp für Brennelemente und
angereichertes Uran bis zur Unkenntlichkeit verwässern ließ. Der
aktuelle gemeinsame Antrag aus NRW und Baden-Württemberg enthält nur
noch einen unverbindlichen Appell an das Bundesumweltministerium, die
Prüfung für einen Exportstopp für Brennelemente möglichst rasch zu
beginnen. Vom Land Niedersachsen, dem Standort der Brennelementefabrik
Lingen, ist gar nichts zu hören. Das alles ist mehr als enttäuschend,
zumal es gerade Laschet war, der mehrfach lautstark einen Exportstopp
gefordert hatte. Nun, wo es konkret wird, kneift er jedoch und tritt
auf die Bremse.

In einer dritten aktuellen Entwicklung wurde gestern durch die
Aachener Nachrichten bekannt, dass das Bundesumweltministerium die
Frage nach der Rechtmäßigkeit eines möglichen Exportstopps nunmehr der
EU-Kommission zu einer Prüfung vorgelegt habe. Inwieweit dies zu einer
erheblichen Verzögerung der politischen Entscheidung in Berlin führen
wird, ist noch unklar.

"Die Betreiber der Brennelementefabrik und die zuständigen Bundes- und
Länderminister haben offenbar nichts gelernt aus den vielen Störfällen
und den erheblichen Risiken der Pannenreaktoren in Belgien und
Frankreich - und auch nicht aus dem Brand in der Brennelementefabrik
Lingen. Statt einen sofortigen Exportstopp zu verhängen und die
Stilllegung der Atomfabrik einzuleiten, soll sich nun das Rad der
unverantwortlichen Exporte erneut drehen. Wir fordern insbesondere von
den Landesregierungen in NRW und Niedersachsen, endlich von der Bremse
zu steigen, und nicht länger konkrete Maßnahmen zu blockieren. Und in
Berlin brauchen wir nicht ständig neue Prüfungen, sondern ein
entschlossenes Handeln der Bundesumweltministerin," forderte Christina
Burchert vom Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf.

Weitere Infos:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 14.02.2019

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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ATOM/197: Halbwertzeit - verschiebetaktisch ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 11.
Februar 2019

Ahaus: Bürgerinitiative spricht mit Bundesforschungsministerin
Karliczek / Demonstration am 9. März 2019



(Bonn / Ahaus, 11.02.2019) Mitglieder der Bürgerinitiative "Kein
Atommüll in Ahaus" haben Bundesforschungsministerin Anja Karliczek
persönlich ihre ablehnende Haltung gegenüber drohenden
Castor-Atommülltransporten von Garching (Bayern) bzw. Jülich (NRW)
nach Ahaus (NRW) verdeutlichen können. Bei einem Treffen in Bocholt
(NRW) konnten die Mitglieder der Bürgerinitiative ein direktes
Gespräch mit der Ministerin führen.

Das Gespräch wurde im Vorfeld einer überörtlichen Demonstration
durchgeführt. Diese wird am 9. März, 2 Tage vor dem 8. Jahrestag der
Fukushima-Katastrophe, in Ahaus stattfinden. Mit dieser Demonstration
soll u. a. gegen weitere Castor-Atommülltransporte nach Ahaus und
gegen die weitere Atommüllproduktion in Atomkraftwerken und
Uranfabriken protestiert werden. Neben der Bürgerinitiative "Kein
Atommüll in Ahaus" rufen bereits rund 20 weitere Organisationen zur
Teilnahme an der Demonstration auf, darunter auch der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), in dem die Ahauser
Bürgerinitiative organisiert ist. In dem Aufruf zur Teilnahme an der
Demonstration heißt es: "Zum einen müssen wir unseren Protest jetzt
auf die Straße tragen, bevor die ersten Castoren aus Garching oder
Jülich nach Ahaus rollen. Zum anderen wollen wir an den Jahrestag des
Unfalls von Fukushima am 11. März 2011 erinnern und uns mit der
japanischen Anti-Atom-Bewegung solidarisieren."

Ausführliche Informationen zur Demonstration unter

https://atommuell-protest.de

Weitere Informationen:

https://www.bi-ahaus.de

https://ahauser-erklaerung.de

https://bbu-online.de




[image: Raute]



Pressemitteilung der Bürgerinitiative "Kein Atommüll in
Ahaus" vom 11.02.2019

Gelegenheit zu einem Gespräch mit Bundesforschungsministerin A.
Karliczek hatten jetzt zwei Vertreter der Bürgerinitiative "Kein
Atommüll in Ahaus". Bei einem Treffen in Bocholt trugen sie der
Ministerin ihre Sorgen wegen der geplanten Atommüll-Transporte aus
Garching und Jülich nach Ahaus vor. Zwar untersteht Frau Karliczek
keine atomrechtliche Genehmigungs- oder Aufsichtsbehörde, aber ihr
Ministerium ist Hauptgeldgeber der Forschungszentren in Garching und
Jülich; in Jülich ist es zudem im Aufsichtsrat der "Jülicher
Entsorgungsgesellschaft für Nuklearanlagen (JEN)" vertreten.

An beiden Standorten gibt es eine Gemeinsamkeit: Dass die viele Jahre
im Nuklearbereich tätigen Wissenschaftlermit den Resultaten ihrer
Forschung nichts mehr zu tun haben und ihren Müll nach Ahaus
abschieben wollen. Das ist umso gravierender, als weder die
Brennelemente aus Garching noch die aus Jülich endlagerfähig sind,
sondern erst konditioniert und - im Falle von Garching - abgereichert
werden müssen. Dies könnte in Ahaus nicht geschehen. "Diese Techniken
können sinnvollerweise nur von den Fachleuten an den beiden Standorten
selbst entwickelt werden. Eine Wissenschaft, die sich vor dieser
Verpflichtung drückt, ist ethisch nicht verantwortbar", so Hartmut
Liebermann von der BI Ahaus.

In Garching kommt noch verschärfend hinzu, dass die Betreiber des
dortigen Reaktors mehrfach Genehmigungsauflagen nicht eingehalten
haben: Der mit 90% hochangereicherte und damit waffenfähige Spaltstoff
sollte bis 2010 auf wenigstens unter 50% gebracht werden. Dies ist
nicht geschehen. Auch die Fristverlängerung bis Ende 2018 verstrich
ungenutzt. Anstatt den Betreibern konsequent die Genehmigung zu
entziehen und den Reaktor stillzulegen, erklärte die bayrische
Atomaufsicht die Auflagen nun für nicht mehr relevant. "Es kann nicht
sein, dass das Versagen von Forschung und Politik in Bayern auf dem
Rücken der Ahauser Bevölkerung ausgetragen wird", so Felix Ruwe von
der BI.

Frau Karliczek wurde dringend gebeten, angesichts dieser Sachverhalte
die finanzielle Förderung durch das Forschungsministerium zu
überdenken und ihren Einfluss geltend zu machen, dass Wissenschaft nur
dort gefördert wird, wo sie verantwortlich handelt. Die Ministerin
machte sich fleißig Notizen während des Gesprächs und wollte
insbesondere dem Sachverhalt mit den nicht eingehaltenen
Genehmigungsauflagen nachgehen.

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 11.02.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/566: Klimakampf und Kohlefront - Zerstörung und Leid ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 14. Februar 2019

Umweltgruppe lädt zu Spaziergang durch Tagebauvorfeld ein

Waldspaziergang am 30. März am Tagebau Jänschwalde



Cottbus, 14.02.2019. Für den 30. März lädt die GRÜNE LIGA zu einem
geführten Spaziergang durch das Vorfeld des Tagebaues Jänschwalde ein.
Der Spaziergang wird um 11:30 Uhr am Bahn-Haltepunkt Jänschwalde-Ost
starten und durch das Abbaufeld des Tagebaues Jänschwalde nach
Taubendorf führen. Entlang des Weges gibt es Erläuterungen zum
Tagebau, aber auch zur Klage der Umweltverbände gegen den
Hauptbetriebsplan. Der Waldspaziergang setzt zugleich ein Zeichen des
Protestes gegen die Landschaftszerstörung und die Enteignung von
Grundstücken für den Tagebau.

"Wir wollen hautnah zeigen, wie der Tagebau sich durch die Landschaft
frisst. Die Wanderung endet auf dem von Enteignung bedrohten
Waldgrundstück bei Taubendorf, auf das uns der Eigentümer eingeladen
hat."

erläutert René Schuster das Ziel der Aktion. Schuster weiter:

"Die eindrucksvolle Strecke am Tagebau sind im November bereits die
Klimapilger auf dem Weg zum Klimagipfel in Katowice gewandert. Die
Erkenntnis für uns war, dass noch viel mehr Menschen das mit eigenen
Augen gesehen haben müssen. Das Wort Waldspaziergang bekommt durch den
Tagebau eine etwas andere Bedeutung: Wir laufen durch ein ehemals
großes unzerschnittenes Waldgebiet, durch den schon zerstörten hin zum
noch bedrohten Wald bei Taubendorf."

Der als Streckenführung bei den Behörden angemeldete Weg durch das
Tagebauvorfeld soll nach LEAG-Planung nur noch in diesem Frühjahr
existieren, bevor er durch den Tagebau zerstört wird.

Hintergrund:

Der LEAG-Konzern will bis auf wenige Meter an Taubendorf heranbaggern
und dafür auch ein privates Waldgrundstück zerstören, dem Eigentümer
droht die Enteignung. Zugleich entzieht der Tagebau Jänschwalde den
Seen und Feuchtgebieten der Region das Wasser. Eine Klagegemeinschaft
aus Deutsche Umwelthilfe und GRÜNE LIGA geht deshalb aktuell vor
Gericht gegen die weitere Genehmigung des Tagebaubetriebes vor. Der
Tagebau versorgt das Kraftwerk Jänschwalde, eines der
klimaschädlichsten Kraftwerke Europas. Der Bericht der Kohlekommission
hat auf Druck der brandenburgischen Landesregierung keine Klarheit
über die Laufzeit des Kraftwerkes geschaffen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 14.02.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/565: Klimakampf und Kohlefront - Untersuchungshaft ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 12. Februar 2019

Aktivist*innen seit einer Woche in Untersuchungshaft +++ Ende Gelände
fordert sofortige Freilassung +++ Klimaschutz darf kein Verbrechen sein



Cottbus, 12.02.2019: Nach Bagger-Besetzungen in mehreren
Braunkohle-Tagebauen sitzen drei Aktivisten von Ende Gelände seit einer
Woche in Untersuchungshaft. Ihnen wird Hausfriedensbruch vorgeworfen, ein
Prozesstermin ist noch nicht bekannt. Ende Gelände fordert die sofortige
Beendigung des unrechtmäßigen Freiheitsentzugs.

"U-Haft für den Vorwurf Hausfriedensbruch, das ist völlig überzogen. Das
Amtsgericht Cottbus macht sich damit zum verlängerten Arm der
Kohleindustrie. Protest ist legitim und notwendig, um das Klima und das
Dorf Proschim noch zu retten. Hier setzen sich Menschen für eine
lebenswerte Zukunft ein, dafür werden sie einfach eingesperrt. Neue
Polizeigesetze sollen ihnen dabei noch entgegenkommen. Wir fordern, die
Gefangenen sofort freizulassen", so Nike Mahlhaus, Pressesprecherin von
Ende Gelände.

Noch nie zuvor wurde bei Klima-Aktivist*innen für das "Bagatelldelikt"
(Staatsanwaltschaft Cottbus) Hausfriedensbruch Untersuchungshaft
angeordnet. Aus Protest gegen das Versagen der Kohlekommission hatte Ende
Gelände am vergangenen Montag Kohlebagger in der Lausitz und im Leipziger
Land besetzt. Die Staatsanwaltschaft Cottbus sah bei einer ähnlichen Aktion
2016 den Tatbestand Hausfriedensbruch nicht gegeben, weil die Tagebaue
nicht umzäunt sind. Die Anordnung der Untersuchungshaft wurde von
verschiedenen Rechtsanwält*innen, darunter auch Hans-Christian Ströbele,
als völlig unverhältnismäßig eingestuft.

Auch im Rheinland gab es vergangene Woche eine Bagger-Besetzung. Drei
Aktivist*innen sind deshalb in polizeilichem Gewahrsam, weil ihre Identität
nicht bekannt ist. Mit dem neuen Polizeigesetz kann Gewahrsam in
Nordrhein-Westfalen für sieben Tage statt für zwölf Stunden verhängt
werden.

"Wenn die Politik versagt, müssen wir die Kohlebagger mit unseren eigenen
Körpern zum Stillstand zu bringen. Ansonsten haben die Dörfer an der
Tagebau-Kante keine Zukunft. Wir alle haben sonst keine Zukunft. Wenn wir
das Klima noch unter der 1,5°-Grenze halten wollen, dann müssen wir jetzt
sofort aus der Kohle aussteigen, nicht erst 2038", sagt Nike Mahlhaus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12.02.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/564: Klimakampf und Kohlefront - die rote Linie brennt ... (ausgecO2hlt)


ausgecO2hlt - Pressemitteilung vom 09.02.2019

Protestaktionen gegen Ergebnis der Kohlekommission im Rheinischen
Revier + Aktivist*innen blockieren Bagger im Tagebau Garzweiler +
Bewohner*innen ziehen rote Linie + Bedrohte Dörfer müssen geschützt
werden



Keyenberg. Eine Gruppe von 7 Menschen blockiert seit 6:30 Uhr einen
Bagger des Tagebaus Garzweiler II im Rheinischen Braunkohlerevier. Der
Bagger, der sich auf Keyenberg zubewegt, musste angehalten werden.
Zeitgleich demonstriert etwa ein Dutzend Bewohner*innen aus von der
Abbaggerung bedrohten Dörfern mit einer Mahnwache. Sie ziehen am
Grubenrand des Tagebaus eine rote Linie gegen die Zerstörung ihrer
Dörfer und des Klimas. Die Klimaaktivist*innen und Bewohner*innen aus
Dörfern wie Keyenberg und Berverath protestieren mit den Aktionen
gegen die Ergebnisse der Kohlekommission.

"Dieser Kohlebagger frisst sich durch die Landschaft direkt auf mein
Zuhause zu. Jede Stunde, die er stillsteht, ist eine gute Stunde",
sagt Andre Brosch aus Berverath. In ihrem Abschlussbericht sagt die
Kohlekommission den Energieversorgern Entschädigungen in
Milliardenhöhe zu, während Formulierungen zum Schutz der bedrohten
Dörfer und des Hambacher Walds schwammig bleiben oder ganz fehlen.

"Ein Ausstiegsdatum 2038 ist kein Konsens, sondern der Totenmarsch für
die Pariser Klimaziele. Es ist ein Verbrechen, dass die
Bundesregierung das 1,5-Grad-Klimaziel aufgeben will. Das lässt die
Bewegung für Klimagerechtigkeit nicht zu! Die Menschen, die den Bagger
blockieren, leisten effektiven Klimaschutz", sagt Daniel Hofinger von
der Gruppe ausgeCO2hlt zu den Aktionen.

"Ob Keyenberg oder Dörfer in Kolumbien und Russland - So lange
Deutschland Braun- und Steinkohle verfeuert, wird weltweit die
Lebensgrundlage von Menschen zerstört. RWE lässt sich den
Pseudo-Kohleausstieg vergolden, während die Betroffenen ihre Dörfer
verlieren sollen. Das ist ein Skandal", so Hofinger. Nach den Plänen
der Kohlekommission würde Deutschland noch 20 Jahre Steinkohle
verstromen, die die Energiekonzerne zu hundert Prozent importieren. In
den Abbaugebieten kommt es zu Menschenrechtsverletzungen und zu
Umweltzerstörung.

Die Aktionen am Tagebau Garzweiler II sind eingebettet in eine
bundesweite Aktionswoche zum Protest gegen den Abschlussbericht der
Kohlekommission. Nach den Baggerbesetzungen des Bündnisses Ende
Gelände am 4. Februar 2019 in der Lausitz kamen 18 der Aktivist*innen
in Untersuchungshaft. Ihnen wird Hausfriedensbruch vorgeworfen. "Der
Protest am heutigen Tag zeigt, dass sich Menschen, die für
Klimagerechtigkeit kämpfen, von absurder Kriminalisierung nicht
einschüchtern lassen", sagt Hofinger.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 09.02.2019

Presseteam ausgeCO2hlt

E-Mail: info@ausgecO2hlt.de

Internet: www.ausgecO2hlt.de
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LESUNG/4237: Stuttgart - Elisabeth Edl, Patrick Modiano und die "Pflicht zur Erinnerung", 11.03.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2019

Montag. 11.03.19, 19.00 Uhr

Patrick Modiano und die "Pflicht zur Erinnerung"

Elisabeth Edl

Lesung und Gespräch



Eröffnung der "Woche der Brüderlichkeit" 

Das Motto der "Woche der Brüderlichkeit" für das Jahr 2019 lautet:
"Mensch, wo bist Du? Gemeinsam gegen Judenfeindschaft". In dieser
Stuttgarter Eröffnungsveranstaltung soll es besonders um die Frage
nach der Erinnerung gehen, außerdem um das Jüdische bei dem
französischen Nobelpreisträger Patrick Modiano (*1945). Die GCJZ hat
die Übersetzerin und Literaturwissenschaftlerin Elisabeth Edl als
Referentin gewinnen können.

Elisabeth Edl wird über Modianos Werk sprechen und ausgewählte Texte
vortragen.

Veranstalter: Gesellschaft für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit
Stuttgart e.V. in Kooperation mit dem Institut francais

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1334: Stuttgart - Was verbindet Fußball und Literaturkritik? Thomas Hitzlsperger und Denis Scheck, 26.03.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2019

Dienstag, 26.03.19, 19.30 Uhr

Das Leben ist rund! Was verbindet Fußball und Literaturkritik?

Thomas Hitzlsperger, Denis Scheck

Veranstaltungsreihe: Wirtschaft

Gespräch

Moderation: Péter Horváth



Was ist das Geheimnis eines gelungenen Lebens? Dies ist die Frage,
der der Wirtschaftsclub im Literaturhaus in seinem aktuellen Programm
nachgeht. In dieser Veranstaltung sollen der frühere Nationalspieler
und heutige VfB-Manager Thomas Hitzlsperger und der Literaturkritiker
Denis Scheck am Beispiel ihres eigenen Werdegangs im Dialog das Thema
erkunden. Gibt es trotz sehr unterschiedlicher Lebensläufe
Gemeinsamkeiten in der Lebensgestaltung? Ist der Fußballspieler
Hitzlsperger literaturaffin? Spielt Denis Scheck etwa auch Fußball?
Schiedsrichter der Partie ist Peter Horvath vom Wirtschaftsclub.

In Zusammenarbeit mit dem Wirtschaftsclub im Literaturhaus

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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MESSE/658: Nominierte für den Preis der Leipziger Buchmesse (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (21. bis 24. März 2019)

Pressemeldung vom 14. Februar 2019

Leipziger Buchmesse 2019: Das sind die Nominierten für den Preis
der Leipziger Buchmesse



Etliche Wochen haben sich die Jurymitglieder des Preises der Leipziger
Buchmesse durch einen Bücherberg von 359 eingereichten Titeln gelesen.
Nun stehen die Nominierten in den drei Kategorien Belletristik,
Sachbuch/Essayistik und Übersetzung fest. Weitere fünf Wochen bleibt
es spannend. Am 21. März, dem ersten Tag der Buchmesse, werden die
begehrten Preise um 16 Uhr in der Glashalle vergeben. Das sind die
Nominierten:


Die Nominierten

in der Belletristik:


	Kenah Cusanit: Babel (Carl Hanser Verlag, Januar 19)

	Matthias Nawrat: Der traurige Gast (Rowohlt Verlag, Januar 19)

	Jaroslav Rudiš: Winterbergs letzte Reise (Luchterhand Literaturverlag, Februar 19)

	Anke Stelling: Schäfchen im Trockenen (Verbrecher Verlag, August 18)

	Feridun Zaimoglu: Die Geschichte der Frau (Kiepenheuer & Witsch, März 19)



für Sachbuch und Essay:


	Frank Biess: Republik der Angst. Eine andere Geschichte der Bundesrepublik (Rowohlt Verlag, Februar 19)

	Harald Jähner: Wolfszeit. Deutschland und die Deutschen 1945 - 1955 (Rowohlt Berlin, Februar 19)

	Marko Martin: Das Haus in Habana. Ein Rapport (Wehrhahn Verlag, Dezember 2018)

	Lothar Müller: Freuds Dinge. Der Diwan, die Apollokerzen & die Seele im technischen Zeitalter (Die Andere Bibliothek, Februar 19)

	Kia Vahland: Leonardo da Vinci und die Frauen. Eine Künstlerbiographie (Insel Verlag, März 19)



in der Kategorie Übersetzung:


	Liviu Rebreanu: Der Wald der Gehenkten (Paul Zsolnay Verlag, August 2018), aus dem Rumänischen von Georg Aescht

	Aura Xilonen: Gringo Champ (Carl Hanser Verlag, Januar 2019), aus dem Spanischen von Susanne Lange

	György Dragomán: Löwenchor (Suhrkamp Verlag, Februar 2019), aus dem Ungarischen von Timea Tankó

	Jean-Baptiste Del Amo: Tierreich (Verlag Matthes & Seitz Berlin, März 2019), aus dem Französischen von Karin Uttendörfer

	Gabriela Adame?teanu: Verlorener Morgen (Die Andere Bibliothek, August 2018), aus dem Rumänischen von Eva Ruth Wemme




Onlineangebote zum Preis der Leipziger Buchmesse

Statements der Jury zu ausgewählten Themen rund um den Preis der
Leipziger Buchmesse finden Sie hier. Die Preisverleihung am 21. März,
16 Uhr, erleben Sie nicht nur live vor Ort, sondern auch im Livestream
unter http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse verfolgt werden.


Nominierte vorab erleben

Auch in diesem Jahr können Leser die nominierten Autorinnen und
Autoren vor der Buchmesse erleben. Die Nominierten in der Kategorie
Belletristik präsentieren sich bereits am 22. Februar im Schauspiel
Leipzig und am 23. Februar im Literaturhaus Halle/Saale. Die
Nominierten der Kategorie Übersetzung erleben Besucher am 1. März im
LCB Berlin. Danach stellen sich noch einmal die
Belletristik-Nominierten am 5. März im Literaturhaus Hamburg vor. Den
Vorstellungsreigen schließen am 13. März die Nominierten für Sachbuch
und Essay im Literaturhaus Köln.


Über den Preis der Leipziger Buchmesse

Der mit insgesamt 60.000 Euro dotierte Preis der Leipziger Buchmesse
ehrt seit 2005 herausragende deutschsprachige Neuerscheinungen und
Übersetzungen in den Kategorien Belletristik, Sachbuch/Essayistik und
Übersetzung. Der Freistaat Sachsen und die Stadt Leipzig unterstützen
den Preis der Leipziger Buchmesse. Partner des Preises ist das
Literarische Colloquium Berlin. Medienpartner ist das Magazin
buchjournal und Deutschlandfunk Kultur. Der Jury gehören an: Jens
Bisky (Vorsitz), Gregor Dotzauer, Tobias Lehmkuhl, Wiebke Porombka,
Marc Reichwein, Elke Schmitter und Katrin Schumacher.


Leipziger Buchmesse im Internet:

www.leipziger-buchmesse.de

www.leipziger-buchmesse.de/buecherleben

Leipziger Buchmesse im Social Web:

http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

http://twitter.com/buchmesse

http://www.instagram.com/leipzigerbuchmesse

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Februar 2019

Leipziger Messe GmbH

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

Telefon +49 341 678-0, Telefax +49 341 678-8762

E-Mail: info@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de
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PODIUM/226: Berlin Buchvorstellung - Ann Cotten »Lyophilia«, Angela Steinmüller »Sphärenklänge«, 28.3.19


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für März 2019

Do 28.3., 19:30 Uhr

Ann Cotten »Lyophilia«, Angela Steinmüller »Sphärenklänge«

Buchvorstellung

7 EUR / erm. 4 EUR



Die Lyrikerin Ann Cotten hat Erzählungen geschrieben, die uns ein
Stück weit in die Zukunft katapultieren: In »Proteus« zum Beispiel
wird der ewig jugendliche Protagonist zusammen mit seiner Geliebten
in ein Paralleluniversum exportiert, in der jede Überlegung Realität
wird. Bei Angela Steinmüller, gemeinsam mit ihrem Mann Großmeisterin
der Science Fiction, geht es im nun erschienenen neunten Band der
Werkausgabe um die Relativistische Flotte, deren Raumfahrer
interstellare Entfernungen überwinden: Das Spektrum spannt sich von
einer langen Novelle, die eine ganze Siedlerwelt vorstellt, über
Geschichten von der Erkundung fremder Planeten bis zu kurzen,
vignettenhaften Momentaufnahmen. Wie bei Cotten, die ihre Erzählungen
ein wenig hochstaplerisch als »Science Fiction auf Hegelbasis«
angekündigt hat, eint die Geschichten ein großer Reichtum an
atemberaubenden SciFi-Ideen, vergegenwärtigt durch so ungewöhnliche
wie überzeugende Charaktere.

Ann Cotten »Lyophilia«, Suhrkamp, 2019

Angela Steinmüller & Karlheinz Steinmüller »Sphärenklänge«, Golkonda
Verlag, 2019

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für März 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





PODIUM/225: Berlin Buchpremiere - Michael Rutschky »Gegen Ende«, Gespräch und Lesung, 17.03.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für März 2019

So 17.3., 19:30 Uhr

Michael Rutschky »Gegen Ende. Tagebuchaufzeichnungen 1997-2009«

Buchpremiere

7 EUR / erm. 4 EUR



Jörg Lau im Gespräch mit Marcel Lepper. Es lesen Marc Degens, Jan
Feddersen, Dirk Knipphals, Hilmar Schmundt und David Wagner

Dass Michael Rutschky, der vor einem Jahr starb, seine berühmten
Tagebücher veröffentlichen würde, war bekannt; nun liegen seine
Aufzeichnungen bis 2009 vor. In diesen Notizen aus der Zeit des
beginnenden Alters wird die Distanz zu sich selbst zum bestimmenden
Thema: Freunde, Feinde und die intellektuelle Umgebung werden genauso
durchleuchtet wie seine Ehe und der Kreuzberger Alltag. Was hat es
auf sich mit der so verführerischen wie gefährlichen Form des
Tagebuchschreibens?

Darüber unterhält sich der Herausgeber Jörg Lau mit Marcel Lepper,
Leiter des Literaturarchivs der Akademie der Künste.

Michael Rutschky »Gegen Ende. Tagebuchaufzeichnungen 1997-2009«,
Berenberg Verlag, 2019

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für März 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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MELDUNG/312: Konzept der "sicheren Herkunftsstaaten" verstößt gegen das individuelle Recht, Asyl zu suchen


Amnesty International - 14. Februar 2019

Algerien, Marokko und Tunesien sind keine "sicheren Herkunftsstaaten"

Konzept der "sicheren Herkunftsstaaten" verstößt gegen das individuelle
Recht, Asyl zu suchen



Amnesty International fordert die Landesregierungen auf, am 15. Februar im
Bundesrat gegen den Gesetzentwurf zu "sicheren Herkunftsstaaten" zu
stimmen. In Algerien, Marokko und Tunesien wird nachweislich gegen die
Menschenrechte verstoßen.

Amnesty International lehnt das Konzept der sogenannten "sicheren
Herkunftsstaaten" grundsätzlich ab. "Jeder einzelne Asylantrag muss in
einem fairen und unvoreingenommenen Verfahren geprüft werden. Die
gesetzliche Einordnung als sicherer Herkunftsstaat führt zu gravierenden
Einschränkungen", kritisiert Ilyas Saliba, Experte für Nordafrika und den
Nahen Osten bei Amnesty International in Deutschland.

Zur Menschenrechtslage in Tunesien, Marokko und Algerien sagt Saliba: "In
den Maghreb-Staaten werden Menschen nach wie vor aufgrund ihrer Religion,
sexuellen Orientierung oder politischen Einstellungen diskriminiert und
verfolgt. Amnesty dokumentierte in Algerien, Marokko und Tunesien auch im
vergangenen Jahr Fälle von Verfolgung, Folter und Misshandlung."

Daher sind die Bedingungen für eine Einstufung als sicheres Herkunftsland
nicht gegeben, denn keines der drei Länder erfüllt die Kriterien für einen
"sicheren Herkunftsstaat".

"Falls der Bundesrat am Freitag die Abstimmung verschiebt oder den
Vermittlungsausschuss einberuft, wäre das ein falsches Signal. Amnesty
fordert die Mitglieder des Bundesrates auf, am Freitag gegen das Gesetz zu
stimmen", so Saliba.

HINTERGRUND:

Die Menschenrechtslage in den Maghrebstaaten Algerien, Marokko und Tunesien
kann trotz nationaler Unterschiede insgesamt nicht als unbedenklich, gut
oder gar sicher bezeichnet werden. In allen drei Staaten werden Menschen
aufgrund ihrer Religion oder sexuellen Orientierung oder politischen
Einstellungen verfolgt. Darüber hinaus schränken die Behörden in den
Maghrebstaaten Menschenrechte wie das Recht auf Versammlungs- und
Vereinigungsfreiheit, ebenso wie die Rechte auf Presse- und
Meinungsfreiheit massiv ein.

In Tunesien, Marokko und Algerien ist Homosexualität immer noch gesetzlich
verboten. Beschuldigten drohen Gefängnisstrafen und an Folter grenzende
Praktiken. In Tunesien sind Analuntersuchungen bei entsprechenden Vorwürfen
üblich. In Marokko wurden 2017 Männer aufgrund gleichgeschlechtlicher
sexueller Beziehungen ebenfalls zu Haft verurteilt. In Algerien wurden im
letzten Jahr Angehörige der Religionsgemeinschaft der Ahmadi wegen ihres
Glaubens strafrechtlich verfolgt.

 * 

Quelle:

Meldung vom 14. Februar 2019

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/deutschland-algerien-marokko-und-tunesien-sind-keine-sicheren-herkunftsstaaten

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MELDUNG/981: Solidarität mit dem Hungerstreik (Bremer Friedensforum)


Bremer Friedensforum - 13. Februar 2019

Bremen: Solidarität mit dem Hungerstreik



Bremen. Ein Vertreter des kurdischen Studierendenverbandes YXK nahm an der
Sitzung des Bremer Friedensforums in der Villa Ichon teil, um über den
Hungerstreik und die Situation der Hungerstreikenden sowie deren
Forderungen zu berichten.

Ausdrücklich wurden der Bremer Hungerstreikende Yüksel Koc sowie die
kurdische Politikerin und HDP-Abgeordnete Leyla Güven und alle weiteren,
die sich im Hungerstreik befinden, gegrüßt. Am 7. November 2018 trat Leyla
Güven für die Aufhebung der Isolation des kurdischen Repräsentanten
Abdullah Öcalan in einen unbefristeten Hungerstreik, dem sich mittlerweile
mehrere hundert Aktivist*innen angeschlossen haben. Das Bremer
Friedensforum sprach seine Solidarität aus und begrüßte die Forderungen der
Hungerstreikenden.

Zudem sprachen sich die Aktivist*innen dafür aus, dass der türkische Staat
Friedensgespräche mit Öcalan führen soll. Ebenfalls betonte das
Friedensforum, dass die Rüstungsexporte Deutschlands an die Türkei streng
verurteilt und als gezielte Unterstützung im Krieg gegen die Kurd*innen
gesehen werden. Die Türkei betrachten die Aktivist*innen als ein
diktatorisches Land unter der Führung des Autokraten Erdo?an.

Im weiteren Verlauf des Gesprächs wurden die kurdischen Studierenden der
YXK Bremen zum kommenden Ostermarsch eingeladen, um auch dort vor Ort der
kurdischen Frage Gehör zu verschaffen und den Hungerstreik und die
Forderungen der Hungerstreikenden zu Wort zu bringen.

 * 

Quelle:

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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ATTAC/1976: Lex Hambi - Rechtswidrige Freiheitsberaubung


Bündnis "Polizeigesetz NRW stoppen!"

Pressemitteilung 14. Februar 2019

Lex Hambi: Drei Aktivist*innen trotz genommener Fingerabdrücke
weiterhin in Polizeigewahrsam


Rechtswidrige Freiheitsberaubung durch Polizei- und Justizwillkür
entgegen richterlichem Beschluss

Polizeigesetz dient als Abschreckungsgesetz gegen soziale Bewegungen



Drei der am Samstag im Tagebau Garzweiler festgenommenen Aktivist*innen
befinden sich weiterhin in Polizeigewahrsam, was seit dem gestrigen
Nachmittag (13.02.) klar rechtswidrig ist: Zu diesem Zeitpunkt wurden
die Fingerabdrücke aller drei Gefangenen genommen, womit der
Gewahrsamsgrund, der im richterlichen Beschluss angeführt worden war,
entfallen ist. Dass die Umweltschützer*innen seitdem weiter auf der
Polizeiwache Mönchengladbach festgehalten werden, hält das Bündnis
"Polizeigesetz NRW stoppen!" für Freiheitsberaubung. Es fordert daher
ihre sofortige Freilassung und eine parlamentarische Aufarbeitung der
Geschehnisse.

"Die Ermächtigung der Polizei zur Willkür ist erschreckend schnell
Realität geworden. Dies zeigt: Das neue Polizeigesetz ist eine
autoritäre Spielwiese für die Polizei. Sie tun, was sie wollen, weil sie
genau das aus dem Innenministerium vermittelt bekommen haben. Dass die
Justiz hier aber kritiklos mitzieht und Menschen der Freiheit beraubt,
ist für uns unfassbar", so Sabine Lassauer, Sprecherin des Bündnisses.

Sowohl die Kreispolizeibehörde Heinsberg als auch das Amtsgericht
Erkelenz hatten ihre Begründung der Freiheitsentziehung der
Aktivist*innen darauf gestützt, dass sie deren Identität zur
Gefahrenabwehr mithilfe von Fingerabdrücken feststellen müssten. Im
Beschluss des Amtsrichters Dr. Meuters zur Haftbeschwerde steht: "Die
Ingewahrsamnahme ist zur Gefahrenabwehr geeignet. Innerhalb der
angeordneten Frist ist mit einer Ablösung der Verklebung der
Fingerkuppen zu rechnen. Diese ermöglicht [...] entweder die
Identifikation des Beteiligten, jedenfalls aber dessen
Individualisierung, sodass ein personifiziertes Betretungsverbot gemäß
§34 Abs. 2 PolG ausgesprochen werden kann." Laut diesem Beschluss ist
der Gewahrsamsgrund mit Abnahme der Fingerabdrücke entfallen. Dennoch
habe der Eilrichter des Amtsgerichts Erkelenz am Mittwoch Abend laut "EK
Hambach" entschieden, dass die Gefangenen für "strafprozessuale
Maßnahmen" bis zum Folgetag festgehalten werden sollten.

Rechtsanwalt Christian Mertens sagt dazu: "Polizei und Justiz springen
seit Festnahme meiner Mandant*innen munter zwischen Polizeirecht und
Strafprozessordnung hin und her, um ihre jeweiligen Maßnahmen zu
rechtfertigen. So funktioniert Rechtsstaat aber nicht! Der lange
Freiheitsentzug wäre nach Strafprozessordnung nicht möglich gewesen,
also haben sie einen Antrag auf Basis der Gefahrenabwehr nach
verschärftem Polizeigesetz konstruiert. Jetzt, da die Begründung zu
Gefahrenabwehr wegfällt, soll plötzlich wieder Strafprozessordnung
gelten? Das ist ebenso skandalös wie durchschaubar und reine Schikane
für meine Mandant*innen."

Mit ihrem Vorgehen in dieser Woche haben sowohl die involvierten
Polizeibehörden als auch die Gerichte bewiesen, dass es sich bei der
Verschärfung des Gesetzes keineswegs um Maßnahmen zur Terrorabwehr
handelt, sondern um die Ermächtigung, auf autoritäre Weise mit
Protestierenden aus sozialen Bewegungen umzugehen. Das Innenministerum
NRW, das dies im Gesetzgebungsprozess noch von sich wies, bestätigte
dies nun in einer Stellungnahme gegenüber der WAZ: "Es sind genau diese
Fälle, für die wir die neue Befugnis für die Polizei eingeführt haben.",
erklärte ein Sprecher. Wer glaube, seine Identität verschleiern zu
können (...) werde jetzt eines Besseren belehrt. Sabine Lassauer
kommentiert: "Mit solchen überzogenen Maßnahmen sollen engagierte
Menschen eingeschüchtert und von der Ausübung ihrer Grundrechte
abgehalten werden. Die Polizei missbraucht die Verschärfungen mit
Rückendeckung des Innenministeriums zur Abschreckung."


Pressemitteilung zur Ingewahrsamnahme:

https://polizeigesetz-nrw-stoppen.de/2019/02/11/pressemitteilung/erste-anwendungsfaelle-des-lex-hambi-aus-neuem-nrw-polizeigesetz/

Mehr Informationen:

https://polizeigesetz-nrw-stoppen.de/

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STANDPUNKT/311: In Friedenspolitik investieren (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 14. Februar 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

In Friedenspolitik investieren

Münchener Sicherheitskonferenz



Im Vorfeld der Münchener Sicherheitskonferenz fordert die ärztliche
Friedensorganisation IPPNW von der Bundesregierung, auf die schrittweise
Erhöhung des Verteidigungsetats um 17 Mrd. auf 60 Milliarden Euro im Jahr
2024 zu verzichten und die Ressourcen stattdessen für Maßnahmen der Zivilen
Konfliktbearbeitung und nachhaltige Entwicklungszusammenarbeit bereit zu
stellen. Die Planungen für den Rüstungshaushalt stünden zudem im
Widerspruch zur Koalitionsvereinbarung, wonach steigende Ausgaben für
Militär an gleichermaßen steigende Ausgaben für die
Entwicklungsfinanzierung gekoppelt werden sollen.

Während der Verteidigungsetat im letzten Jahr 38 Milliarden Euro betrug,
standen für Maßnahmen auf den Gebieten Krisenprävention, Friedenserhaltung
und Konfliktbewältigung (Auswärtiges Amt) lediglich 351 Millionen Euro zur
Verfügung. Der Zivile Friedensdienst erhielt vom
Bundesentwicklungsministerium 45 Millionen Euro. Und für die
Entwicklungsarbeit sind 9,39 Milliarden Euro vorgesehen, wobei diese Zahl
noch geschönt ist, weil in die Quote auch Kosten einrechnet werden, die
durch die Unterbringung von Geflüchteten in Deutschland entstehen. Ohne die
Anrechnung bestimmter Ausgaben für die Versorgung von Flüchtlingen läge die
Quote lediglich bei 0,52 Prozent.

"Die zaghaften Ansätze von Ziviler Konfliktbearbeitung müssen ausgebaut und
gestärkt werden", erklärt Susanne Grabenhorst, stellvertretende
IPPNW-Vorsitzende. Das gelte auch mit Blick auf die EU. Friedenssichernde
und -stabilisierende zivile Maßnahmen drohten immer weiter zurückgedrängt
zu werden zugunsten einer Abwehr von Geflüchteten und Migrant*innen. Dabei
belegten Studien, dass Friedensförderung und Entwicklungszusammenarbeit,
viel wirkungsvoller sind, um Menschen zu ermöglichen, in ihrer Heimat zu
bleiben und zu überleben,als Militäreinsätze. Deutschland und die EU
sollten daher die Ursachen von Flucht wie Hunger, Armut, und Kriege
beseitigen und nicht Teil der weltweiten Aufrüstungsdynamik bleiben.

Für das "Instrument für Stabilität und Frieden" stehen im EU-Haushalt
künftig nur noch 1 Mrd. Euro bereit - ca. 1/3 gegenüber dem bisherigen
Finanzrahmen 2014-2020. Wichtige Aufgaben wie z.B. Maßnahmen zur
Wiedereingliederung ehemaliger Kämpfer*innen, zur Resozialisierung von
Kindersoldaten, Räumung von Landminen, Förderung von Frauengruppen und
Versöhnungsarbeit sollen gemäß den Haushaltsvorschlägen der Europäischen
Kommission für die Zeit nach 2020 entfallen. Stattdessen sollen
Migrationskontrolle, Grenzschutz und militärische und polizeiliche
"Ertüchtigung" stärker gefördert werden.

"Militärische Interventionen oder die Aufrüstung von Kriegsakteuren
haben weltweit nicht zu mehr Frieden und Stabilität beigetragen", so
Grabenhorst. Dies sieht offensichtlich auch die deutsche Bevölkerung so:
Laut dem Munich Security Report 2019 wollen 59 Prozent der Deutschen
"international neutral" sein, lediglich ein Drittel spricht sich für eine
"Beteiligung an militärischen Interventionen, wenn nötig" aus.


Sie finden den Munich Security Report 2019 unter:

https://www.securityconference.de/publikationen/- munich-security-report/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Februar 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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INTERVIEW/178: Tierwohl, Anbau und Ernährung - Reduktion von Tierverbrauch wäre schon ein Anfang ...    Martin von BerTA im Gespräch (SB)


Interview am 19. Januar 2019 in Berlin

An einem kalten Samstagmorgen im Januar wälzt sich ein großer Menschenstrom vom
S-Bahnhof Messe Nord/ICC in Richtung Messegelände. Es handelt sich um
BesucherInnen der Internationalen Grünen Woche Berlin, der größten
Landwirtschaftsmesse der Welt. Der wenige hundert Meter lange Weg zum
Eingangsportal der Messe verläuft durch eine Unterführung, in der die
AktivistInnen der Berliner Tierbefreiungsaktion (BerTA) [1] mit Transparenten
und Videos auf die grausamen Seiten der Tierproduktion aufmerksam machen, die
auf der Grünen Woche präsentiert und beworben wird. Zur gleichen Zeit werden im
Regierungsviertel Berlins letzte Vorbereitungen für die alljährliche
Demonstration "Wir haben es satt!" [2] getroffen. Der Schattenblick hat den
Aktivisten Martin unter anderem danach gefragt, wieso die Gruppe heute hier
steht und nicht an der die Messe aus bäuerlicher Sicht kritisierenden
Demonstration teilnimmt. 




[image: Transparente 'Klimakiller Fleischindustrie' und 'Fleischkonsum bedeutet immer Gewalt' - Fotos: © 2019 by Schattenblick]
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Schattenblick (SB): Martin, welcher Organisation gehörst du an und
was ist das Ziel eures Protestes?

Martin: Ich bin von der Berliner Tierbefreiungsaktion (BerTA). Wir haben uns
heute bei den Messehallen zur Grünen Woche getroffen, um nicht direkt gegen die
Grüne Woche zu protestieren, sondern unter anderem gegen die Darstellungen der
Tierhaltung auf ihr und generell, daß es bei der Grünen Woche viel um Tierkonsum,
also Eier, Milch und Fleisch, geht. Deswegen stehen wir hier, um uns an die
Konsumenten zu wenden.

SB: Macht ihr das dieses Jahr zum ersten Mal?

Martin: Wir werden bereits das siebte Mal in Folge aktiv. Vorher hatten wir uns
noch bei den Kundgebungen des Bündnisses "Grüne Woche demaskieren" eingegliedert.
Weil sich dieses Bündnis aber vor drei Jahren aufgelöst hat, machen wir
die Veranstaltung hier sozusagen in Eigenregie.

SB: Warum agiert die Tierrechts- und Tierbefreiungsszene eher am Rande dieser
wichtigen Landwirtschaftsmesse?

Martin: Es gibt schon viele Veranstaltungen, aber die sind eben nicht so
gebündelt. Heute sind wir gerade einmal zehn Leute, und dennoch sind wir
sichtbar und werden auch wahrgenommen. Gestern haben wir gegen das
Ferkelkastrieren protestiert. Auch im letzten Jahr haben die verschiedenen Gruppen
und Organisationen ihre Aktionen über die Tage verteilt. Deswegen ist es ein
bißchen gesplittet und sieht immer nach kleinen Protesten aus, letzten Endes ist
es aber doch eine große Häufung von Aktionen. So ist es vielleicht auch besser. 

Es würde nicht viel bringen, wenn wir hier mit hundert Leuten stehen und
dann die ganze Woche über gar nichts mehr passiert. So gesehen ist es
sinnvoller, in kleineren Gruppen etwas zu unternehmen, so daß kontinuierlich
über die Woche verteilt Sachen stattfinden. Ein Großteil der Leute geht heute
wahrscheinlich auf die "Wir haben es satt!"-Demo, da ist immer ein recht großer
Tierbefreiungsblock mit dabei. Und deswegen haben sich diese Gruppen dazu
entschlossen, ihre Aktionen über die Woche zu verteilen.

SB: Könntest du nochmal erläutern, warum ihr, wie auf eurer Seite angekündigt,
nicht an dieser Demo teilnehmen wolltet?

Martin: Bei der "Wir haben es satt!"-Demo geht es ja nicht explizit darum,
Tierausbeutung abzuschaffen, sondern die Leute wollen die Tierindustrie
reformieren, damit es den Tieren vermeintlich besser geht. Das wirkt dann wie
eine Legitimation: Wir behandeln sie jetzt besser als zuvor, dann können wir sie
auch nutzen. Das widerspricht aber unserer Auffassung von Ethik und Philosophie.
Wir sagen, wenn ich ein Tier gut behandelt habe, gibt mir das trotzdem nicht das
Recht, dieses Lebewesen auszubeuten. Uns geht es nicht um größere Käfige oder
mehr Stroh im Stall, sondern darum, daß die Tiere da überhaupt nichts zu suchen
haben. Weil die Position, generell weniger Fleischkonsum zu fordern, nicht
wirklich Bestandteil des Aktionskonsenses ist, ist auch die Albert Schweitzer
Stiftung aus dem Aktionsbündnis ausgestiegen.

SB: Nicht einmal als Minimalforderung, als die verschiedenen Lager
überbrückender Grundkonsens?

Martin: Nicht wirklich. Es geht einfach nur um Reformen und darum, daß die
Fleischproduktion wieder stärker in bäuerliche Betriebe übergeht, als daß es
darum geht, daß diese Tierfabriken nicht mehr existieren. Es gibt sicher viele
kleine Bauern, die in irgendeiner Form vielleicht sogar eine ökologische Haltung
machen, weil sie keine Futtermittel mit vielen Zusätzen füttern oder ähnliches,
aber das Endresultat bleibt das gleiche. Am Ende wird das Tier zum Schlachter
gefahren, und das wollen wir nicht. Egal, wie gut man zu einem Tier ist, selbst,
wenn ich dem Tier mehr Platz gebe und keine Antibiotika zufüttere, bleibt noch
der Punkt der Ressourcenverschwendung, denn das Tier muß trotzdem fressen, um es
auf die sogenannte Schlachtreife zu kriegen. Und daran wird nicht gerüttelt.

SB: Verspricht sich der Tierrechtsblock, der an der Demo teilnimmt,
durch seine Präsenz vielleicht, andere davon überzeugen zu können, daß
es besser wäre, ganz aus dem Tierverbrauch auszusteigen?

Martin: Darüber kann ich nur spekulieren und auf das zurückgreifen, was ich auf
Foren oder deren Seiten gelesen habe. Dort wird etwa vertreten, daß man den
Leuten innerhalb der Demo einen weiteren Denkanstoß geben möchte, indem man
ihnen sagt, ja, den Punkt, daß die Landwirtschaft, wie sie gerade läuft, nicht
richtig ist, habt ihr gut erkannt, aber es gibt noch einen Punkt, den ihr außen
vor gelassen habt. Vielleicht wäre es gut, wenn ihr noch ein bißchen weiter über
den Tellerrand guckt. Dies und ähnliches habe ich auf den Seiten der
Gruppen gelesen, die an der Demo teilnehmen. Es geht einfach darum, Leute, die
sowieso schon für das Thema sensibilisiert sind, noch ein bißchen weiter in eine
andere Richtung zu schubsen und zu sagen, schaut mal, es gibt noch mehr.

SB: Die Gruppe BerTA gibt es seit 1997. Damals gab es den Veganismus als
gesellschaftliche Erscheinung fast gar nicht. Heute kann man in jedem Supermarkt
vergane Produkte kaufen. Wie ist euer Verhältnis zu einer Art von
Ernährungstrend, der meist unpolitisch ist und die Tierproblematik regelrecht
ausklammert?

Martin: Heute bewegt sich alles schon in deutlich anderen Dimensionen. Als wir
in Berlin angefangen haben, waren wir die einzige Gruppe, die sich zum Thema
Veganismus positioniert hat. Viele andere Gruppen hatten ja keine Ableger.
Heutzutage haben viele großen Vereine verschiedene Ortsgruppen und AGs, die dann
Aktionen dazu machen. Und neue Gruppen sind überhaupt erst in den letzten Jahren
entstanden, die jetzt aber auch ein mediales Echo haben. Natürlich freut es uns,
wenn viele Leute vegan leben, aber für uns geht der politische Anspruch oft ein
bißchen verloren. Wir erleben das auch, wenn wir uns in Cafés und Restaurants
bewegen und teilweise auch in Läden einkaufen, wo Trendveganer essen bzw.
shoppen. Dann merkt man schon, daß es stark um den angeblichen
Gesundheitsvorteil geht, obgleich Veganismus nicht per se gesund ist. Man kann
sich auch mit Chips und Cola vegan ernähren, aber das ist auf die Dauer nicht der große
Bringer. 

Ich habe schon das Gefühl, daß sich gerade viele der neuen Trendveganer eher
vollwertig und gesund ernähren als viele Leute, die lange in der Tierrechtsszene
waren, wo es hauptsächlich darum ging, vegan zu leben, obwohl sich das
inzwischen auch gewandelt hat. Ich kenne viele Leute, die wirklich sehr bewußt
essen und das schon länger machen. Mir persönlich fehlt aber oft dieses
Weiterdenken an die Tierausbeutung. Vegan zu essen hat für mich immer etwas mit
Ethik zu tun und nicht unbedingt nur damit, daß ich das jetzt für mich tue und
mich gesünder ernähre, als ich es früher getan habe. Für mich steht immer im
Hintergrund, warum ich das mache. Ich habe dann eben diese Bilder vor Augen von
Ressourcenverschwendung, von abgeholzten Regenwäldern. Ich weiß, wofür das
gemacht wird. Die meisten Leute, die sich das im Fernsehen anschauen, sehen zwar
einen abgeholzten Regenwald und sagen, oh, das ist nicht cool, aber sie
verbinden das nicht mit dem Stück Fleisch, das sie zur Nachrichtensendung essen,
blenden aus, daß das Futtermittel für dieses Tier eventuell auf diesem Grund und
Boden angebaut wird. 

Mir fehlt ein wenig die Rückbesinnung darauf, welche Firmen schon lange vegane
Produkte wie Tofu oder Fleischersatz anbieten, während jetzt viele
fleischproduzierenden Firmen auf diesen Markt drängen. Dann sagen die Leute, die
Nuggets von der und der Firma sind total gut. Mag sein. Ich will jetzt niemanden
verurteilen, der nicht sofort durchblickt, welche Firma zu welcher Branche
gehört, aber ich würde mir wünschen, daß da mehr Anspruch reinkommt. Ich finde
es schade, daß große Firmen, die eigentlich auf Fleisch setzen, dann aber
merken, wie groß die Nachfrage für vegane Produkte ist und weil sie weiter
Profit machen wollen, den Leuten, die ihre Sachen ansonsten nicht kaufen würden,
halt die vegane Alternative dazu anbieten. Firmen, deren Philosophie es ohnehin
war, vegane Produkte anzubieten, geraten ins Hintertreffen und können sich
gerade so über Wasser halten, während fleischproduzierende Firmen auf einmal mit
veganen Produkten große Umsätze machen. Deshalb fehlt mir bei vielen, die sich
mit diesem Thema neu beschäftigen, der kritische Ansatz. 

SB: Ein grundlegendes Problem ist die Verwertung von Tieren im
kapitalistischen Sinne. Ist Kapitalismuskritik im Verhältnis zur
Tierausbeutung für euch ein Thema?

Martin: Wir versuchen schon, so weit wie es möglich ist, Kapitalismuskritik zu
üben. Ich finde es problematisch, wenn große Unternehmen auf einmal auf diesen
Vegan-Zug aufspringen, weil sie merken, daß die Nachfrage groß ist, um weiterhin
Profit zu machen, oder wenn die Leute sich keine Gedanken darüber machen, welche
veganen Ersatzprodukte sie eigentlich kaufen. Ich habe mich eine Weile damit
beschäftigt, welche Firmen vegane Produkte anbieten und warum sie so teuer sind,
während andere Firmen günstiger sind und ihre Produkte trotzdem in Öko-Qualität
anbieten. Zum Teil handelt es sich um Firmen, die mit Veganismus nichts zu tun
haben. Die steigende Nachfrage weckt jedoch das Interesse der Wirtschaft. Also
schmeißen sie ihre Produkte auf den Markt, und weil sie ein großes Marktsegment
bedienen, kriegen sie auch ihre Sachen eher in die Supermarktregale. So liefern
nachher Firmen vegane Produkte an die Supermärkte, die mit diesem veganen Hype
ihren Schnitt machen wollen, aber mit Tierwohl nichts am Hut haben. Deswegen
lautet für uns die Devise, möglichst kleinteilig zu konsumieren, also möglichst
kleine Bio-Läden aufzusuchen und darauf zu achten, daß man die Firmen, die schon
immer vegan waren, finanziell unterstützt.

SB: Wie groß ist eure Gruppe?

Martin: Wir sind eine recht kleine Gruppe, etwa zehn Personen, was
aber auch damit zu tun hat, daß in Berlin viele Gruppen unterwegs
sind. Es gibt ein ganz großes Spektrum von verschiedenen Gruppen, die
hier immer wieder Aktionen machen. Viele Leute springen von Event zu
Event, darunter sind auch Leute, die nicht fest zu einer Gruppe
gehören, aber an allen möglichen Terminen teilnehmen. Deswegen
existieren viele Gruppen in Berlin, die nicht besonders groß sind,
aber teilweise viele Leute erreichen. Der eigentliche Kern der Gruppen
ist oft relativ klein.

SB: Martin, vielen Dank für das Gespräch.
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Fußnoten:

[1] http://berta-online.org/
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AUFRUF/101: Hamburg sagt Nein zur US-Intervention und EU-Mittäterschaft in Venezuela, 16.02.2019


Hamburger Bündnis gegen die Imperialistische Intervention in Venezuela

Hamburg Sagt Nein zur US-Intervention und EU-Mittäterschaft in 
Venezuela!

Demonstration am Samstag, 16.02.2019 

S-Bahnhof Altona | Ausgang Ottenser Hauptstraße | 14:00 Uhr



Am 22. Januar 2019 unterstützte der Vizepräsident der Vereinigten Staaten
Mike Pence offen einen Regierungswechsel in Venezuela und forderte die
Streitkräfte zur Rebellion gegen die Regierung auf. Damit übernahm er eine
aktive Oppositionsrolle im Land und gab außerdem die Selbsternennung Juan
Guaidós zum Übergangspräsidenten in Auftrag. Diese erfolgte am 23. Januar
und wurde von Trump bestätigt, in dem er Guaidó seine Anerkennung als
Präsident Venezuelas aussprach. Kanada und die Lima-Gruppe in Lateinamerika
schlossen sich dem unverzüglich an. All dies geschah unter Missachtung der
Selbstbestimmung des venezolanischen Volkes und seiner demokratisch
gewählten Regierung.

Die mediale Berichterstattung in Deutschland über die Situation in
Venezuela erfüllt dabei praktisch die Aufgabe, die ihr vom Südkommando der
US-Streitkräfte im Rahmen seiner Agenda gegen Venezuela zugedacht wurde.
Beschrieben ist sie im Bericht "Operation Venezuela Freedom 2", der am 25.
Februar 2016 vom damaligen Chef des Südkommandos Admiral Kurt Tidd
unterschrieben wurde. Dort heißt es: "Die offensive Kampagne auf
propagandistischem Gebiet aufrechterhalten, um so ein Klima des Misstrauens
zu fördern, Furcht auszulösen, damit die Situation unregierbar wird.
Unbedingt zu betonen ist dabei alles, was mit einer Störung der
Regierungstätigkeit verbunden ist: Mangelhafte Verwaltung, die Folgen hoher
Kriminalität und eines unsicheren Lebensumfelds für die Menschen".

Zu den Ergebnissen dieser Operation gehören: Die Schaffung der selbst
ernannten Lima-Gruppe, die Bildung eines internationalen Tribunals, die
Förderung der Fremdenfeindlichkeit, ein "humanitärer Korridor",
Grenzkonflikte mit Venezuela, das Eindringen von Schiffen aus
Guyana in das Esequibo-Grenzgebiet und schließlich die Nichtanerkennung des
zweiten Mandats von Präsident Nicolás Maduro. Hervorzuheben sind hier auch
die Wirtschafts- und Finanzsanktionen, die Teil der 12 Empfehlungen von
Admiral Tidd sind. Zitat: "Nach dem Ansatz 'Einkreisen und Ersticken' haben
wir mit unseren engsten Partnern der MUD [rechtsgerichtetes
Oppositionsbündnis in Venezuela] vereinbart, die Nationalversammlung als
Zange einzusetzen, um die Regierungstätigkeit zu blockieren: Aufrufe zu
Events und Mobilisierungen, Infragestellen von Regierungsmitgliedern,
Verweigerung von Krediten, Aufhebung von Gesetzen."

Aus diesem Grund setzt die US-Regierung nun ihre Eskalation durch
Desinformation fort und kommuniziert dazu über die Medienstelle des
Südkommandos und die großen Nachrichtenagenturen, dass sie Juan Guaidó, als
selbst ernannten Interimspräsidenten anerkennt. Dabei geht es einfach
darum, den von Präsident Nicolás Maduro am 20. Mai 2018 errungenen Wahlsieg
zu verdecken und gleichzeitig der nationalen verfassungsgebenden
Versammlung, die mit Vertretern von Basisorganisationen, im Juli 2017
gewählt wurde, ihre Autorität und Legitimität abzusprechen.

Angesichts der aktuellen Lage erhebt die internationale Solidarität nun
ihre Stimme gegen die Niedertracht der Medienkonzerne, die gemeinsam mit
den Vereinigten Staaten einen Staatsstreich in Venezuela vorantreiben.

Wir sind gegen die imperialistische Einmischung in die Bolivarische
Republik Venezuela!

Die Putschpolitik der Opposition weisen wir zurück! Die von Donald Trump
bestimmte Haltung der Regierungen in der Region sowie Deutschlands,
Frankreichs und Israels lehnen wir ab!

Wir erklären unsere Solidarität mit der verfassungsmäßig gewählten
Regierung und dem venezolanischen Volk - einem heroischen Volk, das
tagtäglich seinen Willen verteidigt und sich den harten
Wirtschaftssanktionen widersetzt, die von den USA verhängt worden sind.

Wir weisen auch die Einmischung von Regierungen aus Ländern und Regionen
zurück! Hier ist zum Beispiel Chile zu nennen, dass sein eigenes Volk und
die Mapuche unterdrückt sowie noch immer mit der Verfassung von Pinochet
regiert. Hierzu gehört ebenfalls die Regierung Kolumbiens, die sieben
US-Militärstützpunkte garantiert und wo täglich mehr soziale
Aktivisten ermordet werden!

Die antiimperialistische Internationale Solidarität fordert soziale
Bewegungen, Gewerkschaften und Politiker auf, Medienmanipulationen
anzuprangern und die Selbstbestimmung der Völker zu verteidigen.

Hamburg, 02.02.2019

NEIN zu der imperialistischen Einmischung!!!

Nieder mit dem Staatsstreich des Imperialismus!!! 

Es lebe die internationale Solidarität unter den Völkern!!!

Es lebe die Souveränität des venezolanischen Volkes!!!

No pasarán!

Hamburger Bündnis gegen die Imperialistische Intervention in Venezuela

 * 

Quelle:

Hamburger Bündnis gegen die Imperialistische Intervention in Venezuela
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AUFRUF/100: München - Protest gegen die Sicherheitskonferenz, 16.02.2019


Aktionsbündnis gegen die Münchner Sicherheitskonferenz

Protest-Aufruf gegen die Münchner Sicherheitskonferenz

Frieden statt Aufrüstung! - Nein zum Krieg!

am Samstag, 16. Februar 2019 in München um 13 Uhr am Stachus



Vom 15.-17. Februar 2019 findet in München die "Sicherheitskonferenz"
(SIKO) statt. Und Sicherheit könnten wir gut gebrauchen: Die Sicherheit,
dass wir uns morgen noch unsere Miete leisten können, dass es keinen Krieg
gibt und unsere Umwelt nicht den Bach heruntergeht. Aber um all das geht es
bei der SIKO nicht.

Was ist die SIKO?

Es treffen sich Staats- und Regierungschefs mit Vertreter*innen aus
Militär, Wirtschaft und Rüstungsindustrie, vorwiegend aus NATO-Staaten. Sie
tagen im Bayerischen Hof - angeblich, um "einen Beitrag zur internationalen
Sicherheit" zu leisten. Tatsächlich geht es um die Rechtfertigung der NATO,
ihrer Rüstungsausgaben und Kriegseinsätze, die uns als "humanitäre
Interventionen" verkauft werden.

Um welche Sicherheit sollte es gehen?

Hätten alle Menschen genug zu essen, ein Dach über dem Kopf, Zugang zu
ärztlicher Versorgung, Bildung und existenzsichernder Arbeit, wäre das ein
Beitrag zur Bekämpfung von Terrorismus und Fluchtursachen. Möglich wäre
das. Aber um soziale Sicherheit, um Sicherheit für uns alle geht es den
NATO-Strategen auf der SIKO nicht.

Stattdessen wollen sie die Vormachtstellung des "Westens" und das
kapitalistische Wirtschaftssystem, das auf Ausbeutung basiert, mit
militärischer Stärke sichern. Dafür erhöhen sie die Militärausgaben, kaufen
Killerdrohnen und perfektionieren ihr Atomwaffenarsenal. Zwei Drittel der
weltweiten Rüstungsausgaben von 1739 Milliarden Dollar in 2017 entfielen
auf die NATO und mit ihnen kooperierende Staaten.

Kurdistan, Jemen, Mali, Afghanistan, Irak, Syrien. Die Liste der Länder, in
denen NATO-Staaten Kriege führen oder unterstützen, ist lang. Sie stützen
Regime, die ihnen Zugang zu Rohstoffen garantieren, und nehmen dabei
Bürgerkriege wie z.B. im Kongo in Kauf. Mit ihren Militäreinsätzen sichern
sie die Profite großer Konzerne, deren Zugang zu Absatzmärkten und die
"Nachfrage" nach Waffen. Durch diese Kriege werden die Lebensgrundlagen und
damit jegliche soziale Sicherheit in den betroffenen Regionen zerstört und
hunderttausende Zivilisten getötet.

Wir, die Menschen aller Länder, haben an solchen Kriegen kein Interesse.
Wenn wir uns zusammentun, haben wir die Kraft, sie zu verhindern. Vor
hundert Jahren hat die Weigerung der Kieler Matrosen, ihr Leben für Kaiser
und Kapital zu geben, das Ende des ersten Weltkrieges eingeleitet. Heute
weigern wir uns: Wir wollen kein nukleares Wettrüsten und wir wollen keine
Kriege in unserem Namen. Was wir erarbeiten, soll nicht in Rüstung und
Militär fließen, sondern in ein besseres Leben - für uns alle.

Statt eines militärischen Bündnisses, das nur im Rahmen militärischen
Denkens agieren kann, brauchen wir eine globale Protestbewegung, die die
Regierenden zu Abrüstung, Rüstungskontrollen, einer fairen Handelspolitik
und zur Einhaltung der Charta der Vereinten Nationen zwingt.

Daher richtet sich unser Protest gegen die NATO.

Deren Sicherheit ist nicht unsere Sicherheit.

Welche Rolle spielt dabei die Bundesrepublik?

Deutschland ist an aktuellen Kriegen und Kriegsvorbereitungen beteiligt
Die Bundesregierung will die Militärausgaben bis 2024 auf über 80
Milliarden EURO verdoppeln. Das wären 20% des Bundeshaushalts. Diese
Milliarden sollten in Arbeitslosenhilfe, bezahlbare Wohnungen oder in das
Bildungs- und Gesundheitswesen fließen.

Aktuell ist die Bundeswehr an 14 Auslandseinsätzen beteiligt. Zudem ist
Deutschland die Drehscheibe für den völkerrechtswidrigen Drohnenkrieg der
USA.

Die Bundesregierung boykottiert ein Verbot aller Atomwaffen
Zwei Drittel der UN-Mitgliedsstaaten haben einen Atomwaffenverbotsantrag
beschlossen. Das wollen auch 90% der Bevölkerung in Deutschland. Aber die
Bundesregierung hält an der Stationierung von Atomwaffen auf deutschem
Boden fest. Sie weigert sich, dem Atomwaffenverbotsvertrag beizutreten.

Dabei droht ein neues atomares Wettrüsten: Donald Trump hat angekündigt,
aus dem INF-Vertrag aussteigen zu wollen. Der INF-Vertrag verbietet die
Entwicklung und den Besitz von landgestützten Nuklearraketen mit kurzer und
mittlerer Reichweite. Mit einem Ausstieg würde sich die Gefahr eines
Atomkrieges massiv erhöhen.

Deutschland bewaffnet Despoten und liefert Kriegswaffen in alle Welt
Deutsche Rüstungskonzerne verdienen Milliarden mit Waffenexporten in
Krisenregionen. Die Türkei führt mit deutschen Waffen Krieg gegen die
kurdische Bevölkerung. Damit wird die Bundesregierung, zugunsten der
eigenen wirtschaftlichen und strategischen Interessen, zur Komplizin des
Erdogan-Regimes bei der brutalen Unterdrückung der Kurd*innen. Werte wie
Menschenrechte, Demokratie und Gleichberechtigung werden mit Füßen
getreten.

Eine von Saudi-Arabien geführte Koalition mordet im Jemen auch mit
deutschen Waffen. Dort sind inzwischen drei von vier Menschen auf
Hilfslieferungen angewiesen, Millionen sind vom Hungertod bedroht.

Wer sind wir?

Unser Aktionsbündnis ist Teil der weltweiten Bewegung für Gerechtigkeit und
Frieden. Wir lehnen jede militärische Drohung und jeden Angriffskrieg ab,
auch von Staaten außerhalb des westlichen Bündnissystems. Unser Protest
richtet sich in erster Linie gegen die Bundesregierung, die sich im Rahmen
der NATO an völkerrechtswidrigen Angriffskriegen beteiligt. Mit der NATO
wird es keine friedliche, gerechte und solidarische Welt geben. Eine solche
Welt ist aber nötig und möglich! Lasst uns gemeinsam dafür aktiv werden.

Geht mit uns auf die Straße


	für Abrüstung statt Aufrüstung. Kürzung des Militäretats.

	für Solidarität mit Geflüchteten. Fluchtgründe beseitigen, nicht verursachen.

	gegen Auslandseinsätze der Bundeswehr. Keine Bundeswehreinsätze im Innern.

	für eine Welt ohne Militär, somit auch ohne Bundeswehr.

	gegen Rüstungsexporte, insbesondere an kriegsführende Staaten. Verbot der Lizenzvergabe und der Verlagerung von Rüstungsfirmen ins Ausland.

	gegen die Produktion von Kriegswaffen. Sozialverträgliche Umstellung auf die Produktion ziviler Güter.

	für den Beitritt zum UN-Atomwaffenverbotsvertrag. Atomwaffen raus aus Deutschland.

	gegen den ständigen Bruch des Völkerrechts. Keine Beteiligung an Angriffskriegen.

	für den Austritt Deutschlands aus der NATO und allen Militärstrukturen der EU.

	für die Auflösung aller US- und NATO-Militärstützpunkte in Deutschland. Keine Beihilfe zu den US-Drohnenmorden.

	für Frieden in Europa; keinen Konfrontationskurs mit Russland.

	für soziale Sicherheit, Umweltschutz und Frieden - statt Milliarden für Aufrüstung und Krieg.

	gegen eine ausbeuterische Handelspolitik, die Kriege, Armut und Flucht verursacht



Kommt zur Demonstration

am Samstag, den 16. Februar 2019

in München um 13 Uhr am Stachus

 * 

Quelle:

Aktionsbündnis gegen die Münchner Sicherheitskonferenz

im EineWeltHaus München

Schwanthalerstraße 80, 80336 München

E-Mail: info@antisiko.de

Internet: https://www.antisiko.de
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TREFF/1177: Berlin - Brown Bag Lunch, "200 Jahre Theodor Fontane" mit Iwan-Michelangelo D'Aprile, 26.3.19


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für März 2019

Di 26.3., 12:30 Uhr

200 Jahre Theodor Fontane
Iwan-Michelangelo D'Aprile im Gespräch mit Tilman Krause

Brown Bag Lunch

7 EUR / erm. 4 EUR



Theodor Fontane, dessen Geburtstag sich in diesem Jahr
zum 200. Mal jährt, war einer der modernsten Autoren seiner Zeit.
Erstmals wird sein Leben aus der Perspektive der rasanten
Entwicklungen des 19. Jahrhunderts beleuchtet: Fontane schrieb
Balladen und Gedichte über amerikanische Dampfschiffe und
Eisenbahnunfälle in Schottland, als Journalist experimentierte er mit
Genres und Formaten ebenso engagiert, wie er es als Apotheker mit
Arzneimischungen getan hatte.

Der Germanist Iwan-Michelangelo D'Aprile löst Fontane in diesem Buch
aus seinem Nahbereich Preußen und Brandenburg und nimmt ihm damit das
»Pantoffelige«, das ihm seine Kritiker*innen so gerne andichten:
Fontane erscheint als glänzender und lebendiger Beobachter seiner
Zeit. So entsteht ein vielschichtiges Bild, das zur Neulektüre eines
literarischen Klassikers einlädt. Mit dem Autor unterhält sich der
Literaturkritiker Tilman Krause.

Iwan-Michelangelo D'Aprile »Fontane. Ein Jahrhundert in Bewegung«,
Rowohlt, 2018

Brotdosen, Thermoskannen oder Lunchpakete dürfen wie immer gerne
mitgebracht werden!

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für März 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1176: Berlin - J. Schalansky, C. Hein, I. Schulze im Gespräch über Christa Wolf, 18.03.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für März 2019

Mo 18.3., 19:30 Uhr

»Nachdenken über Christa W.«

Judith Schalansky, Christoph Hein und Ingo Schulze im Gespräch mit
Lothar Müller

Jubiläum

7 EUR / erm. 4 EUR



Heute vor 90 Jahren wurde Christa Wolf geboren. Während sie
einerseits als eine der bekanntesten Schriftstellerinnen der DDR
kanonisiert ist, sind andererseits die Gräben zwischen Ost und West
bis heute deutlich zu spüren. Wer liest Christa Wolf heute wo und
wie? »Nachdenken über Christa W.« heißt deshalb unsere
Veranstaltung, auf der sich Gegenwartsautor*innen ihre
Gedanken über Christa W. machen: Christoph Hein, Judith Schalansky
und Ingo Schulze nehmen Stellung zu einzelnen Texten von Christa
Wolf, lesen und diskutieren.

Der Journalist und Literatukritiker Lothar Müller moderiert den
Abend.

Ausgewählte Exponate aus dem Nachlass Christa Wolfs laden Sie ein,
einen genaueren Blick in das Werk der Autorin zu tun.

Eine Veranstaltung in Kooperation mit der Akademie der Künste, der
Christa-Wolf-Gesellschaft und dem Suhrkamp Verlag

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für März 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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AUSSICHTEN/8550: Und morgen, den 15. Februar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 15.02.2019 bis zum 16.02.2019 +++
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MELDUNG/383: Projekt - Spionageabwehr des Verfassungsschutzes zur Zeit des Kalten Kriegs (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 13.02.2019

Spionageabwehr des Verfassungsschutzes zur Zeit des Kalten Kriegs



Wie sich das Bundesamt für Verfassungsschutz zur Zeit des Kalten Krieges
gegen Spionage durch das Ministerium für Staatssicherheit der DDR, die
Stasi, schützte, untersucht ein neues Forschungsprojekt an der
Ruhr-Universität Bochum. Der Historiker Prof. Dr. Michael Wala konzentriert
sich dabei auf die Jahre 1950 bis 1990. Das am 1. Februar 2019 gestartete
Forschungsvorhaben wird vom Bundesinnenministerium finanziell unterstützt
und läuft bis Juli 2021.

Das Projekt trägt den Titel "Das Bundesamt für Verfassungsschutz, das
Ministerium für Staatssicherheit und die Spionageabwehr im Kalten Krieg"
und gliedert sich in drei Teile.

Umfangreiche Organisationsgeschichte

Im ersten Teil arbeitet Michael Wala die Organisationsgeschichte der
Abteilung für Spionageabwehr auf. Dabei bezieht er bekannte Spionagefälle
sowie den Mauerbau ein und untersucht, wie diese Ereignisse die
Organisation der Abteilung veränderten. Auch die verfügbaren Ressourcen
und personelle Veränderungen, etwa das Ausscheiden der
nationalsozialistisch belasteten Gründergeneration in den 1960er-Jahren,
nimmt er in den Blick.

Wie die Spionageabwehr des Verfassungsschutzes in die bundesdeutsche und
transatlantische Sicherheitsarchitektur eingebunden war, steht im Fokus
des zweiten Projektteils. Wie arbeitete die Spionageabwehr mit anderen
Sicherheitsbehörden wie dem Bundeskriminalamt oder Bundesnachrichtendienst
zusammen? Wie mit ausländischen Diensten? Diese Fragen untersucht Michael
Wala vor dem Hintergrund gesellschaftlicher und politischer Veränderungen
zur Zeit des Kalten Krieges. Dabei will er auch den Prozess nachzeichnen,
in dem sich die Arbeit des Verfassungsschutzes langsam von der des
Bundesnachrichtendienstes abgrenzte.

Wie sich Spionage und Spionageabwehr wandelten

Im dritten Projektteil geht es darum, wie sich Stasi-Spionage und
Spionageabwehr zwischen 1950 und 1990 wandelten. Unter anderem erforscht
Wala, auf welche Methoden der Verfassungsschutz vor dem Hintergrund
begrenzter Ressourcen setzte, beispielsweise auf die Auswertung von
öffentlich zugänglichen Informationen, das geheime Abfangen von Sprech-
oder Textnachrichten oder Informanten.

Projekt knüpft an frühere Studien an

Das aktuelle Projekt ist eine Fortsetzung einer früheren Arbeit, die Wala
zusammen mit dem Bochumer Historiker Prof. Dr. Constantin Goschler
durchführte und 2015 unter dem Titel "Keine neue Gestapo - Das Bundesamt
für Verfassungsschutz und die NS-Vergangenheit" im Rowohlt-Verlag
veröffentlichte.



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum, 13.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/014: Auf Spurensuche - Wie es zur Spaltung der Linken in Italien kam (Gerhard Feldbauer)


Wie kam es zur Spaltung der Linken in Italien

Auf Spurensuche

von Gerhard Feldbauer, 13. Februar 2019
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Eine "chilenische Lösung" auch gegen ein linkes Italien? Hier die Bombardierung des Präsidentenpalastes La Moneda während des Putsches vom 11. September 1973

Foto: Biblioteca del Congreso Nacional [CC BY 3.0 cl (https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/cl/deed.en)]



Es gibt Daten in der Geschichte, die im Rückblick von über einen
halben Jahrhundert anregen nachzudenken, ob immer die richtigen
Entscheidungen getroffen wurden. Das vor allem auch unter dem
Gesichtspunkt der Folgen, die sie zeitigten. Ein solches Datum war im
Januar 1964, als damals in Italien mit der Partei der Proletarischen
Einheit eine zweite Sozialistische Partei entstand. Spätestens hier
setzte ein Prozess weiterer Spaltungen ein, an dessen Ende die heutige
tiefe Zerrissenheit der Linken steht. Ein Überblick fördert
unterschiedliche Bedingungen und vielfältige Ursachen zutage, auch, ob
die Trennung manchmal voreilig erfolgte.

Die Gründung der PSIUP

Am Anfang steht, dass nach dem Eintritt der Sozialisten 1963 in die
von der Democrazia Cristiana (DC) geführte Regierung am 12./13. Januar
1964 der linke Flügel mit 25 der 87 Abgeordneten und 12 der 36
Senatoren die Sozialistische Partei (ISP) Pietro Nennis verließ und
eine Sozialistische Partei der Proletarischen Einheit (PSIUP) bildete.
An der Spitze standen aktive Teilnehmer am antifaschistischen
Widerstand gegen das faschistische Regime Mussolinis wie Lelio Basso
(1903-1978) und Emilio Lusso (1890-1975). [1]

Unter welchen Bedingungen trat die ISP 1963 in die DC-geführte
großbürgerliche Regierung ein? Bei den Parlamentswahlen 1953 hatte
die DC die Quittung für ihren proatlantischen Kurs, dessen Höhepunkt
1949 der Beitritt zur NATO war, erhalten. Sie erlitt eine schwere
Niederlage und sackte von 48,9 Prozent 1948 auf 40,1 ab. Alcide De
Gasperi musste als Premier zurücktreten. Um regierungsfähig zu
bleiben, steuerte man in der DC die Wiederaufnahme der 1947 zusammen
mit den Kommunisten aus der Regierung vertriebenen Sozialisten in die
Regierung an.
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Italien, 1949 - ungeachtet massiver Proteste ein NATO-Staat der ersten Stunde

Graphik: User: Patrickneil, based off of Image: EU1976-1995.svg by glentamara [CC BY-SA 3.0 (http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)], from Wikimedia Commons



Aldo Moros Apertura a Sinistra

Die Initiative zu dieser später apertura a sinistra (Öffnung nach
links) genannten Linie ging von dem Führer des linken Flügels und
Parteivorsitzenden, Aldo Moro, aus. Moro hatte 1949 als Staatssekretär
den Beitritt zur NATO abgelehnt und war von De Gasperi darauf aus dem
Kabinett ausgeschlossen worden. Während es ihm darum ging, der
Vorherrschaft der USA in Italien vorzubeugen, die Blockkonfrontation
abzubauen und vor allem der wachsenden faschistischen Gefahr
entgegenzutreten, wollten die rechten DC-Kreise die ISP auf ihre
pro-atlantische Linie festlegen. Neben der Absage an den
antikapitalistischen Kurs verlangten sie, das Aktionseinheitsabkommen
mit der IKP aufzukündigen. Die rechten Kräfte in der ISP, die
zunehmend die Partei beherrschten, nahmen die Signale positiv auf. Als
Anstöße, die zum Bruch mit der IKP führten, werden gern der
XX. Parteitag der KPdSU im Februar 1956 und das militärische
Eingreifen der UdSSR in Ungarn im Oktober 1956 angeführt.
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Aldo Moro (rechts) mit Francesco Cossiga, dem späteren Minister- und Staatspräsidenten (links), 1977

Foto: Public domain, via Wikimedia Commons



Aktionseinheit mit IKP beendet

Ohne die tiefgehenden Auswirkungen der beiden Ereignisse zu negieren
ist festzuhalten, dass der Ausgangspunkt des Umschwenkens der ISP
weiter zurück liegt. Bereits auf dem XXXI. Parteitag im März 1955
hatte Pietro Nenni eine Offerte der DC vom "Wechsel des Bündnisses"
aufgegriffen und empfohlen, sich "gegenüber den Katholiken zu öffnen".
Als Giovanni Gronchi von der DC vier Wochen später zum
Staatspräsidenten gewählt wurde, sprach er verbrämt von der
Notwendigkeit, "die arbeitenden Massen, die das allgemeine Wahlrecht
bis an die Schwelle des Staates geführt hat, auch effektiv an der
politischen Leitung des Landes zu beteiligen" und so "die Versöhnung
zwischen Volk und Staat" zu verwirklichen. Im Oktober 1956 kündigte
die ISP das Aktionseinheitsabkommen mit den Kommunisten. Ihr XXXIII.
Parteitag im Januar 1959 billigte den Rechtsschwenk. Die Delegierten
bestätigten Nenni, den viele an der Basis noch immer für einen Linken
hielten, an der Parteispitze, was es ermöglichte, die mehrheitlich
rechte Ausrichtung zu kaschieren. [2]
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Historische Aufnahme vom 15. September 1947 - Pietro Nenni (2.v.l.) und Lelio Basso (l.) in Warschau

Foto: Film Nr. 25; 15. September 1947 [Public domain], via Wikimedia Commons



Die verspätete Arbeiteraristokratie

Eine entscheidende sozial-ökonomische Grundlage für den in der ISP wie
später auch in der IKP einsetzenden Kurs hin zu einer
Klassenzusammenarbeit mit der Bourgeoisie bildete die mit dem
Machtantritt des Faschismus 1922 unterbrochene Herausbildung einer
Schicht der Arbeiteraristokratie. Die stärksten Konzerne hatten ihre
Kriegsgewinne in modernste Industrieanlagen investiert, die eine hoch
intensive Ausbeutung der Arbeitskraft ermöglichten. Einen Teil der
erreichten Höchstprofite nutzten führende Unternehmen wie FIAT,
Olivetti, aber auch staatliche Konzerne wie der Strom- und
Erdgas-Riese Ente Nazionale Energia Elettrica (ENEL) und das Institut
für industrielle Rekonstruktion (IRI), um einen Teil der Arbeiter zu
korrumpieren. Es entstand der so genannte Paternalismus, das Leitbild
der Ergebenheit und Treue des Arbeiters zum Unternehmen, die
entsprechend belohnt wurden. Mit Zuschlägen für treue Dienstjahre,
überdurchschnittlich hohe Arbeitsleistungen und lückenlose Anwesenheit
(was hieß, nicht an Streiks teilzunehmen), der Vergabe von unter der
üblichen Miete liegenden Werkswohnungen, Betriebskindergärten und
billigem Kantinenessen, lange Zeit teilweise sogar kostenlos. In den
Verhandlungen über höhere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen zeigten
sich die Unternehmer nachgiebig. Die von den Reformisten ausgegebenen
Theorien von der möglichen Kontrolle der Unternehmer erhielten
Auftrieb. Die Kampfbereitschaft der Arbeiter ging zeitweilig spürbar
zurück. Die Zahl der Streikstunden sank von 44,9 Millionen in den
Jahren 1953-1955 auf 34,5 Millionen 1956-1958. Bei FIAT gab es bis
1962 überhaupt keine Streiks. [3]

Auch in der IKP

In der IKP führte das nach den Erfolgen bei den Regionalwahlen 1975
und den Parlamentswahlen 1976, bei denen die über 2 Millionen
Mitglieder zählende Partei zirka 34 Prozent der Stimmen erhielt, zu
einem beträchtlichen Zuwachs an weiteren Mitgliedern aus der
katholischen Arbeiterschaft, aus Handwerkern und Angestellten sowie
anderen städtischen Zwischenschichten der Dienstleistung und Bildung.
Im Parteiapparat der mittleren Ebene hatte sich zu dieser Zeit ein
neuer Funktionärstyp durchgesetzt, der im Alter zwischen 20 und 30
Jahren überwiegend aus Hochschulabsolventen oder Personen bestand, die
dabei waren, ein Diplom zu erwerben. Nur 26 Prozent der Funktionäre
kamen noch aus der Arbeiterklasse. Bei den Parlamentariern betrug der
Arbeiteranteil nur noch 8,7 Prozent. Viele Parteimitglieder erhielten
auch Zugang zu dem großen Sektor der staatlichen und kommunalen
Betriebe oder wurden Staatsbedienstete. Sie gerieten damit zugleich in
den Bereich des berüchtigten Klientelismus. Hinzugerechnet die Arbeit
in der CGIL-Gewerkschaft, im umfangreichen Genossenschaftswesen und
anderen gesellschaftlichen Institutionen entstand ein Sektor der
Parteibürokratie, der bereits zur Zeit des Entstehens der
Sozialdemokratie vor dem Ersten Weltkrieg einen fruchtbaren Nährboden
des Reformismus gebildet hatte. Es bestehe "die Gefahr, dass die
Partei in den Institutionen aufgeht, dass sie diese quasi zum
ausschließlichen Terrain ihres Engagements macht", schrieb die
theoretische Zeitschrift der IKP Rinascita. [4]

ISP verzichtet auf Vergesellschaftung der wichtigsten Produktionsmittel

Doch zunächst zurück zur Entwicklung in der ISP und der DC. Als die
Christdemokraten bei den Parlamentswahlen 1963 weitere Stimmen
verloren und nur noch 38,3 Prozent erreichten, verfügten sie über
keine regierungsfähige Mehrheit mehr. Die faschistische
Sozialbewegung MSI [5] ins Kabinett zu nehmen, lehnte Staatspräsident
Giuseppe Saragat von der Sozialdemokratischen Partei ab. [6] Es kam
Moros Stunde, der zum Ministerpräsidenten berufen wurde und am
5. Dezember 1963 mit den Sozialisten eine Regierung bildete.

Das erarbeitete Regierungsprogramm stellte einen Kompromiss dar. Es
sah die Verstaatlichung der gesamten Energieversorgung vor, Maßnahmen
zur Industrialisierung des Südens, Mindestlöhne und Verbesserungen im
Gesundheitswesen. Als Gegenleistung verzichtete die ISP auf ihre
bisherige Forderung nach Vergesellschaftung der wichtigsten
Produktionsmittel und billigte die Mitgliedschaft in der NATO und der
EWG. Außer der Verstaatlichung der ENEL fielen später alle übrigen
Programmpunkte unter den Tisch.
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"Kalte Krieger" im Dienste Washingtons - Generalleutnant Vernon Walters (zweiter von links) auf einer Sitzung des Militärischen Nachrichtendienstausschusses am 20. November 1973

Foto: unknown CIA photographer, courtesy of CIA History Staff [Public domain], via Wikimedia Commons



CIA plante mit Gladio Staatsstreich

In den USA wollten Pentagon und CIA Moros apertura a sinistra mit
einem faschistischen Staatsstreich verhindern. Botschafter Frederick
Reinhardt bildete einen Krisenstab, um "die Linie des Eingreifens im
Falle einer Öffnung nach links zu erörtern". Die militärische Leitung
vor Ort übernahm der Militärattaché, Oberst Vernon Walters, der
während des Zweiten Weltkrieges Adjutant bei General Mark Clark war.
Nach seinem Italieneinsatz wurde er eine Schlüsselfigur der Defense
Intelligence Agency (Militärische Aufklärung), avancierte unter
Präsident Richard Nixon im Generalsrang zum stellvertretenden
CIA-Direktor und war an der Ausarbeitung des Szenariums für den Putsch
gegen Allende (Centauroplan) beteiligt. Walters forderte, dass "die
Vereinigten Staaten ohne zu zögern das Land militärisch besetzen
müssten". [7] Mit der Vorbereitung der Operation wurde der
militärische Geheimdienst Servicio Informazione Forze Armate (SIFAR)
beauftragt. Dessen Chef, General Giovanni De Lorenzo, arbeitete mit
der CIA einen Staatsstreichplan aus.

Er übernahm das Kommando über das Carabinieri-Korps, mit dem er
zusammen mit Faschisten und Einheiten der geheimen NATO-Armee Gladio
den Putsch durchführen sollte. Der Plan scheiterte. Im Juni 1964
gelangten Informationen, offensichtlich von Militärs, die zur
verfassungsmäßigen Ordnung standen, darüber an die Öffentlichkeit.
1966 musste sich eine Parlamentskommission damit befassen. U.a.
wurden "Schwarze Listen" gefunden, auf denen 157.000 "verdächtige"
Personen - Funktionäre der linken Parteien, Gewerkschaftsführer,
Antifaschisten und Politiker bürgerlicher Parteien, darunter selbst
Staatspräsident Saragat - erfasst waren, die verhaftet und auf zwei
Sardinien vorgelagerten Inseln in Konzentrationslager gesperrt,
manche nach dem in den Gladio-Einheiten herrschenden faschistischen
Geist auch gleich umgebracht werden sollten. [8] Reaktionäre und
faschistisch orientierte Kreise der Armee- und Geheimdienste
unternahmen im Bündnis mit der MSI und offen unterstützt von NATO und
CIA 1970 und 1973/74 nochmals Putschversuche zum Sturz der
verfassungsmäßigen Ordnung. Unter diesen Gesichtspunkten war der
Regierungseintritt der ISP, wie später der IKP, zur Abwehr der
faschistischen Gefahr ein nicht von vornherein abzulehnender Schritt.

Nach dem Regierungseintritt vereinigte sich die ISP mit der PSDI mit
Nenni an der Spitze zur Partei der Sozialistischen Einheit (Partito
Socialista Unitario - PSU). Als diese bei den Parlamentswahlen 1968
nur 14,5 Prozent gegenüber fünf Jahre vorher 13,8 (ISP) und 6,1 (PSDI)
eine schwere Niederlage erlitt, kehrte die ISP zu ihrer
Eigenständigkeit zurück. Nenni trat als Parteichef ab.

Die PSIUP zählte auf ihrem ersten Parteitag im Dezember 1964 über
150.000 Mitglieder. 1968 kam sie bei den Wahlen auf 4,5 Prozent. Der
Kongress blieb bei der Ablehnung des mit der Preisgabe sozialistischer
Ziele verbundenen Regierungseintritts, ebenso der Bildung der PSU,
forderte die Wiederherstellung der Aktionseinheit mit der IKP,
verurteilte die aggressive neokolonialistische Politik des
USA-Imperialismus und den USA-Krieg in Vietnam. [9] Die IKP wertete
die PSIUP-Gründung als Entstehen "einer neuen einheitlichen
sozialistischen Klassenkraft" und sprach sich für eine enge
Zusammenarbeit als Beitrag zur "Einheit der Arbeiterbewegung in ihrer
Vielfalt" aus. [10]

PSIUP scheitert

Diese "einheitliche sozialistische Klassenkraft" kam mit der PSIUP
jedoch nicht zustande und ob Einheit "in der Vielfalt" der richtige
Slogan war, wurde durch die weitere Zersplitterung mehr und mehr in
Frage gestellt. Im Juli 1972 beschloss die PSIUP ihre Auflösung. Eine
Mehrheit trat zur IKP über. Einige ihrer führenden Vertreter erhielten
hohe Posten, so Dario Valori im Politbüro. Eine kleine Gruppe kehrte
zur ISP zurück. Andere Mitglieder gründeten eine neue, die Partei der
proletarischen Einheit für den Kommunismus (abgekürzt PdUP).
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Der 1973 gestürzte chilenische Präsident Salvador Allende inmitten seiner Anhänger - Aufnahme von 1972

Foto: Brazilian National Archives [Public domain]



Berlinguer für Überwindung der Klassenschranken

Bezeichnend war, dass die zur IKP stoßende Gruppe inzwischen ihre
Ablehnung einer Beteiligung an einer bürgerlichen Regierung aufgegeben
hatte. Denn im März 1972 hatte Enrico Berlinguer den nach einem
Herzinfarkt schwer kranken Luigi Longo als Generalsekretär abgelöst.
Für ihn wurde die Funktion des Ehrenvorsitzenden geschaffen.
Berlinguer hatte bereits auf einer Tagung des Zentralkomitees im
November 1971 seine Konzeption der Regierungszusammenarbeit mit der
DC,später Historischer Kompromiss genannt, mit der Erklärung
verkündet, eine "Regierung der demokratischen Wende" zu bilden und mit
ihr "die Überwindung der Klassenschranken" anzustreben. Bei seiner
Wahl hatte er dann präzisiert, diese "Wende"-Regierung mit den drei
großen "politischen Volkskräften" Kommunisten, Sozialisten und
Christdemokraten zu bilden. Nach dem faschistischen Putsch im
September 1973 in Chile begründete Berlinguer dann, dass nur eine
solche Regierung in der Lage sein werde, einen Putsch, wie ihn die
MSI-Faschisten unter der Losung einer "chilenischen Lösung" für
Italien verfolgten, zu verhindern. [11]
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Palmiro Togliatti in den 1950er Jahren mit einer Ausgabe der linken Tageszeitung L'Unità, dem offiziellen Sprachrohr der PCI

Foto: Public domain, via Wikimedia Commons



Der Compromesso storico

Als die IKP dann bei den Parlamentswahlen 1976 33,8 Prozent Stimmen
erhielt, bot Berlinguer der DC den Kompromiss nunmehr offiziell an.
Auch diesmal kam bei dem Eintritt in eine bürgerliche Regierung die
Abwehr der faschistischen Gefahr in Betracht. Aber durch den
Wahlerfolg erhielt die sozialdemokratische Strömung innerhalb der IKP
Auftrieb. Beginnend nach dem Tod Palmiro Togliattis 1964 hatte sich
diese Strömung in der Partei, zunächst wenig beachtet, unter dem
sogenannten Eurokommunismus herausgebildet. Wie vorher in der ISP,
bestimmten nunmehr auch in ihr die Reformisten beträchtlich den
einzuschlagenden Kurs.

Craxis Midas-Verschwörung

Allerdings unterschied sich das Kräfteverhältnis in der IKP zu dieser
Zeit noch grundlegend von dem in der ISP, an deren Spitze nun Bettino
Craxi stand. Seit 1972 Vize, hatte er 1976 in der sogenannten
Midas-Verschwörung [12] den linken Francesco De Martino gestürzt.
Dieser hatte die von Moro angestrebte Einbeziehung der IKP in die
Regierung unterstützt. Damit war unter Craxi Schluss. Er brachte die
ISP binnen kurzem auf eine stramm rechte, wenn auch zunächst noch
demagogisch links getarnte antikommunistische Linie. Craxi war, was
erst in den Korruptionsprozessen gegen ihn und andere Politiker,
darunter der DC, 1992/93, in denen er eine lebenslange Freiheitsstrafe
erhielt, bekannt wurde, von der faschistischen Putschloge P2 an die
Spitze der ISP gehievt worden, um ihn als einen neuen "Duce"
aufzubauen. Craxi war, wie die Publizisten Giovanni Ruggeri und Mario
Guarino nachwiesen, nicht schlechthin Mitglied der P2, sondern gehörte
zusammen mit ihrem Chef, dem Altfaschisten aus Mussolinis Zeiten,
Licio Gelli und dem Medienmonopolisten Silvio Berlusconi zu ihrem
sogenannten "Dreigestirn". [13]
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1. Januar 1976 - Bettino Craxi nach seiner Wahl zum Generalsekretär der PSI

Foto: ANSA photographer [Public domain], via Wikimedia Commons



Widerstand in der IKP

In der IKP gab es mit Longo an der Spitze in der Führung Widerstand
gegen die Regierungszusammenarbeit, der sich auf eine starke
kämpferische Basis stützte, die sich wie diese Gruppe auch zur
kommunistischen Identität bekannte. Longo kritisierte u. a. auf der
ZK-Tagung im Oktober 1976, die Entscheidungen "von oben" zu treffen.
Man verliere "den Kontakt mit der Basis"; die "Partei wird
geschwächt". Es werde gefragt, ob die von den Arbeitern verlangten
Opfer tatsächlich zu den erwarteten Reformen führten oder nur den
Monopolkapitalismus und die Christdemokraten stärkten. Im Februar/März
1977 kam es in Norditalien, besonders im roten Bologna, zu anhaltenden
Protesten der Studenten gegen den reformistischen Kurs. [14] Auf dem
danach Mitte März tagenden Zentralkomitee, an dem der erkrankte
Berlinguer nicht teilnahm, wurden "ernste Zweifel" geäußert, dass der
Historische Kompromiss eine Alternative darstelle. Er wurde als
Klassenzusammenarbeit mit der DC charakterisiert, die Partei
verteidige den "bestehenden politischen Rahmen", es bestehe die Gefahr
"einer historischen Niederlage", eines gesellschaftlichen Umschwungs
nach rechts". Politbüromitglied Gian Carlo Pajetta sprach "von
Gefahren und Schwierigkeiten", die Regierung Andreotti sei
"unangemessen für die Bedürfnisse des Landes". Er forderte, die
Arbeiterbewegung "in eine bewusste und einheitliche Schlacht" zu
führen, "eine Wende sei nur möglich, wenn für den politischen
Fortschritt Massenkämpfe geführt" würden.

Die Manifesto-Gruppe

Gegen die Regierungszusammenarbeit formierte sich in der IKP mit der
sogenannten Manifesto-Gruppe (benannt nach der im Juni 1969
gebildeten Zeitung) mit bekannten Linken wie Rossana Rossanda und
Luigi Pintor eine weitere starke Fraktion. Während die Gruppe um Longo
auf die Einheit der Partei setzte, steuerte Manifesto auf einen
Bruch zu. Der auf Betreiben der Revisionisten im November 1969
durchgesetzte Ausschluss einer Minderheit aus der Partei war faktisch
von ihr so gewollt. Die Mehrheit von ihnen trat danach aus der Partei
aus. Insgesamt waren das etwa zehntausend Mitglieder, was die
innerparteiliche Opposition schwächte und den Revisionisten ein
Übergewicht bei der Gestaltung des Historischen Kompromisses
verschaffte. Hier dürfte es sich deutlich um einen voreiligen Bruch
gehandelt haben, mit dem die Opponenten um Longo im Stich gelassen und
damit die Chancen der Zurückdrängung der Revisionisten verspielt
wurden. Nach ihrem Parteiausschluss konstituierten sich die
Herausgeber von Manifesto zum Verein. 1974 löste sich dieser
auf und schloss sich der PdUP an. Die Zeitung besteht heute auf linken
Positionen weiter.

Ende der PdUP

Die PdUP löste sich 1983 angesichts einer fehlenden Massenbasis auf.
Nach der Umwandlung der IKP 1989/90 in die sozialdemokratische
Linkspartei (Partito Democratico della Sinistra - PDS) beteiligten
sich führende frühere PdUP-Mitglieder an der Neu- bzw. Wiedergründung
der IKP, der Rifondazione Comunista (PRC).




[image: Abbildung: Friedrich Engels, Karl Marx [Public domain], via Wikimedia Commons]

Titelblatt des im Februar 1848 in London erschienenen Manifests der Kommunistischen Partei
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Marx war gegen voreilige Trennung

Während sich Manifesto mit der Namensgebung auf das
Kommunistische Manifest von Marx und Engels berief, wurden
gleichzeitig grundlegende Erfahrungen von ihnen missachtet. Sie
stellten sich u. a. in einer durchaus ähnlichen Lage, nämlich nach der
Gründung der einheitlichen Sozialistischen Arbeiterpartei 1869 in
Gotha, deren Programm nicht frei von opportunistischen Auswüchsen war,
nicht die Aufgabe, eine neue, von revisionistischen Einflüssen freie
revolutionäre Arbeiterpartei zu schaffen, sondern betonten die
Bedeutung der erreichten Einheit und kämpften darum, "die richtige
politische Linie in der deutschen sozialdemokratischen Partei"
durchzusetzen. Es gelang in dieser Periode, die Opportunisten
zurückzudrängen und zu erreichen, dass das praktische Auftreten der
Partei durch revolutionäre Aktionen bestimmt wurde. Sie kämpfte
erfolgreich gegen das Sozialistengesetz und fand den richtigen Weg zu
den Massen. [15]
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Repräsentanten der frühen Arbeiterbewegung - August Bebel, Wilhelm Liebknecht (obere Reihe), Karl Marx (Mitte), Carl Wilhelm Tölcke, Ferdinand Lassalle (untere Reihe)
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Heterogene radikale Linke

Ein weiterer Faktor der Spaltung war die Existenz einer heterogenen
radikalen italienischen Linken, meist auch APO genannt, die sich als
Teil jener in den 60er Jahren in den USA, Lateinamerika, Westeuropa,
Japan und einigen Entwicklungsländern entstandenen sogenannten neuen
Linken betrachtete. Ihre oft extrem unterschiedlichen Leitfiguren
waren u. a. Ernesto Che Guevara, Daniel Cohn-Bendit, Jean-Paul
Sartre, Benno Ohnesorg und Ulrike Meinhof, Ho Chi Minh und Mao
Tse-tung. Sie war ein besonders entschiedener Gegner des Historischen
Kompromisses. Ein Teil von ihnen praktizierte den bewaffneten Kampf
gegen die faschistische Gefahr und die Repressivorgane der
DC-geführten Regierungen. Der sogenannte bewaffnete Kampf der 70er
Jahre erfasste in Italien schätzungsweise zwischen 7.000 und 11.000
Teilnehmer. [16]
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1960 - Che Guevara im Gespräch mit Jean-Paul Sartre und Simone de Beauvoir

Foto: Alberto Korda [Public domain], via Wikimedia Commons



Der IKP gelang es nicht, zu dieser Linken ein einigermaßen
ausgewogenes Verhältnis herzustellen. Da sie von Polizei- und
Geheimdienstkreisen als Keimzelle des Linksradikalismus diffamiert
wurde, ging ihre Führung auf Distanz zu Mitgliedern und Sympathisanten
anarchistischer und autonomer Gruppen und ließ es an Solidarität mit
aus deren Reihen unschuldig Verfolgten fehlen. Dass die Partei sich
vom Terror von extremen Gruppen wie den Brigate Rosse distanzierte,
war verständlich. Nicht aber, dass linksradikale Organisationen, die
den so genannten bewaffneten Kampf führten, mit faschistischen
Terroristen auf eine Stufe gestellt wurden.

Lotta Continua und Democrazia Proletaria

Dazu gehörte die 1969 in Turin entstandene Lotta Continua, die aktiv
am Widerstand gegen die faschistische Gefahr und am Basiskampf der
Gewerkschaften teilnahm. Eine beträchtliche Zahl ihrer zirka 20.000
Mitglieder kam aus der IKP. Eine Strömung trat für den bewaffneten
Kampf ein, im Wesentlichen agierte die Organisation jedoch gewaltlos.
Nachdem sie sich 1976 aufgelöst hatte, gründete ein Teil ihrer
Mitglieder die Democrazia Proletaria (DP), die sich als legal
anerkannte Partei im gleichen Jahr an den Parlamentswahlen beteiligte
und 1,5 Prozent erzielte. Nach der Liquidierung der IKP 1989/90
beteiligte sich die DP aktiv an der Gründung der PRC.
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Von Lotta Continua organisierte Demonstration 1973

Foto: Public domain, via Wikimedia Commons



Die Manipulierung des Linksextremismus durch die Geheimdienste mit der
CIA an der Spitze, welche diese Gruppen mit ihren Agenten
unterwanderten, wurde von der IKP nicht erkannt bzw. nicht publik
gemacht. Nachdem radikale Linke den Vorsitzenden der
CGIL-Gewerkschaft Luciano Lama (IKP) im März 1977 in Rom auf einer
Gewerkschaftskundgebung auspfiffen und es zwischen ihnen und IKP- und
Gewerkschaftsmitgliedern zur Schlägerei kam, gebrauchte Lama ihnen
gegenüber den Begriff des "neuen Faschismus". Zur gleichen Zeit kam es
im roten Bologna zwischen Studenten und Carabinieri zu gewaltsamen
Auseinandersetzungen, bei denen ein Student erschossen wurde. Der
Bürgermeister, Renato Zangheri (IKP), distanzierte sich vom Vorgehen
der Polizei, aus dem ZK der Partei heraus wurde es dagegen
gerechtfertigt. Die Verdrängung der Kritiker des Reformismus und des
Historischen Kompromisses aus der IKP trieb linksradikalen
Organisationen und selbst den linksextremen Brigate Rosse nicht wenige
ihrer Mitglieder in die Arme und förderte deren Anwachsen. Schon
daraus ergab sich die Verantwortung, wenn man nicht gar von Schuld
sprechen will, der IKP-Führung, die es nicht verstand, eine Basis der
Verständigung mit diesen Linken zu finden.

Liquidierung der IKP

Katastrophale Folgen zeitigte die Umwandlung (von Domenico Losurdo als
Liquidierung eingeschätzt) der IKP in die PDS [17] durch die
Revisionisten 1989/90. Sie ebnete den Weg zur weiteren Zersplitterung
der Linken und der Schwächung ihrer Kampfkraft. [18] Da die danach im
Dezember 1990 gestartete Neu- bzw. Wiedergründung in Gestalt der
Rifondazione Comunista (PRC) nicht mit dem Opportunismus in der IKP
brach, wirkte er in ihren Reihen weiter. 1994 verließ eine Gruppe mit
dem Sekretär Sergio Garavini die PRC und schloss sich der PDS an. Im
Oktober 1998 spaltete sich mit dem PRC-Vorsitzenden Armando Cossutta
eine weitere Fraktion von der Partei ab und gründete eine Partei der
Kommunisten Italiens (PdCI). [19] Im Mai 2006 spaltete sich aus
Protest gegen die Absage an marxistisch-leninistische Positionen in
der PRC eine Fraktion Progetto Comunista ab und bildete eine
trotzkistisch orientierte Partito Comunista dei Lavoratori (PCL). Mit
einer unter einem Marco Rizzo ultra-links agierenden, sich ebenfalls
PCI nennenden Partei, bestehen inzwischen vier KPs.

Kommunisten nicht mehr im Parlament

Nachdem die sogenannte Regenbogenkoalition L'Arcobaleno aus PRC,
PdCI, Linken und den Verdi (Grünen) bei den Wahlen 2008 mit nur 3,2
Prozent unter die Vier-Prozent-Hürde fiel, waren Kommunisten und
andere mit ihnen verbündete Linke erstmals in der Nachkriegsgeschichte
nicht mehr im Parlament vertreten.

Gescheiterte Linksparteien

2008 spaltete sich unter Nicola Vendola ein starke Fraktion von der
PRC ab und gründete eine Partei Umwelt und Freiheit (Sinistra Ecologia
Liberta - SEL). Sie ging 2016 in einer Italienischen Linken (Sinistra
Italiana - SI) auf, von der sich wiederum Teile einer 2017 gebildeten
Potere al Popolo (Die Macht dem Volke - PaP) anschlossen.

Eine unglaubliche Fusion

Eine Mehrheit der Linksdemokraten (DS) bildete 2007 mit der
katholischen Zentrumspartei Margherita einen Partito Democratico (PD),
der sich noch mit einem sozialdemokratischen Outfit vorstellte. Der
frühere Christdemokrat Matteo Renzi, seit 2013 Parteichef, von 2014
bis 2017 Premier, kollaborierte über weite Strecken mit dem Chef der
faschistischen Forza Italia und Ex-Premier, Silvio Berlusconi, und
wollte nach den Wahlen mit ihm selbst eine Regierung bilden. Im
Ergebnis erlitt der PD bei den Parlamentswahlen am 4. März 2018 eine
katastrophale Niederlage und sank von rund 40 Prozent bei den
EU-Wahlen 2014 auf 17,4 Prozent. Aus Protest dagegen hatten seit 2016
rund 100.000 Mitglieder den PD verlassen. Unter mehreren Versuchen,
der PD eine Organisation entgegenzustellen, ragte die Gründung von
Gleiche und Freie (Liberi e Uguali - LeU) hervor, der es im März 2018
als einziger Partei mit 3,7 Prozent gelang, die nunmehr auf drei
Prozent herabgesetzte Sperrklausel zu überwinden und ins Parlament
einzuziehen. Nicht einbezogen ist in diese Übersicht, dass die
Parteien bzw. Organisationen im heterogenen linken Spektrum selbst in
meist mehrere Fraktion/Strömungen zersplittert sind.

Vergleiche zur deutschen Entwicklung

Ein Vergleich zur Entwicklung in der DKP drängt sich auf. Nach Meinung
des Autors hat sie sich bei den schweren Niederlagen, die sie nach
1989/90 hinnehmen musste, in der Auseinandersetzung mit den
Revisionisten gut geschlagen und steht heute auf
marxistisch-leninistischen Positionen zu ihrer kommunistischen
Identität. Unter dem Gesichtspunkt der in diesem Beitrag
aufgeworfenen Probleme fragt sich natürlich, ob die in diesem Prozess
1998 entstandene kommunistisch-sozialistische Zeitschrift "RotFuchs"
(seit 2001 gleichnamiger Verein) immer die richtigen Positionen
bezogen hat. Bei der positiven Rolle, die das Journal in der
marxistisch-leninistischen Bildung und der Wahrung des revolutionären
Erbes der DDR spielt, ist nicht zu übersehen, dass es sich seit
geraumer Zeit einer Stellungnahme zur Entwicklung in der DKP, besser
gesagt einer Unterstützung bei der Auseinandersetzung mit ihren
Widersachern, enthält. Anders die im linken Spektrum nicht zu
unterschätzende Zeitschrift "offensiv", die offen die Liquidierung der
DKP betreibt. In jüngster Zeit dadurch, dass sie sich zum Sprachrohr
der Kapitulantengruppe um Philipp Kissel macht.


Fußnoten:

[1] Lusso enthüllte 1933 in Paris im Exil in dem Buch "Marsch auf Rom
und Umgebung" den mit führenden Industriekreisen, dem Königshaus und
Militärs sowie dem Vatikan abgesprochenen Militärputsch Mussolinis,
dem "Marsch auf Rom". Neuauflage u. a. 1991 in Wien, Zürich.

[2] Partito Socialista Italiano, 33. Congresso, Rom 1959; S. 468 ff.

[3] Thomas Sablowski, Italien nach dem Fordismus, Münster 1965,
S. 113 ff.

[4] Il Partito oggi, Rinascita, 6. Jan. 1978.

[5] Im Dezember 1946 als Nachfolger der verbotenen Mussolinipartei
gebildete Movimento Sociale Italiana (MSI).

[6] Der Partito Socialista Italiano Democratico (PSDI) entstand im
Frühjahr 1947 aus einer Abspaltung von der ISP. Damit verloren ISP und
IKP die Mehrheit in der 1944 gebildeten antifaschistischen
Einheitsregierung, was Premier De Gasperi ermöglichte, sie im Mai aus
dem Kabinett auszuschließen.

[7] Roberto Faenza, Il Mallafare, Mailand 1978, S. 310.

[8] Antonio e Gianni Cipriano, Sovranita limitata. Storia
dell'Eversione atlantica in Italia, Rom 1991, S 31 ff.

[9] PSIUP, 1. Congresso nazionale, Rom 1966.

[10] Giorgio Galli, Storia del PCI, Mailand 1993, S. 293 f.

[11] Beitrag des Autors "Historisches Scheitern. Im September 1973
schlug KP-Chef Berlinguer den Christdemokraten einen Kompromiss zur
Abwendung der faschistischen Gefahr in Italien vor", junge Welt,
22./23. September 2018.

[12] Die Bezeichnung der Verschwörung war dem Namen des luxuriösen
Hotels in Rom entnommen, in dem die Tagung stattfand.

[13] Giovanni Ruggeri/Mario Guarino, Berlusconi. Showmaster der Macht,
Berlin 1994, S. 74, 93, 211 ff.

[14] Unità, 21. Okt. 1976; 14. März 1977.

[15] Marx's Kritik am Gothaer Programm, MEW, Bd. 19, Berlin/DDR,
S. 15-32, Vorwort der Herausgeber, S. XI bis XIII.

[16] Primo Moroni, Die Beute, Nr. 2/1994, S. 24.

[17] Sie taufte sich 1997 in Democratici di Sinistra (DS) um.

[18] Aus Platzgründen kann dieser Prozess hier nur kurz skizziert
werden und auf ausführlichere Darlegungen in dem Buch des Autors
"Geschichte Italiens" (Papyrossa Verlag, Köln 2017) verwiesen werden.

[19] Sie hat sich 2016 umbenannt und führt den alten Parteinamen PCI
(IKP). Sie ist die einzige unter den vier kommunistischen Parteien,
die sich klar zur kommunistischen Identität bekennt. Siehe Beitrag des
Autors "Licht am Ende des Tunnels. Italiens Kommunisten melden sich
nach verlorener Parlamentswahl zu Wort", jW 28./29. Juli 2018.
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KONZERT/311: München - Familienkonzert "Very british", 16.02.2019


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 13. Februar 2019

Münchner Rundfunkorchester

"Very british" - Englische Musik für Orchester

Samstag, 16. Februar 2019 um 11.00 Uhr in der Philharmonie im Gasteig



In dem Familienkonzert "Very british" - am 16. Februar 2019 um 11.00
Uhr in der Philharmonie im Gasteig - entführt das Münchner
Rundfunkorchester sein junges Publikum zu einer akustischen Reise nach
England. Im Rahmen der Reihe "Klassik zum Staunen" werden die Kinder
an das Wesen eines Orchesters und seiner Instrumente herangeführt.
Jerzy May fungiert in dem Konzert zunächst als Märchenerzähler,
schließlich wird seine Stimme zu einem Teil des Orchesters. Die
Leitung hat die britische Dirigentin Sian Edwards.

Der britische Komponist Benjamin Britten hat sich viel mit der
Volksmusik seiner Heimat beschäftigt und sie spannend und farbenreich
für Orchester gesetzt. Die Suite on English Folk Tunes - A Time There
Was ist dafür ein gutes Beispiel.

Mit The young person's guide to the orchestra jedoch hat er einen
Klassiker geschaffen, der neben Saint-Saëns' Der Karneval der
Tiere und Prokofjews Peter und der Wolf zum Kern-Repertoire
der Musikvermittlung geworden ist: In Variationen und einer Fuge über
ein Thema von Henry Purcell führt Britten die verschiedenen
Instrumentengruppen und Klangfarben eines symphonischen Orchesters vor
und gibt so eine Einführung in die vielfältige Welt des
Orchesterspiels und -klangs.

Unter der Leitung der britischen Dirigentin Sian Edwards begibt sich
das junge Publikum auf die Spuren Benjamin Brittens und der englischen
Orchestermusik.


Programm

Benjamin Britten: The young person's guide to the orchestra, op. 34

Benjamin Britten: Suite on English Folk Tunes - 'A Time There Was'

Mitwirkende:

Jerzy May, Erzähler

Münchner Rundfunkorchester

Leitung: Sian Edwards

Ausstrahlung

BR-KLASSIK sendet einen Mitschnitt des Konzerts am Ostermontag, 22.
April 2019, 17.05 Uhr, im Radio.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 13. Februar 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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LESUNG/1835: Braunschweig - Verena Noll, "Der Gaulschreck im Rosennetz", 17.02.19


Stadt Braunschweig

Verena Noll liest aus der skurrilen Erzählung: "Der Gaulschreck im
Rosennetz"



Braunschweig. Verena Noll liest am Sonntag, 17. Februar, um 15 Uhr aus
der skurrilen Erzählung: "Der Gaulschreck im Rosennetz" von Fritz von
Herzmanovsky-Orlando im Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße
29a. Der Eintritt ist frei. Weitere Informationen unter der
Telefonnummer 70189317.

In der Erzählung geht es um den österreichischen Hofsekretär Jaromir
von Eynhuf, der es sich zur Aufgabe gemacht hat, seinem geliebten
Monarchen zum 25. Regierungsjubiläum eine Milchzahnsammlung von genau
25 Zähnen zu überreichen. Um seine Sammlung zu vervollständigen,
versucht er auf einem Faschingsball, verkleidet als Schmetterling, die
berühmte Sängerin Höllteufel zu treffen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.02.19

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig
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GLEICHHEIT/6819: Zehntausende streiken in Berlin gegen schlechte Arbeitsbedingungen


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Zehntausende streiken in Berlin gegen schlechte Arbeitsbedingungen

Von unseren Reportern

14. Februar 2019



Am Mittwoch beteiligten sich in Berlin zehntausende Beschäftigte des
öffentlichen Dienstes an einem Warnstreik für höhere Löhne und bessere
Arbeitsbedingungen. Ihre enorme Wut machte sich in einem Protestmarsch von
über 10.000 Menschen Luft, die vom Alexanderplatz zum Brandenburger Tor
zogen. Die Gewerkschaften setzen hingegen alles daran, die Bewegung zu
sabotieren und in harmlose Kanäle zu lenken.

Insgesamt waren 140.000 Beschäftigte der Kitas, Schulen, Landes- und
Bezirksbehörden, der Hochschulen, Feuerwehr und Polizei zum Streik
aufgerufen. Laut Angaben der Senatsverwaltung mussten allein 100 Kitas
komplett geschlossen bleiben. An 600 Schulen fiel Unterricht aus, weil sich
4100 Lehrer am Streik beteiligten. An den Bezirksämtern gab es nur
eingeschränkten Service.

Die Gewerkschaften Verdi, Erziehung und Wissenschaft (GEW) sowie die
Gewerkschaft der Polizei (GdP) fordern in der laufenden Verhandlungsrunde
für die etwa eine Million Beschäftigten des öffentlichen Diensts der Länder
sechs Prozent und mindestens 200 Euro mehr Lohn. Am Dienstag gab es bereits
Warnstreiks in Sachsen, am heutigen Donnerstag soll Nordrhein-Westfalen
folgen.

Doch die Arbeiter, die am Mittwoch in Berlin in Massen auf die Straße
gingen, demonstrierten nicht einfach für ein paar Prozent mehr Lohn, die am
Ende der Verhandlungen zumeist noch einen Reallohnverlust bedeuten. Sie
protestierten gegen eine Politik, die seit Jahren und Jahrzehnten jeden
Bereich des gesellschaftlichen Lebens den Profitinteressen unterordnet.

In der zunächst von SPD und Linkspartei und nun unter Einschluss der Grünen
regierten Hauptstadt ist das besonders deutlich. Kitas, Schulen, Feuerwehr
und Verwaltung wurden kaputt gespart, die Mitarbeiter immer weiter unter
Druck gesetzt und die Infrastruktur verwahrloste. Stattdessen wurde die
Polizei aufgerüstet und der Berliner Bankgesellschaft Milliarden in den
Rachen geworfen.

Auf der Demonstration finden sich besonders viele Kita-Beschäftigte, die
über ihre unerträglichen Arbeitsbedingungen sprechen. "Mittlerweile kommt
ein Erzieher auf bis zu 20 Kinder", sagt die Kita-Mitarbeiterin Silvana.
"Die Arbeitsbedingungen und die Löhne sind so schlecht, dass niemand mehr
in dem Beruf arbeiten will."

Die beiden Erzieherinnen Larissa und Liza machen zudem darauf aufmerksam,
dass ihre Ausbildung nicht bezahlt werde. Zum Ausgleich für den krassen
Personalmangel würden nicht etwa neue Erzieher eingestellt, sondern
pädagogisch unausgebildete Tagelöhner eingesetzt. "Wir bekommen dann
stattdessen immer wieder Kollegen aus Leiharbeitsfirmen, die keine
pädagogische Ausbildung haben. Manche sind nicht wirklich eine
Unterstützung", sagt Liza.

Die Kita-Mitarbeiterin Dorit leidet sehr darunter, dass sie schlichtweg
keine Zeit mehr habe, gute pädagogische Arbeit zu leisten. "Die sogenannte
'Offene Arbeit' ist in Wirklichkeit eine versteckte Personalkürzung." Auf
15 voll ausgebildete Erzieher kämen in ihrer Einrichtung bereits zehn
Quereinsteiger, die nicht wirklich ausgebildet und einfach ins kalte Wasser
geschmissen würden. "Darunter leidet natürlich die Qualität."

Ähnliche Geschichten hört man von Berliner Lehrern. "Nicht nur sind unsere
Jobs schlecht bezahlt und nicht genug gewürdigt, das Geld fehlt an allen
Ecken! Es ist genauso wie im Pflegebereich", sagt Kathrin. Teilweise müsse
bei ihr an der Schule der Unterricht in Containern stattfinden. Alles sei
marode, beispielsweise die Schultoiletten. "Einem wird ja immer erzählt,
dass im Kapitalismus alles besser und anders sein soll, aber dann schaut
man sich eben mal den Zustand der Schulen an."

In der Schule selbst stehe man zusammen. "Die Eltern unterstützen die
Lehrer, obwohl natürlich durch den Streik der Unterricht für die Schüler
ausfällt." Alle wissen, dass das Geld da ist. "Das Geld fließt halt eben
nur in eine Richtung. Und für Bildung ist nichts da."

"Wir produzieren unsere eigenen Unterrichtsmaterialien auf eigene Kosten",
sagt auch Kathrin und fügt hinzu, dass sie selbst den Klassenraum reinigen
müsse. Sie arbeitet als Lehrerin, wird aber als Wiedereinsteigerin in den
Beruf viel schlechter bezahlt. "Ich bekomme nur 100 Euro mehr als ich zuvor
als Erzieherin verdient habe", sagt sie. "Es muss viel mehr Geld für
Bildung geben, aber stattdessen wird es für Waffen und innere Sicherheit
ausgegeben."

Auch die Verwaltungsbeschäftigten sind wütend. Nina arbeitet als Sekretärin
an der Humboldt Universität. Sie ist beim Streik, weil sie findet, "dass
der öffentlich Dienst eine wichtige Sache ist. Manche Dinge lassen sich
eben nicht kapitalistisch vermarkten." Über ihre Arbeitsbedingungen will
sie nicht sprechen, weil "ihr dann Fluchworte abdrucken müsstet". Vom
Schwindel, dass alles "alternativlos" sei, bekomme sie "einen Hals". Das
sei falsch und gelogen.

Neben den öffentlich Beschäftigten kamen auch andere Arbeiter, um ihre
Solidarität mit den Streikenden zu zeigen. Marc arbeitete erst für Air
Berlin und nach deren Insolvenz für Germania, die nun ebenfalls den
Flugbetrieb eingestellt hat. "Solange diverse Geschäfte und Geld gemacht
werden können, wird für Unternehmen in dieser Welt alles gemacht. Geht es
allerdings 'nur noch' um die Arbeitnehmer, stehen diese allein da", sagt
er. Er ist unter anderem deshalb auf die Demonstration gekommen, weil er
seit 20 Jahren freiwillig bei der Feierwehr arbeitet und die Behandlung der
hauptamtlichen Kollegen dort für eine Schande hält.

Christoph Vandreier und Christopher Khamis, die für die Sozialistische
Gleichheitspartei (SGP) zu den Europawahlen antreten, diskutierten mit den
Teilnehmern über ihre Erfahrungen mit den Gewerkschaften, den Aufbau von
unabhängigen Betriebskomitees und die Notwendigkeit einer sozialistischen
Strategie.

Viele der Streikenden misstrauen den Gewerkschaften. Die Lehrerin Katrin
erklärt etwa, dass sie in den letzten Jahren immer ein- und ausgetreten
sei. "Ich finde es wichtig, dass man sich organisiert, aber man fühlt sich
von den Gewerkschaften nicht vertreten", erklärt sie.

Dorit ist schon 2003 aus der Gewerkschaft ausgetreten, als diese mit dem
TVÖD neue Tarifstrukturen geschaffen hat, die für viele eine
Verschlechterung bedeuteten. Seither hat sie selbst keine reale
Lohnerhöhung mehr erlebt. "Dafür sind die Arbeitsbedingungen immer
schlechter geworden." Es bringe nichts mehr, in der Gewerkschaft
organisiert zu sein, sagt sie. "Die versuchen nur immer, uns zu beruhigen,
und sind nicht mehr an der Basis."

Sie ist jetzt wieder in die Gewerkschaft eingetreten, weil sie hofft, dass
sie dieses Mal nicht nur redet, sondern endlich die Lage verbessert. Große
Hoffnungen hat sie aber nicht, weil die Gewerkschaften alles daran setzen,
die Streiks zu vereinzeln und klein zu halten. "Wenn alle gemeinsam
streiken und die Stadt zum Erliegen kommen würde, hätten wir sicherlich
mehr Kraft. Wir müssen zusammenstehen. Ein Generalstreik wäre optimal, denn
wir sind doch alle miteinander verwoben. Wohnungskrise, Lehrermangel,
heruntergekommene Schulen, es knarzt doch überall."

Auch Tina ist aus der Gewerkschaft ausgetreten, weil sie sich nicht
vertreten fühlte. Außerdem wollte sie näher bei ihren Kolleginnen sein, die
alle nicht in der Gewerkschaft sind. Zu der Demonstration sind sie trotzdem
gekommen, auch wenn das bedeutet, dass sie weder Lohn noch Streikgeld
bekommen.

Trotzdem haben sich die Kolleginnen Westen der GEW übergezogen, weil sie
diese gegen die aus ihrer Sicht noch schlimmere Verdi stärken wollen.
"Verdi tut alles, um die einzelnen Bereiche getrennt zu halten", sagt Tina.
Darauf angesprochen, dass die GEW die Kürzungen der letzten Jahre allesamt
mitgetragen hat und sich nur dadurch unterschiedet, dass sie die gleichen
Angriffe mit ein paar linken Phrasen durchsetzt, stimmt sie zu.

Vandreier berichtete, dass sich die streikenden Lehrer in den USA oder die
streikenden Autoarbeiter in Mexiko aufgrund solcher Erfahrungen in
wachsendem Maße unabhängig von den Gewerkschaften organisieren und dass ein
gemeinsamer Kampf aller Arbeiter notwendig sei. Tina meint, die Probleme
seien überall die gleichen und die Politiker völlig abgehoben.

Der Erzieher Fabian begrüßt ebenfalls die Zunahme des internationalen
Klassenkampf, wie etwa im belgischen Generalstreik. "Ja, es werden immer
mehr werden. Ein internationaler Rahmen für den Streik ist viel besser.
Dann wird er sicherlich noch viel mehr Unterstützung finden in anderen
Ländern. Das wäre genial!" Man solle sich ein Beispiel an Frankreich
nehmen. Auch hier in Deutschland gäbe es große Wut auf die immense soziale
Ungleichheit und den ununterbrochenen Sozialabbau. "Irgendwann knallt's
eben mal.", meint Fabian.

"Während man hört: 'Es gibt kein Geld', werden Unsummen in den Militäretat
und in die großen Konzerne gesteckt. Was soll das?" Auf der einen Seite
schicke man das Militär in fremde Länder, um dort Krieg zu führen, und
würden die Sozialprogramme gekürzt. "Der Sonderpädagogik-Status für Kinder
mit emotionalen und psychischen Problemen wurde kurzerhand einfach
gestrichen und dafür irgend einer neuer und völlig schwammiger
'Krankheits'-Begriff gefunden. Besonders bei Flüchtlingskindern, die u.a.
Krieg, Tod, Zerstörung und Flucht erlebt haben, muss man sich um solche
Probleme kümmern und sie nicht wegstreichen", so Fabian.

Khamis griff Fabians Punkte auf und erklärte, dass die gesellschaftlichen
Probleme nur gelöst werden könnten, wenn die Macht der Banken und Konzerne
gebrochen und diese unter demokratische Kontrolle gestellt würden. Die
Krise des Kapitalismus führe nicht nur zu immer schlechteren
Arbeitsbedingungen, sondern auch zum Wiederaufleben von Faschismus und
Krieg. "Arbeiter brauchen eine sozialistische Perspektive, um ihre
Interessen durchzusetzen", so Khamis.
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Kontrollierte Wissensanalyse und -synthese

von Andreas Riekeberg



Asse II ist nicht nur ein langfristig absaufendes Salzbergwerk mit
50.000 Kubikmetern eingelagertem Atommüll, vorwiegend aus
Atomkraftwerken. Asse II ist auch die Geschichte der wissenschaftlich
verbrämten jahrzehntelangen Ignoranz der westdeutschen Atomlobby
gegenüber der Tatsache, dass das Bergwerk von Anfang an ungeeignet war
und dass genau das bekannt war. Schon drei Jahre vor Beginn der
Einlagerung wusste man um Wasserzutritte ins Bergwerk und meinte, dem
mit einem schlichten Abdichten der Eindringstellen abhelfen zu können.
Als würde sich Wasser nicht früher oder später seinen Weg suchen.

Welche Vorgänge und welche Verantwortlichkeiten könnten all die
Dokumente im Zusammenhang mit Asse II noch offenbaren!? Allein dem
Untersuchungsausschuss des niedersächsischen Landtages sollen knapp
eine Million Seiten vorgelegen haben.

Um die Dokumente gründlich zu analysieren, schrieb der Projektträger
Jülich mit sechs Millionen Euro des Forschungsministeriums ein Projekt
"Wissensmanagement von Altdokumenten aus Forschung, Verwaltung und
Betrieb" zur Verarbeitung der Akten über die Schachtanlage Asse II
aus. Eine noble Geste gegenüber dem Verlangen nach Aufarbeitung der
Geschichte des Scheiterns von Atommüll-Endlagerung in Salz?.

Den Zuschlag erhielt ein Institut für Wissensanalyse und
Wissenssynthese (IWW) in Goslar, 40 Kilometer von Asse II entfernt.
Allein: Wer im Internet nach dem Hintergrund des IWW sucht, findet
kaum etwas. Bei der Einweihung durch Stefan Wenzel als grünem
Innenminister Niedersachsens hieß es 2013 sparsam: "Das neue Institut
wird aus Mitteln des Bundesforschungsministeriums finanziert; Leiter
wird der früher im Kernforschungszentrum Jülich und später kurzzeitig
als Asse-Geschäftsführer tätige Wissenschaftler Dr. Detlev Eck." Das
IWW arbeitete von Juni 2013 bis Ende 2018. Was die
Institutsmitarbeiter genau taten, ist noch nicht bekannt, ein
Abschlussbericht liegt bislang nicht vor.

Gegen Ende des Projektzeitraumes erhob sich großes Geschrei, dass doch
die Finanzierung des IWW weitergehen müsse. Selbst der Landtag
resolutiert und "fordert den Bund auf, das IWW in Goslar als
unabhängige wissenschaftliche Einrichtung zu erhalten und zu
finanzieren" (Resolution vom 10.12.2018). "Unabhängige
wissenschaftliche Einrichtung" - das klingt gut, und so wurde es auch
in der regionalen Presse kolportiert.

Nur wer viel Geduld hatte und www.enargus.de kennt, findet den
Träger des IWW [1].
Das ist nämlich das Helmholtz-Zentrum München - Deutsches
Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt (GmbH). Also diejenige
Forschungseinrichtung der BRD und des Freistaates Bayern, die ab 1964
als Gesellschaft für Strahlenforschung (GSF) und ab 1978 als "GSF -
Forschungszentrum für Umwelt und Gesundheit" die Schachtanlage Asse II
betrieben hat und von München aus bis 2008 deren Geschicke leitete.

Wer wäre auch besser geeignet, Akten über Asse II aufzuarbeiten -
sprich: den Wissenszugang zu Asse II zu kontrollieren - als der
ehemalige Betreiber dieser Anlage? Welch famose Unabhängigkeit der
"wissenschaftlichen Einrichtung" IWW!

Erst der Asse II-Koordinationskreis unabhängiger Bürgerinitiativen
gegen die Flutung von Asse II machte am 11. Januar unter der
Überschrift "Wissensbestände zu Asse II ohne Interessenkollisionen
sichern, Datenzugang verbessern!" öffentlich, dass das IWW eine
Abteilung des Helmholtz-Zentrums München ist, und verlangte, "dass die
Daten von Atommüll-Ablieferern, Behörden und Wissenschaft der
Öffentlichkeit leicht und vollständig zugänglich gemacht werden".

Mit Schreiben vom 15. Januar bestätigte nun das Bundesministerium für
Bildung und Forschung, dass das IWW "kein selbständiges Institut,
sondern Teil des Helmholtz-Zentrums München" ist - und man also wieder
einmal den Bock zum Gärtner gemacht, ihm aber immerhin den gelehrt
klingenden Namen "Institut für Wissensanalyse und Wissenssynthese" als
Maske aufgesetzt hatte.


Anmerkung:

[1] https://www.enargus.de/pub/bscw.cgi/26?op=enargus.eps2&q=wissenssynthese
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Konversion - das Gebot der Stunde

Gewerkschaftliche Erneuerung betrifft auch die Frage, was wir
produzieren

von Angela Klein



Ökologische Fragen kommen auf der Streikkonferenz Mitte Februar nur
am Rande vor: Eine einzige AG "Gewerkschaftliche Antworten auf die
Krise der Automobilindustrie" befasst sich dort u.a. mit Fragen der
Verkehrswende.


Dabei wird in Zukunft die Frage nach der Konversion wichtiger
Industriezweige wie der Energiewirtschaft oder der Automobilindustrie
gleich zweifach auf den Tisch kommen: zum einen im Zuge der Diskussion
über die nötige Abkehr vom Privat-Pkw als Mittel für den
Massentransport - was soll anstelle dieser Pkw gebaut werden? Zum
anderen aber auch direkt als Folge der Krise der Autoindustrie, wie
etwa in den USA, wo die Ankündigung der Schließung eines Werks von
General Motors in Oshawa, Kanada, zu einer Betriebsbesetzung geführt
hat und die Beschäftigten die Frage aufwerfen: Was können wir außer
Autos noch produzieren?

Die Notwendigkeit einer radikalen Umsteuerung der Wirtschaft weg vom
Profit hin zu ökologisch nachhaltigen Produktionskreisläufen wird
immer dringender, mithin auch die Frage, was getan werden muss, um
Belegschaften davon zu überzeugen, dass das Festhalten an einer
veralteten Technologie und reiner Exportorientierung ihre
Arbeitsplätze nicht sicher, sondern unsicher macht. Auf dem
Weltwirtschaftsgipfel in Davos hört man dazu wohl dramatische Appelle,
doch kaum etwas davon übersetzt sich in politische Schritte der
Regierungen. Und die Auseinandersetzung um das Rheinische Revier
zeigt, dass die Gewerkschaften alles andere als gerüstet sind, mit
dieser Herausforderung umzugehen, obwohl sie die Augen davor nicht
mehr verschließen können.

Die Frage, wie die notwendige Konversion der Industrieproduktion
sozial und ökologisch verträglich gelingen kann, ist mithin von
Strategien zur gewerkschaftlichen Erneuerung nicht zu trennen.


Ausstieg aus der Kohle

Am Abschied von der Braunkohle lässt sich derzeit studieren, wie eine
solche Konversion aussehen, aber auch, wie sie auf Holzwege geführt
werden kann.

Die von der Bundesregierung installierte Kohlekommission hat, unter
dem Druck der IG BCE, die Frage nach den Beschäftigungsalternativen
noch vor der Nennung eines Datums für den Kohleausstieg behandelt.
Schaut man sich die Vorschläge der Kommission daraufhin genauer an,
kann man ihre Ernsthaftigkeit in Zweifel ziehen:

Für das Rheinische Revier, in dem es um 9.000 direkt betroffene
Arbeitsplätze geht, sind Ersatzarbeitsplätze noch relativ leicht zu
beschaffen: die Kommission nennt u.a. die Beseitigung der Schäden
durch den Tagebau, die Etablierung eines regionalen
Energiemanagements, die Entwicklung von Low Carbon-Technologien für
die umliegende energieintensive (die chemische) Industrie, die
Ansiedlung entsprechender Forschungseinrichtungen sowie die Schaffung
einer "intelligenten" Verkehrsinfrastruktur für den Ballungsraum
Aachen, Köln, Düsseldorf, Mönchengladbach.

Für die strukturschwache Lausitz ist das schon viel schwieriger: Hier
wird u.a. der Ausbau von Gaskraftwerken, Windenergie, Photovoltaik,
Power-to-X-Anlagen und der Ausbau der Wasserstofftechnologie genannt.
Wenn man sich jedoch daran erinnert, dass es in Ostdeutschland mal
einen vielversprechenden Ansatz für den Aufbau einer eigenen
Solarindustrie gab, der dann aufgegeben wurde, weil die chinesische
Konkurrenz billiger war, wird klar, dass das alles nur auf dem Papier
steht. Die harte Wirklichkeit wird sich an den Privatinteressen der
anzusiedelnden Industrie brechen.

Der Staat wird ein paar Forschungseinrichtungen bauen und
Infrastrukturprojekte, von denen man nicht weiß, ob sie nicht mehr
schaden als nutzen. Als letztens die Ministerpräsidenten der
Braunkohleländer (NRW, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Brandenburg) im
Kanzleramt vorstellig wurden, ging es ihnen nur darum, viel Geld
loszueisen. Es wurde ihnen auch reichlich versprochen (wieviel, blieb
geheim), aber wofür sie es dann ausgeben, ob sie damit nicht Projekte
bezahlen, die sie eh in der Pipeline haben und die möglicherweise mit
einer Konversion von Arbeitsplätzen aus der Braunkohle wenig zu tun
haben, ob sie damit z.B. nicht wieder Hochleistungsstrecken bauen, wo
doch der öffentliche Nahverkehr ausgebaut werden muss, ist völlig
unklar. Es wurde ihnen auch nicht abverlangt, dass sie konkrete
Umbaupläne auf den Tisch legen, die Fördermittel sind nicht
zweckgebunden. Nichts, was die Kohlekommission aufgeschrieben hat,
deutet auf konkrete Pläne hin, da ist jede Konversionsstudie von
Umweltorganisationen konkreter.

Insofern haben die Kumpel recht, wenn sie den Versprechungen der
Kommission zutiefst misstrauen. Warum sollte denn die Lausitz auf
einmal erblühen, wenn jahrzehntelang nichts gelaufen ist?


Ausstieg aus der Autogesellschaft

Für die Automobilindustrie stellen sich die Herausforderungen der
Konversion noch viel schärfer. Hier kann man gar nicht mehr auf den
Markt bauen, ob er zufällig ein passendes Arbeitsplatzangebot
bereithält. Hier bedarf es einer Planung - auf lokaler, regionaler und
nationaler Ebene -, wie eine ökologische Verkehrswende auszusehen hat.
Grundsätzlich ist so etwas auch im Kapitalismus möglich, das zeigt
u.a. der Ausbau der Schieneninfrastruktur in Berlin Ende des
19.Jahrhunderts. Der neoliberale Nachtwächterstaat ist dazu nicht in
der Lage - man betrachte nur die Posse um den Ausbau einer
flächendeckenden Versorgung mit Zapfsäulen für E-Autos: Seit Jahren
tut die Bundesregierung hier so gut wie nichts, will aber bis 2020
eine Million E-Autos auf die Straße gebracht haben.

Dabei eignet sich gerade die Automobilindustrie wie keine andere für
die Herstellung anderer Produkte.

SoZ-Autor Klaus Meier zitiert in einem Beitrag über konkrete Wege, die
aus der Braunkohle rausführen, eine Studie von Agora Energiewende. Sie
listet auf, wo in der Lausitz der Schienenverkehr immer noch
mangelhaft ist: Die Bahntrassen Cottbus-Görlitz und Dresden-Görlitz
sind auch 30 Jahre nach der "Wende" immer noch nicht elektrifiziert,
dadurch gibt es keinen durchgehenden Bahnverkehr, es ist immer noch
ein Diesellokwechsel erforderlich. Die Bahnstrecke Cottbus-Lübbenau
muss zweigleisig ausgebaut werden. Es müssen grenzüberschreitende
Bahnverbindungen zwischen der Lausitz und dem polnischen Wroclaw
entwickelt werden, und, und...

"Der Infrastrukturausbau von Bahn und ÖPNV hätte auch weitere
Beschäftigungswirkungen in der Region. So gibt es in Görlitz und
Bautzen viel Kompetenz beim Bau von Eisen- und Straßenbahnen. Das
Görlitzer Werk des kanadischen Konzerns Bombardier mit seinen 1900
Beschäftigten ist aber gefährdet. Das Unternehmen will den Görlitzer
Standort auf den reinen Waggonbau reduzieren. Das ist ein erheblicher
Knowhow-Verlust und könnte mittelfristig dazu führen, dass das
Unternehmen in Görlitz ganz geschlossen wird. Schon jetzt sollen bis
zum Jahresende 2019 mehrere hundert Arbeitsplätze abgebaut werden.

Das geht komplett in die falsche Richtung. Denn aus ökologischen
Gründen muss der Autoverkehr zugunsten des Ausbaus öffentlicher
Verkehrsmittel rückgebaut werden. Die Bundesregierung schaut dem
Treiben des Bombardier-Konzerns in der Lausitz völlig tatenlos zu.
Dabei ist der Konzern von öffentlichen Aufträgen abhängig und es gäbe
genug Möglichkeiten, Druck für den Erhalt und den Ausbau der
Arbeitsplätze aufzubauen. Das politische Ziel sollte sein, in der
Region die Kompetenz für den Aufbau von Eisenbahnen und Straßenbahnen
weiter auszubauen." So Klaus Meier in seinem Beitrag.

Aus dem Gesagten wird klar, dass wir den Ausstieg aus der Kohle nicht
isoliert betrachten können, sondern in den Kontext einer umfassenden
ökologischen Wende stellen müssen. Diesbezüglich ist aber von der
offiziellen Politik wenig bis nichts zu erwarten. Gleichzeitig
befindet sich die Automobilindustrie in der Krise, in der nächsten
Zeit sind massive Arbeitsplatzverluste zu befürchten. Da fällt der
Kampf gegen Werkschließungen und Massenentlassungen zusammen mit dem
Kampf für eine andere Produktion - das bietet Möglichkeiten, die
Kolleginnen und Kollegen in der Autoindustrie dafür zu gewinnen, und
dieses Terrain gilt es vorzubereiten.
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Die Vorherrschaft absichern

von Siro Torresan



Das diesjährige Stelldichein der Mächtigen am WEF in Davos ist
vorbei. Hinter verschlossenen Türen wird zwar nichts konkretes
beschlossen, dafür aber das Feld vorbereitet, um die "kulturelle
Hegemonie" (Gramsci) zu sichern. Dies ist der Sinn und der Zweck des
WEF.


Irgendwie war es ruhig rund um das diesjährige WEF in Davos.
Vielleicht weil der zuerst angekündigte Gast aus den USA dann doch
nicht anreiste. Wir erinnern uns ungerne an letztes Jahr, als ein
riesiger Zirkus rund um den US-Präsidenten stattgefunden hatte. Heuer
war er zu beschäftigt mit den Missständen in seinem Lande und wie wir
jetzt wissen, wohl auch mit dem Putschversuch in Venezuela. Das WEF im
malerisch verschneiten Davos scheint zur Normalität geworden zu sein.
Das ist genau das, was sich Klaus Schwab, Gründer und
geschäftsführender Vorsitzender des WEF, und seine illustren Gäste
wünschen, denn umso "normaler", desto weniger schaut die breite
Öffentlichkeit hin. Grund genug, wieder mal genauer hinzugucken.


Der richtige Weg für die Elite

In Davos trifft sich die Crème de la Crème der Chefetagen aus der
Wirtschaft und der Politik. Daher ist es weder falsch noch
verschwörerisch von einer globalen Elite zu sprechen, denn zu
einflussreich sind die Menschen, die sich am WEF treffen. Der
globalisierungskritische Think Tank The Transnational Institut (TNI)
aus Amsterdam benutzt bei der Analyse der "Davos-Elite" den Begriff
der "kulturellen Hegemonie", deren sich die TeilnehmerInnen bedienen
sollen. Das Institut präzisiert: "Um das zu schaffen, stellen sie ihre
Weltanschauung so dar, als wenn sie grundsätzlich jedem einzelnen
zuträglich ist, obwohl sie als soziokulturelles Produkt eben dieser
selben Herrscherklasse den Vorteil verschaffen."

Was damit gemeint ist, erklärt Fritz R. Glunk, der Autor des Buchs
"Schattenmächte", in einem Interview mit RT Deutschland: "Man
bestätigt und versichert sich gegenseitig, auf dem richtigen Weg zu
sein. Das ist natürlich der neoliberale Weg und man sagt sich zu, dass
man jeglichen Bestrebungen gegen diese Wirtschaftsform eine Absage
erteilen wird." Natürlich werden dabei auch fette Geschäfte
abgeschlossen oder zumindest in die richtigen Bahnen geleitet. Doch
Glunk weist auch darauf hin, dass es am WEF keine gemeinsame Erklärung
oder Resolution gibt, wie dies etwa beim G7- oder G8-Treffen der Fall
ist. Am Stelldichein der Mächtigen in Davos ist alles informell und
genau das ist der springende Punkt: Das Informelle ist die grosse
Stärke des WEF.


Von der Finanzkrise zur Staatsschuldenkrise

Das WEF fasst keine Beschlüsse, gibt keine Empfehlungen ab und äussert
nicht mal Wünsche, was macht es dann? Es bereitet das Feld vor, um die
"kulturelle Hegemonie" der Mächtigen zu festigen. Ein konkretes
Beispiel: Am G20-Treffen 2007 in Kapstadt wurde der Wunsch nach
Stabilisierung des Finanzsystems laut. Der Wunsch wird in den Basler
Ausschuss reingetragen, ein undemokratisches Schattengebilde, dem
unter anderem die zehn führenden Industrienationen (G10) angehören und
der unter der Führung der in Basel ansässigen Bank für Internationalen
Zahlungsausgleich (BIZ) agiert, die sogenannte Bank aller
Zentralbanken der Welt. Stark beteiligt am Reorganisationsprozess der
Finanzwelt ist Mark Carney, der aktuelle Gouverneur der Bank of
England. Er ist übrigens der erste Ausländer auf diesem Posten in der
319-jährigen Geschichte der englischen Zentralbank. Der Ausschuss in
der Rheinstadt macht sich an die Arbeit mit folgendem Lösungsansatz:
Was mit dem Verständnis einer Finanzkrise begann, wurde rhetorisch und
inhaltlich zu einer Staatsschuldenkrise umfunktioniert. In welchem
Interesse dies geschah, liegt auf der Hand: Während die Banken und
Finanzinstitute ungeschoren davonkamen - sie mussten weder für den
hohen Schaden aufkommen, den sie verursacht hatten, noch konnten sie
juristisch belangt werden - traf die Krise Millionen von Menschen rund
um den Globus mit voller Härte. Weltweit, auch in der Schweiz,
beschlossen nationale Parlamente sogenannte Sparprogramme auf Kosten
der breiten Bevölkerung, um gleichzeitig Gesetze zu erlassen, welche
die Gewinne der Unternehmen und das Vermögen der Superreichen in
unermessliche Höhe schnellen liessen. Die Unternehmenssteuerreform in
der Schweiz lässt grüssen.


Klare Machtverhältnisse

Die Staatschefs am G20-Gipfel 2010 in Toronto dankten dann explizit
dem Basler Ausschuss für die wertvolle Arbeit bei der
Wiederherstellung des Finanzsystems. Die G20 sahen ihre Forderungen,
die sie 2007 noch als Wünsche geäussert hatten, erfüllt. Die
entsprechend nötigen Gesetze dazu wurden in den nationalen Parlamenten
durchgeboxt, ohne dass dazu jemals eine öffentliche Debatte stattfand.
So einfach? Ja, denn wie der Autor Glunk richtigerweise festhält:
"Faktisch sind die Machverhältnisse so, dass kein einziges nationales
Parlament sich traut zu widersprechen, wenn die 20 mächtigsten
Industrieländer der Welt sich zusammengeschlossen und entschieden
haben."

Doch, was hat dies alles mit dem WEF zu tun? Mark Carney, führender
Kopf bei der Krisenbewältigung im Interesse der G20, ist seit Jahren
Dauergast beim Stelldichein in Davos. Er weiss genau, dass er dort all
jene Leute trifft, die er zu treffen hat. Sie beschliessen nichts, sie
reden hinter verschlossenen Türen und bereiten so eben das Feld vor,
um ihre neoliberale Herrschaft zu erweitern und zu festigen. So wird
aus einem informellen Treffen, was das WEF von Hause aus eigentlich
ist, schon fast ein Epizentrum neoliberalen Diskurses und Handelns.
Sinn und Zweck des WEF sind somit erfüllt, zur Freude von Herrn Schwab
und seinen Gästen.

 * 
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FEATURE/1195: Deutschlandfunk Kultur - Über Schlittenhunde, 16.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Sled Runners

Über Schlittenhunde

Von Janna Graham

SWR/Deutschlandfunk Kultur 2019/ca. 54'30

(Ursendung)

Feature

Samstag, 16. Februar 2019, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Schlittenhunde gehören zum Mythos der arktischen Zonen Nordamerikas.
1925 wurde der Husky Balto zur Legende, als er tausend Meilen durch
Eis und Schnee lief, um Medikamente in ein Dorf zu bringen, wo die
Diphterie ausgebrochen war. Heute sind die Rennhunde kleiner. Aber
tausend Meilen laufen sie nach wie vor. Für die First Nations, die
Indianer im Nordwesten Amerikas, waren Schlittenhunde einst
überlebensnotwendig. Aber was bedeuten sie für die Weißen heute? Sind
die Hunde mehr als ein lebendes Sportgerät? Welches Verhältnis haben
Mensch und Tier?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. Februar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1840: Deutschlandfunk - Liberale Parteien in Europa, 16.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Leeres Label?

Liberale Parteien in Europa

Mit Reportagen von Benjamin Dierks

Gesichter Europas

Samstag, 16. Februar 2019, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Die Idee von einer offenen, freiheitlichen Gesellschaft hat Europa
lange geprägt. Es ging um den Schutz gemeinsamer Werte: Gleichheit der
Bürger, Rechte des Individuums, Unabhängigkeit des Rechtsstaats. Die
politischen Parteien, die für diese Werte standen, haben ihre
Ausrichtung im Laufe der Zeit geändert. Wie viel Liberalismus
ursprünglicher Prägung steckt noch in den europäischen Parteien, die
das Label liberal oder freiheitlich im Namen tragen? Viele sind auf
den neoliberalen Weg eingeschwenkt, manche von ihnen versuchen eine
Rückbesinnung. Spurensuche in Europa, eine Reportage in fünf Teilen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. Februar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TREFF/196: Essen - CineScience "Der (trans-)kosmische Heimatfilm" - 19.02.2019


Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI) - 13.02.2019

CineScience: Der (trans-)kosmische Heimatfilm:

verschiedene Lebenswelten und ersehnte Wirklichkeiten

Dienstag, 19. Februar 2019, 20.00 Uhr

Filmstudio Glückauf

Rüttenscheider Str. 2, 45128 Essen



Heimatgefühle. Bessere Zeiten. Diese können überall sein. Überall auf der
Welt, in längst vergangenen oder womöglich noch kommenden Zeiten - und
sogar Imaginationen von der Welt in Träumen und Phantasien können diese
Sehnsuchtsorte sein. An diesem letzten CineScience-Abend zum Thema
Heimatfilm möchten wir den Blick öffnen für eine andere Sichtweise auf
Heimat, bei der die Grenzen zwischen Realität und Fiktion, zwischen
Träumen des Tages und der Nacht, zwischen Ideologie und Utopie
thematisiert und irritiert werden.

REFERENTEN

Verena Keysers, Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

Sebastian Sponheuer, Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

VERANSTALTER

Eine Veranstaltung des Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen (KWI) in
Kooperation mit dem Filmstudio Glückauf, gefördert vom Verein zur
Förderung des Kulturwissenschaftlichen Instituts und der Stiftung für
Kulturwissenschaften

TICKETS

Karten erhältlich beim Filmstudio Glückauf unter 0201 - 439 366 33 oder an
der Abendkasse.

Eintritt: 5 Euro, ermäßigt 3 Euro.

WEITERE INFORMATIONEN

http://www.kulturwissenschaften.de/home/veranstaltungen.html#2019-02-19


Über "CineScience":

In der Reihe CineScience diskutieren Wissenschaftler*innen des
Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen (KWI) seit 2011 soziale Phänomene
anhand von Filmausschnitten jeden Genres und werfen einen
wissenschaftlichen Blick auf die filmische Darstellung alltäglicher und
weniger alltäglicher Aspekte menschlichen Zusammenlebens. Im Winter
2018/19 widmet sich die beliebte Reihe den unterschiedlichen Darstellungen
von "Heimat" im Film. Die ausgewählten Filme bilden Vielfältigkeit und
Veränderungen des Genres ab, von seinen Ursprüngen in der Blütezeit des
Stummfilms bis in die Gegenwart, vom deutschsprachigen Heimatfilm der
1950er Jahre bis zu globalen Varianten.

Über das Kulturwissenschaftliche Institut Essen (KWI):

Das Kulturwissenschaftliche Institut Essen (KWI) ist ein
interdisziplinäres Forschungskolleg für Geistes- und Kulturwissenschaften
in der Tradition internationaler Institutes for Advanced Study. Als
interuniversitäres Kolleg der Ruhr-Universität Bochum, der Technischen
Universität Dortmund und der Universität Duisburg-Essen arbeitet das
Institut mit den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern seiner
Trägerhochschulen und mit weiteren Partnern in NRW und im In- und Ausland
zusammen. Innerhalb des Ruhrgebiets bietet das KWI einen Ort, an dem die
Erträge ambitionierter kulturwissenschaftlicher Forschung auch mit
Interessierten aus der Stadt und der Region geteilt und diskutiert werden.
Zukünftig stehen folgende Forschungsschwerpunkte im Mittelpunkt:
Kulturwissenschaftliche Wissenschaftsforschung, Kultur- und
Literatursoziologie, Wissenschaftskommunikation sowie ein "Lehr-Labor".
Fortgesetzt werden außerdem die Projekte in den Forschungsbereichen
Partizipationskultur und Kommunikationskultur sowie Einzelprojekte.

www.kulturwissenschaften.de

Weitere Informationen unter:

http://www.kulturwissenschaften.de/home/veranstaltung-931.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), 13.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





DROGEN/376: Zahl der jugendlichen Komatrinker steigt (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 1/2019

Zahl der jugendlichen Komatrinker steigt 



In Schleswig-Holstein ist die Zahl jugendlicher Komatrinker wieder
gestiegen. Im Jahr 2017 kamen laut DAK-Gesundheit 681 Kinder und
Jugendliche mit einer Alkoholvergiftung ins Krankenhaus. Damit stieg
die Zahl der Betroffenen im Vergleich zu 2016 um drei Prozent.

Im vergangenen Jahr landeten nach Angaben der DAK Gesundheit 391
Jungen und 290 Mädchen aus Schleswig-Holstein im Alter zwischen zehn
und 20 Jahren nach Alkoholmissbrauch in der Klinik. Das waren 20 mehr
als im Jahr zuvor. Die Zahl der männlichen Betroffenen stieg im
Vergleich zum Vorjahr um vier Prozent an. Bei Mädchen und jungen
Frauen gab es einen leichten Anstieg von 1,8 Prozent. Den größten
prozentualen Anstieg (20 Prozent) gab es bei den zehn bis unter
15-jährigen Jungen. In dieser Altersgruppe kamen 2017 insgesamt 29
Rauschtrinker in die Klinik, fünf Kinder mehr als im Vorjahr. Im
Langzeitvergleich zum Jahr 2006 stieg die Zahl der jugendlichen
Komasäufer um 22 Prozent.

"Die negative Entwicklung zeigt uns, dass wir den Weg der
Alkoholprävention konsequent fortsetzen müssen. Ich hoffe, dass wir
diesem Trend mit unserer vorausschauenden Präventionsarbeit
entgegenwirken können", sagte Cord-Eric Lubinski, Leiter der
DAK-Landesvertretung in Schleswig-Holstein. Er spielte damit auf die
Aufklärungskampagne "bunt statt blau", an, mit der die Ersatzkasse
erneut Schüler dazu aufruft, mit Plakaten kreative Botschaften gegen
das Rauschtrinken zu entwickeln.

Schirmherr der Aktion in Schleswig-Holstein ist
Landesgesundheitsminister Dr. Heiner Garg. "Kinder und Jugendliche
müssen so gestärkt werden, dass sie selbst erkennen, dass sinnloses
Betrinken weder cool noch schlau ist. Dabei haben in erster Linie
Eltern, Freunde und das Umfeld von jungen Menschen eine
Vorbildfunktion", sagte Garg. Rauschtrinken löse keine Probleme,
sondern schaffe sie - dies vermittele der Wettbewerb. (PM/RED)


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 1/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201901/h19014a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

71. Jahrgang, Dezember 2018, Seite 4

Herausgegeben von der Ärztekammer Schleswig-Holstein

mit den Mitteilungen der Kassenärztlichen Vereinigung

Schleswig-Holstein

Bismarckallee 8-12, 23795 Bad Segeberg

Telefon: 04551/803-272, -273, -274,

E-Mail: aerzteblatt@aeksh.de

www.aeksh.de

www.arztfindex.de

www.aerzteblatt-sh.de

 

Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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FORSCHUNG/3994: Wie Schlaf das Immunsystem stärkt (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 12.02.2019

Wie Schlaf das Immunsystem stärkt

Wissenschaftler der Universität Tübingen weisen neuen Mechanismus nach,
mit dem unser Abwehrsystem im Schlaf unterstützt wird



Ausreichend Schlaf ist für unser Immunsystem und die Abwehr von
Krankheitserregern wichtig - das wird allgemein angenommen und erscheint
intuitiv richtig. Wie genau Schlaf jedoch bestimmte Immunfunktionen
beeinflusst, ist noch nicht wissenschaftlich geklärt. Wissenschaftler der
Universität Tübingen und der Universität Lübeck haben nun in einer Studie
einen neuen Mechanismus nachgewiesen, über den Schlaf das Immunsystem
fördert. Das Team um Dr. Luciana Besedovsky und Dr. Stoyan Dimitrov vom
Tübinger Institut für Medizinische Psychologie und Verhaltensneurobiologie
und Dr. Tanja Lange aus der Lübecker Klinik für Rheumatologie und
klinische Immunologie konnte an Probanden zeigen, dass bereits nach drei
Stunden ohne Schlaf die Funktion der sogenannten T-Zellen beeinträchtigt
war, der weißen Blutzellen, die für die Bekämpfung von Erregern zuständig
sind. Die Studie wurde im Journal of Experimental Medicine veröffentlicht.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler führten mit Probanden ein
24-stündiges Experiment durch: Eine Gruppe konnte nachts für acht Stunden
schlafen, eine zweite Gruppe blieb über den gesamten Zeitraum wach.
Während des Experiments wurde den Teilnehmern regelmäßig Blut abgenommen.
Dabei überprüfte das Forschungsteam vor allem die Bindungsstärke der
T-Zellen an ein Molekül namens ICAM-1 (intercellular adhesion molecule-1),
das es ihnen ermöglicht, sich an andere Zellen anzuheften, die sogenannte
Adhäsion.

Dies ist für ihre Funktion wichtig: "T-Zellen zirkulieren ständig im
Blutkreislauf und suchen nach Erregern. Die Adhäsion an andere Zellen
erlaubt ihnen dabei, im Körper zu wandern und beispielsweise an infizierte
Zellen anzudocken, um sie anschließend zu beseitigen", sagt Erstautor
Stoyan Dimitrov. Wie die Studie zeigt, war die Adhäsionsfähigkeit der
T-Zellen bei den Probanden ohne Schlaf sichtlich reduziert.

Um weiter zu untersuchen, wie Schlaf die T-Zellfunktion beeinflusst, wurde
zudem Plasma l der Teil des Blutes, in dem sich lösliche Substanzen wie
Hormone befinden - von schlafenden sowie von wach geblieben Probanden
entnommen. Dieses Plasma wurde für wenige Minuten auf isolierte T-Zellen
gegeben. Stammte es von den Probanden ohne Schlaf, senkte es signifikant
die Adhäsionsfähigkeit, verglichen mit dem Plasma der Probanden, die
geschlafen hatten.

Diese Unterdrückung der T-Zellfunktion konnte das Team in einem weiteren
Experiment rückgängig machen, indem es eine bestimmte Rezeptorklasse
blockierte, sogenannte Gαs-gekoppelte Rezeptoren: Über diese wirken unter
anderem das Stresshormon Adrenalin und Prostaglandine, Hormone die bei
Entzündungen eine Rolle spielen. "Dies zeigt, dass bereits bei kurzem
Schlafentzug lösliche Stoffe diese Rezeptoren aktivieren und darüber auch
die Adhäsion der T-Zellen beeinträchtigen", so die Studienleiterin Luciana
Besedovsky.

In parallel laufenden Experimenten konnten die Forscher zudem zeigen, dass
einige der löslichen Moleküle, die an diese Rezeptorklasse binden, wie
beispielsweise Adrenalin, Prostaglandine und der Botenstoff Adenosin, die
Adhäsion stark beeinträchtigen, wenn sie direkt auf T-Zellen gegeben
wurden. Dieselben Substanzen sind auch bei einer Reihe pathologischer
Zustände stark erhöht, beispielsweise bei chronischem Stress oder Krebs.
"Das heißt, dass unsere Befunde auch außerhalb der Schlafforschung
klinische Relevanz haben. Sie könnten erklären, warum das Immunsystem bei
manchen Erkrankungen unterdrückt ist", sagt Lange und Besedovsky fasst
zusammen: "Bereits drei Stunden ohne Schlaf sind ausreichend, um die
Funktion wichtiger Immunzellen zu reduzieren. Unsere Ergebnisse zeigen
einen möglichen, grundlegenden Mechanismus, über den Schlaf uns beim
alltäglichen Kampf gegen Infektionen unterstützt."


Originalpublikation:

Publikation:

Stoyan Dimitrov, Tanja Lange, Cécile Gouttefangeas, Anja T.R. Jensen,
Michael Szczepanski, Jannik Lehnnolz, Surjo Soekadar, Hans-Georg Rammensee, Jan
Born
and Luciana Besedovsky: 

"Gαs-coupled receptor signaling and sleep regulate
integrin activation of human antigen-specific T cells." Journal of
Experimental Medicine:

http://jem.rupress.org/cgi/doi/10.1084/jem.20181169

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution81
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen - 12.02.2019
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FORSCHUNG/3993: Signalweg, der schützende Mechanismen im Entzündungsprozess kontrolliert (idw)


Universitätsklinikum Tübingen - 12.02.2019

Tübinger Forscher finden Signalweg, der schützende Mechanismen im Entzündungsprozess kontrolliert



Professorin Valbona Mirakaj, Leiterin der Sektion Molekulare
Intensivmedizin am Universitätsklinikum Tübingen hat aktuell im
Wissenschaftsjournal Nature Communications zu einen neuen Aspekt der
neuronalen Reflexbahnen publiziert. Mirakaj und ihrem Team ist es
gelungen, eine dynamische Kooperation zwischen adrenergen Nerven und RGM-A
zu identifizieren, die Inflammations- und Resolutionsprogramme reguliert.
Dieses Zusammenspiel kontrolliert synergistisch zentrale angeborene
protektive Mechanismen der Resolution einer akuten Inflammation und
fördert die Gewebsheilung und Regeneration.

Eine akute Entzündungsreaktion ist ein fundamentaler Prozess, welcher
vielen physiologischen und pathophysiologischen Mechanismen zugrunde
liegt. Ein entscheidender Schritt während der initialen Immunantwort ist
die Kontrolle der Leukozytenmigration. Das Versagen dieser Kontrolle kann
zu chronischen Inflammationen mit weiteren Gewebsschädigungen bis zum
Funktionsverlust eines Organs führen.

Während der Entzündungsresolution, einer grundlegenden Phase der
Inflammation, werden Specalized Proresolving Mediators (SPM) wie Lipoxine,
Resolvine, Protektine und Maresine synthetisiert, um die akute Entzündung
aufzulösen und letztlich die Homöostase wiederherzustellen. Auf zellulärer
Ebene umfasst dieser Auflösungsprozess die Begrenzung der weiteren
Invasion von Neutrophilen und deren Apoptose, die Gegenregulation
proinflammatorischer Mediatoren sowie die aktive Beseitigung apoptotischer
Zellen und eindringender Mikroorgansimen. Zellen wie Makrophagen sind
zentrale Regulatoren der Gewebshomöostase und Gewebereparatur, indem sie
ihren Phänotyp von pro- zu antiiflammatorisch wechseln können.
Nicht-auflösende Entzündungen können zu schweren kritischen Erkrankungen
wie Peritonitis, Lungenversagen oder Sepsis führen. Um zur
Gewebsintegrität zurückkehren zu können, ist eine effiziente Immunantwort
gegen eindringende Pathogene und eine vollständige Resolution der
Inflammation notwendig.

Im sich entwickelnden zentralen Nervensystem werden Axone genau zu ihrer
finalen Position durch ein Gleichgewicht chemoattraktiver und
chemorepulsiver Signale gelenkt. Eines dieser Signalproteine ist das
Repulsive Guidance Molecule A (RGM-A), welches als repulsives Signal die
axonalen Wachstumskegel im Gehirn steuert. Diese gezielte Migration ist
nicht nur eine Voraussetzung für die Entwicklung des Nervensystems,
sondern auch essentiell für Immunantworten.

In neueren Arbeiten konnte gezeigt werden, dass RGM-A während der akuten
Entzündung immunmodulatorische Funktionen besitzt. Jüngste Untersuchungen
konnten eine bidirektionale Kommunikation zwischen dem Immun- und
Nervensystem aufzeigen, welche inflammatorische Mechanismen reguliert.
Insbesondere neuronale Reflexe nehmen periphere Entzündungen wahr und
beeinflussen diese in der initialen Phase.

In Anbetracht dieser Erkenntnisse untersuchten die Tübinger
Wissenschaftler die Rolle des Sympathikus im Zusammenspiel mit den
immunmodulatorischen Funktionen von RGM-A während der
Entzündungsresolution. Sie konnten zeigen, dass es eine dynamische
Kooperation zwischen adrenergen Nerven und RGM-A gibt, die
Inflammations- und Resolutionsprogramme reguliert. Diese Kooperation spiegelt sich im
Wechsel des Makrophagenphänotyps von klassischer (M1) zur alternativen
(M2) Aktivierung sowie in einem murinen Peritonitismodell wider. Hier
reduzierten adrenerge Nerven und RGM-A synergistisch das Ausmaß der
inflammatorischen Peritonitis, verkürzten das Resolutionsintervall,
stimulierten die lokale Synthese von SPMs, förderten die Phagozytose
apoptotischer Zellen sowie die Gewebsregeneration.

Durch eine chemische Sympathektomie wurde der Schweregrad der Peritonitis
erhöht und die Resolution gehemmt, wohingegen die zusätzliche Applikation
von RGM-A den Resolutionstonus wiederherstellte. Außerdem wurden in
peritonealen Monozyten nach Stimulation mit einem κ2AR Agonisten und/oder
RGM-A NF-κBSignalwege gehemmt und RICTOR sowie PI3K/AKT-Wege aktiviert.

Zusammengenommen zeigen diese Ergebnisse einen neuen Aspekt der neuronalen
Reflexbahnen, wobei adrenerge Nerven und RGM-A synergistisch zentrale
angeborene protektive Mechanismen der Resolution einer akuten Inflammation
kontrollieren sowie die Gewebsheilung und Regeneration fördern.


Originalpublikation:

Sympathetic nervous system controls resolution of inflammation via
regulation of repulsive guidance molecule A

Andreas Körner1, Martin Schlegel1, Torsten Kaussen2, Verena Gudernatsch1,
Georg Hansmann2, Timo Schumacher2, Martin Giera3 & Valbona Mirakaj1
Nature Communications

doi 10.1038/s41467-019-08328-5

https://www.nature.com/articles/s41467-019-08328-5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution82

 * 

Quelle:
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Universitätsklinikum Tübingen - 12.02.2019
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FINANZEN/632: Krankenhaus-Notaufnahmen sind und bleiben unterfinanziert (idw)


Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie e. V. - 12.02.2019

Krankenhaus-Notaufnahmen sind und bleiben unterfinanziert



Die Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie e.V. (DGOU)
begrüßt die zusätzlichen Mittel für Notaufnahmen im Rahmen des
Notfallstufenkonzeptes des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA). Die
Fachgesellschaft weist jedoch darauf hin, dass es auch mit den neuen
Zuschlägen für die an der Notfallversorgung teilnehmenden Kliniken bei
einer Unterfinanzierung der Notaufnahmen bleibt. Zudem spricht sie sich
für die Teilhabe von Orthopäden und Unfallchirurgen an der
Notaufnahme-Leitung aus. Denn durchschnittlich ein Drittel der Diagnosen in der
Notaufnahme betreffen das Fach Orthopädie und Unfallchirurgie.

Eine Studie (doi.org/10.1007/s00113-018-0577-5) zeigt zudem jetzt erstmals
genaue Zahlen für eine Großstadt: Im Untersuchungsgebiet München mussten
43 Prozent der Notfallpatienten am Muskel-Skelett-System behandelt werden.
Bei den meisten Fällen handelt es sich um Verletzungen. "O und U ist ein
wesentlicher Bestandteil in der Notfallmedizin. Dem müssen wir mit
orthopädischer und unfallchirurgischer Fachkompetenz und gut
ausgestatteten Notaufnahmen begegnen", sagt Prof. Dr. Paul Alfred
Grützner, Präsident der DGOU und der Deutschen Gesellschaft für
Unfallchirurgie e.V. (DGU).

"Die Vergütung der Versorgung innerhalb der Notaufnahmestrukturen ist seit
Jahren nicht ausreichend und bildet nicht die hohen Vorhaltekosten ab",
sagt Prof. Dr. Dietmar Pennig, stellvertretender DGOU-Generalsekretär. Die
vom Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) auf den Weg gebrachte Regelung zu
einem gestuften System von Notfallstrukturen in Krankenhäusern sieht nun
Verbesserungen vor: Zukünftig sollen Krankenhäuser der Stufe eins für die
Basisnotfallversorgung 153.000 Euro, Krankenhäuser der Stufe zwei für die
erweiterte Notfallversorgung 459.000 Euro und Krankenhäuser der Stufe drei
für die umfassende Notfallversorgung 688.500 Euro jährlich erhalten.
Darüber hinaus reduziert sich jede einzelne DRG-Fallpauschale jedes
vollstationären Patienten in einer Klinik, die nicht an der
Notfallversorgung teilnimmt. Der sogenannte Rechnungsabschlag beträgt 60
Euro. "Das liegt weit hinter unseren Erwartungen und den Notwendigkeiten",
kritisiert Professor Dr. Andreas Seekamp, DGOU-Vorstandsmitglied und
Mitglied des Fachbeirates Chirurgie in der Deutschen Interdisziplinären
Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI). Damit blieben die
Notaufnahmen mit ihren hohen Vorhaltekosten weiter unterfinanziert.
Insbesondere für schwerverletzte Patienten seien aber modernste
Diagnostikeinheiten wie Ultraschall, Computertomografie und MRT sowie
qualifiziertes Personal mit ausreichenden Schockraum-Kapazitäten für
schnelle Diagnostik und Therapieentscheidungen an 365 Tagen rund um die
Uhr notwendig.

Außerdem sieht das neue Notfallstufenkonzept eine Neuerung bei der
Organisation der Notaufnahme vor: Demnach verfügt der Leiter einer
Notaufnahme neben seiner Facharztqualifikation über die neue
Zusatzweiterbildung "Klinische Notfall- und Akutmedizin". Ein bundesweit
einheitliches Leitungsmodell ist jedoch nicht vorgesehen. Allerdings
plädiert die DGOU für die Beteiligung eines Facharztes für Orthopädie und
Unfallchirurgie an der Leitung einer Notaufnahme unter Beachtung der
Vorgaben der gesetzlichen Unfallversicherung. "Ungeachtet der Organisation
der Notaufnahme ist deshalb zu gewährleisten, dass die Versorgung von
Arbeitsunfallverletzten in den Zuständigkeitsbereich des Durchgangsarztes
fällt", so Prof. Grützner.

Wie die Münchner Studie zeigt, stellt die orthopädische und
unfallchirurgische Kompetenz eine der Schlüsselqualifikationen in der
Notaufnahme dar. Ziel ist es daher, die Kompetenz und personelle
Ausstattung sowie die Gestaltung der Dienstpläne und damit Vorhaltung von
Ärzten entsprechend dem Patientenaufkommen zu optimieren. "Dies kann mit
einem klug durchdachten Leitungsmodell gelingen, bei dem in einem
Notaufnahmeboard die Fächer berücksichtigt werden, die einen hohen Anteil
an Notfallpatienten versorgen", sagt Seekamp, Direktor der Klinik für
Orthopädie und Unfallchirurgie am Universitätsklinikum Schleswig-Holstein
in Kiel. Zudem spricht sich die Fachgesellschaft dagegen aus, dass
Notaufnahmen als gesonderte Kliniken mit eigener Chefarztposition
etabliert werden. Denn das G-BA-Papier (§ 6 Satz 2) lässt viel Spielraum
offen bei der Organisation einer Notaufnahme: Es heißt lediglich, dass die
Notaufnahme eine eigenständige Organisationseinheit sein müsse. Daher
warnt Seekamp: "Eine Klinik in der Klinik führt zu einer Entkopplung von
Notfallbehandlung und fachqualifizierter Versorgung und schafft zusätzlich
Schnittstellenprobleme."

Dass es für Orthopäden und Unfallchirurgen in der Notfallmedizin viel zu
tun gibt, zeigt jetzt erneut die Münchner Studie mit dem Titel
"Stellenwert der Unfallchirurgie für die Notaufnahme einer deutschen
Millionenstadt - eine Auswertung von 524.716 Notfallpatienten":
Wissenschaftler des Klinikums rechts der Isar (MRI) der Technischen
Universität München und des Instituts für Notfallmedizin und
Medizinmanagement (INM) des Klinikums der Universität München (LMU)
untersuchten in ihrer Studie alle Patienten, die sich in einer von 14
Münchner Notaufnahmen im Beobachtungszeitraum zwischen Juli 2013 und Juni
2014 vorgestellt hatten. Von insgesamt 524.716 Notfallpatienten konnten
393.587 in die Studie eingeschlossen werden. 169.208 davon wurden aufgrund
eines orthopädisch-unfallchirurgischen Krankheitsbildes behandelt - das
sind 43 Prozent. Die Patienten stellten sich rund um die Uhr vor, wobei
die Hauptaufnahmezeit unter der Woche zwischen 8 bis 14 Uhr lag und sich
am Wochenende in die Abendstunden verlagerte. Hauptdiagnose ist die
Verletzung des Kopfes, gefolgt von Verletzungen der Hand und des Unterarms
sowie des Knöchels. 20 Prozent der Patienten erlitten eine Fraktur. "Das
ist die bisher weltweit größte Notfallstudie", erklärt Studienautor
Professor Dr. Peter Biberthaler, Direktor der Klinik und Poliklinik für
Unfallchirurgie an der TU München. "Bisher gab es keine harten Zahlen über
den Anteil von orthopädischen und unfallchirurgischen Diagnosen in den
Notaufnahmen einer Großstadt in Deutschland", ergänzt Dr. Heiko Trentzsch,
Wissenschaftler am INM, Co-Autor der Studie und stellvertretender Leiter
der DGU-Sektion Notfall- und Intensivmedizin, Schwerverletztenversorgung
(NIS).

Referenzen:

1) "Stellenwert der Unfallchirurgie für die Notaufnahme einer deutschen
Millionenstadt - eine Auswertung von 524.716 Notfallpatienten", Der
Unfallchirurg, 1-2019

https://link.springer.com/article/10.1007/s00113-018-0577-5

Die Studie kann als pdf-Dokument angefordert werden unter: presse@dgou.de

2) Gutachten zur ambulanten Notfallversorgung im Krankenhaus -
Fallkostenkalkulation und Strukturanalyse, Deutsche Gesellschaft
interdisziplinäre Notfall- und Akutmedizin und Management Consult
Kestermann GmbH, 2015

https://www.dkgev.de/media/file/19401.2015-02-17_Gutachten_zur_ambulanten_Notfallversorgung_im_Krankenhaus_2015.pdf

Weitere Informationen:
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Originalpublikation:
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STELLUNGNAHME/199: Gegen Änderungen zur Förderung von Selbsthilfeprojekten (Selbsthilfe)


BAG SELBSTHILFE e.V. - Pressemitteilung vom 12. Februar 2019

Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG):

Fördergelder für Selbsthilfeprojekte qualitätsorientiert und in bewährter Weise verausgaben!

Die Selbsthilfe ist gegen eine Änderung der Fördervorschriften. Die
geplanten Veränderungen im Hilfsmittelbereich werden jedoch begrüßt.



Düsseldorf, 12.02.2019. Die BAG SELBSTHILFE lehnt die geplanten
Änderungen im TSVG zur Förderung von Selbsthilfeprojekten ab. Nach den
Plänen des Bundesministeriums für Gesundheit sollen die Mittel der
Selbsthilfeförderung nur noch von einer zentralen Stelle bewilligt
werden. Das bestehende Verfahren führt zur erfolgreichen Unterstützung
von Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung und fördert
ehrenamtlich engagierte BürgerInnen. Der übereilte und ohne Absprache
mit Selbsthilfevertreten eingebrachte Vorstoß lässt keinen Nutzen für
die Projektförderung der Selbsthilfe erkennen und bringt durch
unnötige Bürokratie das Engagement von Krankenkassen und Ehrenamtlern
zum Erliegen.

Viele Projekte, die die Selbsthilfe regional, in Bundesländern und in
ganz Deutschland durchführt, haben schon Auszeichnungen und Preise
erhalten. Denn sie sind innovativ und entwickeln einen
zielgruppengenauen Mehrwert für Menschen mit Behinderung, chronischen
Erkrankungen und ihren Angehörigen. Dieser Erfolg beruht auf der
flexiblen, qualitätsorientierten und zeitnahen Förderung durch die
gesetzlichen Krankenkassen. Deshalb fordert die BAG SELBSTHILFE, das
bewährte Förderverfahren fortzuführen und nicht, wie im TSVG
vorgesehen, zu ändern.

"Wir können keine Verbesserung oder gar Vereinfachung darin sehen,
seit Jahren vertrauensvoll gewachsene Förderstrukturen durch eine
anonymisierte, gemeinschaftliche Verausgabung zu zerschlagen und somit
eine unnötige Bürokratisierung der Projektförderung voranzutreiben",
kritisiert Dr. Martin Danner, Bundesgeschäftsführer der BAG
SELBSTHILFE.

Sehr positiv sieht die BAG SELBSTHILFE jedoch einen weiteren Vorschlag
der Koalition: Gesetzliche Krankenkassen dürfen künftig keine
Ausschreibungen mehr für die Versorgung mit Hilfsmitteln durchführen.
Denn in der Vergangenheit haben Menschen mit Behinderung und
chronischer Erkrankung die Erfahrung gemacht, dass der Zuschlag bei
Ausschreibungen häufig nur nach dem Preis erfolgt und sie ihre
medizinisch notwendige Versorgung nicht in der erforderlichen Qualität
ohne Aufpreis erhalten. An diesen Abläufen konnten leider auch die
gesetzlichen Regelungen nichts ändern, die in der letzten
Legislaturperiode geschaffen wurden.

Die BAG SELBSTHILFE hält jedoch die Abschaffung der
Ausschreibungsverträge für die Zukunft nicht für ausreichend; vielmehr
sollten Regelungen geschaffen werden, welche die Krankenkassen
verpflichten, bestehende Ausschreibungsverträge, etwa zur
Stoma-Versorgung, innerhalb eines bestimmten Zeitraumes zu beenden.

Die angestrebten Verbesserungen könnten gestärkt werden, wenn das
Heil- und Hilfsmittelversorgungsgesetzes (HHVG) durch ergänzende
Regelungen weiterentwickelt oder künftig in seiner Umsetzung genauer
überprüft würde.

 * 

Quelle:

BAG SELBSTHILFE

Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe von Menschen mit Behinderung

und chronischer Erkrankung und ihren Angehörigen e.V.
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GENETIK/139: Molekularer Mechanismus, der zu Ataxien und Spastiken bei Patienten führt (idw)


caesar - center of advanced european studies and research - 12.02.2019

GBA2 im Nervensystem: Lipide und ein Ungleichgewicht im Gang sind eng miteinander verknüpft



Eine gemeinsame Studie von Wissenschaftlern des Instituts für Angeborene
Immunität, dem Forschungszentrum caesar und dem DZNE beleuchtet den
molekularen Mechanismus, welcher zu Ataxien und Spastiken bei Patienten
führt, die Mutationen in einem Schlüsselenzym des Glykosphingolipid-Stoffwechsels aufweisen.

GBA2 ist ein essentielles Enzym des Lipidstoffwechsels. Es reguliert den
Abbau von Glykosylzeramid. Glykosylzeramid ist ein Vorläufer-Lipid für
andere, weitaus komplexere Lipide, die bei der Aufrechterhaltung
zellulärer Schlüsselfunktionen eine wichtige Rolle spielen. Ein
Ungleichgewicht in der Glykosylzeramid-Lipidhomöostase verursacht
schwerwiegende Krankheiten, die üblicherweise das zentrale Nervensystem
betreffen. Mutationen im GBA2-Gen konnten bereits in ataxisch oder
spastisch erkrankten Patienten identifiziert werden, die an
autosomal-rezessiver zerebellarer Ataxie (ARCA), hereditärer spastischer Paraplegie
(HSP) oder dem Marinesco-Sjögren-ähnlichen Syndrom leiden. Diese Patienten
weisen Bewegungseinschränkungen und neurologische Anomalien auf, die sich
in der frühen Kindheit ausprägen und bis heute nicht heilbar sind.

Die Forschungsgruppe um Dagmar Wachten zeigte, dass die Mutationen, die in
den Patienten gefunden wurden, zu Verlusten in der GBA2-Funktion führten.
Um die Rolle von GBA2 bei der Kontrolle der Fortbewegung zu untersuchen,
verwendeten die Forscher ein Mausmodell, dem GBA2 fehlt
(GBA2-Knockout-Mäuse). Sie analysierten die Eigenschaften des Ganges im Vergleich zum
Gang der Kontrollmäuse. Tatsächlich wiesen die GBA2 Knockout-Mäuse
Veränderungen im Gangmuster auf. Einige zeigten sogar einen starken Defekt
der Fortbewegung. Dieses Erscheinungsbild entsprach jedoch nicht
vollständig dem menschlichen Phänotyp, sodass vermutlich artspezifische
Unterschiede im GBA2-kontrollierten Glykosylzeramid-Stoffwechsel vorhanden
sind.

Um den Defekt auf zellulärer Ebene untersuchen zu können, wurden die
Morphologie und die Funktion der Neuronen in einer Petrischale analysiert.
Der Verlust der GBA2-Aktivität hatte einen starken Effekt auf die
neuronale Entwicklung, insbesondere auf die Ausprägung zellulärer
Auswüchse, Neuriten genannt, die für die neuronale Informationsübertragung
im Gehirn wichtig sind. Es zeigt, dass die Lipidhomöostase für die
neuronale Entwicklung wesentlich ist und demonstriert, wie Mutationen im
GBA2 Gen eine lokomotorische Dysfunktion auslösen können.


Originalpublikation:

M.A. Woeste, S. Stern, D.N. Raju, E. Grahn, D. Dittmann, K. Gutbrod, P.
Dörmann, J.N. Hansen., S. Schonauer, C.E. Marx, H. Hamzeh, H.G. Körschen,
J.M.F.G. Aerts, W. Bönigk, H. Endepols, R. Sandhoff, M. Geyer, T.K.
Berger., F. Bradke, und D. Wachten 

Species-specific differences in non-lysosomal glucosylceramidase GBA2 function underlie locomotor dysfunction
arising from loss-of-function mutations. 

Journal of Biological Chemistry,

doi:10.1074/ jbc.RA118.006311


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.caesar.de/de/presse/pressemitteilungen/2019/gba2-de.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution612
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FORSCHUNG/1318: Neuer Ansatz gegen die Afrikanische Schlafkrankheit gefunden (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 12.02.2019

Neuer Ansatz gegen die Afrikanische Schlafkrankheit gefunden

Kleines Hemmstoff-Molekül bremst Parasitenenzym aus - Neuartiges Konzept
kann zukünftig für das rationale Design von Wirkstoffen gegen andere
Krankheiten verwendet werden



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus verschiedenen Disziplinen
haben einen neuen Ansatz gefunden, wie die Afrikanische Schlafkrankheit
bekämpft werden kann. Die Grundlagenforschung unter der Leitung von Prof.
Dr. Ute Hellmich von der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) zeigt
einen vielversprechenden Weg für das Design eines entsprechenden
Wirkstoffes auf. "Bis zum Medikament ist es ein langer Weg", sagt Ute
Hellmich zu den Perspektiven. "Aber wir haben hier in einer ausgesprochen
interdisziplinären Arbeit mit Beteiligung der Parasitologie, der
theoretischen und organischen Chemie, der Strukturbiologie und der
Biochemie gezeigt, wie der Parasit, der die Schlafkrankheit verursacht,
unschädlich gemacht werden kann." Die Gruppe konnte nachweisen, wie ein
spezifischer Hemmstoff an ein lebensnotwendiges Protein des Parasiten
andockt und es deaktiviert.




[image: Abbildung: © Ute Hellmich, Annika Wagner]

Trypanosomen, Verursacher der Afrikanischen Schlafkrankheit, unter dem
Mikroskop (l.) und die Kristallstruktur des Tryparedoxin-Dimers (r.): In
Rot sind die beiden Inhibitormoleküle zu sehen.

Abbildung: © Ute Hellmich, Annika Wagner



Die Afrikanische Schlafkrankheit wird durch Trypanosomen ausgelöst,
einzellige Parasiten, die durch die Tsetsefliege übertragen werden. Die
Zahl der Betroffenen ging nach Angaben der Weltgesundheitsorganisation in
den letzten Jahren zurück und fiel 2014 auf schätzungsweise unter 15.000
Fälle. Allerdings ist die tatsächliche Ausbreitung schwer zu bestimmen,
weil die frühen Symptome denen von Malaria ähneln. "Es sind außerdem nicht
nur die ärmsten Menschen der Subsahara betroffen, sondern oft in
dramatischem Ausmaß auch deren Rinder, die ebenfalls von
Trypanosoma-brucei-Arten befallen werden", erklärt die Mainzer
Biochemikerin Hellmich.

Es gibt bislang nur eine Handvoll Medikamente gegen die Schlafkrankheit,
die unbehandelt tödlich verläuft. Allerdings geht auch die Behandlung oft
mit sehr schweren Nebenwirkungen und Todesfällen bei bis zu 10 Prozent der
Behandelten einher. Zwar gibt es mittlerweile neue
Arzneimittelentwicklungen, der Ansatz der Gruppe um Hellmilch geht aber
einen Schritt weiter: "Unser Inhibitor öffnet die Türe für das
grundsätzliche Design von künftigen Wirkstoffen, das vielleicht auch auf
andere, verwandte Parasiten wie Leishmanien übertragen werden kann", sagt
Annika Wagner, Erstautorin der Studie, die vor Kurzem in der
Fachzeitschrift Angewandte Chemie veröffentlicht wurde.

Hemmstoff löst Dimer-Bildung von essentiellem Parasitenprotein aus

Das Prinzip beruht darauf, dass ein kleiner, selektiver Hemmstoff an das
Enzym Tryparedoxin bindet. Dieses essentielle Protein schützt den
Parasiten vor oxidativen Schäden, ist aber beim Menschen nicht vorhanden
und daher ein geeignetes Arzneimittelziel. Zu seiner Überraschung hat das
Forscherteam festgestellt, dass das Protein durch die Bindung an den
Hemmstoff ein stabiles Dimer bildet, das heißt es kommen zwei
Inhibitor-Protein-Verbindungen zusammen und verknüpfen sich zu einem Duo. Damit geht
die Funktion des normalerweise als Monomer vorliegenden Proteins verloren.

"Wir waren völlig erstaunt und dachten zuerst, es handelt sich um einen
Zufall, der durch die Bedingungen des Experiments entstanden ist",
beschreibt Hellmich die Entdeckung. Daraufhin wurde die Untersuchung
erweitert und die Dimer-Bildung im Rahmen einer großen Studie mit
unterschiedlichen Methoden überprüft - und bestätigt. Daran beteiligt
waren außer den Mainzer Arbeitsgruppen von Ute Hellmich und Prof. Dr. Till
Opatz auch Forschende der Universitäten in Frankfurt, Würzburg, Heidelberg
und des Europäischen Laboratoriums für Molekularbiologie (EMBL) in
Grenoble.

Forschungserfolg durch hoch interdisziplinäre Arbeit

Die Besonderheit dieser Dimer-Bildung besteht darin, dass ein
ausgesprochen kleines Molekül die Verbindung zustande bringt. Die meisten
Moleküle, die wie ein molekularer Klebstoff Einzelbausteine zu einem Dimer
zusammenfügen, sind sehr groß. "Unser Molekül ist wesentlich kleiner und
es erkennt das Protein direkt", erläutert Hellmich. Kleine Moleküle sind
einfacher in eine Zelle zu schleusen - hier läge auch der Anknüpfungspunkt
für ein neues Arzneimittelkonzept.

Mit der Entschlüsselung der entscheidenden Parameter, die zur chemisch
induzierten Hemmung des Parasitenproteins führen, hat die
interdisziplinäre Kooperation hier den grundlegenden Weg geebnet. "Wichtig
war, dass wir nicht bei unserem ursprünglichen Ziel, die Kristallstruktur
zu ermitteln, aufgehört haben", so Hellmich. "Wir haben stattdessen einen
zweiten Blick auf das Ergebnis geworfen und uns dann mit Experten aus den
unterschiedlichen Gebieten darüber ausgetauscht. Forschung kommt nur
voran, wenn man gemeinsam arbeitet."

Originalpublikation:

Annika Wagner et al.

Inhibitor-induzierte Dimerisierung einer essentiellen Oxidoreduktase aus
afrikanischen Trypanosomen

Angewandte Chemie, 3. Januar 2019

DOI: 10.1002/ange.201810470

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/full/10.1002/ange.201810470

Weiterführende Links:

https://www.blogs.uni-mainz.de/fb09hellmich/membrane-biochemistry/ 

Arbeitsgruppe Hellmich: Membranbiochemie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution218
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THERAPIE/253: Penicillinallergie ist in den meisten Fällen gar keine - Ausweichen auf andere Antibiotika hat Nachteile (DGI)


Deutsche Gesellschaft für Infektiologie e.V. - 12. Februar 2019

Penicillinallergie ist in den meisten Fällen gar keine: 

Ausweichen auf andere Antibiotika hat Nachteile und ist oft unnötig



Köln, Februar 2019 - Penicilline zählen zu den am häufigsten
verschriebenen und wirksamsten Medikamenten. Da jedoch viele Patienten
vermeintlich allergisch auf sie reagieren, verzichten Ärzte mitunter
vorsichtshalber darauf, sie einzusetzen. Dabei liegt nur bei den
wenigsten Patienten tatsächlich eine Allergie vor. Die Deutsche
Gesellschaft für Infektiologie (DGI) ruft zu einer verstärkten
Überprüfung vermuteter Penicillinallergien auf. Denn anstelle der
hochwirksamen und gut verträglichen Penicilline erhalten Patienten mit
vermeintlicher Allergie oftmals Antibiotika, die weniger effektiv sind
und die Entstehung von Resistenzen befeuern.

In einer aktuellen Publikation im renommierten Fachblatt JAMA
berichten amerikanische Forscher, dass in den USA rund jeder zehnte
Patient angibt, schon einmal allergisch auf ein Penicillin reagiert zu
haben. Meist sind Nebenwirkungen wie beispielsweise
Magen-Darm-Beschwerden oder Juckreiz der Grund für die Vermutung.
Allergologische Tests jedoch ergaben, dass bei rund 95 Prozent dieser
Patienten keine Allergie vorliege, so die Autoren (1). Ähnliche Zahlen
existieren für Deutschland: Hier zeigen Untersuchungen, dass etwa drei
Viertel der Patienten, die glauben, an einer Penicillinallergie zu
leiden, sogar alle Beta-Laktam-Antibiotika vertragen (2). Zu dieser
wichtigen Wirkstoffklasse zählen neben den Penicillinen unter anderem
auch die Cephalosporine. "Selbst wenn tatsächlich eine Allergie
gegen ein bestimmtes Penicillin vorliegen sollte, ist meist trotzdem
die Behandlung mit einem anderen Penicillin oder mit einem
Cephalosporin aus dieser Gruppe möglich", sagt Gerd Fätkenheuer,
DGI-Präsident und Leiter der Infektiologie an der Klinik I für Innere
Medizin am Universitätsklinikum Köln. Dennoch werde in Akutfällen oft
auf die Gabe sämtlicher Beta-Laktame verzichtet, weil die Zeit für
allergologische Tests nicht ausreiche.

"Dass das Ausweichen auf andere Antibiotika auch handfeste Nachteile
hat, ist leider nicht hinreichend im Bewusstsein von Ärzten und
Patienten verankert", so Fätkenheuer. Denn anstelle der hochwirksamen
und gut verträglichen Beta-Laktam-Antibiotika erhalten diese Patienten
dann Antibiotika anderer Substanzklassen, die teils weniger effektiv
sind und mit stärkeren Nebenwirkungen einhergehen - etwa einer
problematischen Besiedelung des Darms mit Clostridium
difficile-Bakterien. Clostridien können Giftstoffe ausscheiden, die
Darmentzündungen mit schweren Durchfällen verursachen können. Der
vermehrte Einsatz von Breitband- und Reserveantibiotika trägt zudem
zur Entstehung von Resistenzen bei.

"Es ist sinnvoll, wenn Patienten, die vermuten, eine
Penicillinallergie zu haben, dies von einem Allergologen einmal
abklären lassen", so Fätkenheuer. "Denn im Akutfall hat man unter
Umständen zu wenig Zeit für einen Test, und der Arzt muss zwangsläufig
auf andere Antibiotika ausweichen." Um die Problematik der
Resistenzentstehung einzudämmen und Patienten effektiv und
nebenwirkungsarm zu behandeln, müsse zudem seitens der Ärzte die
Angabe 'Penicillinallergie' kritischer hinterfragt und das oft
unnötige Ausweichen auf Breitband- und Reserveantibiotika deutlich
reduziert werden, so die DGI. Die DGI bemüht sich seit vielen Jahren,
über Angebote zur Intensivfortbildung im Bereich rationale
Antibiotikaverschreibung ('Antibiotic Stewardship', kurz ABS) - vor
allem im Krankenhausbereich - das Wissen über einen sinnvollen
Antibiotikaeinsatz zu schärfen und Fehlentwicklungen, etwa dem
unnötigen Verzicht auf Penicilline, entgegenzuwirken. "Neue Zahlen
belegen, dass in deutschen Krankenhäusern durch das Engagement von
Ärzten und Apothekern im Bereich ABS zuletzt wieder mehr Penicillin
und Penicillinderivate, anstelle von Cephalosporinen und Fluorchinolonen
verwendet werden - keineswegs zum Nachteil der
Patienten", sagt Professor Dr. med. Winfried Kern, Professor für
Infektiologie am Freiburger Universitätsklinikum und Leiter der
Akademie für Infektionsmedizin, die die ABS-Kurse für die DGI
organisiert.
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AUSLAND/8977: Aus aller Welt - 14.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



US-Vizepräsident mahnt EU wegen Zusammenarbeit mit Iran

Auf einer von den USA organisierten Nahostkonferenz in der polnischen
Hauptstadt Warschau bezeichnete US-Vizepräsident Mike Pence den Iran
als größte Bedrohung in der Region und beschuldigte die Führung in
Teheran, einen neuen Holocaust vorzubereiten. Von der EU verlangte
Donald Trumps Stellvertreter, ebenfalls aus dem Atomabkommen mit dem
Iran auszusteigen. Andernfalls werde die Distanz zwischen den USA und
der EU noch größer. Die USA hatten das nach jahrelangen Verhandlungen
im Juni 2015 geschlossene Abkommen zur Begrenzung des iranischen
Atomprogramms im vergangenen Jahr aufgekündigt. Die EU hält an der
Übereinkunft fest und versucht trotz US-Strafmaßnahmen, die
Geschäftsbeziehungen mit Iran aufrechtzuerhalten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8977: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Dutzende Festnahmen nach Ermittlungen im Drogenmilieu

Nach Ermittlungen in Bayern, Tschechien und Österreich haben Fahnder
Dutzende Mitglieder einer Organisation festgenommen, die im großen
Stil mit Drogen handelte. Wie die Polizei heute im österreichischen
Eisenstadt mitteilte, wurden insgesamt 53 Personen in Gewahrsam
genommen, die von Herbst 2017 bis Januar 2019 Rauschgift im
Straßenverkaufswert von 3,8 Millionen Euro in Umlauf gebracht haben
sollen. Die Haupttäter seien im Raum Nürnberg und in Tschechien
ausfindig gemacht worden. Bei der Durchsuchung von 46 Objekten in
Österreich und Tschechien fanden die Ermittler verschiedene Drogen im
Schwarzmarktwert von 810.000 Euro sowie verbotene Waffen.
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MILITÄR/8974: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Letzte IS-Dschihadisten verschanzen sich in Baghus

Kurdisch-arabische Einheiten der Syrischen Demokratischen Kräfte
(SDF) haben offenbar den größten Teil eines der letzten
Rückzugsgebiete der Dschihadistenmiliz Islamischer Staat (IS) im
Osten von Syrien eingenommen. Nach Informationen der oppositionellen
Syrischen Beobachtungsstelle für Menschenrechte in Großbritannien
haben sich Hunderte IS-Kämpfer in der Ortschaft Baghus in der Provinz
Deir az-Zor verschanzt. Der IS kontrolliere noch ein Wohngebiet von
etwa einem Quadratkilometer und leiste heftigen Widerstand, teilten
die SDF-Kräfte mit, die in der Nacht zum Samstag mit ihrer Offensive
auf Baghus begannen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8976: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



SPD und Union beschäftigen sich zu wenig mit Regieren

FDP-Chef Christian Lindner übt scharfe Kritik an den
sozialpolitischen Beschlüssen der SPD. Was die SPD aufführe, sei
Retro-Politik. Die wollen populär werden, indem sie Geld versprechen,
das nicht da sei, sagte Lindner in einem Gespräch mit der
Westdeutschen Zeitung. Den Koalitionsparteien warf er vor, sich für
Wahlkämpfe zu profilieren, statt über konkrete politische Vorhaben zu
sprechen und diese auch anzupacken. Wenn Union und SPD nicht zu einem
gemeinsamen Regierungshandeln finden, drohten Deutschland Stillstand
und teure Kompromisse zu Lasten der Steuerzahler, warnte Lindner.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8975: Tragisches und Kurioses - 14.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



14 Tote bei Busunfall nahe Skopje

Bei einem schweren Busunglück in Nordmazedonien sind 14 Menschen ums
Leben gekommen und weitere 30 verletzt worden. Der Unfall ereignete
sich auf der Autobahn von Skopje nach Tetovo. Der Bus durchbrach nach
Informationen der ermittelnden Staatsanwaltschaft am späten
Mittwochnachmittag eine Leitplanke, kam von der Straße ab und
überschlug sich. Bei den Fahrgästen handelte es sich überwiegend um
öffentliche Bedienstete und Studenten aus Gostivar, einer Ortschaft
70 Kilometer westlich der Hauptstadt Skopje.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8060: Aus Forschung und Technik - 14.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Marsrover Opportunity bleibt stumm

Die US-Raumfahrtbehörde NASA hat ihren Marsrover Opportunity
aufgegeben. Seit einem planetenumspannenden Sandsturm gibt es keine
Funkverbindung mehr zu dem geologischen Forschungsroboter. Am 10.
Juni vergangenen Jahres hatte Opportunity seine letzte Nachricht zur
Kontrollstation geschickt. Die Mission werde daher beendet, teilte
die NASA mit. Es gibt keine weiteren Bemühungen für eine
Kontaktaufnahme. Der rund 185 Kilogramm schwere sechsrädrige Roboter
war am 25. Januar 2004 auf unserem Nachbarplaneten gelandet.
Eigentlich war seine Mission nur auf 90 Tage angelegt gewesen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8073: Aus aller Welt - 14.02.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Repräsentantenhaus gegen Unterstützung Riads im Jemenkrieg

Das von den Demokraten dominierte Repräsentantenhaus in Washington
hat am Mittwoch ein Gesetz verabschiedet, welches Präsident Trump
unverbindlich auffordert, die militärische Unterstützung
Saudi-Arabiens bei seiner Intervention im Nachbarland Jemen innerhalb
von 30 Tagen einzustellen. Trump will der Aufforderung nicht Folge
leisten. Der Senat, in dem die Republikaner die Mehrheit stellen,
hatte Ende 2018 einen ähnlichen Gesetzentwurf verabschiedet. Dieser
wurde von Senatoren beider Parteien unterstützt. Inzwischen hat eine
neue Legislaturperiode begonnen. Deshalb muß der Senat erneut
abstimmen. Zur Zeit liefern die USA der Militärallianz im Jemen
Zielkoordinaten für deren Bombenabwürfe im Jemen und sorgen mit
Luftbetankung dafür, daß ihre Kampfflieger die Abwurforte erreichen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8032: Medizin und Gesundheitswesen - 14.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Grippesymptome dieses Mal besonders schwer

Verlief die Grippe bereits im vergangenen Jahr alles andere als
glimpflich, so sind die Symptome in diesem Jahr besonders schwer.
Laut Deutschem Ärzteblatt haben viele der Patienten 40 Grad Fieber,
brennenden Husten und sind vollkommen erschöpft. Bei rund 20 Prozent
der Erkältungskrankheiten handele es sich um echte Grippe. Weit
verbreitet ist in diesem Jahr aber das Grippevirus vom Typ A. Das ist
recht aggressiv, führt häufiger zu Komplikationen, und die Kranken
fühlen sich richtig schlecht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8061: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Innenminister verschärft Abschieberegeln für abgelehnte Asylbewerber

Bundesinnenminister Seehofer hat einen Referentenentwurf zum
Asylrecht in die Ressortabstimmung gegeben. Das Ziel ist die
schnellere Abschiebung von ausreisepflichtigen Asylbewerbern. Diese
sollen in Erweiterte Vorbereitungshaft genommen werden können, wenn
sie ihre Abschiebung verzögern, indem sie z. B. vorübergehend
untertauchen oder nicht ihre Ausweispapiere beschaffen. Diese
Personen erhalten auch keine Duldung mehr und werden von
Integrationsangeboten ausgeschlossen. Außerdem sollen
Behördenmitarbeiter bestraft werden können, wenn sie ihre Klienten
vor einer bevorstehenden Abschiebung warnen. Asylbewerber, welche
wegen Sozialleistungsbetrugs oder Verstößen gegen das
Betäubungsmittelgesetz verurteilt wurden, sollen künftig leichter
ausgewiesen werden können. Straffällig gewordene Asylbewerber, die
nicht abgeschoben werden können, sollen mit Hilfe von Meldepflichten,
Reiseverboten oder elektronischen Fußfesseln stärker kontrolliert
werden. Die ohne Richtervorbehalt verhängbare Reisebeschränkung im
Inland tritt an die Stelle des bisherigen Ausreisegewahrsams.
Ausreisepflichtige sollen in Strafanstalten untergebracht werden
können, wenn die vorhandenen Abschiebungshaftplätze nicht ausreichen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7984: Sprache, Kunst und Medium - 14.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Grenzland zwischen Dänemark und Deutschland soll Kulturerbe werden

Hundert Jahre nach der Grenzziehung zwischen Dänemark und Deutschland
möchten die beiden Länder ihre gemeinsame Grenzregion von der UNESCO
auf die Liste des immateriellen Kulturerbes setzen lassen.

Begründet wird das mit der friedlichen Koexistenz der beiden
Volksgruppen und dem spannungsarmen Umgang sowie der Förderung der
jeweiligen Minderheiten auf beiden Seiten der Grenze. Die dänische
Kulturministerin Mette nannte das Verhältnis auch angesichts mehrerer
Kriege in der Vergangenheit beispielhaft.

Dänemark und Deutschland haben das Jahr 2020 zum "Deutsch-Dänischen
Kulturellen Freundschaftsjahr" ausgerufen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8051: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Polen bestellt in den USA mobile Raketenwerfer

Polen hat in den USA 20 Raketenwerfer des Typs HIMARS bestellt. Das
Kriegsgerät zum Preis von 414 Millionen US-Dollar soll in den
nächsten vier Jahren nach und nach geliefert werden. Der Kaufvertrag
wurde am Mittwoch vor Beginn einer internationalen Nahost-Konferenz
in Warschau im Beisein von US-Vizepräsident Mike Pence sowie Polens
Präsidenten Andrzej Duda, Ministerpräsidenten Mateusz Morawiecki und
Verteidigungsminister Mariusz Blaszczak unterzeichnet. Das hochmobile
operativ-taktische Raketenartillerie-System HIMARS kann mit sechs
Raketengeschossen oder einer ballistischen Kurzstreckenrakete vom Typ
ATACMS bestückt werden. Während die Raketengeschosse eine Reichweite
von 70 Kilometern haben, kommt die ATACMS (Army TACtical Missile
System) auf 300 Kilometer.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8065: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.02.2019 (SB)




VOM TAGE



EU-Parlament fordert Überarbeitung der Tiertransportverordnung

Das EU-Parlament hat am Donnerstag den Bericht zur "Situation der
Tiertransporte in der EU" verabschiedet, in dem eine zeitliche
Begrenzung von Lebendtiertransporten auf acht Stunden und ein Verbot von
Lkw-Fahrten in Drittstaaten wie Ägypten, Türkei und Kasachstan
gefordert wird. Die EU-Kommission soll die Verordnung von 2005 über
den Tierschutz entsprechend überarbeiten, damit in der EU über eine
Milliarde Tiere jährlich qual- und streßfrei von den Zuchtbetrieben
zu den Schlachthöfen transportiert werden können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8034: Tragisches und Kurioses - 14.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Schlimmer als die Polizei war die Kälte

Aufgeschreckt durch einen schrillen Alarm hatte sich in Mettmann bei
Wuppertal diese Woche ein jugendlicher Einbrecher im Kühlraum eines
Supermarktes versteckt.

Mit mehreren Fahrzeugen belagerte die Polizei den Discounter und
rückte dem 18jährigen mit einem Spürhund und zwei Wärmebildkameras auf
den Leib. Außerdem kreiste ein Hubschrauber über dem Gebäude, wie die
WDR Nachrichten am Mittwoch berichteten.

Nach rund einer Stunde fand die Polizei den Mann, der sich bei -20 
Grad Kälte ausgerechnet hinter Kartons im Kühlraum versteckt hatte.
Allerdings war er auf solche Temperaturen nicht eingerichtet und mußte
wegen einer Unterkühlung im Krankenhaus behandelt werden. Ein
Verfahren wegen Einbruchs wird trotzdem erhoben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8062: Arbeit, Soziales und Familie - 14.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Mindestlohn in Deutschland nicht existenzsichernd

Der gesetzliche Mindestlohn in Deutschland ist im Januar zwar um 35
Cent auf 9,19 Euro angehoben worden, liegt aber weiterhin unterhalb
dessen, was in fast allen anderen westeuropäischen Ländern, wo es
eine Mindestlohnregelung gibt, gezahlt wird. Außer in Großbritannien
lagen dort die Mindestlöhne im Bemessungsjahr 2017 über 9,66 Euro je
Stunde. Auf der britischen Insel wird der Mindestlohn im April von
derzeit 8,85 Euro auf 9,28 Euro angehoben. Ohne die Abwertung des
Pfunds wäre der Mindestlohn jetzt schon höher als in Deutschland.
Rechnet man die Kaufkraft ein, steht Deutschland beim Mindestlohn
nicht ganz so schlecht da. Das geht aus dem internationalen
Mindestlohnreport 2019 hervor, den das Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung in
Düsseldorf vorstellte. Demnach betrug der Mindestlohn in Deutschland
nicht einmal 48 Prozent des sogenannten Medianlohns. Erst ab
einer Höhe von 60 Prozent des Medianlohns gilt ein Mindestlohn als
einigermaßen existenzsichernd. In Deutschland läge diese Schwelle bei
rund zwölf Euro.

14. Februar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8043: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 14.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Tierschützer retten Hunde vor dem Kochtopf

Mit einer einzigartigen Rettungsaktion haben Tierschützer in Südkorea
rund 200 Hunde vor dem Kochtopf bewahrt. Wie afp meldete, wurden die
Tiere in einer zweiwöchigen Aktion aus einer Hundefarm im Bezirk
Hongseong, rund 150 Kilometer südlich von Seoul, befreit. Wie Kelly
O-Meara von der Tierschutzorganisation Humane Society International
(HSI) mitteilte, sollen die Tiere jetzt nach den USA und Kanada
vermittelt werden. In Südkorea müssen im Jahr rund eine Million Hunde
ihr Leben lassen, weil ihr fettes rotes Fleisch verzehrt wird. Nach
einer Umfrage wandelt sich inzwischen die Meinung der südkoreanischen
Öffentlichkeit. Inzwischen essen 70 Prozent der Südkoreaner kein
Hundefleisch mehr. Trotzdem sind nur rund 40 Prozent der Befragten
der Ansicht, daß man den Verzehr verbieten sollte. Dafür sprachen 
sich 65 Prozent für eine weniger qualvolle Zucht und Schlachtung der 
Tiere aus. Doch dafür gibt es in Südkorea bis heute keinerlei 
gesetzliche Vorgaben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8050: Märkte und Finanzen - 14.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Power-to-Gas-Pilotanlage im Emsland geplant

Der Übertragungsnetzbetreiber Amprion und der Gasfernleitungsanbieter
Open Grid Europe (OGE) wollen im niedersächsischen Lingen ein Werk
für die Produktion von Wasserstoff erstellen. Die Power-to-Gas-Anlage
"Hybridge" soll eine Kapazität von 100 Megawatt haben, rund 150
Millionen Euro kosten und möglichst schon 2023 ihre Produktion
aufnehmen. Ein Jahr zuvor endet der Betrieb des AKW Lingen. Die Stadt
wurde für das Pilotprojekt ausgewählt, weil dort
Höchstspannungsleitungen von Amprion Strom aus Offshore- und
Onshore-Windparks zusammenführen. Eine am Ort bestehende Gas-Pipeline
von OGE soll für den ausschließlichen Transport von Wasserstoff
umgerüstet werden. Auch die in der Region vorhandenen Erdgasspeicher
können auf Wasserstoff umgestellt werden. Der per Elektrolyse aus
Wasser gewonnene Wasserstoff kann dem Erdgas beigemischt oder unter
Einsatz von Kohlendioxid in Methan umgewandelt werden, welches
ebenfalls ins Erdgasnetz eingespeist würde. Außerdem kann mit dem
Wasserstoff beispielsweise in der ortsansässigen Raffinerie von BP
synthetischer Kraftstoff gewonnen werden. Auf diese Weise wird
Windenergie speicherfähig. Nach 2030 soll in Deutschland Power-to-Gas
im Gigawatt-Maßstab zur Verfügung stehen. Amprion und OGE betreiben
zwischen Nordsee und Alpen ein 11.000 Kilometer langes
Hochspannung-Übertragungsnetz. Ihre im Emsland geplante
Wasserstoffinfrastruktur soll allen Marktteilnehmern
diskriminierungsfrei zur Verfügung stehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8066: Aus Forschung und Technik - 14.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Smartphone mit gewaltigem Energizer-Akku

Auf dem Mobile World Congress, der vom 25. bis 28. Februar in
Barcelona stattfindet, will Energizer sein neues Smartphone
vorstellen. Sein Akku soll mit 18.000 mAh alles Bisherige in den
Schatten stellen. Energizer hat bereits ein paar andere Modelle der
Power-Max-Serie auf dem Markt, von denen alle mindestens 4000 mAh
große Akkus haben. Im Vergleich dazu kommt das iPhone XS, das einen
Akku mit 2658 mAh hat, gerade einmal auf 15 Prozent der Leistung des
Energizer-Akkus. Das iPhone XS Max steht mit knapp 18 Prozent nicht
viel besser da. Und selbst das Galaxy Note 9 von Samsung, das mit
seinem 4000 mAh Akku schon locker Strom für zwei volle Tage liefert,
kommt gerade mal auf 22 Prozent oder etwas mehr als ein Fünftel der
Kapazität des Riesen-Akkus.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1608: Saisonale Klimaeffekte beeinflussen das Schicksal der Erdmännchen (idw)


Universität Zürich - 13.02.2019

Saisonale Klimaeffekte beeinflussen das Schicksal der Erdmännchen



Bedroht ein trockeneres und heisseres Klima die Erdmännchen in der
Kalahari-Wüste? Forschende der Universitäten Zürich und Cambridge zeigen,
dass der Klimawandel einen Einfluss auf den Fortbestand der Erdmännchen
haben wird. Schlüsselfaktoren sind dabei die saisonalen Niederschläge und
Temperaturen.




[image: Bild: © UZH]

Erdmännchen kümmern sich in der Gruppe um die Nachkommen. Ein
dominantes Weibchen ist für die Fortpflanzung zuständig,
untergeordnete Weibchen helfen bei der Aufzucht ihrer Nachkommen.

Bild: © UZH



Der Klimawandel wirkt sich besonders stark in trockenen Umgebungen aus, in
denen Ressourcen knapp und nur saisonal verfügbar sind. Die
demographischen Mechanismen, mit welchen das saisonale Klima den
Fortbestand einer Population beeinflusst, sind jedoch weitgehend
unbekannt. Anhand detaillierter lebensgeschichtlicher Daten, die zwischen
1997 und 2016 monatlich vom Kalahari Meerkat Project erhoben wurden,
haben Wissenschaftler der Universitäten Zürich und Cambridge nun
untersucht, wie Erdmännchen auf zukünftige, saisonale Veränderungen von
Niederschlägen und Temperaturen reagieren könnten.

Erdmännchen (Suricata suricatta) sind sehr soziale Tiere, die sich in der
Gruppe um die Nachkommen kümmern. Ein dominantes Weibchen ist für den
Grossteil der Fortpflanzung zuständig, untergeordnete Weibchen helfen bei
der Aufzucht ihrer Nachkommen. Veränderungen im physischen und sozialen
Umfeld beeinflussen das Schicksal der Erdmännchen. So verbessern
beispielsweise feuchte und warme Bedingungen zu Beginn des Sommers die
Entwicklung, das Überleben und die Fortpflanzung der Tiere. Im Gegensatz
dazu beeinträchtigen hohe Populationsdichten und kalte Winter das
individuelle Wachstum und Überleben.

Saisonale Dynamik ist wichtig

Es ist zu erwarten, dass die Kalahari-Wüste im südlichen Afrika durch den
Klimawandel trockener und wärmer wird. Die neue Studie untersucht, wie
sich steigende Sommertemperaturen und Schwankungen der
Niederschlagsmengen auf die Körpermasse und das Wachstum von Erdmännchen
auswirken. Sie zeigt auf, wie dies zu niedrigeren Fortpflanzungsraten und
Überlebenschancen führt. Dies ist jedoch nicht das einzige Ergebnis der
Studie.

«Neben der gängigen Modellierung der durchschnittlichen jährlichen Dynamik
haben wir uns die saisonalen Effekte genauer angesehen und ein
spezifisches Klimamodell entwickelt», sagt Maria Paniw vom Institut für
Evolutionsbiologie und Umweltwissenschaften der Universität Zürich. «Und
hier zeigt sich ein viel komplexeres Bild: Die saisonalen Klimaeffekte
sind äusserst wichtig. Verbessern sich die Bedingungen in einer Saison,
kann dies schlechteren Voraussetzungen in der nächsten Saison teilweise
entgegenwirken.»

Heissere Winter können negative Auswirkungen mildern

Das Team verknüpfte die beobachteten Veränderungen in Wachstum, Überleben
und Fortpflanzung der Erdmännchen mit den registrierten saisonalen
Niederschlägen und Temperaturen. Dann projizierten die Wissenschaftler
die Populationsdynamik 50 Jahre in die Zukunft und erstellten verschiedene
Szenarien, basierend auf einem Bericht zum Klimawandel des US National
Center for Atmospheric Research (NCAR).

Die Daten zeigen, dass insbesondere die kombinierten Effekte von heisseren
und trockeneren Sommern den Fortbestand der Erdmännchen gefährden. In den
Prognosen der Studie werden weniger Nachkommen geboren, wodurch auch
weniger Helfer bei der Aufzucht weitere Generationen zur Verfügung
stehen. In diesem Szenario bricht die Population ein und das Risiko des
Aussterbens der Erdmännchen ist höher.

Wenn die Winter auch wärmer werden, werden die negativen Auswirkungen von
weniger Niederschlägen im Sommer gemildert. Die Erdmännchen nehmen wieder
an Gewicht zu und die Fortpflanzungsrate steigt. Die Berücksichtigung
dieser saisonalen Veränderungen führt so zu einem anderen Szenario: Die
Erdmännchen würden wahrscheinlich nicht aussterben und wohl noch in 50
Jahren in der Kalahari leben.

Zusammenhang zwischen Saisonalität und Populationsdynamik

«Die Auswirkungen einer Umweltveränderung auf eine Population hängen davon
ab, wie Individuen mit ihrer biologischen und physischen Umgebung
interagieren und wie sich dies im Laufe der Zeit verändert. Unsere Studie
zeigt, dass wir diese Interaktionen genau identifizieren müssen -
insbesondere wie die Jahreszeiten variieren. Nur so können wir die
Anfälligkeit einer Population gegenüber dem Klimawandel vorhersagen», sagt
Arpat Ozgul, Letztautor der Studie und Professor für Populationsökologie
am Institut für Evolutionsbiologie und Umweltwissenschaften der UZH.

Professor Tim Clutton-Brock von der University of Cambridge und Gründer
des Kalahari Meerkat Project ergänzt: «Unsere Arbeit unterstreicht die
Bedeutung langfristiger Studien, die sich über mehrere Jahrzehnte
erstrecken. Nur wenn solche Daten vorliegen, ist es möglich, die
Auswirkungen des Klimawandels auf die Tierpopulationen zu bewerten und die
dafür verantwortlichen ökologischen Mechanismen zu verstehen.»


Weitere Studie zur Ab- und Einwanderung von Erdmännchen

Die Ab- und Einwanderung von Individuen sind Schlüsselprozesse, die das
Wachstum von sozial und räumlich strukturierter Populationen beeinflussen.
Wandern einzelne Tiere aus ihrem angestammten Geburtsgebiet ab, ist dies
für sie mit einem hohen energetischen Aufwand verbunden. Denn sie bewegen
sich in unbekanntem Gebiet und müssen um einen geeigneten Brutplatz
konkurrieren. Die genaue Evaluation des energetischen Aufwandes während
der Abwanderung ermöglicht ein besseres Verständnis dieses wichtigen
Ereignisses. Forschende der Universität Zürich rüsteten Erdmännchen, die
aus ihrer Geburtsgruppe abwanderten, mit GPS-Halsbändern aus. So fanden
sie heraus, dass die Tiere an Körpermasse verloren und sich der
Stresspegel erhöhte. Die Studie wurde gemeinsam mit Wissenschaftlern aus
Cambridge, Victoria, Pretoria und dem Deutschen Primatenzentrum
durchgeführt.

Das Kalahari Erdmännchen-Projekt                   

Das Kalahari Meerkat Project wurde von der University of Cambridge ins
Leben gerufen, die es weiterhin gemeinsam mit dem Institut für
Evolutionsbiologie und Umweltwissenschaften der Universität Zürich, the
Mammal Research Institute der Universität Pretoria und den Kuratoren des
Kalahari Research Centre leitet. Die Studie wurde vom Europäischen
Forschungsrat (ERC) und dem Schweizerischen Nationalfonds (SNF)
finanziert.

Originalpublikation:

Maria Paniw, Nino Maag, Gabriele Cozzi, Tim Clutton-Brock, Arpat Ozgul.

Life history responses of meerkats to seasonal changes in extreme
environments.

Science 363, 631-635, 7 February 2019.

DOI: 10.1126/science.aau5905
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1607: Fördern und Fordern - Mütterliche Fürsorge im Hause Abendsegler (idw)


Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
Biodiversitätsforschung - 13.02.2019

Fördern und Fordern: Mütterliche Fürsorge im Hause Abendsegler



Mittels miniaturisierter Trackingsensoren untersuchten Biologinnen und
Biologen des Museum für Naturkunde Berlin die mütterliche Fürsorge in
Fledermauskolonien. Hierzu wurden Mütter und ihre Jungtiere mit Sensoren
ausgestattet, die automatisiert Kontakte zwischen den Tieren aufzeichnen.
Erstmals konnte mit dieser Technik belegt werden, dass Fledermausmütter
ihre Jungtiere zu neuen Quartieren geleiten.

Viele Fledermausarten der gemäßigten Breiten zeigen ein bemerkenswertes
Sozialverhalten. Jahr für Jahr kehren die Weibchen an ihren Geburtsort
zurück und ziehen gemeinschaftlich ihren Nachwuchs auf. Weibchen des
Großen Abendseglers bringen ein bis zwei Jungtiere zur Welt. Sie werden
einige Wochen lang gesäugt, selbst auch dann noch, wenn die Jungtiere
bereits fliegen können. Zu dieser Zeit müssen die Jungtiere lernen
selbständig zu jagen und Quartiere zu finden. Wie diese Lernprozesse von
statten gehen, war bisher völlig unbekannt, da sich Fledermäuse in freier
Wildbahn nur sehr schwer direkt beobachten lassen.

Um das Sozialverhalten von Fledermäusen in freier Wildbahn untersuchen zu
können, entwickelte eine Forschergruppe der Deutschen
Forschungsgemeinschaft unter Beteiligung von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern des Museum für Naturkunde ein funkbasiertes
Sensornetzwerk zur vollautomatisierten Beobachtung von Kleintieren. Mit
Hilfe von miniaturisierten Sensoren, die gerade einmal halb so schwer wie
eine 1-Cent-Münze sind, konnten Kontakte zwischen einzelnen Fledermäusen
aufgezeichnet und damit die Gruppendynamik der Jungtiere bei ihren
nächtlichen Jagdflügen und den Quartierwechseln beobachtet werden. Enge
Kontakte zwischen Müttern und Jungtieren beim Quartierwechsel, jedoch
nicht bei der Jagd, zeigen, dass die Mütter ihre Jungtiere regelrecht zu
neuen Quartieren geleiten. Entsprechende Verhaltensweisen wurden bei
Fledermäusen bereits seit langem vermutet, jedoch erst die technologischen
Entwicklungen der Forschergruppe ermöglichten die Beobachtung dieser
seltenen Verhaltensweisen. Wie die Jungtiere das Jagen lernen ist dagegen
noch unbekannt. Ihre Mütter brauchen sie allerdings nicht dafür.

Veröffentlicht in:

Ripperger S, Günther L, Wieser H, Duda N, Hierold M, Cassens B, Kapitza R,
Kölpin A, Mayer F. 2019

Proximity sensors on common noctule bats reveal evidence that mothers guide
juveniles to roosts but not food.

Biol. Lett. 20180884.

http://dx.doi.org/10.1098/rsbl.2018.0884
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





ASTRO/391: Neutronensterne - Wie kosmische Ereignisse Einblick in grundlegende Eigenschaften der Materie geben (idw)


GSI Helmholtzzentrum für Schwerionenforschung GmbH - 13.02.2019

Neutronensterne: Wie kosmische Ereignisse Einblick in grundlegende
Eigenschaften der Materie geben



Seitdem es möglich ist, Gravitationswellen von zwei miteinander
verschmelzenden Neutronensternen zu messen, bietet sich die Chance, einige
grundlegende Fragen zur Struktur der Materie zu beantworten. Denn bei den
extrem hohen Temperaturen und Dichten solcher Ereignisse vermuten Forscher
einen Phasenübergang, bei dem die Neutronen in ihre Bausteine, die Quarks
und Gluonen, zerfallen. In der aktuellen Ausgabe der Physical Review
Letters berichten zwei internationale Forschergruppen über Berechnungen,
wie die Signatur eines solchen Phasenübergangs in einer Gravitationswelle
aussehen würde.

Quarks, die kleinsten Bausteine der Materie, hat man in der Natur noch nie
isoliert beobachtet. Sie sind vielmehr immer in Protonen und Neutronen
gebunden. Ein Neutronenstern jedoch, der so viel wiegen kann wie unsere
Sonne und doch nur die Größe einer Stadt wie Frankfurt aufweist, besitzt
einen so dichten Kern, dass ein Übergang von Neutronenmaterie zu
Quarkmaterie auftreten könnte. Physiker nennen diesen Prozess einen
Phasenübergang, ähnlich dem Verdampfen von Wasser. Insbesondere ist ein
solcher Phasenübergang möglich, wenn kollidierende Neutronensterne ein
massives meta-stabiles Objekt mit Dichten bilden, die weit höher sein
können als in Kernmaterie, und Temperaturen, die zehntausend Mal höher
sind als im Inneren unserer Sonne.

Nachricht von möglichen Phasenübergängen im Weltall könnten wir durch die
Messung von Gravitationswellen erhalten, die von den verschmelzenden
Neutronensternen ausgesendet werden. Der Phasenübergang müsste im
Gravitationswellensignal eine charakteristische Signatur hinterlassen. Wie
diese aussehen könnte, haben die Forschergruppen aus Frankfurt, Darmstadt
und Ohio (Goethe-Universität/FIAS/GSI/Kent University) sowie aus Darmstadt
und Wroclaw (GSI/Wroclaw University) nun mithilfe moderner Supercomputer
berechnet. Dazu verwendeten sie unterschiedliche theoretische Modelle für
den Phasenübergang.

Findet ein Phasenübergang erst etwas nach der tatsächlichen Verschmelzung
statt, tauchen geringe Mengen von Quarks allmählich überall im
verschmolzenen Objekt auf.

"Zum ersten Mal konnten wir mithilfe der Einstein-Gleichungen zeigen, dass
diese kleine Änderung in der Struktur eine Abweichung im
Gravitationswellensignal erzeugt, bis der neugebildete riesige
Neutronenstern unter seinem eigenen Gewicht zu einem schwarzen Loch
kollabiert", erklärt Luciano Rezzolla, Professor für theoretische
Astrophysik an der Goethe-Universität.

In den Computermodellen von Dr. Andreas Bauswein vom GSI Helmholzzentrum
für Schwerionenforschung im Darmstadt tritt der Phasenübergang bereits
direkt nach der Kollision auf - es bildet sich ein Kern von Quarkmaterie
im Inneren des Zentralobjekts. "Wir konnten zeigen, dass es in diesem Fall
eine deutliche Veränderung in der Frequenz des Gravitationswellensignals
gibt", sagt Bauswein. "Damit haben wir für die Zukunft ein messbares
Kriterium für einen Phasenübergang in verschmelzenden Neutronensternen
identifiziert."

Noch sind nicht alle Details des Gravitationswellensignals mit den
bestehenden Detektoren messbar. Sie werden aber mit der nächsten
Generation von Messgeräten beobachtbar sein, oder auch, falls ein relativ
nahes Verschmelzungsereignis stattfindet. Einen komplementären Ansatz zur
Beantwortung der Fragen über Quarkmaterie bieten zwei Experimente: Am
existierenden Messaufbau HADES bei GSI und am zukünftigen CBM-Detektor an
der Facility for Antiproton and Ion Research (FAIR), die gerade bei GSI
errichtet wird, kann durch den Zusammenprall von Schwerionen komprimierte
Kernmaterie entstehen. Dabei könnte es gelingen, Temperaturen und Dichten
zu erzeugen, die vergleichbar mit den Zuständen in verschmelzenden
Neutronensternen sind. Beide Methoden ermöglichen neue Einblicke in das
Auftreten von Phasenübergängen in Kernmaterie und so auch in ihre
grundlegenden Eigenschaften.


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.122.061101

https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.122.061102
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AGRAR/398: Öko-Landwirtschaft zeigt den Weg


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. Februar 2019

Öko-Landwirtschaft zeigt den Weg



Zur Behandlung der Studie "Leistungen des ökologischen Landbaus für
Umwelt und Gesellschaft" des staatlichen Thünen-Instituts heute im
Agrarausschuss des Bundestages erklären Harald Ebner, Sprecher für
Gentechnik- und Bioökonomiepolitik, und Friedrich Ostendorff, Sprecher
für Agrarpolitik:

Das hat das staatliche Thünen-Institut in einer umfangreichen Studie
festgestellt: Bio-Landwirtschaft hat enorme Vorteile für die
Allgemeinheit. Die ökologische Bewirtschaftung bringt deutlich mehr
Artenvielfalt, saubereres Grundwasser, höhere Bodenfruchtbarkeit und
weniger Erosion. Öko-Landbau weist den Weg zu einer nachhaltigen
Landwirtschaft insgesamt. Das muss auch bei der Neuausrichtung der
Europäischen Agrarpolitik (GAP) berücksichtigt werden.

Die Bundesregierung muss jetzt auf ihre eignen Experten hören und auch
auf nationaler Ebene zügig konkrete, schnell umsetzbare Maßnahmen
vorlegen, um das riesige Öko-Potenzial und die Agrarwende einzuleiten.
Auch die Öko-Forschung muss die Bundesregierung endlich entschlossen
angehen. Denn Öko-Forschung nützt allen und ist auch Voraussetzung für
eine funktionierende Pestizidreduktionsstrategie.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Februar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2124: UN-Friedensprozess für Syrien stärken


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. Februar 2019

UN-Friedensprozess für Syrien stärken



Zur morgen in Sotschi stattfindenden Syrienkonferenz erklärt Omid
Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

In Sotschi treffen sich morgen wieder einmal die sogenannten
Garantiemächte, um die Zukunft Syriens nach ihren Vorstellungen zu
gestalten. Die Türkei, Iran und Russland verfolgen unterschiedliche
geopolitische Ziele, an einem dauerhaften Frieden unter Einbeziehung
aller Menschen in Syrien haben sie kein gesteigertes Interesse.

Trotz der Beteuerungen der Türkei, den Abzug der islamistischen HTS
Miliz aus Idlib voranzutreiben, konnte die Miliz ihren Einfluss auf
die zivilen Selbstverwaltungsstrukturen in der Provinz ausbauen und
die Menschen weiter drangsalieren. Eine sich im Norden anbahnende
türkische Offensive würde das Leid der Menschen noch weiter erhöhen.
Iranische Milizen nehmen immer mehr Einfluss auf die
Nachkriegsordnung, gerade im Süden des Landes und stellen damit eine
immer größer werdende Gefahr für Israel dar. Putin steht weiterhin an
der Seite des Assad-Regimes und sieht in dem Konflikt die Möglichkeit,
mehr Einfluss auf die Nahost-Politik auszubauen. Von den Verhandlungen
in Sotschi ist nicht zu erwarten, dass sie Fortschritte im
Verfassungsprozess oder gar freie Wahlen unter der Beteiligung aller
Syrer bringen.

Wir unterstützen die Forderung des UN-Sondergesandten für Syrien, Geir
Pedersen, der in der Einsetzung des Verfassungskomitees einen
Schlüssel für die Befriedung des Landes sieht. Ein Neustart kann
allerdings nur gelingen, wenn auch Oppositionsgruppen an dem
Verfassungsprozess beteiligt werden. Das muss eine klare Bedingung für
die Beteiligung an einem Wiederaufbau durch die Bundesregierung sein.

Auch beim sogenannten "Warschauer Prozess" wird, parallel zum Treffen
in Sotschi, über den Syrienkonflikt beraten. Wir brauchen endlich
wieder einen starken UN-Friedensprozess für Syrien, der die
unterschiedlichen Verhandlungen auf der Basis der
UN-Sicherheitsratsresolution 2254 zusammenführt. Das sollte eines der
Hauptziele des deutschen Engagements im UN-Sicherheitsrat sein.
Deshalb ist es richtig, dass Außenminister Maas nicht selbst am
Treffen in Warschau teilnimmt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Februar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1764: EU-Urheberrechtsreform - Ein Kompromiss, der niemandem hilft


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. Februar 2019

EU-Urheberrechtsreform - Ein Kompromiss, der niemandem hilft



Zur gestern Nacht erreichten Einigung bei den Trilogverhandlungen zur EU-
Urheberrechtsrichtlinie erklärt Tabea Rößner, netzpolitische und
verbraucherpolitische Sprecherin:

Ein gutes Ergebnis sieht anders aus. Mit Biegen und Brechen sind die
monatelangen, immens umstrittenen Verhandlungen nun zwar vorerst
finalisiert worden - glücklich können die beteiligten Verhandlerinnen und
Verhandler damit aber keine Seite mehr machen. Den einen ist der Text
nach etlichen Kompromissen zu stark verwässert, andere sehen weiterhin
große Gefahren für die Meinungsfreiheit durch Filtermaßnahmen und das
Leistungsschutzrecht für Presseverlage. Eine solch diverse Kritik ist
kein gutes Omen für eine Richtlinie, die grundlegende Weichen für die
digitale Wirtschaft, den medialen Alltag der Nutzerinnen und Nutzer
und den Umgang mit urheberrechtlichen Werken im Digitalen stellen
soll.

Die Bundesregierung hat bei den Verhandlungen einmal mehr ein klägliches
Bild abgegeben und gleich mehrere Versprechen nicht eingelöst. Stichwort
Upload-Filter: Mit Artikel 13 werden weiterhin übermäßige Filtermaßnahmen
und Overblocking riskiert, denn es ist völlig unklar, wie sich die
Anforderung an die Digitalunternehmen, keine urheberrechtsverletzenden
Werke auf ihren Plattformen zuzulassen, in Verbindung mit der Haftung
konkret auswirken wird. Auch bei der Ausnahme für kleine und mittlere
Unternehmen, eine der Kernforderungen der Bundesregierung, hat sie im
Kompromiss mit Frankreich klein beigegeben. Das Leistungsschutzrecht wurde
trotz der desaströsen Erfahrungen auf nationaler Ebene durchgedrückt,
genauso schwammig formuliert - die Rechtsunsicherheit müssen die
Betroffenen vor den Gerichten ausbaden. All dies ist Gift für die in
Sonntagsreden von der Bundesregierung immer wieder beschworene
Innovationsfähigkeit des Internets.

Die Grundmotivation der Urheberrechtsreform bleibt unterstützenswert:
Kreative, Urheberinnen und Urheber müssen an der Wertschöpfung ihrer
Werke in der digitalen Welt angemessen beteiligt werden. Gleichzeitig
muss das Urheberrecht an neue digitale Realitäten und mediale
Gewohnheiten der Menschen angepasst werden. Es sollte gerade keine
unnötigen Hürden für Meinungsaustausch und Informationsfluss bauen.
Diese scheinbar divergierenden Ziele in Einklang zu bringen, ist
zweifellos ein dickes Brett.

Die Bundesregierung hat bis heute keinen tatsächlichen Beitrag
geleistet, in diesen für die digitale Gesellschaft und die Kreativen
essentiellen Fragen voranzukommen. Sie muss endlich für einen
angemessenen Ausgleich stark divergierender Interessen sorgen, den es
bis heute nicht gibt.
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AUSSEN/1816: Multilateralismus ist Gebot der Stunde


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Februar 2019

Multilateralismus ist Gebot der Stunde

Von München muss ein Signal der Kooperation der internationalen
Staatengemeinschaft ausgehen



Vom 15. bis 17. Februar findet die 55. Münchner Sicherheitskonferenz
statt, zu der mehr als 35 Staats- und Regierungschefs und rund 80
Außen- und Verteidigungsminister erwartet werden. Im Vorfeld erklärt
dazu der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Jürgen Hardt:

"Die Liste der außen- und sicherheitspolitischen Herausforderungen
ist lang: Der Bruch des INF-Vertrags durch Russland, die anhaltende
Krise in Syrien, die humanitäre Katastrophe im Jemen, die
fortgesetzte Aggression Russlands gegen die Ukraine, das
widerrechtliche Festhalten Maduros an der Macht in Venezuela, die
destabilisierende Rolle des Iran - die internationale
Krisendiplomatie ist gefordert wie selten zuvor.

Umso notwendiger ist es, dass in München die wichtigsten
Entscheidungsträger zusammenkommen, um nach gemeinsamen Lösungswegen
zu suchen. Denn bei allen Schwierigkeiten muss klar sein:
Langfristige, nachhaltige Lösungen zur Befriedung dieser Konflikte
werden wir nur gemeinsam erreichen. Wir müssen die regelbasierten
internationalen Strukturen stärken und sie wieder ins Zentrum der
internationalen Politik rücken.

Dabei kommt der Europäischen Union eine ganz entscheidende Rolle zu.
München sollte der Ort sein, an dem die EU mit einer starken Stimme
spricht und ihr Gewicht zur Lösung internationaler Krisen in die
Waagschale wirft. Hierzu gehört, dass die einzelnen Mitgliedstaaten
bereit sind, mehr in ihre internationale Verantwortung zu investieren
- diplomatisch, entwicklungspolitisch, aber auch militärisch. Und wir
müssen neue Wege gehen. Um die EU 'weltpolitikfähig' zu machen,
brauchen wir Mehrheitsentscheidungen in der Außen- und
Sicherheitspolitik."
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AUSSEN/1815: Maduro muss endlich humanitäre Hilfe ins Land lassen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 13. Februar 2019

Maduro muss endlich humanitäre Hilfe ins Land lassen



Zur anhaltenden Krise in Venezuela können Sie den außenpolitischen
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Jürgen Hardt,
mit folgenden Worten zitieren:

"Die Lage in Venezuela spitzt sich weiter zu. Während Machthaber
Maduro sich weiter hinter den Mauern seines Palastes verschanzt,
hungern die Menschen in Venezuela jeden Tag auf immer dramatischere
Weise. Nicht nur Nahrungsmittel, auch die lebensnotwendige
medizinische Hilfe wird ihnen verwehrt. Maduro und die Generäle
müssen endlich die notwendige humanitäre Hilfe ins Land lassen, die
vor den Grenzen Venezuelas bereitsteht. Die internationale
Staatengemeinschaft hat Vorsorge getroffen und ist dem Hilfsersuchen
des legitimen Interimspräsidenten Guaidó nachgekommen. Es ist an
Zynismus nicht zu überbieten, dass Maduro die humanitäre Notlage, die
mit Händen zu greifen ist, abstreitet. Auch Ultimaten haben
Machthaber Maduro nicht zu Zugeständnissen bewegen können. Er muss
endlich die Macht an Interimspräsident Guaidó abgeben und so den Weg
für freie und faire Präsidentschaftswahlen freimachen. Die
Europäische Union sollte in Abstimmung mit internationalen Partnern,
vor allem jenen in der Region, den Druck weiter erhöhen und das
Regime Maduro zur Machtübergabe bewegen. Einmal mehr gilt der Appell,
sich endlich auf die Seite des venezolanischen Volkes zu stellen und
der humanitären Katastrophe ein Ende zu bereiten."
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GESUNDHEIT/695: Neue Klinikstrukturen sollen freiwillige Organspenden erleichtern


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Februar 2019

Neue Klinikstrukturen sollen freiwillige Organspenden
erleichtern

Betreuung von Angehörigen wird verbessert



Der Deutsche Bundestag will am heutigen Donnerstag eine Änderung des
Transplantationsgesetzes beschließen. Dazu erklären der
stellvertretende Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Georg Nüßlein, und die gesundheitspolitische Sprecherin Karin Maag:

Georg Nüßlein: "Um das Leid der Patienten zu mindern und die
Transplantationsmedizin in Deutschland auf einem hohen Niveau zu
halten, verbessern wir mit dem Gesetz in einem ersten Schritt die
Prozesse.

Die Spendebereitschaft ist nämlich hoch: 80 Prozent der Menschen sind
einer Organspende gegenüber positiv eingestellt. Trotzdem haben
weniger als die Hälfte einen Spendeausweis und selbst wenn, dann
scheitert die Organentnahme oft an dessen Auffindbarkeit oder an
Krankenhausstrukturen. Hat man im Blick, dass ein Spenderorgan die
letzte Hoffnung für viele ist, dann gehört es zur Christenpflicht,
daran etwas zu ändern.

Um die Zahl der freiwilligen Organspenden nachhaltig zu erhöhen,
müssen wir die Prozesse und die Strukturen in den Krankenhäusern
verbessern. Das ist Ziel des Gesetzes, das der Bundestag
verabschieden will.

Vorgesehen sind unter anderem einheitliche Freistellungsregelungen
für Transplantationsbeauftragte in Kliniken. Bei den
Transplantationsbeauftragten kann es sich um Ärzte, aber zusätzlich
auch um besonders qualifizierte Pflegekräfte handeln. Sie sollen
künftig noch mehr Zeit als zuvor haben, mögliche Organspender zu
identifizieren und die Angehörigen über alle Schritte aufzuklären
sowie sie in dieser schwierigen Lebenssituation eng zu begleiten."

Karin Maag: "Außerdem sind für Kliniken neue Vergütungsregelungen
vorgesehen. Daneben sollen insbesondere kleinere Kliniken bei der
Identifizierung von potenziellen Spendern von einem ärztlichen
Rufbereitschaftsdienst unterstützt werden. Dies ist vor allem dann
unerlässlich, wenn - wie bisher häufig in diesen kleineren
Krankenhäusern - keine Ärzte verfügbar sind, die den irreversiblen
Ausfall der Hirnfunktionen feststellen können.

Künftig sollen zudem die Angehörigen von Organspendern besser
unterstützt werden. Das Gesetz sieht deshalb vor, den Angehörigen des
Spenders nach der Organtransplantation Betreuung anzubieten.
Organempfängern wird außerdem die Möglichkeit eingeräumt, sich bei
den Angehörigen des Spenders in einem anonymen Schreiben zu bedanken.

Ein Qualitätssicherungssystem soll schließlich dazu führen, dass
potenzielle Organspender in Kliniken schneller identifiziert werden
können. Allerdings wird keine Transplantation in die Wege geleitet,
wenn dem Entnahmekrankenhaus oder dem Arzt ein Widerspruch des
Betreffenden gegen eine Organspende bekannt ist."
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INNEN/3444: Mit einem "Nein" leisten die Grünen dem Missbrauch unseres Asylsystems Vorschub


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Februar 2019

Mit einem "Nein" leisten die Grünen dem Missbrauch unseres
Asylsystems Vorschub

Konzept der sicheren Herkunftsstaaten ist klar definiertes und gut
funktionierendes Rechtsinstitut



Der Bundesrat wird am morgigen Freitag über das Gesetz zur Einstufung
Georgiens, der Demokratischen Volksrepublik Algerien, des Königreichs
Marokko und der Tunesischen Republik als sichere Herkunftsstaaten
abstimmen. Dazu erklärt der stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Thorsten Frei:

"Mit einem "Nein" im Bundesrat würden die Grünen nur einem Missbrauch
unseres Asylsystems Vorschub leisten. Die starre ideologische Haltung
der Grünen gefährdet letztlich unser Asylsystem. Es liegt auf der
Hand, dass die Akzeptanz dieses Systems dauerhaft nur erhalten
bleiben wird, wenn es uns gelingt, in unseren Asylverfahren rasch
zwischen Schutzbedürftigen und Nicht-Schutzbedürftigen zu
unterscheiden und die letztgenannte Gruppe konsequent zurückzuführen.

Genau das leistet das Konzept der sicheren Herkunftsstaaten. Es ist
auch kein irreführendes Symbol, sondern ein klar definiertes und gut
funktionierendes Rechtsinstitut.

Mehr als 25.000 erfolglose Asylverfahren seit 2015 zeigen: Es sind
fast ausschließlich ökonomische Motive, die Migranten aus Marokko,
Algerien, Tunesien und Georgien zur Stellung eines Asylantrages in
Deutschland veranlassen. Zur Wahrheit gehört in Zusammenhang mit
Asylbewerbern aus den genannten Staaten leider auch, dass sie in
Deutschland überproportional an Straftaten beteiligt sind. Wir müssen
deshalb alles dafür tun, dass sich ihr Aufenthalt nicht verfestigt
und keine weiteren Migranten maghrebinischer oder georgischer
Herkunft unter dem Deckmantel der Asylsuche nach Deutschland
einreisen."
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SOZIALES/1957: Maßnahmenpaket zur Bekämpfung der Kinderarmut wird auf den Weg gebracht


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Februar 2019

Maßnahmenpaket zur Bekämpfung der Kinderarmut wird auf den Weg
gebracht

Der Kinderzuschlag wird erhöht und die Leistungen für Bildung und
Teilhabe verbessert



Am heutigen Donnerstag hat der Deutsche Bundestag in 1. Lesung das
Gesetz zur zielgenauen Stärkung von Familien und ihren Kindern
debattiert. Dazu erklärt die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Nadine Schön:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion will allen Kindern unabhängig vom
Elternhaus die gleichen Chancen auf gesellschaftliche Teilhabe
ermöglichen. Daher ist es gut, dass wir nun eines der wirksamsten
Instrumente verbessern, um Kinderarmut zu bekämpfen: Den
Kinderzuschlag.

Den Kinderzuschlag erhalten Familien mit Kindern, die arbeiten und
bei denen das Geld kaum reicht, um über die Runden zu kommen. Wir
erhöhen die Leistung auf bis zu 185 Euro monatlich und ergreifen
Maßnahmen, dass derjenige, der zusätzliches Einkommen verdient,
künftig mehr davon behalten darf. Ein wichtiges Signal, dass sich
Leistung lohnt.

Von dieser Maßnahme werden besonders auch Alleinerziehende
profitieren. Sie erhalten den Kinderzuschlag künftig auch dann, wenn
sie für ihre Kinder Unterhaltszahlungen oder einen
Unterhaltsvorschuss bekommen. Momentan verhindern die
Unterhaltsleistungen, dass es den Kinderzuschlag für sie überhaupt
gibt.

Auch die Leistungen für die Teilhabe von Kindern und Jugendlichen am
sozialen und kulturellen Leben verbessern wir: Für das
gemeinschaftliche Mittagessen in der Schule müssen Geringverdiener
künftig keinen Eigenanteil mehr zahlen und Nachhilfeunterricht wird
nicht erst dann gefördert, wenn die Versetzung unmittelbar gefährdet
ist. Da Teilhabe besonders gut in Vereinen und Verbänden gelingt,
werden wir in den parlamentarischen Beratungen den Zuschuss für
Vereinsbeiträge von 10 auf 15 Euro monatlich erhöhen."
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AUSSEN/1833: Möglichem US-Militäreinsatz in Venezuela entgegentreten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Februar 2019

Möglichem US-Militäreinsatz in Venezuela entgegentreten



"Angesichts von Berichten über Vorbereitungen einer
US-Militärintervention in Venezuela fordert DIE LINKE die
Bundesregierung auf, entschieden gegen einen Angriff auf Venezuela
Stellung zu beziehen. Die Folgen für die Menschen in der ganzen Region
wären unkalkulierbar. Nach der völkerrechtswidrigen Anerkennung des
selbsternannten 'Interimspräsidenten' Juan Guaidó muss die
Bundesregierung jetzt den Schaden begrenzen und zu einer Außenpolitik
zurückkehren, die nicht länger einer Militärintervention Vorschub
leistet, sondern politische Lösungen ermöglicht", sagt Heike Hänsel,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Nach Angaben des kubanischen Außenministeriums seien zwischen dem 6.
und 10. Februar militärische Transportflugzeuge der USA mit
Spezialtruppen u. a. nach Puerto Rico und in die Dominikanische
Republik geflogen, britische Spezialkräfte seien bereits Ende Januar
vor die venezolanische Karibikküste verlegt worden. Angesichts dieser
Anzeichen einer geplanten Militäraktion muss die Bundesregierung jetzt
ihrem Anspruch als Sicherheitsratsmitglied gerecht werden, und auf
eine diplomatische Lösung hinwirken. Ein neuer Krieg in Lateinamerika
muss verhindert werden."
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EUROPA/1685: EU gefährdet das freie Internet


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Februar 2019

EU gefährdet das freie Internet



"Die geplante Reform des Urheberrechts gefährdet das freie Internet.
Die Verlagslobby hat sich voll durchgesetzt. Ich erwarte von der
Regierungskoalition aus CDU/CSU und SPD, ihren Koalitionsvertrag
einzuhalten und die geplanten Uploadfilter abzulehnen", erklärt Niema
Movassat, Obmann im Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz für die
Fraktion DIE LINKE, zur Vereinbarung von Unterhändlern aus
EU-Parlament und EU-Staaten bezüglich des Urheberrechts. Movassat
weiter:

"Artikel 13 der geplanten Richtlinie führt faktisch zur Verpflichtung,
dass auch kleinere Plattformen teure Uploadfilter einrichten müssten,
wenn sie nicht Lizenzen von allen Rechteinhabern auf der Welt
einkaufen wollen. Kleinere Start-Ups weltweit werden damit abhängig
von großen Playern wie Youtube, die solche Software anbieten. Zudem
wird der Zensur im Internet Vorschub geleistet.

Die Regelungen zugunsten der Presseverlage werden die
Informationsmöglichkeiten im Internet erheblich einschränken. Portale
wie Google News werden nur noch sehr eingeschränkt auf Artikel
verweisen dürfen. Das ist eine indirekte Zensur. Nutznießer sind nur
große Verlage wie der Axel-Springer-Verlag, benachteiligt werden alle
Bürgerinnen und Bürger, die Informationen im Netz lesen wollen."
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INNEN/5023: Bundesregierung nicht fit für Digitalisierung


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 14. Februar 2019

Bundesregierung nicht fit für Digitalisierung



Einer Studie zufolge trauen nur 37 Prozent der Befragten der
Bundesregierung zu, die Digitalisierung voranzubringen. Schlechte
Noten für SPD und Union - zu Recht, sagt Katja Kipping, die
Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Die Bundesregierung bleibt bei der Gestaltung von Zukunftsfragen zu
untätig. Es braucht aber eine verantwortungsvolle Politik für die
Technologie- und Globalisierungsumbrüche und deren Folgen für die
Menschen in Deutschland. Nun will die Bundesregierung drei Milliarden
Euro in Künstliche Intelligenz investieren. Die Vergabe öffentlicher
Forschungsgelder muss klaren Regeln folgen: Es sollten nur Projekte
gefördert werden, wenn deren Ergebnisse garantiert für alle Menschen
in Form von freien Lizenzen bereitgestellt werden. Wenn dieses Land
bei der Digitalisierung vorankommen will ist es gut, wenn sich die
Regierung der guten Tradition des Teilens besinnt. Geteiltes Wissen
und Erkenntnisse machen alle schlauer, die Privatisierung von Wissen
und Erkenntnissen hingegen hilft nur den Profiten einiger weniger
Konzerne. Viele KI-Projekte kommen darüber hinaus sowohl in der
zivilen Videoüberwachung als auch bei militärischen Drohnen zur
Anwendung. Die Forschungsgelder müssen deshalb an die Einhaltung einer
Zivilklausel gekoppelt sein.

Beim Breitbandausbau auf private Investitionen zu setzen, ist naiv -
die Konzerne haben wenig Interesse, in ländlichen Regionen zu
investieren. Weil die Bundesregierungen seit Jahren brav dem Markt die
Verantwortung überlassen, kaum mehr investierten oder sinnvoll
regulierten, verfügen nun unter Anderem Rentiere in Finnland über eine
wesentlich bessere Netzabdeckung als Millionen Menschen in
Deutschland.

Die Digitalisierung kann, wenn wir die Weichen richtig stellen, zu
Entlastung, einem höheren Grad an Selbstbestimmung, zu mehr
Arbeitsqualität und mehr Lebensqualität für alle Menschen führen. Es
braucht schlaue neue Ideen und Druck, damit die Bundesregierung nicht
weiter so kopf- und konzeptionslos mit den Zukunftsfragen der
Gesellschaft umgeht.

 * 
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SICHERHEIT/1931: Deutsche Teilnahme an Warschauer Kriegskonferenz ist ein Fehler


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Februar 2019

Deutsche Teilnahme an Warschauer Kriegskonferenz ist ein Fehler



"Die Teilnahme der Bundesregierung an der Kriegskonferenz der USA,
Israels und Saudi-Arabiens gegen den Iran ist ein Fehler. Es ist
löblich, dass Außenminister Heiko Maas nicht selbst zu der illustren
Runde nach Warschau gefahren ist. Außenpolitisch konsequent und
friedenspolitisch vernünftig wäre gewesen, auch auf die Entsendung
eines Stellvertreters zu verzichten", erklärt Sevim Dagdelen,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Die Bundesregierung und die EU machen sich außenpolitisch
unglaubwürdig, wenn Saudi-Arabien von der EU-Kommission wegen
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung auf eine Schwarze Liste gesetzt
werden soll, während die Kopf-ab-Diktatur in Warschau gleichzeitig als
Teil einer Kriegskoalition gegen den Iran hofiert wird.

Frieden und Stabilität im Nahen Osten wird es nur unter Einbeziehung
aller Akteure geben. Statt sich ohne Not in Warschau an einer
Konferenz zu beteiligen, deren offenbares Ziel die Vorbereitung eines
Krieges gegen den Iran ist, sollte sich die Bundesregierung für eine
Konferenz für den Nahen und Mittleren Osten nach dem Vorbild der KSZE
stark machen. Notwendig sind Sicherheitsgarantien für alle Staaten der
Region. Dazu gehört auch der Kampf um den Erhalt des von US-Präsident
Donald Trump einseitig aufgekündigten internationalen Atomabkommens
mit dem Iran."

 * 
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SICHERHEIT/1930: Bund sponsert Kriegskonferenz


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Februar 2019

Bund sponsert Kriegskonferenz



"Das Sponsoring einer Kriegskonferenz mit Steuermitteln ist ein
Unding", empört sich die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE, Ulla Jelpke, im Vorfeld der Münchner Sicherheitskonferenz. Auf
eine Schriftliche Frage der Abgeordneten zur Unterstützung der
Konferenz durch den Bund teilte die Bundesregierung mit, es würden 290
Bundeswehrangehörige entsandt, um in den Bereichen Organisation,
Transport, Sanitätsdienst und Dolmetscherleistungen zu unterstützen.
Die Kosten hierfür werden damit deutlich über den 640.000 Euro liegen,
die vor zwei Jahren für den Einsatz von lediglich 217 Soldaten fällig
wurden. Hinzu kommt eine Förderung durch das Presse- und
Informationsamt der Bundesregierung in Höhe von 500.000 Euro. Jelpke
kommentiert dazu weiter:

"Über eine Million Euro für einen Ratschlag, an dem die Herrschenden
über ihre Kriege diskutieren und Rüstungskonzerne ihre todbringenden
Produkte anbieten - das ist ein Schlag ins Gesicht der Steuerzahler.
Der Umfang des staatlichen Sponsorings beträgt rund ein Drittel des
Gesamtbudgets der Konferenz. Ohne Steuergelder würde die Konferenz
überhaupt nicht stattfinden - und das wäre auch gut so. Denn diese
Konferenz liegt allein im Interesse der Kriegführenden und der
Waffenschmiede. Aus diesem Grund werden sich auch in diesem Jahr
zahlreiche Abgeordnete der LINKEN den Protesten gegen die
Sicherheitskonferenz anschließen."

 * 
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SOZIALES/2592: SPD-Grundrente geht in die richtige Richtung, aber an der Lebensrealität vieler Menschen vorbei


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 14. Februar 2019

SPD-Grundrente geht in die richtige Richtung, aber an der Lebensrealität vieler Menschen vorbei



Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE, erklärt:

Die Grundrente geht zwar in die richtige Richtung, sie greift aber zu
kurz, es wäre mehr Mut angebracht. Es ist höchste Zeit, das Problem
der drohenden Altersarmut anzupacken. Es geht vor allem um die vielen
Verkäuferinnen und Verkäufer, Amazon-Beschäftigte und Pflegkräfte, die
trotz harter Arbeit häufig keine armutsfeste Rente bekommen.

Die SPD-Grundrente löst das Problem der drohenden Altersarmut,
besonders von Frauen und der jüngeren Generation, leider nicht. Denn
sie geht mit den geforderten 35 Beitragsjahren an der Lebensrealität
der vieler Menschen vorbei.

Ich begrüße es ausdrücklich, dass vor allem Rentnerinnen und Rentner
in Ostdeutschland davon profitieren könnten. Aber zur wirklichen
Erneuerung des Sozialstaates gehört auch eine Absicherung, die für
heutige Erwerbsbiographien passt. Und selbst wer die Grundrente
bekommen sollte wird vermutlich enttäuscht sein. Denn nach Abzug der
Krankenkassen- und Pflegeversicherungsbeiträge blieben häufig nur
wenige Euro mehr als beim Rentner-Hartz IV.

DIE LINKE fordert deshalb eine solidarische Mindestrente in Höhe von
1050 Euro, die Anhebung des Rentenniveaus auf 53 Prozent und eine
Aufwertung niedriger Löhne. Wir brauchen außerdem eine andere
Arbeitsmarktpolitik, die 12 Euro Mindestlohn, die Umwandlung von
Minijobs in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung und das Recht
auf 22 Stunden Mindestarbeitszeit im Arbeitsvertrag beinhaltet.

 * 
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BUNDESTAG/8037: Heute im Bundestag Nr. 171 - 14.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 171

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 14. Februar 2019, Redaktionsschluss: 13.40 Uhr

1. FDP-Antrag zur Plastikvermüllung

2. AfD will mehr Lebendspenden ermöglichen

3. Verfahrensregeln für Organentnahme

4. Qualifikation bei Organspenden



1. FDP-Antrag zur Plastikvermüllung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion will im Umgang mit der Vermüllung
der Weltmeere mit Plastik Hersteller in die Pflicht nehmen sowie die
Chancen der Digitalisierung nutzen. Die Verschmutzung der Meere mit
Plastik sei eines der "drängendsten Umweltprobleme weltweit", schreibt
die Fraktion in einem Antrag (19/7695). Die Liberalen sehen vor allem
Handlungsbedarf in vielen asiatischen, afrikanischen sowie mittel- und
südamerikanischen Ländern. Dort existierten keine
institutionalisierten Müllsammel- und Entsorgungssysteme. "Abfälle
ohne Ressourcenwert landen oftmals in der Umwelt", heißt es in dem
Antrag.

Konkret soll sich die Bundesregierung nach Willen der FDP-Fraktion
dafür einsetzen, dass "Konsumgüterproduzenten, die Plastik in ihren
Produkten oder Verpackung ihrer Produkte verarbeiten, in die Pflicht
genommen werden, um den Eintrag von Kunststoffen in die Ozeane
maßgeblich zu reduzieren". Diese Produzenten müssten zur nachhaltigen
Finanzierung von Entsorgungssystemen in Entwicklungs- und
Schwellenländern herangezogen werden.

Zudem sollen nach Vorstellungen der Fraktion "Möglichkeiten der
Digitalisierung" genutzt werden, etwa indem Produkte mit bestimmten
Techniken markiert werden. "Diese Markierungen können die
Inhaltsstoffe der Produkte für eine bessere Sortierung und damit für
ein besseres Recycling darstellen", schlägt die Fraktion vor. Auch auf
Pilotprojekte mit der Blockchain-Technologie zur Zuordnung eines
Entsorgungswertes verweisen die Liberalen in dem Antrag.

In der EU sieht die Fraktion insgesamt weniger direkten
Handlungsbedarf. Europa emittiere zwischen einem und zwei Prozent der
gesamten Meeresvermüllung, führt die Fraktion mit Verweis auf Studien
aus. Problematisch sei aber, dass es in der EU noch kein
"Deponierungsverbot für unbehandelte Siedlungsabfälle" gebe. Dadurch
gelangten Plastikabfälle immer noch in die Umwelt. Die Bundesregierung
müsse sich daher für ein EU-weitees Verbot dieser Praxis einsetzen,
fordern die Liberalen.

 * 

2. AfD will mehr Lebendspenden ermöglichen

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion will angesichts der vielen Patienten
auf den Wartelisten für eine Organtransplantation die Möglichkeiten
für Lebendspenden vergrößern. Die in Deutschland erlaubte
Lebendnierenspende an nahestehende Personen scheitere in rund einem
Drittel der Fälle an Unverträglichkeiten, heißt es in einem Antrag
(19/7719) der Fraktion.

Abhilfe würde eine Überkreuz-Lebendspende schaffen, bei der zwei
geeignete Spender-Empfänger-Paare die gespendeten Organe untereinander
tauschten. Diese Spendenform sollte in Deutschland erlaubt werden.

 * 

3. Verfahrensregeln für Organentnahme

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Der Verantwortungsbereich des
Transplantationsbeauftragten sollte nach Ansicht der AfD-Fraktion
einheitlich festgelegt werden. Die Abgeordneten fordern in einem
Antrag (19/7721) dezidierte und bundeseinheitliche
Verfahrensregelungen für die Organentnahme im Krankenhaus und für eine
würdevolle Betreuung der Angehörigen. Zudem sollte eine
bundeseinheitliche Kontroll- und Beschwerdeinstanz eingerichtet
werden.

 * 

4. Qualifikation bei Organspenden

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Qualifikation der Transplantationsbeauftragten
muss nach Ansicht der AfD-Fraktion einheitlich geregelt werden. In
dieser Funktion sei fachlich nur geeignet, wer Arzt sei und die
Anforderungen des Curriculums der Bundesärztekammer
"Transplantationsbeauftragter Arzt" mit abschließender Prüfung
erfülle, heißt es in einem Antrag (19/7722) der Fraktion.

Die Qualifikation müsse nach erfolgreicher Prüfung durch eine
Vereidigung vor der Bundesärztekammer abgeschlossen werden.

 * 
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BUNDESTAG/8036: Heute im Bundestag Nr. 170 - 14.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 170

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 14. Februar 2019, Redaktionsschluss: 12.56 Uhr

1. Jährliche Debatte zur Sicherheitspolitik

2. Schutz der Kritischen 5G-Infrastruktur

3. Maßnahmen für digitale Sicherheit

4. FDP für Stärkung der IT-Sicherheit

5. Linke: Keine Privatadressen im Impressum

6. FDP will Leistungen für Kinder reformieren

7. AfD-Nominierung für Hirschfeld-Stiftung



1. Jährliche Debatte zur Sicherheitspolitik

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion setzt sich für mehr
sicherheitspolitische Grundsatzdebatten im Parlament ein. In einem
Antrag (19/7716) fordern die Abgeordneten, dass im Bundestag künftig
jährlich eine Debatte zur sicherheitspolitischen Lage der
Bundesrepublik Deutschland und zur Lage der deutschen Streitkräfte
stattfindet, bei der die Bundeskanzlerin oder der Bundeskanzler eine
Regierungserklärung abzugeben hat.

Die drastische Verschärfung der sicherheitspolitischen Lage an der
Peripherie Europas mache eine Rückbesinnung auf die
Verteidigungsfähigkeit Deutschlands zwingend erforderlich, heißt es in
dem Antrag. "Die Bundesregierung muss die Stabilisierung der
Bundeswehr zum Schwerpunkt ihrer Arbeit machen, um die nationale
Sicherheitsvorsorge wieder auf eine solide Basis zu stellen."

Die Gesamtlage der sicherheitspolitischen Herausforderungen erfordere
eine permanente Anpassung der politischen und militärischen Maßnahmen.
Dem Deutschen Bundestag obliege sowohl das Budgetrecht über die
deutschen Streitkräfte, als auch die Entscheidungshoheit über die
Auslandseinsätze der Bundeswehr. "Damit ist das deutsche Parlament die
ranghöchste Institution, um die Grundlagen der deutschen Sicherheits-
und Verteidigungspolitik zu debattieren und zu beschließen."

 * 

2. Schutz der Kritischen 5G-Infrastruktur

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Schutz der Kritischen 5G-Infrastruktur vor
staatsnahen Netzwerkausrüstern" lautet der Titel eines Antrags der
AfD-Fraktion (19/7723). Darin verweisen die Abgeordneten darauf, dass
der chinesische Netzwerkausrüster Huawei bislang von Großbritannien,
Neuseeland, Australien und den USA als Zulieferer beim Aufbau des
nationalen 5G-Netzes ausgeschlossen worden sei. Dies werde in der
Regel mit Gründen der nationalen Sicherheit begründet.

Sicherheitsrelevante Aspekte beim Aufbau des 5G-Netzes in Deutschland
beträfen die Integrität des gesamten Telekommunikationsnetzes, das für
Wirtschaft und Gesellschaft überlebenswichtig sein könne, schreibt die
Fraktion weiter. Mit Hilfe eines sogenannten "Kill Switches" sei es
Netzwerkausrüstern möglich, die Betriebssicherheit des 5G-Netzes
erheblich zu gefährden, wenn nicht gar das Netz komplett abzuschalten.
Aus Gründen der nationalen Sicherheit wie auch aus wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Gründen sei es nicht hinnehmbar, "dass von
ausländischen Regierungen, insbesondere solchen, die nicht europäische
Werte teilen, kontrollierte Unternehmen bei dem Aufbau der nationalen
5G-Infrastruktur in wesentlichem Maße Berücksichtigung finden und
damit die Integrität dieser Infrastruktur dauerhaft gefährden".

Die Bundesregierung wird in dem Antrag aufgefordert, im "angekündigten
IT-Sicherheitsgesetz 2.0 den zunehmend fremdstaatlich initiierten
Sicherheitsrisiken im Cyberraum Rechnung zu tragen". Auch will die
Fraktion eine Beweislastumkehr eingeführt wissen, "nach der
Netzwerkausrüster ihre staatliche Unabhängigkeit erklären und
plausibilisieren müssen, um zu Ausschreibungen zugelassen zu werden".
Ferner soll die Bundesregierung nach dem Willen der Abgeordneten unter
anderem "lediglich Unternehmen mit Hauptsitz in demokratischen Ländern
Europas zu Ausschreibungen zuzulassen, die damit in besonderer Weise
der Kontrolle durch europäische Institutionen unterstehen".

 * 

3. Maßnahmen für digitale Sicherheit

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke dringt auf eine "Umsetzung
effektiver Maßnahmen für digitale Sicherheit". In einem Antrag
(19/7705), der am Freitag erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht, fordert sie von der Bundesregierung die
Vorlage eines Gesetzentwurfs, um das Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnik (BSI) in eine eigenständige Behörde umzuwandeln,
"die aus der Zuständigkeit des Bundesministeriums des Innern zu
entlassen und deren Kernaufgabe die Erhöhung der digitalen Sicherheit
für alle ist". Ferner soll die Bundesregierung laut Vorlage einen
Gesetzentwurf vorzulegen, um eine generelle Meldepflicht für
Sicherheitslücken einzuführen.

Auch wird die Bundesregierung in dem Antrag aufgefordert, "den Einsatz
von Staatstrojanern zu unterbinden und Sicherheitslücken wie Backdoors
oder Zero-Day-Exploits weder zu nutzen noch anzuschaffen", den Export
von Überwachungssoftware zu verbieten, sogenannte "Hackbacks" durch
staatliche Institutionen auszuschließen sowie "die deutsche
Cyber-Sicherheitsstrategie strikt zivil, unter Ausschluss von Militär
und Geheimdiensten auszurichten". Die Bundeswehr soll nach dem Willen
der Fraktion "konsequent auf digitale Sicherheit ihrer eigenen
Systeme" ausgerichtet werden; auf offensive Cyberfähigkeiten der
Bundeswehr soll ebenso verzichtet werden "wie auf ihren
Inlandseinsatz, auch zum Schutz kritischer Infrastruktur".

Ferner wollen die Abgeordneten "digitale Gewalt" als eigenen
Phänomen-Bereich erfasst wissen, für den besonders geschulte Bereiche
in den Strafverfolgungsbehörden und in der Justiz geschaffen werden
sollen. Zudem sollen dem Antrag zufolge unter anderem mehr Ressourcen
für Beratungsstellen für Opfer digitaler Gewalt bereitgestellt werden.

 * 

4. FDP für Stärkung der IT-Sicherheit

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion macht sich für einen
Maßnahmenkatalog zur Stärkung der IT-Sicherheit stark. In einem Antrag
(19/7698), der am Freitag erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht, fordert sie, das Bundesamt für Sicherheit in
der Informationstechnik (BSI) aus der Zuständigkeit des
Bundesinnenministeriums herauszulösen und als "zentrale Stelle für
Fragen der IT-Sicherheit in der Informationsgesellschaft" weiter zu
etablieren. Das BSI müsse über alle Sicherheitslücken, die staatlichen
Stellen bekannt werden, informiert werden und das "zentrale
Schwachstellenmanagement" übernehmen.

Das Nationale Cyberabwehrzentrum (NCAZ) beim BSI soll nach dem Willen
der Fraktion auf eine gesetzliche Grundlage gestellt und der Nationale
Cyber-Sicherheitsrat "in die dritte Säule des neu zu schaffenden
Digitalministeriums eingegliedert werden". Zudem soll sich laut
Vorlage eine neu einzusetzende Föderalismus-Kommission III auch mit
der Frage der Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern im Bereich der
IT-Sicherheit beschäftigen.

Bei der Beschaffung der Informationstechnik des Bundes soll das
Kriterium der IT-Sicherheit dem Antrag zufolge ein wesentlich
stärkeres Gewicht erhalten. Um- und Neubauten von kritischer
Infrastruktur sollten grundsätzlich ein Cyber-Sicherheitskonzept
beinhalten müssen, um Fördergelder zu erhalten.

"Die Bundesregierung soll die Bedenken zur Attributionsproblematik
sowie den Gefahren und den möglichen Folgen von Hack Backs
ernstnehmen" und die weitere Prüfung zur Schaffung einer rechtlichen
Grundlage für Hack Backs umgehend einstellen, heißt es in der Vorlage
weiter. Stattdessen solle sie ihre Bemühungen "auf effiziente Schutz-
und Verteidigungssysteme konzentrieren".

Ferner wird die Bundesregierung unter anderem aufgefordert, sich zu
einer defensiven Cybersicherheitsstrategie zu bekennen, mit einem
Gesetzentwurf das Auffinden und Schließen von Sicherheitslücken
rechtlich eindeutig zu ermöglichen und die Nutzung von Verschlüsselung
voranzutreiben.

 * 

5. Linke: Keine Privatadressen im Impressum

Ausschuss Digitale Agenda/Antrag

Berlin: (hib/LBR) Die Fraktion Die Linke macht sich dafür stark, dass
private Wohnadressen nicht mehr im Impressum einer eigenen Website
oder eines Blogs angegeben werden müssen. Aus anonymen Bedrohungen und
Beschimpfungen im Netz könnten "schnell reale Bedrohungen werden",
insbesondere für Menschen, die sich im Internet öffentlich zu
politischen Themen äußern. Das schreibt die Fraktion in der
Vorbemerkung ihres Antrags (19/7714). Die Fraktion fordert die
Bundesregierung dazu auf, ein Gesetz vorzulegen, das die Verpflichtung
zur Angabe der privaten Wohnadresse im Impressum von Websites von
Privatpersonen, Kleinstunternehmern sowie privat betriebenen Blogs
streicht. Optional soll "stattdessen die Angabe der ladungsfähigen
Adresse über die Benennung eines bzw. einer
Zustellungsbevollmächtigten ermöglicht" werden, führt die Fraktion
weiter aus.

 * 

6. FDP will Leistungen für Kinder reformieren

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion fordert eine Reform der
kinderbezogenen Leistungen für Familien. In einem Antrag (19/7692)
spricht sie sich dafür aus, die bisher den Eltern zustehenden
Leistungen in einem "Kinderchancengeld" zu bündeln. Diese Bündelung
schaffe die Möglichkeit für eine zentrale Stelle für Beantragung,
Beratung und Auszahlung der Leistung.

Das Kinderchancengeld soll nach dem Willen der Liberalen in drei
Säulen aufgeteilt werden. In der ersten Säule sollen alle bisherigen
einkommensunabhängigen Leistungen gebündelt werden und nicht mehr nach
der Zahl der Kinder differenziert werden. Dieser Grundbetrag soll
jedem Kind zustehen und automatisiert ausgezahlt werden. In der
zweiten Säule sollen insbesondere die Leistungen für Kinder nach dem
Zweiten Sozialgesetzbuch und den rechnerischen Anteil an Wohngeld,
Unterkunft und Heizung sowie das Kinderwohngeld zusammenfassen. Die
dritte Säule soll schließlich die Leistungen aus dem Bildungs- und
Teilhabepakt beinhalten.

 * 

7. AfD-Nominierung für Hirschfeld-Stiftung

Kultur und Medien/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion nominiert erneut Nicole Höchst für
die Wahl in das Kuratorium der Bundesstiftung Magnus Hirschfeld. Als
stellvertretendes Mitglied benennt sie in ihrem Wahlvorschlag
(19/7674) Petr Bystron. Die beiden Abgeordneten hatten bereits am 8.
November und 13. Dezember 2018 kandidiert. Ihre Wahl war jedoch von
der Mehrheit des Bundestages abgelehnt worden. Ziel der Bundesstiftung
ist es, an den Sexualwissenschaftler Magnus Hirschfeld zu erinnern,
Bildungs- und Forschungsprojekte zu fördern und der gesellschaftlichen
Diskriminierung von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Transsexuellen,
trans- und intergeschlechtlichen sowie queeren Personen in Deutschland
entgegenzuwirken.

 * 
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BUNDESTAG/8035: Heute im Bundestag Nr. 169 - 14.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 169

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 14. Februar 2019, Redaktionsschluss: 11.37 Uhr

1. AfD will Ausstieg aus Kohleausstieg

2. Grüne für schnellen Kohleausstieg

3. Obdachlosigkeit wirksam bekämpfen

4. Maßnahmen gegen Obdachlosigkeit

5. Schutz von Geschäftsgeheimnissen

6. Finanztransaktionssteuer in Spanien

7. Informationsbedarf im Geldwäschefall

8. Regelmäßig Kontakt mit Sinti und Roma



1. AfD will Ausstieg aus Kohleausstieg

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Vorschläge der Kohlekommission sollten nach
Ansicht der AfD-Fraktion nicht umgesetzt werden. Vielmehr solle die
Bundesregierung Arbeitsplätze in den Kohlerevieren in ihrer
ursprünglichen Güte hinsichtlich Tätigkeit, Gehalt und
Planungssicherheit erhalten, fordern die Abgeordneten in einem Antrag
(19/7720). Fördermittel müssten auch ohne Kohleausstieg gerecht auf
strukturschwache Regionen verteilt werden. Der Antrag mit dem Titel
"Deindustrialisierung Deutschlands stoppen - Ausstieg aus dem
Kohleausstieg" sollte am Donnerstag im Bundestag debattiert werden.

 * 

2. Grüne für schnellen Kohleausstieg

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert die
Bundesregierung auf, unverzüglich konkrete Vorschläge für den
Kohleausstieg vorzulegen. Um schnell Planungssicherheit zu schaffen,
müssten mindestens die von der Kommission "Wachstum, Strukturwandel,
Beschäftigung" empfohlenen Maßnahmen angegangen werden, heißt es in
einem Antrag (19/7733). Dies sei auch notwendig, um dem
Klimaschutzziel von 2020 noch so nahe wie möglich zu kommen.

 * 

3. Obdachlosigkeit wirksam bekämpfen

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Ein nationales Aktionsprogramm gegen Obdachlosigkeit
- das fordert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einem Antrag
(19/7734). Unter dem Titel "Menschenrecht auf Wohnen dauerhaft
sicherstellen - Wohnungs- und Obdachlosigkeit konsequent bekämpfen"
rufen die Abgeordneten die Bundesregierung dazu auf, mit einem Bündel
von Maßnahmen bis 2030 Obdachlosigkeit in Deutschland zu beseitigen.
Mit weiteren vielfältigen Projekten solle zudem darauf hingewirkt
werden, dass Wohnungslosigkeit gar nicht erst entsteht. Neben dem
Ausbau der Daten- und Forschungsgrundlage geht es um mehr Geld, mehr
sozialen Wohnungsbau und die Wiedereinführung von Gemeinnützigkeit im
Wohnungsbaubereich.

 * 

4. Maßnahmen gegen Obdachlosigkeit

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion möchte Bau- und energierechtliche
Vorschriften zu Gunsten von Wohnungssuchenden und Obdachlosen ändern.
In einem Antrag (19/7717) fordern die Abgeordneten die Bundesregierung
auf, Unterkünfte für Obdachlose im Baugesetzbuch und der
Energieeinsparverordnung den Unterkünften für Flüchtlinge und
Asylsuchende gleichzustellen. Die Vorschriften sollten auf
unbefristete Zeit gelten. Durch die angespannte Situation auf dem
Wohnungsmarkt gerieten immer mehr Menschen in eine Situation, in der
ihnen der Verlust der Wohnung droht und sie von Obdachlosigkeit
bedroht sind, heißt es zur Begründung.

 * 

5. Schutz von Geschäftsgeheimnissen

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Nachbesserungen am Gesetzentwurf der Bundesregierung
zur Umsetzung der EU-Richtlinie 2016/943 zum Schutz von
Geschäftsgeheimnissen (19/4724) fordert die Fraktion Die Linke in
einem Antrag (19/7704). Der Gesetzentwurf verfehle seinen Zweck und
erfordere dringende Änderungen, wie die von der Fraktion beantragte
Sachverständigenanhörung deutlich gezeigt habe, heißt es darin. Die
jetzige Fassung würde zu einer erheblichen Einschüchterung der
alltäglichen Arbeitspraxis von Betriebsräten, Journalisten und
Whistleblowern führen. Deshalb müssten auch diese in dem Gesetz
geschützt werden.

Die Abgeordneten bezweifeln, dass der Umsetzungsvorschlag der
Bundesregierung die EU-Richtlinie hinreichend umsetzt, die unter
anderem für Tätigkeitsfelder mit Bezug zur Meinungs- und
Pressefreiheit eine Ausnahme von der Strafbarkeit vorsehe
(Bereichsausnahme). Zudem weise der Entwurf ein vollkommen ausuferndes
Verständnis des Begriffs Geschäftsgeheimnis auf. Der Bundestag solle
die Bundesregierung daher auffordern, einen Gesetzentwurf zum Schutz
von Geschäftsgeheimnissen vorzulegen, der eine klar definierte
Bereichsausnahme vorsieht, und den Gesetzentwurf so zu gestalten, dass
der Anwendungsbereich für den Bereich des Arbeitsrechts ausgeschlossen
ist. Über den Gesetzentwurf hinaus sei ein umfassendes
Whistleblower-Schutzgesetz nötig. Der Antrag der Linken steht zusammen
mit einem ähnlich formulierten Antrag der Grünen (19/7453) am Freitag
auf der Tagesordnung des Bundestages.

 * 

6. Finanztransaktionssteuer in Spanien

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Bundesregierung ist bekannt, dass die spanische
Regierung eine Finanztransaktionssteuer nach dem Vorbild der
französischen Finanztransaktionsteuer einführen will. Einen
entsprechenden Gesetzentwurf habe die spanische Regierung am 25.
Januar 2019 ins Parlament eingebracht, heißt es in der Antwort der
Bundesregierung (19/7574) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/7285). Zu Schätzungen über das Aufkommen der neuen Steuer liegen
der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. Weiter heißt es in der
Antwort: "Die Bundesregierung hält im Einklang mit dem
Koalitionsvertrag weiterhin an dem Ziel fest, eine
Finanztransaktionssteuer im europäischen Kontext einzuführen."

 * 

7. Informationsbedarf im Geldwäschefall

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Im Geldwäscheverdachtsfall Danske Bank und der Rolle
der Deutschen Bank in diesem Zusammenhang besteht weiterer
aufsichtlicher Informationsbedarf. Dies teilt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/7576) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/7241) mit. Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin) habe weitere Informationen zwecks Prüfung der aktuellen
Geldwäsche-Sicherungssysteme angefordert. Die Bewertung sei noch nicht
abgeschlossen.

 * 

8. Regelmäßig Kontakt mit Sinti und Roma

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung führt ebenso wie bei den
Regelungen für jüdische Verfolgte mit der Jewish Claims Conference
auch für den Bereich der der nichtjüdischen Verfolgten mit dem
Vorsitzenden des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma regelmäßig
Gespräche über eine Nachsteuerung und eine Weiterentwicklung der
Wiedergutmachung. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/7545) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/7197).
Darin heißt es unter anderem, Sinti und Roma seien als rassisch
Verfolgte ebenso den Unrechtsmaßnahmen der Nationalsozialisten
ausgesetzt gewesen wie jüdische Verfolgte. Eine Schlechterstellung
erfolge nicht.

 * 
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BUNDESTAG/8034: Heute im Bundestag Nr. 168 - 14.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 168

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 14. Februar 2019, Redaktionsschluss: 10.56 Uhr

1. AfD will Verbandsklagerecht beschränken

2. Beirat der Stiftung Datenschutz

3. Millionen Venezolaner auf der Flucht

4. AfD fordert Steuertarif auf Rädern

5. FDP will die Steuerbelastung abschmelzen

6. Höhere Freibeträge gegen Altersarmut



1. AfD will Verbandsklagerecht beschränken

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion will das Verbandsklagerecht im
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG) beschränken. Die Fraktion begründet
ihren Gesetzentwurf (19/7702) damit, dass die
"Anerkennungsvoraussetzungen für klagebefugte Verbände" aktuell sehr
weit gefasst seien. Damit berge das geltende Recht ein
"Missbrauchspotential". So bestünde die Möglichkeit, dass eine "nur
wenige Mitglieder umfassende Vereinigung Zuwendungen von Unternehmen
oder Organisationen erhält, die im Interesse ausländischer
Wettbewerber oder Staaten agieren". In der Folge könnten diese
Vereinigung Klagen initiieren, "um deutschen Wirtschaftsunternehmen zu
schaden und ausländischen Unternehmen, Organisationen oder Staaten bei
der Ausschaltung ihrer deutschen Wettbewerber zu helfen". Der Entwurf
soll im Freitag in erster Lesung beraten und überwiesen werden. Die
Federführung ist aktuell strittig.

Konkret will die Fraktion durch Änderungen im UmwRG regeln, "dass nur
solche Vereinigungen ein Klagerecht in umweltrechtlichen Belangen
erhalten, die ausschließlich Umweltinteressen verfolgen und
Transparenz in der Behandlung von Spenden an den Tag legen". Demnach
sollen unter anderem Zuwender, "die mehr als 10.000 Euro pro Jahr an
die Vereinigung oder an Untergliederungen gewähren, mit Namen oder
Firma und Adresse sowie unter Angabe der Gesamthöhe der Zuwendung"
öffentlich gemacht werden. Die Regelung orientiere sich an der
Spendenregelung im Parteiengesetz, führt die Fraktion aus. Keine
Klagebefugnis soll Vereinigungen erteilt werden, "die ihre
finanziellen Mittel zu einem erheblichen Teil aus dem Missbrauch ihrer
Klagebefugnis, etwa aus einer Abmahntätigkeit auf anderen Gebieten als
dem Umweltrecht, erwirtschaften", heißt es in der Begründung des
Entwurfes. Dies werde vermutet, "wenn der Anteil der Einnahmen aus
Abmahntätigkeit am Gesamtbudget über drei Jahre mehr als 20 Prozent
beträgt", schreibt die Fraktion.

Mit dem an der Finanzierungsstruktur angelegten Kriterium der
ausschließlichen Orientierung an Zielen des Umweltschutzes will die
Fraktion laut Begründung ausschließen, "dass eine Vereinigung zu einem
maßgeblichen Teil zum Beispiel durch Spenden oder sonstige Zuwendungen
eines erwerbswirtschaftlichen tätigen Unternehmens finanziert wird",
das sich durch Klagen Vorteile im Wettbewerb erhoffe. "Das kann der
Fall sein, wenn sich die Klagetätigkeit der Vereinigung mittelbar
gegen Technologien richtet, auf denen Mitbewerber des zuwendenden
Unternehmens erfolgreich tätig sind", heißt es in dem Entwurf.

Zudem soll die Klagebefugnis an eine Mindestmitgliederzahl gekoppelt
werden, "um die gemeinschaftsrechtlich vorgeschriebene Relevanz der
anerkannten Vereinigung feststellen zu können". Das Kriterium soll
laut Entwurf dabei an die Regelungen für die Zulassungsvoraussetzungen
von Landes- beziehungsweise Europalisten der Parteien im
Bundeswahlgesetz beziehungsweise Europawahlgesetz angelehnt werden.
Demnach soll eine Vereinigung eine Mitgliederzahl aufweisen, "die
mindestens eins vom Tausend der wahlberechtigten Einwohner in ihrem
Tätigkeitsbereich beträgt". Die Mitgliederzahl von juristischen
Personen, die Mitglied in der entsprechenden Vereinigung sind, soll
dabei anrechenbar sein.

 * 

2. Beirat der Stiftung Datenschutz

Inneres und Heimat/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD, FDP und Bündnis
90/Die Grünen haben Vorschläge für die Wahl von Mitgliedern des
Beirats der Stiftung Datenschutz (18/7060) vorgelegt. Danach sollen
für die Unionsfraktion Hans-Peter Friedrich (CSU), Mechthild Heil und
Marc Henrichmann (beide CDU) in das Gremium gewählt werden sowie für
die SPD-Fraktion Saskia Esken und Jens Zimmermann. Für die
AfD-Fraktion ist für die Wahl, die am Donnerstagnachmittag auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht, Joana Cotar vorgeschlagen,
für die FDP-Fraktion Manuel Höferlin und für die Grünen-Fraktion
Konstantin von Notz. Für die Fraktion Die Linke steht einem weiteren
Wahlvorschlag (19/7747) zufolge Niema Movassat zur Wahl.

 * 

3. Millionen Venezolaner auf der Flucht

Menschenrechte/Ausschuss

Berlin: (hib/AHE) Mehr als drei Millionen Venezolanerinnen und
Venezolaner haben infolge der anhaltenden Krise in ihrer Heimat das
Land verlassen. Wie eine Vertreterin des Auswärtigen Amtes am Mittwoch
im Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe sagte, würden
täglich weitere 5.000 Menschen Venezuela den Rücken kehren, die
Internationale Organisation für Migration rechne damit, dass die
Fünf-Millionen-Marke bald erreicht sein könnte. Die besorgniserregende
Situation habe nicht nur mit der aktuellen Verfassungskrise und dem
Streit zwischen Staatschef Nicolás Maduro und dem Präsident der
Nationalversammlung und selbsternannten Interimspräsidenten, Juan
Guaidó, zu tun, die Wurzeln reichten tiefer. So habe das
südamerikanische Land, eigentlich der an Erdölreserven reichste Staat,
in den vergangenen fünf Jahren 50 Prozent seines Bruttosozialprodukts
eingebüßt. Das Gesundheitssystem sei weitgehend kollabiert, 80 Prozent
der Bevölkerung könnten sich nicht mehr verlässlich mit Lebensmitteln
versorgen. "Das Monatsgehalt eines Polizisten reicht für etwa ein
Kilogramm Käse."

Die Vertreterin des Auswärtigen Amtes verteidigte die Position jener
EU-Staaten, darunter Deutschland, die Guaidó Anfang Februar als
Interimspräsidenten anerkannt hatten. Ein Gutachten der
Wissenschaftlichen Dienste des Bundestages, das daraufhin auf Wunsch
eines Abgeordneten der Fraktion Die Linke erstellt worden war, ist zu
dem Befund gekommen, dass es "starke Gründe für die Annahme" gebe,
dass diese Anerkennung Guaidós eine völkerrechtlich unzulässige
Einmischung in innere Angelegenheiten sei.

Die Bundesregierung verstehe ihre Positionierung nicht als eine solche
Einmischung, sagte hingegen die Vertreterin des Auswärtigen Amtes im
Menschenrechtsausschuss. Sie verwies unter anderem auf Artikel 233 der
venezolanischen Verfassung, nach dem Guaidó als Parlamentspräsident
Interimspräsident des Landes sei, solange es keinen demokratisch
gewählten Präsidenten gebe. Die Wahl Maduros zum Präsidenten im Mai
2018 war von den USA und den Staaten der Europäischen Union nicht
anerkannt worden. Hintergrund war der Ausschluss etlicher politischer
Gegner Maduros von der Wahl.

Wie die Sprecherin des Auswärtigen Amtes weiter betonte, werde die
Unterstützung Guaidós durch die EU in Südamerika positiv gesehen. Die
Migrationsbewegungen hätten auf Venezuelas Nachbarstaaten eine
destabilisierende Wirkung, insbesondere auf den fragilen
Friedensprozess in Kolumbien.

 * 

4. AfD fordert Steuertarif auf Rädern

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die AfD-Fraktion will dem Effekt der kalten
Progression bei der Einkommensteuer mit einem "Tarif auf Rädern"
beikommen. Eine entsprechende Änderung des Einkommensteuergesetzes
will die Fraktion mit einem Antrag (19/7718) erreichen. Danach soll ab
dem Veranlagungszeitraum 2021 eine neuartige Tarifformel gelten, mit
der die durchschnittliche Steuerbelastung für entsprechend der
Inflation gestiegener zu versteuernde Einkommen konstant gehalten
werden soll.

Ausgangspunkt dafür soll die Prognose des Verbraucherpreisindex für
das jeweils laufende Jahr sein. Etwaige Prognosefehler sollen im
Folgejahr korrigiert werden. "Dieses Indexierungsverfahren stellt
sicher, dass die Entlastung der Steuerzahler mit Hilfe aktueller
Verbraucherpreisdaten zeitnah und fair erfolgt", schreibt die
AfD-Fraktion, nach deren Vorstellungen erstmals im vierten Quartal
2020 eine entsprechende Normierung erfolgen soll. Der geänderte Tarif
würde dann ab 2021 gelten.

 * 

5. FDP will die Steuerbelastung abschmelzen

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion will wieder eine faire Balance
zwischen den Belastungen der Bürger und Unternehmen und den Einnahmen
des Staates herstellen. In einem Antrag (19/7697) mit dem Titel
"Chancentarif statt Belastungstarif - Abschmelzen des
Mittelstandsbauches" wird eine Rechtsverschiebung des Steuertarifs
gefordert, "so dass die Steuerlast nicht gerade bei den kleinen und
mittleren Einkommen am stärksten ansteigt", wie es in dem Antrag
heißt.

Diese Rechtsverschiebung würde zur Folge haben, dass der jeweils
nächste Steuersatz erst bei einem höheren Einkommen greifen würde.
"Dadurch würde der sogenannte Mittelstandsbauch abgeflacht und der
Tarif leistungsgerecht und chancenorientiert umgestaltet", schreibt
die Fraktion. Später soll der "Mittelstandsbauch" schrittweise und
haushaltsverträglich weiter abgeschmolzen werden. Ziel sei ein
linear-progressiver Tarif ohne Stufen. Wie es in dem Antrag weiter
heiß, steige die Belastung mit Steuern und Abgaben stetig und sei
nicht nur höher als in vielen anderen Ländern, sondern verringere sich
auch trotz immer höherer Rekordeinnahmen des Staates nicht. Gerade bei
kleinen und mittleren Einkommen würde die Steuerlast im progressiven
Steuertarif besonders schnell ansteigen. "Das ist leistungsfeindlich
und ungerecht. Es kann nicht sein dass heute schon
Durchschnittsverdiener die höchsten Steuersätze zahlen müssen",
schreiben die Abgeordneten. Die Bürger sollten stattdessen wieder
einen fairen Anteil an den Wachstums- und Wohlstandsgewinnen haben,
fordert die FDP-Fraktion, nach deren Ansicht ein fairer Tarif bei der
Einkommensteuer nicht nur der überfälligen Entlastung diene, sondern
auch langfristig die Nachfrageseite stärken werde.

 * 

6. Höhere Freibeträge gegen Altersarmut

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion fordert in einem Antrag (19/7724)
eine teilweise Anrechnungsfreistellung der gesetzlichen Renten und der
Erwerbsminderungsrenten im SGB XII (Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch).
Mindestens 15 Prozent der Rentenzahlbeträge sollen nach den
Vorstellungen der AfD nicht auf die Grundsicherung im Alter
angerechnet werden. Außerdem soll, falls eine zusätzliche
Altersvorsorge besteht und für diese bereits Freibeträge gewährt
werden, eine Anrechnungsfreistellung von Renten und zusätzlicher
Altersvorsorge insgesamt nur bis zur Höhe des halben
Regelbedarfssatzes erfolgen, schreibt die Fraktion. Da zeitnah keine
wesentliche Erhöhung der Bestandsrenten zu erwarten sei, könne eine
angemessene Freistellung der Altersrenten bei der Grundsicherung
Altersarmut gezielt entgegenwirken, heißt es in dem Antrag.

 * 
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BUNDESTAG/8033: Heute im Bundestag Nr. 167 - 14.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 167

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 14. Februar 2019, Redaktionsschluss: 09.31 Uhr

1. Zweifel am Wechselmodell als Regelfall

2. CO2-Steuer mit sozialer Abfederung

3. Stand der Urheberrechtsreform

4. FDP für verstärkte private Pflegevorsorge

5. Optimale Bedingungen für Gründer

6. Neureglungen des Budgets für Arbeit



1. Zweifel am Wechselmodell als Regelfall

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/MWO) Für eine bessere Betreuung von Kindern geschiedener
Eltern, aber gegen eine Festlegung auf das sogenannte Wechselmodell
sprach sich die Mehrheit der Sachverständigen am Mittwoch in einer
Anhörung im Rechtsausschuss zu Anträgen der FDP-Fraktion und der
Fraktion Die Linke aus. Während die FDP (19/1175) das
familienrechtliche Wechselmodell als Regelfall einführen will, ist Die
Linke (19/1172) gegen eine Festschreibung des Modells, bei dem die
Kinder von beiden Elternteilen im Wechsel zeitlich annähernd gleich
lang betreut werden. Sie fordert aber eine Neuregelung des Unterhalts.
Der FDP-Antrag war vor rund einem Jahr bereits Thema einer
Plenardebatte, wurde aber von den anderen Fraktionen abgelehnt.

Mehrere Experten verwiesen in ihren Stellungnahmen auf die bereits
seit Jahren zum Teil heftig und auch ideologisch geführte Diskussion
zum Thema Wechselmodell. Auch sähen weder das Bundesverfassungsgericht
noch der Bundesgerichtshof eine Pflicht des Gesetzgebers, getrennt
lebenden Eltern eine paritätische Betreuung vorzugeben. Die
Abgeordneten wollten von den Sachverständigen vor allem wissen, wie
mögliche Reformen im Umgangsrecht aussehen könnten, wie sich das
Wechselmodell in finanzieller Hinsicht auf die Eltern auswirkt und wie
der Staat bei einer stärkeren paritätischen Betreuung Unterstützung
leisten kann.

Brigitte Meyer-Wehage vom Deutschen Juristinnenbund plädierte im
Ergebnis der jahrelangen Diskussion gegen eine Festschreibung des
Wechselmodells als gesetzlichen Regelfall und für mit Bedacht geführte
Diskussionen zu Änderungen im Kindesunterhalt. Zudem müssten
tragfähige Lösungen für paritätische Betreuungsmodelle auch für
getrennt lebende Eltern und ihre Kinder im Grundsicherungsbezug
entwickelt werden. Meyer-Wehage betonte wie auch die anderen
Sachverständigen, dass jede gesetzliche Änderung unter dem Vorbehalt
des Kindeswohls zu stehen habe. Für Anja Kannegießer vom Berufsverband
Deutscher Psychologinnen und Psychologen zeigt sich kein einheitliches
Bild in den internationalen Forschungsergebnissen zum Thema
Wechselmodell, wobei sich in Deutschland nur wenig Forschung dazu
finde. Die Praxis zeige, dass es die Dominanz eines Modells aus der
Kinderperspektive nicht geben könne. Vielmehr müsste im Einzelfall auf
die Bedürfnisse des Kindes und die Familiensituation abgestellt
werden.

Miriam Hoheisel, Bundesgeschäftsführerin des Verbands
alleinerziehender Mütter und Väter, begrüßte den Antrag der Linken und
warnte in ihrer Stellungnahme vor der Vorgabe des Wechselmodells als
Regelfall durch den Gesetzgeber, denn er verhindere damit die jeweils
beste Lösung für das Kindeswohl. Deshalb sollten Eltern ihr
Familienleben weiterhin autonom und individuell gestalten und sich für
ein Betreuungsmodell entscheiden, welches den Bedürfnissen aller
Beteiligten, aber vorrangig dem Wohl ihres Kindes Rechnung trägt.
Nötig sei dabei eine ergebnisoffene Beratung. Auch Hoheisel gab zu
Bedenken, dass Vorteile eines Wechselmodells für Kinder
wissenschaftlich nicht belegt und die langfristigen Wirkungen auf
Kinder noch nicht ausreichend erforscht seien. Zudem stelle es hohe
Anforderungen an alle Beteiligten und eigne sich nicht als
gleichstellungspolitisches Instrument. Eva Becker vom Deutschen
Anwaltverein verwies wie auch andere Sachverständige auf die
Rechtssprechung des BGH, wonach die Gerichte bei der Entscheidung über
den Kindesumgang frei sind, und damit einem Wechselmodell nichts im
Weg stehe. Dies sei eine gute Grundlage für eine Reform des
Familienrechts. Eine Festlegung auf ein Modell sei dagegen nicht
empfehlenswert. Stattdessen bräuchten die Eltern mehr staatliche
Unterstützung zum Beispiel bei der Mediation. Ferner regte sie an,
außergerichtliche Einigungen verbindlich zu machen.

Heinz Kindler, Diplompsychologe vom Deutschen Jugendinstitut,
konstatierte ein wachsendes Interesse am Wechselmodell. Hier sei die
Politik gefordert, Voraussetzungen zu schaffen. Keine Grundlage sehe
er jedoch für die Einführung des Wechselmodells als Regelfall. Sabine
Walper, Forschungsdirektorin am Deutschen Jugendinstitut, verwies auf
das gestiegene Engagement der Väter in der Kinderbetreuung. Aus ihrer
Sicht spreche dem Wechselmodell als Regelfall jedoch entgegen, dass es
keine paritätische Rollenverteilung gebe. Walper sprach sich
stattdessen dafür aus, die Elternautonomie weiter zu stärken. Mathias
Zab, Fachanwalt für Familienrecht, sieht ebenfalls keine
Notwendigkeit, das ohnehin praktizierte Wechselmodell gesetzlich
festzulegen. Die bestehenden Vorgaben reichten völlig aus.
Entscheidend beim Wechselmodell sei die Frage des Unterhalts. Aus
seiner Sicht profitiere das besserverdienende Elternteil von diesem
Modell.

Hildegund Sünderhauf-Kravets von der Evangelischen Hochschule Nürnberg
sprach sich dagegen für das Wechselmodell als "Leitbild" aus. Die
gesellschaftliche Realität habe sich geändert. Die von den meisten
Eltern gelebte und gewünschte partnerschaftliche Aufteilung von
Familienarbeit und Erwerbstätigkeit in der Partnerschaft werde nach
Beendigung der Partnerschaft im Wechselmodell fortgesetzt. Auch stehe
das Leitbild des Wechselmodells im Einklang mit Grundrechten von
Kindern und Eltern. Sünderhauf-Kravets schränkte jedoch ein, dass das
Wechselmodell weder eine Lösung für jede Trennungsfamilie, noch ein
Allheilmittel für alle Probleme zwischen Trennungseltern ist. Für
flexible Regelungen, die Eltern und Kindern zugute kommen, sprach sich
Josef Linsler vom Interessenverband Unterhalt und Familienrecht aus.
Modelle dürften nicht praktischen Regelungen im Wege stehen. Am
sichersten und gerechtesten werde die gemeinsame elterliche Sorge nach
Trennung und Scheidung umgesetzt, wenn beide Elternteile ihre
individuelle Regelung treffen. Hier sei das Wechselmodell eine
mögliche Antwort. Der FDP-Antrag liefere indes einen Impuls für ein
notwendiges Update des Familienrechts.

 * 

2. CO2-Steuer mit sozialer Abfederung

Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Die gesellschaftlichen Institutionen sollten aus
Sicht des Volkswirts Ulrich Petschow vom Institut für ökologische
Wirtschaftsforschung wachstumsunabhängiger ausgestaltet werden. "Damit
kann die Politik ein Mehr an Handlungsspielräumen erhalten", sagte
Petschow während einer öffentlichen Sitzung des Parlamentarischen
Beirates für nachhaltige Entwicklung zum Thema
"Postwachstumsstrategien" am Mittwochabend. Es müsse gelingen, vom
derzeitigen klimaschädlichen Pfad wegzukommen, forderte er. Dazu
brauche es Experimentierräume, in denen die Frage, wie dies geschafft
werden könne, aber auch Fragen nach neuen Formen der
Kreislaufwirtschaft und nach einer neuen Form des
gemeinwohlorientierten Wirtschaftens untersucht werden müssten.

Wenn die planetarischen Grenzen eingehalten werden sollen, müssten die
entsprechenden Rahmenbedingungen gesetzt werden, die auch eine
Regulierung erforderlich machen würden, sagte Petschow. Der Volkswirt
sprach sich für eine "Internalisierung externer Kosten" aus. Dazu
gehöre, dass umweltschädliche Subventionen abgebaut werden müssten.
Zudem brauche es eine Bepreisung des Umweltverbrauches.

Professor Johannes Wallacher, Präsident der Hochschule für Philosophie
in München und Mitautor der Studie "Raus aus der
Wachstumsgesellschaft?", sah dies ähnlich und sprach sich während der
Sitzung für eine CO2-Steuer aus. Eine solche Steuer könne "immense
Lenkungseffekte in verschiedenen Bereichen entfachen", wenn sie
sektorübergreifend eingeführt werden würde. Dies müsse aber präventiv
mit einer sozialen Abfederung einhergehen, fügte er hinzu. So könne
etwa eine CO2-Abgabe an Bedürftige am Jahresende zurückgegeben werden,
wie es das Schweizer Modell vorsehe. Andere Entlastungen im
Niedriglohnbereich seien auch denkbar. Klar müsse aber auch sein, dass
die Gelder aus der CO2-Steuer nicht für das Stopfen von
Haushaltslöchern verwendet werden. Um im Falle einer CO2-Steuer
"internationale Trittbrettfahrer" auszubremsen, brauche es außerdem
internationale Formen der Abstimmung, forderte Wallacher.

Der Philosoph und Sozialwissenschaftler sagte weiter, die Debatte
müsse ehrlich geführt werden. Dazu gehöre auch die Aussage, dass es in
bestimmten Bereichen nicht gelingen werde, zu Substitutionen zu
gelangen. "Wenn eine CO2-Steuer auch für den Flugverkehr in Betracht
genommen wird, ist das für die Breite der Bevölkerung nicht sozial
abzufedern", sagte Wallacher.

 * 

3. Stand der Urheberrechtsreform

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Der Verlauf der Verhandlungen über die Europäische
Urheberrechtsreform war Thema der 25. Sitzung der Ausschusses Digitale
Agenda unter Leitung von Hansjörg Durz (CSU). Ein Vertreter des
Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV)
berichtete über den aktuellen Stand der geplanten Reform, die in den
sogenannten Trilogverhandlungen zwischen dem Europäischen Rat, dem
EU-Parlament und der EU-Kommission gestern in sechster Runde final
verhandelt werden sollte.

Strittig an dem neuen Europäischen Urheberrecht sind insbesondere
Artikel 11, der ein Leistungsschutzrecht für Presseverleger vorsieht,
sowie Artikel 13, der die Haftbarkeit von Plattformbetreibern regelt.
Onlineportale wie etwa YouTube sollen dafür Lizenzen mit
Urheberrechtsinhabern abschließen. Bei der größten Urheberrechtsreform
seit 20 Jahren sei ein Interessenausgleich zwischen den verschiedenen
Akteuren sehr schwierig gewesen, berichtete der BMVJ-Vertreter dem
Ausschuss. Herausgekommen sei ein Kompromiss, der wenigen gefalle.
"Letztendlich ist es nicht um einzelne Paragraphen gegangen, sondern
darum, ob das Ergebnis insgesamt tragbar ist", sagte er.

Bezüglich des Leistungsschutzrechts berichtete er dem Ausschuss, dass
sich die Bundesregierung dafür eingesetzt habe, die europäischen
Regelungen mit geltendem deutschem Recht zu harmonisieren. Eine
Evaluation des nationalen Leistungsschutzrechts für Presseverlage habe
aber wegen laufender Gerichtsverfahren und einem ausstehenden Urteil
des Europäischen Gerichtshofs noch nicht stattgefunden.

Im Hinblick auf einen Uploadfilter sei die Frage, "wie man es schafft,
Plattformen stärker in die Verantwortung zu nehmen und Rechteinhaber
an den Nutzungen zu beteiligen", sagte der BMJV-Vertreter. Diejenigen
Plattformen, die als Sendeanbieter agieren, müssten so qualifiziert
werden, dass sie in urheberrechtlicher Primärhaftung seien und
zugleich als Uploadplattformen zur Verfügung ständen.

Einigkeit bestand bei den Abgeordneten über die prinzipielle
Notwendigkeit einer Reform. Kritik äußerte ein Vertreter der
CDU/CSU-Fraktion daran, dass nicht auf eine Evaluation des nationalen
Leistungsschutzrechts zurückgegriffen worden sei. Ein Vertreter der
SPD fragte nach Details zur europäischen Diskussion beim Thema
Uploadfilter. Die AfD-Fraktion bezeichnete die Planungen zur
Urheberrechtsreform als massiven Angriff auf die Informations- und
Meinungsfreiheit und kritisierte die Regelungen als problematisch für
kleinere Plattformen.

Einen Vertreter der FDP-Fraktion interessierte, ob sachfremde
Erwägungen eine Rolle gespielt hätten, dem Kompromissvorschlag
zuzustimmen. Eine Vertreterin der Linken fragte nach
Folgeabschätzungen und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
interessierte sich dafür, ob es alternative Überlegungen zum
bestehenden Text gegeben habe und ob sich die Bundesregierung dafür
einsetze, einen Dialog mit Betroffenen zu führen.

 * 

4. FDP für verstärkte private Pflegevorsorge

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Finanzierung der Pflegekosten muss nach Ansicht
der FDP-Fraktion neu organisiert werden. Die soziale
Pflegeversicherung könne die Folgen des demografischen Wandels und des
pflegerisch-technischen Fortschritts nicht allein bewältigen, heißt es
in einem Antrag (19/7691) der Fraktion.

Laut einer jüngst veröffentlichten Studie werde der Pflegebeitrag bis
2045 voraussichtlich auf 4,25 Prozent steigen. Die private
Pflegeversicherung zeige hingegen aufgrund ihres kapitalgedeckten
Finanzierungssystems mit der Bildung von Altersrückstellungen, dass
Generationengerechtigkeit auch in der Pflege funktionieren könne.
Dieses Element fehle in der sozialen Pflegeversicherung.

Nötig seien eine verstärkte private Vorsorge und der Aufbau einer
kapitalgedeckten Säule der Pflegeversicherung. Konkret fordern die
Abgeordneten von der Bundesregierung, einen Vorschlag zur künftigen
Finanzierung der Pflege vorzulegen, der sich an einem Dreisäulenmodell
aus sozialer Pflegeversicherung, privater Pflegevorsorge und
betrieblicher Pflegevorsorge orientiere.

 * 

5. Optimale Bedingungen für Gründer

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um bessere Bedingungen für Gründer in Bezug auf
Beratung und Bürokratie geht es in der Antwort (19/7495) auf eine
Kleine Anfrage (19/6841) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Konkret
legt die Bundesregierung dar, wie sie das Konzept "One-Stop-Shop"
ausgestalten möchte. Ziel seien Erleichterung, Bündelung und
Digitalisierung des Gründungsverfahrens, erklärt sie. Prozesse und die
Zusammenarbeit von am Gründungsverfahren beteiligten Stellen sollten
optimiert, gebündelt und digitalisiert werden. Neue Anlaufstellen
sollten nicht aufgebaut werden.

 * 

6. Neureglungen des Budgets für Arbeit

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/7590)
zu einer Bilanz der Neuregelungen des Budgets für Arbeit gestellt. Mit
diesem Budget soll, über Lohnkostenzuschüsse, die Eingliederung von
Menschen mit Behinderungen auf dem ersten Arbeitsmarkt erleichtert
werden. Die Bundesregierung soll unter anderem beantworten, wie oft
dieses Budget seit dem 1. Januar 2018 beantragt, bewilligt oder
abgelehnt wurde.

 * 
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1. Fachkräftemangel im Wasserbau

2. FDP will Basis-Rente gegen Altersarmut

3. Zwölf Expertengremien beim BMF

4. Anteil von Share Deals gesunken

5. Migrationsmanagement in Afrika

6. Sambia: Kein weiterer Korruptionsverdacht

7. AfD fragt nach Engagement in Tansania



1. Fachkräftemangel im Wasserbau

Tourismus/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Pflege und Erhaltung vieler kleinerer Wasserstraßen
in Deutschland werden durch Mangel an Fachkräften zunehmend erschwert.
Dies machte ein zuständiger Vertreter des Bundesministeriums für
Verkehr und Infrastruktur (BMVI), Baudirektor Johannes Siebke, am
Mittwoch im Tourismusausschuss deutlich. Die Abgeordneten hörten von
ihm einen Bericht der Bundesregierung zum Thema Wassertourismus, der
sich im Wesentlichen auf kleineren Flussläufen und Kanälen abspielt.

In seinem Ministerium gebe es mittlerweile ein stärkeres Bewusstsein
dafür, dass Gewässer nicht allein für den Gütertransport von
wirtschaftlicher Bedeutung seien, sondern auch für die touristische
Wertschöpfung, betonte Siebke und widersprach damit gegenteiligen
Vermutungen. Nicht von ungefähr gebe es neuerdings ein eigenes
Fachreferat WS13 für das Management der Nebenwasserstraßen des Bundes,
die sich über eine geschätzte Länge von insgesamt 2800 Kilometern
erstrecken.

Die Einrichtung eines eigenen Haushaltstitels "Wassertourismus" im
Etat seines Ministeriums bezeichnete der Berichterstatter als nicht
sinnvoll, weil damit ein zu großer organisatorischer Aufwand verbunden
wäre. Ohnehin sei für Wartung und Pflege des Nebenwasserstraßennetzes,
etwa die Erhaltung der Schleusen, Geld nicht das Hauptthema. Ein "sehr
großes Problem" sei, dass es mittlerweile bundesweit an qualifizierten
Wasserbauingenieuren, aber auch handwerklichen Fachkräften fehle, die
die Arbeit leisten könnten.

"Geld baut nicht allein", sagte der Berichterstatter. Hätten sich
früher auf Ausschreibungen seines Ministeriums sieben bis acht
Bewerber gemeldet, so könne man heute von Glück sagen, wenn es möglich
sei, zwischen zwei Angeboten zu wählen. In manchen Fällen bleibe eine
Ausschreibung ganz ohne Angebot. Das Ministerium bemühe sich mit
Phantasie und Kreativität, Abhilfe zu schaffen. So könnten
interessierte Kommunen Schleusen aus der Bundeszuständigkeit in eigene
Betreuung übernehmen.

Zunehmend gebe es auch Systeme der Fernbedienung, die es ermöglichten,
zwöf bis 13 Schleusen von einer einzigen Leitstelle aus zu steuern. An
Selbstbedienungsschleusen sei ebenfalls gedacht, auch wenn hier die
Gefahr des Vandalismus nicht auszuschließen sei. In jedem Fall gelte:
"Geld allein reicht nicht", wenn es am Personal fehle.

 * 

2. FDP will Basis-Rente gegen Altersarmut

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion will mit einer "Basis-Rente"
Altersarmut zielgenau bekämpfen. Dazu sollen unter anderem Einkünfte
aus privater und betrieblicher Altersvorsorge beim Bezug von
Grundsicherung im Alter nur zum Teil auf diese angerechnet werden.
Zwar würden seit Januar 2018 bereits Ansprüche aus zusätzlicher
Altersvorsorge nur eingeschränkt angerechnet. Einige Vorsorgeformen,
wie Kapital-Lebensversicherungen, würden von der Regelung jedoch nicht
berücksichtigt, schreiben die Liberalen in ihrem Antrag (19/7694). Sie
verlangen außerdem, dass künftig auch Leistungen aus der gesetzlichen
Rente nicht vollständig auf die Grundsicherung im Alter angerechnet
werden. Dazu soll eine "echte Basis-Rente" eingeführt werden: Je höher
die erworbenen Ansprüche seien, desto mehr sollte der Einzelne auch
davon behalten dürfen. Ein anrechnungsfreier Anteil in Höhe von 20
Prozent der Ansprüche aus der gesetzlichen Rentenversicherung würde
genau dies leisten, so die Liberalen. Eine einmalige Bedarfsprüfung
soll nach ihren Vorstellungen erhalten bleiben, jedoch ohne Zugriff
auf Einkommen der Kinder und mit einem angemessenen Schonvermögen. Die
Beantragung der "Basis-Rente" und somit die Auszahlung von
gesetzlicher Rente und Grundsicherung im Alter soll unter dem Dach der
gesetzlichen Rentenversicherung zusammengeführt werden, heißt es in
dem Antrag weiter.

 * 

3. Zwölf Expertengremien beim BMF

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Im Bereich des Bundesfinanzministeriums (BMF) sind
derzeit zwölf Expertengremien tätig. Sieben Gremien sind direkt dem
Ministerium zugeordnet, weitere fünf gehören zu nachgeordneten
Bundesbehörden im Bereich des Bundesfinanzministeriums. Dies geht aus
einer Antwort der Bundesregierung (19/7381) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/6952) hervor. Im Bereich des Ministeriums handelt
es sich um den Programmbeirat und den Kunstbeirat, die beide für
Sonderpostwertzeichen zuständig sind. Außerdem gibt es den
Schätzungsbeirat, den FinTechRat, den Arbeitskreis
Finanzmarktgesetzgebung beim Bundesministerium der Finanzen, die
Börsensachverständigenkommission und den Wissenschaftlichen Beirat
beim Bundesministerium der Finanzen.

Bei den nachgeordneten Bundesbehörden existieren der
Verbraucherbeirat, der Fachbeirat, der Versicherungsbeirat, der
Anlageausschuss des Sondervermögens "Restrukturierungsfonds für
Kreditinstitute" sowie der WpÜG-Übernahmebeirat. Die Antwort enthält
weitere Angaben zu den Gremien sowie zu den jeweiligen Mitgliedern.
Nach Angaben der Bundesregierung werden die Interessen kleiner und
mittelständischer Unternehmen in allen Gremien berücksichtigt, soweit
sie berührt seien.

 * 

4. Anteil von Share Deals gesunken

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Im Jahr 2017 wurden 58.600 Wohnungen aus großen
Immobilienbeständen mit jeweils mehr als 800 Wohnungen verkauft. Ein
Viertel der Verkäufe fand im Rahmen sogenannter Share Deals statt,
ergibt sich aus der Antwort der Bundesregierung (19/7536) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/6878). Im Jahr
zuvor waren es 94.000 Wohnungen gewesen. Der Anteil der sogenannten
Share Deals belief sich auf 56 Prozent. Wie aus der Antwort weiter
hervorgeht, fällt Grunderwerbsteuer an, wenn mindestens 95 Prozent der
Anteile an einer grundbesitzenden Gesellschaft übertragen werden. Bei
den Share Deals sei ein Co-Investor zu mehr als fünf Prozent an einer
grundbesitzenden Gesellschaft beteiligt. In der Vorbemerkung zur
Kleinen Anfrage heißt es, diese Regelung führe dazu, dass vor allem
bei Millionendeals, in denen große Wohnungsbestände oder
Gewerbekomplexe den Besitzer wechseln, keine Grunderwerbsteuer gezahlt
werde. "Das ist nicht nur ungerecht und führt zu erheblichen
Steuermindereinnahmen bei den Ländern, sondern fördert
Immobilienspekulation und fungiert somit als zusätzlicher Mieten- und
Preistreiber in ohnehin schon überhitzten Märkten", argumentieren die
Abgeordneten in der Vorbemerkung.

 * 

5. Migrationsmanagement in Afrika

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Nach Angaben der Bundesregierung beteiligen sich
Bundesbehörden derzeit an drei Projekten in Afrika, die eine
Verbesserung des Grenz- beziehungsweise des Migrationsmanagements von
örtlichen Behörden bewirken sollen. Durchgeführt würden sie im Rahmen
des EU Emergency Trust Fund for Africa (EUTF); eine bilaterale
Förderung solcher Vorhaben sei für 2019 und 2020 derzeit nicht
vorgesehen, schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/7539)
auf eine Kleine Anfrage (19/7113) der Fraktion Die Linke.

Für "ProGEF" zum integrierten Management von Grenzräumen in Burkina
Faso sei ein Budget von 35,54 Millionen Euro veranschlagt. Für das
"Better Migration Management (BMM)", einem regionalen Vorhaben am Horn
von Afrika, 46 Millionen Euro. 16,61 Millionen Euro fließen laut
Bundesregierung in die Stärkung der Süd-Süd-Kooperation Marokkos im
Migrationsbereich und Kooperation mit Elfenbeinküste, Senegal und
Mali. Bisher sei noch kein EUTF-Projekt, an dem Behörden des Bundes
beteiligt gewesen seien, abgeschlossen worden.

 * 

6. Sambia: Kein weiterer Korruptionsverdacht

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Nach einer Belegfälschung bei einem Vorhaben zur
städtischen Wasser- und Sanitärversorgung im November 2016 ist es nach
Kenntnis der Bundesregierung im Zusammenhang mit Projekten und
Vorhaben der bilateralen deutschen Entwicklungszusammenarbeit mit
Sambia zu keinen weiteren Verdachtsfällen von Mittelfehlverwendungen
gekommen. Auch in gegenwärtig geförderten Projekten privater Träger in
Sambia seien keine Verdachtsfälle bekannt, schreibt sie in einer
Antwort (19/7516) auf eine Kleine Anfrage (19/7153) der AfD-Fraktion.
Die Gesamtsumme der nach derzeitigem Stand fehlverwendeten und nicht
belegten Mittel in Höhe von umgerechnet zirka 666.000 Euro sei durch
Einzahlungen der sambischen Regierung inzwischen vollständig
ausgeglichen worden.

 * 

7. AfD fragt nach Engagement in Tansania

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Entwicklungszusammenarbeit mit Tansania ist
Gegenstand einer Kleinen Anfrage (19/7508) der AfD-Fraktion. Konkret
fragt sie die Bundesregierung, welche Länderstrategie sie in dem Land
verfolgt und welche Schwerpunkte sie setzt. Weitere Fragen befassen
sich mit aktuellen und bereits geleisteten Entwicklungsleistungen und
konkreten Maßnahmen.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 166 - 13. Februar 2019 - 18.07 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8030: Heute im Bundestag Nr. 164 - 13.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 164

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 13. Februar 2019, Redaktionsschluss: 15.51 Uhr
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6. Strategie zur Künstlichen Intelligenz



1. Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Ein internationales Projekt zur Bekämpfung der
Terrorismusfinanzierung beim Bundeskriminalamt (BKA) ist Thema der
Antwort der Bundesregierung (19/7556) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/7202). Wie die Bundesregierung darin ausführt,
hat sich das BKA als Hauptantragsteller mit dem Projekt "BeCaNet"
(Best practice, capacity building and networking initative among
public and private actors against Terrorism Financing) bei der
Europäischen Kommission beworben. Diese sei damit Auftrag- und
maßgeblicher Geldgeber des Projektes.

Das projektierte Budget betrage zirka 1,5 Millionen Euro, heißt es in
der Vorlage weiter. 90 Prozent der Kosten für das Projekt würden von
der EU-Kommission übernommen. Der Eigenanteil von zehn Prozent werde
durch das BKA getragen.

Das Projekt ist den Angaben zufolge auf eine Dauer von Dezember 2018
bis November 2020) angelegt. Die Funktion des Projektkoordinators
liege beim BKA. Hauptpartner seien neben dem BKA die EU-Kommission,
polizeiliche Staatsschutzeinheiten aus Frankreich, die Spanische
Nationalpolizei sowie der internationale Finanztransferdienstleister
Western Union, das US-amerikanische FBI und die europäische
Polizeibehörde Europol. Eingebunden in das Projekt seien darüber
hinaus das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat sowie die
Financial Intelligence Unit (FIU) der Generalzolldirektion.

 * 

2. Stärkung von Frontex

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Eine Verbesserung des Schutzes der EU-Außengrenzen
durch einen Ausbau und eine deutliche Stärkung der Europäischen Grenz-
und Küstenwache Frontex wird von der Bundesregierung "im Rahmen der
ihr zur Verfügung stehenden Möglichkeiten entschieden" unterstützt.
Darauf verweist die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7555) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/7187). Eine Erhöhung
der Wirksamkeit des europäischen Außengrenzschutzes werde auch eine
Rolle bei einer Rückkehr zu einem Schengen-Raum ohne vorübergehende
Binnengrenzkontrollen spielen. Um das Funktionieren des Schengen-Raums
zu gewährleisten, müsse Frontex unter Wahrung der Souveränität der
Mitgliedstaaten effektiver, aktiver und mit mehr Verantwortung an den
Außengrenzen eingesetzt werden.

Ein kurzfristiger Aufwuchs auf 10.000 Einsatzkräfte bis zum Jahr 2020
stelle die Mitgliedstaaten allerdings vor große Herausforderungen,
schreibt die Bundesregierung ferner. Sie befürworte einen sukzessiven
und bedarfsorientierten Aufbau des "Standing Corps" auf 10.000.
"Allerdings sollte den Mitgliedstaaten genügend Zeit gegeben werden,
um gemäß den Anforderungen entsprechend ausgebildetes Personal zur
Verfügung stellen und entsprechende Vorsorge innerhalb ihrer
Haushaltsplanungen treffen zu können", heißt es in der Vorlage
weiter,.

 * 

3. Rückführung von Ausreisepflichtigen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Rückführung vollziehbar ausreisepflichtiger
Personen ist ein Thema der Antwort der Bundesregierung (19/7554) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/7184). Wie die
Bundesregierung darin darlegt, liegt diese Rückführung nach der
föderalen Zuständigkeitsverteilung der Bundesrepublik Deutschland in
der Verantwortung der Länder. Zugleich verweist die Bundesregierung
darauf, dass zu ihren originären Aufgaben der Abschluss von
völkerrechtlich verbindlichen Rückübernahmeabkommen mit den
Herkunftsländern gehöre.

Diese seien keine automatische Garantie für eine Verbesserung der
Zusammenarbeit bei der Rückübernahme, führt die Bundesregierung weiter
aus. Die Praxis habe gezeigt, dass auch Absprachen auf
Verwaltungsebene zielführend sein können. Der Erfolg von
Rückführungsmaßnahmen hänge letztendlich von der Einhaltung und der
praktischen Umsetzung solcher Absprachen und Vereinbarungen auf
Arbeitsebene ab.

Der Erfolg dieses Vorgehens lässt sich der Bundesregierung zufolge an
den aktuellen Rückführungszahlen ablesen. "Bei der Betrachtung aller
Rückführungen in die Herkunftsländer ohne Berücksichtigung der
Westbalkanstaaten wurden im Jahr 2018 insgesamt 8.018
ausreisepflichtige Personen in ihr Heimatland rückgeführt", heißt es
in der Antwort. Dies entsprecht im Vergleich zum Vorjahr einer
Steigerung von 37,44 Prozent und zu 2016 von 143,71 Prozent. Zu den
Herkunftsländern, in denen vermehrte Rückführungen erfolgten, gehörten
laut Vorlage beispielsweise die Maghreb-Staaten, Afghanistan, Indien,
Pakistan, Russland, Armenien, Aserbaidschan, Georgien, Nigeria, Ghana
und Gambia.

 * 

4. Dauer von Asylverfahren

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer von
Asylverfahren bis zu einer behördlichen Entscheidung hat im dritten
Quartal 2018 bei 6,1 Monaten gelegen. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/7552) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/6744) hervor. Danach dauerte es von Anfang Januar bis Ende
September vergangenen Jahres im Durchschnitt 7,9 Monate bis zu einer
behördlichen Entscheidung.

 * 

5. Kommission zu Bürgerbeteiligung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Einsetzung einer Expertenkommission zum Thema
Bürgerbeteiligung und Zivilgesellschaft" thematisiert die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/7561) Wie die
Abgeordneten darin schreiben, haben sich die Regierungsparteien im
Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD "dazu bekannt, eine
Expertenkommission einzusetzen, die ,Vorschläge erarbeiten soll, ob
und in welcher Form unsere bewährte parlamentarisch-repräsentative
Demokratie durch weitere Elemente der Bürgerbeteiligung und direkter
Demokratie ergänzt werden kann'". Wissen will die Fraktion, wo die
Bundesregierung die Federführung zur Expertenkommission für
Bürgerbeteiligung und Zivilgesellschaft anzusiedeln plant. Auch fragt
sie unter anderem, nach welchen Kriterien die Experten für die
Kommission durch die Bundesregierung ausgewählt werden.

 * 

6. Strategie zur Künstlichen Intelligenz

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Förderung von gemeinwohlorientierten, digitalen
Innovationen, die den Menschen in den Mittelpunkt stellen, ist ein
ausgewiesenes Ziel der Bundesregierung, das sich auch in der Strategie
zur Künstlichen Intelligenz (KI) der Bundesregierung widerspiegelt.
Schwerpunkte der Strategie sind die Stärkung wissenschaftlicher
Kompetenzen, Strukturen und der Transfer von wissenschaftlichen
Ergebnissen in Anwendung und Praxis. Derzeit arbeitet die
Bundesregierung an der Umsetzung der Strategie zu KI. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7566) auf die Kleine Anfrage von
Bündnis 90/die Grünen (19/6563).

Um diese Vorhaben zu erreichen, sei die Mitwirkung von Wissenschaft,
Wirtschaft und Zivilgesellschaft unabdingbar. Die in der Strategie
gewählte Fokussierung diene dazu, bis 2025 mit den zur Verfügung
stehenden Mitteln diese Ziele zu erreichen und eine menschenzentrierte
und gemeinwohlorientierte Nutzung von KI zu gestalten, die ethisch,
rechtlich, kulturell und institutionell in die Gesellschaft
eingebettet ist. Die konkrete Aufteilung der für die Umsetzung der
Strategie Künstliche Intelligenz vorgesehenen drei Milliarden Euro,
die auch den Einsatz von Mitteln für Forschung und Entwicklung zur
Erreichung des 3,5-Prozent-Ziels umfassen, erfolge erst beginnend mit
dem Beschluss des Bundeskabinetts über die Haushaltseckwerte für die
Jahre 2020 bis 2023. Auch die im Bundeshaushalt 2019 veranschlagten
Mittel in Höhe von 50 Millionen Euro seien noch nicht abschließend auf
die Ressorts verteilt.

Innerhalb der Bundesregierung seien als federführende Ressorts das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, Bundesministerium für
Arbeit und Soziales und des Bundesministerium für Bildung, Forschung
und Technikfolgenabschätzung benannt. Zu den Aufgaben der
federführenden Ressorts gehöre es auch, die Quervernetzung zu
ähnlichen oder verwandten Gremien und Prozessen sicherzustellen.
Darüber hinaus habe das Bundeskanzleramt beim Thema Digitalisierung
eine besondere Rolle inne.

Geplant sei, 2019 das Deutsche KI-Observatorium zur Beobachtung der
Verbreitung und Wirkung von KI im Sinne einer Technikfolgenabschätzung
einzurichten, das insbesondere die Veränderungen in der Arbeitswelt,
aber auch gesellschaftliche Wechselwirkungen in den Blick nehmen und
multidisziplinäre Studien und Projekte zur sozialen Technikgestaltung
durchführen und fördern soll. Zum Aufbau der Zukunftszentren in den
neuen Ländern werde eine Förderrichtlinie voraussichtlich im ersten
Quartal 2019 veröffentlicht. Die Zukunftszentren sollen ihre Arbeit
nach Abschluss des Auswahlverfahrens aufnehmen. Der Zukunftsfonds
Digitale Arbeit und Gesellschaft und die betrieblichen
Experimentierräume zu KI sollen bis Jahresende konzeptionell und
administrativ ausgearbeitet werden.

Die Bundesregierung werde 2019 zudem die KI-spezifische Unterstützung
von mittelständischen Unternehmen ausweiten und möchte über die
Kompetenzzentren Mittelstand 4.0 durch "KI-Trainer" jährlich
mindestens 1.000 Unternehmenskontakte erzielen. Außerdem sei bereits
ein Innovationswettbewerb konzipiert, der in Kürze umgesetzt werden
soll. Die Digital-Hub-Initiative werde 2019 den Austausch zu
KI-relevanten Themen deutlich intensivieren. Die Identifikation von
geeigneten Anwendungsszenarien, die eine ausreichende Verbesserung von
Effizienz, Qualität oder Sicherheit für Verwaltungsleistungen erwarten
lassen, werde ebenfalls angegangen. Konkret werde hierzu zunächst der
Nutzen von KI zur Betrugsbekämpfung geprüft. Im Jahr 2019 sollen auch
erste Schritte zur Weiterentwicklung und Vernetzung der
KI-Kompetenzzentren umgesetzt werden, was ein Baustein zum Aus- und
Aufbau eines nationalen Forschungskonsortiums sei. Auch
KI-Forschungsprogramme zum autonomen Fahren sollen noch in diesem Jahr
ausgewählt und gestartet werden. Zur Gewinnung von KI-Spezialisten aus
dem Ausland werden Verhandlungen mit der Alexander von
Humboldt-Stiftung (AvH) über ein entsprechendes Programm geführt,
betont die Bundesregierung. Gleiches gelte für die
deutsch-französische Kooperation. Dazu würden derzeit Themen und
Zeitplan abgestimmt werden.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1820: Regierungspressekonferenz vom 13. Februar 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift Pressekonferenz - Mittwoch, 13. Februar 2019

Regierungspressekonferenz vom 13. Februar 2019

Themen: Kabinettssitzung (Verlängerung der Bundeswehreinsätze im
Rahmen von UNAMID, UNMISS, Sea Guardian und MINUSMA; 13. Bericht der
Bundesregierung über ihre Menschenrechtspolitik, Fünfter und Sechster
Staatenbericht der Bundesrepublik Deutschland zu dem Übereinkommen der
Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes), Beteiligung von Huawei am
Ausbau des 5G-Netzes, Verfassungstreue von Beamten, Festnahme zweier
Mitarbeiter des allgemeinen syrischen Geheimdienstes wegen des Verdachts
der Begehung von Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Arbeitsgenehmigungen
für deutsche Auslandskorrespondenten in der Türkei , Digitalpakt,
Breitbandausbau, Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung,
Stickoxid-Grenzwerte, Anerkennung Juan Guaidós als Interimspräsident
Venezuelas, Gaspipeline Nord Stream 2, möglicher Bau von
Flüssiggasterminals in Deutschland, Förderrichtlinie Elektromobilität,
Anstieg der Zahl der antisemitischen Straftaten im Jahr 2018, Volksbegehren
zur Artenvielfalt in Bayern, Vorschlag des Bundesgesundheitsministers zur
Entlastung von Betriebsrentnern, Vorratsdatenspeicherung,
Grundrente


Sprecher: SRS'in Demmer, Breul (AA), Fähnrich (BMVg), Schmidt (BMI),
Malachowski (BMJV), Kolberg (BMF), Friedrich (BMVI), Klein (BMU), Wagner
(BMWi), Bürgelt (BMEL), Ehrentraut (BMAS)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'IN
DEMMER sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer (zur Kabinettssitzung): Die Bundesregierung hat vorbehaltlich
der konstitutiven Zustimmung des Deutschen Bundestages die Fortsetzung von
vier Auslandseinsätzen der Bundeswehr beschlossen. Es geht erstens um die
Mission der Vereinten Nationen in der Republik Südsudan UNMISS, zweitens um
den hybriden Einsatz der Afrikanischen Union und der Vereinten Nationen in
Darfur UNAMID, drittens um die Nato-geführte maritime Sicherheitsoperation
Sea Guardian im Mittelmeer und viertens um den Nato-geführten Einsatz
Resolute Support in Afghanistan.

Zu UNMISS im Südsudan:

Das Mandat soll bis zum 31. März 2020 mit einer unveränderten personellen
Obergrenze von bis zu 50 Soldatinnen und Soldaten verlängert werden. Die
Mission unterstützt bei der Umsetzung des Friedensabkommens von 2015.
Vorrangig sollen Zivilpersonen geschützt und ein sicheres Umfeld für die
spätere Rückkehr von Binnenvertriebenen und Flüchtlingen sowie die
Bereitstellung von humanitärer Hilfe geschaffen werden.

Trotz Bekräftigung des Friedensabkommens von 2015 durch die
Bürgerkriegsparteien im September 2018 und einer anschließend folgenden
Lageberuhigung im Land, bleibt die Sicherheitslage dort fragil. Es bestehen
erhebliche Risiken für erneute Lageverschlechterungen und ein Scheitern des
Friedensprozesses. Unterstützung und Druck durch die internationale
Gemeinschaft bleiben für die vollständige Umsetzung des Waffenstillstandes
und des Friedensabkommens ebenso wie für die Verbesserung der desaströsen
humanitären und Menschrechtslage unverzichtbar.

Deutschland ist daran interessiert, eine Lösung für eine der aktuell
größten humanitären Krisen weltweit zu finden und mit den Soldatinnen und
Soldaten der Bundeswehr an der Stabilisierung der Region mitzuwirken, die
eine außen- und sicherheitspolitisch herausgehobene Bedeutung für
Deutschland hat. Das deutsche Engagement bei UNMISS ist Teil der
langjährigen Bemühungen. Mit der beabsichtigten Fortsetzung wird UNMISS bei
der erfolgreichen Umsetzung des Mandats und bei der Leistung eines
zentralen Beitrags zum Friedensprozess und der Implementierung des
Friedensabkommens unterstützt.

Zu UNAMID in Darfur:

Das Mandat soll bei einer unveränderten personellen Obergrenze von bis zu
50 Soldatinnen und Soldaten ebenfalls bis zum 31. März 2020 verlängert
werden. UNAMID befindet sich aufgrund von Fortschritten im politischen
Prozess und vor dem Hintergrund einer weiter verbesserten Sicherheitslage
in einem Übergangs- und Umstrukturierungsprozess. Der Fokus verschiebt sich
zunehmend von Friedenssicherung zu Friedenskonsolidierung. Trotz positiver
Entwicklungen bleiben die humanitäre Lage und die Menschenrechtssituation
volatil. Fortgesetzte Unterstützung und Druck durch die internationale
Gemeinschaft bleiben also auch für den Frieden in Darfur, eine
Stabilisierung und die Verbesserung der Menschenrechtslage unverzichtbar.
Eine nachhaltige Lösung für den Konflikt in Darfur und Stabilität in der
außen- und sicherheitspolitisch bedeutsamen Sudan-Sahel-Region ist im
deutschen Interesse. Das deutsche Engagement bei UNAMID ist Teil der
langjährigen Bemühungen. Mit der beabsichtigten Fortsetzung setzt
Deutschland als aktuell einzige europäische Nation ein wichtiges Zeichen,
dass die Friedensanstrengungen der internationalen Gemeinschaft auch
zukünftig unterstützt werden.

Zu Sea Guardian im Mittelmeer:

Auch dieses Mandat wird mit einer unveränderten personellen Obergrenze von
bis zu 650 Soldatinnen und Soldaten bis zum 31. März 2020 verlängert. Rund
ein Drittel aller über See verschiffter Güter und ein Viertel aller
Öltransporte werden durch das Mittelmeer geleitet. Die Sicherheit von
maritimen Versorgungswegen ist und bleibt daher von zentraler Bedeutung.
Durch fehlende staatliche Kontrolle über weite Küstenbereiche sowie
anhaltende Fragilität in einzelnen Staaten entsteht ein ganz
grundsätzliches Gefährdungspotenzial durch internationalen Terrorismus und
gewaltbereite politische Gruppen. Daher ist es wichtig, auch in Zukunft ein
möglichst dichtes Lagebild im Mittelmeer zu erstellen, als präventiver
Ordnungsfaktor zu wirken und bei Bedarf Gefahren abzuwehren.

Sea Guardian bietet einen flexiblen Rahmen, in welchem die Nato durch
Überwachungsmaßnahmen und den Kapazitätsaufbau einen Beitrag zur maritimen
Sicherheit und zur Bekämpfung des maritimen Terrors sowie zur Beschränkung
des Waffenschmuggels im Mittelmeer leisten kann. Gleichzeitig kommt der
Operation als Kooperationsplattform mit den Mittelmeeranrainerstaaten, der
EU sowie anderen im Mittelmeer agierenden Organisationen eine Frühwarn- und
auch eine Informationsaustauschfunktion zu.

Zur Mission Resolute Support in Afghanistan:

Auch in diesem Fall wurde die Beteiligung bewaffneter deutscher
Streitkräfte an der Mission beschlossen. Das Mandat soll bei einer
unveränderten personellen Obergrenze von 1300 Soldatinnen und Soldaten bis
zum 31. März 2020 verlängert werden. Trotz wichtiger und greifbarer
Ergebnisse des internationalen Engagements, bleiben auf dem Weg zu einem
hinreichend stabilen Afghanistan natürlich weitere Anstrengungen auf allen
Feldern nötig. Deutschland steht als zweitgrößter bilateraler Geber und
derzeit auch zweitgrößter Truppensteller der Mission sichtbar zu seinen
Zusagen und zur Solidarität auch mit den Nato-Verbündeten. Die afghanischen
Sicherheitskräfte sind weiterhin nicht in der Lage, selbsttragend und
flächendeckend für Sicherheit zu sorgen, und benötigen unverändert
intensive Beratung. Eingebunden in den vernetzten Gesamtansatz, dient der
militärische Beitrag dazu, die Leistungsfähigkeit der afghanischen
Sicherheitskräfte weiter zu erhöhen, damit diese zu einer flächendeckenden
und nachhaltigen eigenverantwortlichen Wahrnehmung der
Sicherheitsverantwortung befähigt werden, um damit einem innerafghanischen
Friedensprozess, dem zivilen Aufbau und der Entwicklungszusammenarbeit die
nötige Zeit und auch den Raum, zu geben.

Dann war heute der 13. Bericht über die Menschenrechtspolitik im Kabinett.
Der Bericht stellt zentrale Entwicklungen in der deutschen
Menschenrechtspolitik und im internationalen sowie europäischen
Menschenrechtsschutzsystem im Zeitraum vom 1. Oktober 2016 bis zum 30.
September 2018 dar. Die Bundesregierung engagiert sich kontinuierlich für
die Umsetzung der Menschenrechte in Deutschland und der Welt. Der Bericht
stellt thematische Schwerpunkte sowie die innen- und außenpolitischen
Aktivitäten und Initiativen der Bundesregierung dar. Die deutsche
Menschenrechtspolitik begreift den Einsatz für Menschenrechte als eine alle
Politikfelder durchziehende Querschnittsaufgabe. Der Bericht beleuchtet
exemplarisch insbesondere das weltweite Problem des illegalen Organhandels
und die damit verbundenen eklatanten Menschenrechtsverletzungen. Darüber
hinaus zeigt der Bericht die menschenrechtlichen Entwicklungen in über 80
ausgewählten Staaten weltweit sowie die Maßnahmen der Bundesregierung und
der Europäischen Union zur Förderung der Menschenrechte in diesen Ländern.

Der Aktionsplan Menschenrechte ist ebenfalls Bestandteil des Berichts. Er
stellt die Prioritäten der Bundesregierung für die kommenden zwei Jahre in
wichtigen Aktionsfeldern des Menschenrechtsschutzes sowohl national als
auch international dar.

Dann hat das Kabinett heute den 5. und 6. Staatenbericht Deutschlands zur
UN-Kinderrechtskonvention beschlossen. Deutschland hat die
Kinderrechtskonvention im Jahr 1992 ratifiziert. Damit hat sich Deutschland
verpflichtet, dem Ausschuss der Vereinten Nationen für die Rechte des
Kindes alle fünf Jahre einen Bericht über die Umsetzung der Kinderrechte
und die dabei erzielten Fortschritte vorzulegen. Der nun vorgelegte
Staatenbericht fasst wie bereits in der Vergangenheit üblich zwei
Berichtszeiträume zusammen. Der Bericht informiert über die wichtigsten
Entwicklungen bei der Stärkung der Kinderrechte in Deutschland seit 2014.
Daneben geht der Bericht auf die abschließenden Bemerkungen des
VN-Ausschusses zum letzten deutschen Staatenbericht ein. Der Bericht
enthält eine umfassende Datensammlung. Diese fasst Statistiken und
Erhebungen zusammen, die genauen Aufschluss über die Umsetzung der
Kinderrechte in Deutschland geben. Erstmalig wurden tatsächlich auch
Perspektiven von Kindern und Jugendlichen einbezogen.

Eine für Kinder geeignete Version dieses Staatenberichts wird
sicherstellen, dass sich auch die Kinder selbst gut informieren können, wie
ihre Rechte umgesetzt werden. Denn dass Kinder und Erwachsene die
Kinderrechte kennen, ist natürlich Voraussetzung dafür, dass sie beachtet
werden.

Frage (zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr): Frau Demmer, ich habe eine
Frage zu Resolute Support und Afghanistan. Wurden Sie von den Amerikanern
über die weitere Entwicklung des Einsatzes, wie Washington ihn sieht,
ausreichend informiert? Wir alle wissen, dass der Einsatz der Bundeswehr
von einem gewissen Mindestmaß an Engagement seitens der Amerikaner abhängig
ist.

SRS'in Demmer: Vielleicht kann ich noch einmal ganz grundsätzlich sagen,
dass der Erfolg des Friedensprozesses ein zentrales Ziel des deutschen
Afghanistan-Engagements ist, wie ich auch eben schon berichtet habe. Dazu
zählt auch die Bereitschaft Deutschlands, auf Wunsch der Konfliktparteien
seinen guten Dienst zur Verfügung zu stellen, beispielsweise auch durch die
Veranstaltung einer weiteren Petersberger Konferenz unter Einschluss der
Taliban in einem geeigneten Stadium der Verhandlungen.

Mit Blick auf die Nato-Mission werden alle Entscheidungen im Kreise der
Verbündeten und Partner im Konsens getroffen. Derzeit gibt es keine
konkreten Entscheidungen für einen US-Truppenabzug. Sollte sich ein
Truppenabzug konkretisieren, werden innerhalb der zuständigen Gremien der
Nato natürlich entsprechende Szenarien entwickelt. Hierbei werden wir uns
natürlich einbringen. Wichtig ist für uns, dass die in Afghanistan bereits
erzielten Erfolge nicht gefährdet werden.

Breul: Ich möchte nur kurz ergänzen, dass Außenminister Maas in Washington
mit seinem Außenministerkollegen Pompeo und anderen Gesprächspartnern auch
letzte Woche noch über den Einsatz in Afghanistan gesprochen hat. Frau
Demmer hat es gerade schon gesagt. Die USA haben dabei noch einmal
versichert, dass es zu diesem Zeitpunkt keine konkreten Planungen für einen
Abzug aus Afghanistan gibt. Außenminister Pompeo hat des Weiteren zugesagt,
dass wir als zweitgrößter Truppensteller in Afghanistan rechtzeitig in
solche Planungen, falls sie erfolgen, einbezogen werden. Der amtierende
Verteidigungsminister Shanahan war diese Woche in Afghanistan und hat bei
seinem Besuch dort noch einmal bestätigt, dass es keine Abzugspläne der USA
gibt.

Zusatzfrage: Dann habe ich noch eine Zusatzfrage an das
Verteidigungsministerium, weil mir nicht klar ist, wo ungefähr die Grenze
verläuft, bis zu der Sie sagen: "Wir können in Afghanistan mit
Unterstützung der Amerikaner noch arbeiten und halten das Engagement für
sinnvoll", und wann Sie sagen: Es ist eine Grenze unterschritten, und wir
wollen dort nicht mehr so weitermachen wie bisher.

Fähnrich: Dieses Thema wird uns garantiert auch noch in den nächsten Tagen
und Wochen beschäftigen. Es wird auch Thema auf dem
Verteidigungsministertreffen heute und morgen in Brüssel sein. Dort werden
die Kollegen ja auch noch einmal aufeinandertreffen. Dort wird das
sicherlich besprochen werden, und man wird sich austauschen.

Zu Ihrer Frage haben Sie auch gehört, dass Frau Demmer sagte, dass wir
immer in Bündnisse eingebunden sind und immer zusammen mit Partnern
agieren, nicht nur in Afghanistan, sondern auch in anderen Einsätzen. Dabei
gibt es immer Fähigkeiten, die der eine mitbringt, und Fähigkeiten, die der
andere mitbringt. Hier angesichts der komplexen Sachverhalte zu
differenzieren und zu sagen, wem was an welcher Stelle fehlt, das geht,
denke ich, über die, so will ich einmal sagen, vertrauliche Information
hinaus.

Frage : Herr Breul, Frau Demmer, wird die Bundesregierung von
amerikanischer Seite über die Gespräche mit den Taliban in Doha gebrieft
oder informiert?

SRS'in Demmer: Ganz grundsätzlich stehen die Nato-Partner zu diesem Thema
im Austausch.

Zusatzfrage : Wie ist denn da die Lage?

Breul: Der US-Sondergesandte Khalilzad führt die Gespräche - man muss
sagen: die Vorgespräche - mit Talibanvertretern. Das sind keine
Friedensverhandlungen, sondern es ist die Bemühung, einen innerafghanischen
Friedensprozess einzuleiten, an dem dann natürlich auch die Regierung
beteiligt sein muss.

Wir werden von den Amerikanern darüber unterrichtet, auch auf Ebene der
Afghanistan-Beauftragen. Noch ist es zu keiner Einigung gekommen. Die
Gespräche sind allerdings so verlaufen, dass man sich vorgenommen hat, sie
fortzusetzen. Bisher ging es vor allem um eine Einigung über die
Tagesordnung, das Format künftiger Verhandlungen usw. Sie sehen also, dass
das der Beginn eines Prozesses ist und nicht das Ende.

Zusatzfrage : Frau Demmer, Sie sprachen im Zusammenhang mit Afghanistan von
greifbaren Ergebnissen. Können Sie konkret werden? Wir haben zum Beispiel
noch nicht einmal die Ergebnisse der Parlamentswahl, die vor ein paar
Monaten stattgefunden hat. Liegen sie Ihnen vielleicht vor? Sind das die
greifbaren Ergebnisse, die Sie meinen?

SRS'in Demmer: Ich habe eben vorgetragen von welch großer Bedeutung für die
Bundesregierung die Mission Resolute Support ist. Es gibt Erfolge bei der
Ausbildung. Dazu kann Ihnen der Kollege aus dem Verteidigungsressort
bestimmt Details liefern. Aber natürlich - das habe ich auch gesagt - gibt
es da noch viel zu tun.

Zusatzfrage : Was sind die greifbaren Ergebnisse aus Ihrer Sicht?

SRS'in Demmer: Detailliert kann das bestimmt eher das Verteidigungsressort
schildern.

Fähnrich: Die Erfolge sind auch beim letzten Besuch der Ministerin in
Masar-e Scharif im Dezember ganz klar gewesen. Als sie das erste Mal nach
Afghanistan geflogen ist, war der gesamte Bereich dunkel, weil es keine
Elektrizität gegeben hat. Der ganze Aufbau der Elektrizität ist ein Punkt.
Die gesellschaftliche Stellung der Kinder in den Schulen ist ein anderer.
2001 ging eine Million Kinder zur Schule; 2018 waren es acht Millionen,
davon ein Drittel Mädchen. Ein weiterer Punkt ist der Ausbau der
Infrastruktur. Gerade der Ausbau der Infrastruktur in Masar-e Scharif und
dem Bereich hat es ermöglicht, dass die Menschen Strom haben, dass sie die
Möglichkeit haben, das Internet zu nutzen und die Kultur aufzubauen. Das
jetzt aufs Spiel zu setzen, wäre, denke ich, fatal.

Zusatz : Masar-e Scharif ist ja nicht Afghanistan.

Fähnrich: Ich habe es ja auch nur als ein Beispiel genannt, um es
exemplarisch auch für andere Bereiche zu erwähnen.

Frage : Die Bundesregierung hat bei verschiedenen Gelegenheiten und an
verschiedenen Orten in jüngster Zeit gesagt, jetzt müssten bei eventuellen
Verhandlungen oder Gesprächen mit den Taliban die Taliban ganz konkrete
Angebote machen, wozu sie bereit seien.

Können Sie bitte benennen, was konkret Sie von den Taliban erwarten?

Breul: Ich weiß nicht, ob jetzt der richtige Zeitpunkt ist, das öffentlich
auszutragen. Ich habe ja gerade schon referiert, dass wir mit den
Amerikanern im Gespräch sind, die Gespräche mit den Taliban führen. Sie
haben vielleicht gesehen, dass es auch in Moskau Gespräche zwischen den
Taliban und anderen afghanischen Akteuren gab. Dorthin gehören diese
Fragen.

Uns ist wichtig - das haben wir immer wieder betont -, dass an einem
Friedensprozess möglichst viele Parteien beteiligt werden, damit dieser
trägt. Das soll ein umfassender Friedensprozess sein. Das ist unser
Interesse, um den Frieden in Afghanistan sicherzustellen.

Frage : Ich habe eine Doppelfrage, wenn es mir gestattet ist. Sie geht
vermutlich an Frau Demmer und Herrn Fähnrich.

Zum einen wüsste ich gern, ob es denn eine tatsächliche Abzugsstrategie im
Sinne einer Vorbereitung für einen möglichen Abzug aus Afghanistan gibt,
also tatsächlich eine Zurverfügungstellung von Transportkapazitäten etc.

Zum anderen wüsste ich gern, ob es für die Bundesregierung eine Option ist,
dass die Bundeswehr auch dann in Afghanistan verbliebe, wenn die USA
abziehen sollten.

SRS'in Demmer: Ich habe ja gesagt, dass es derzeit gar keine konkreten
Entscheidungen für einen US-Truppenabzug gibt. Sollte sich das
konkretisieren, wird das alles mit den Partnern besprochen.

Fähnrich: Auf der anderen Seite haben wir das Mandat jetzt um ein Jahr
verlängert, mit den gleichen Fähigkeiten, mit den gleichen weiteren
Ausbildungsschritten in Afghanistan, um genau dies weiterzumachen.

Um an die Frage nach den Erfolgen anzuknüpfen: Es war ja nicht Auftrag
unserer Streitkräfte oder des Verbundes, die Parlamentswahlen im
vergangenen Jahr abzusichern. Es lag in der alleinigen Verantwortung der
afghanischen Kräfte. Unser Beitrag ist es, die afghanischen Kräfte in die
Position zu versetzen, für Sicherheit sorgen zu können, und sie
auszubilden. Ich würde es einen Erfolg nennen, dass diese Wahlen im Großen
und Ganzen abgesichert waren. Es gab auch nach Jahren - ich weiß nicht,
nach wie vielen - eine dreitägige Waffenruhe zwischen Taliban und
Regierungskräften. Das mag man hier belächeln oder nicht wertschätzen, aber
eine solche gab es monatelang nicht.

Es sind Kleine Schritte, und wir sind, wie wir schon gesagt haben, bei
Weitem noch nicht am Ende.

Zusatzfrage : Frau Demmer, Sie haben eben maritimen Terror als einen Grund
für den Sea-Guardian-Einsatz angeführt. Ich kann mich an keine
entsprechenden Vorkommnisse seit dem Anschlag auf die USS Cole erinnern.

Gab es im Kontext von Sea Guardian irgendwelche Vorkommnisse, von denen ich
bislang einfach noch nichts weiß?

SRS'in Demmer: Dazu müsste Herr Fähnrich ausführen.

Fähnrich: Ich denke, wir haben die eine oder andere Zahl hinsichtlich der
Frage, wie viele Schiffe im Rahmen dieses Einsatzes befragt beziehungsweise
identifiziert wurden, zur Verfügung gestellt. Im vergangenen Jahr lagen wir
bei knapp 4000. Zusätzlich wurden 25 davon näher untersucht.

Betreffs der Sicherheit des Mittelmeeres gilt, wie es von Frau Demmer ja
schon erwähnt wurde, dass es im Mittelmeer viele, viele Bereiche gibt, für
die es eben nicht wie in der Nordsee oder der Ostsee eine komplette
Überwachung mittels Radar oder anderer Möglichkeiten gibt, um sie
abzusichern. Terror - dieses Wort wurde benutzt - ist ja der Grund für die
Durchsetzung des Waffenembargos, das ja Grundlage für dieses Mandat ist.

Zusatz : Meine Frage bezog sich auf den Terminus des maritimen Terrors. Das
ist ja etwas spezifischer.

Fähnrich: Der sagt mir in dem Kontext - - -

Zusatz : Frau Demmer hat ihn vorgetragen, nicht ich.

SRS'in Demmer: Zur Begrifflichkeit und der Exegese der Begrifflichkeit kann
ich jetzt nichts beitragen.

Zusatzfrage : Können Sie es nachreichen, wenn Sie es wissen?

SRS'in Demmer: Es geht hierbei um einen maritimen Einsatz und insofern auch
um die Abwehr von Terror im maritimen Gebiet. Das erklärt sich doch von
selbst, würde ich sagen.

Zusatz : Ich glaube, wir dürfen es jetzt hier nicht ausdiskutieren.
Deswegen wäre ich dankbar, wenn es eine Nachlieferung dazu gibt, was bei
Ihnen unter dem Begriff des maritimen Terrors verstanden wird.

SRS'in Demmer: Das müssen wir, ehrlich gesagt, wohl weiterleiten.

Breul: Ich merke, dass das Interesse am Afghanistan-Einsatz hoch ist. Das
freut uns. Denn es ist richtig, dass wir darüber diskutieren und dass eine
möglichst umfassende Information der Öffentlichkeit erfolgt. Ich möchte Sie
deshalb darauf hinweisen, dass wir als Bundesregierung dem Bundestag für
die jetzt anstehende Debatte über das Mandat ein sogenanntes Inputpapier
zur deutschen Unterstützung des Friedensprozesses in Afghanistan zur
Verfügung gestellt haben. Es ist gestern auch schon von einigen Blättern
zitiert worden. Mit Zustimmung des Bundestages werden wir dieses Papier
jetzt auch veröffentlichen. Sie finden es ab heute Nachmittag auf der
Homepage des Auswärtigen Amtes.

Frage: Herr Fähnrich, empfinden es die Soldaten der Bundeswehr nicht als
Ironie der Geschichte, dass sie erst in das Land gegangen sind, um die
Taliban zu bekämpfen, und jetzt dafür da sind, ein Land abzusichern, in dem
die Taliban wieder mit am Verhandlungstisch sitzen und vielleicht eine
bestimmende Macht im Regierungsgefüge dieses Landes werden?

Könnten Sie aufschlüsseln, wie das Verhältnis zwischen den um die tausend
Soldaten, die dort stationiert sind, und denen, die tatsächlich aktiv in
der Ausbildung sind, ist?

Fähnrich: Zum Auftrag und Mandat der Soldaten: Das haben wir im Parlament
jetzt gerade wieder neu beschlossen. Deren Auftrag kommt aus dem Parlament,
und diesen Auftrag werden wir als Soldatinnen und Soldaten dort ausführen.

Zur Frage nach den Zahlen: Sie sprachen von knapp 1200 insgesamt. Eine
genaue, tagesaktuelle Zahl zur Anzahl der Ausbilder kann ich Ihnen nicht
geben. Das kann ich nicht tun, weil einige Ausbilder hauptberuflich
beziehungsweise nur für die Ausbildung da sind und einige die Ausbildung in
der - in Anführungsstrichen - Nebenakkreditierung beziehungsweise in der
Nebentätigkeit zusätzlich mit durchführen. Somit vermag ich es jetzt nicht,
Ihnen eine harte Zahl mitzuteilen.

SRS'in Demmer: Zum Aussöhnungsprozess möchte ich noch sagen, dass die
Bundesregierung die Bemühungen für einen innerafghanischen Friedensprozess
zwischen Regierung und Taliban ausdrücklich begrüßt, weil das der Weg zu
einer langfristigen Stabilisierung des Landes ist.

Zusatzfrage: Ich habe eine Nachfrage an Herrn Fähnrich zum Verhältnis. Ich
habe einmal die Zahl von deutlich unter hundert Ausbildern gelesen. Kommt
das in etwa hin? Sie sagten, Sie könnten es nicht tagesaktuell sagen; das
verstehe ich.

Falls es deutlich unter hundert sind, will ich fragen, warum dieses
Verhältnis eigentlich so ist, wie es ist, warum man also offenbar für
weniger als hundert Ausbilder tausend Leute braucht, die das absichern.

Fähnrich: Auf der einen Seite sind wir in dem Camp mit knapp 1200. Darin
sind verschiedene Komponenten enthalten. Eine Komponente davon, die sehr
groß ist, ist der Schutz. Dann geht es auch um den Transport. Da sind die
Hubschrauber, gepanzerte Fahrzeuge, komplette Einheiten, die das wieder
instand setzen müssen. Dort sind Menschen, die kochen müssen. Dort sind
Menschen, die dafür sorgen, dass entsprechende Versorgungsgüter ankommen.
Die Vielfalt dieses Einsatzes spiegelt sich also auch in der Anzahl der
Soldatinnen und Soldaten wieder.

Die Zahl, die Sie genannt haben, kann ich jetzt nicht bestätigen. Aber es
wird in einem Kleinen dreistelligen Bereich um hundert herum liegen. Aber
genau kann ich das, wie gesagt, nicht bestätigen.

Frage: Herr Breul, ist das Inputpapier, von dem Sie gerade sprachen, das,
was in anderen Publikationen als Dossier bezeichnet wird, das zwischen
Auswärtigem Amt, Verteidigungsministerium und Kanzleramt abgestimmt wurde
und in dem, wenn die Berichterstattung stimmt, die US-Regierung vor einem
schnellen Abzug gewarnt und im Hinblick auf den US-Präsidenten sogar die
Auffassung vertreten wird, dass seine Vorstöße eher kontraproduktiv für
eine politische Lösung seien?

Können Sie ein wenig ausführen, worauf diese sehr kritische Position
basiert?

Breul: Was in den Zeitungen zitiert wird, das müssen Sie am besten den
fragen, der es geschrieben hat. Das vermag ich jetzt nicht im Einzelnen zu
sagen. Aber ich nehme es an. Es gibt dieses Papier der Bundesregierung an
den Deutschen Bundestag, um sozusagen die Sicht auf den Friedensprozess in
Afghanistan umfassend darzustellen und so zu der Debatte im Bundestag
beizutragen. Dieses Dokument ist nicht eingestuft. Wir haben es dem
Bundestag übermittelt, weil er der Adressat war. Der Bundestag ist damit
einverstanden, dass dieses Dokument einer breiteren Öffentlichkeit zur
Verfügung gestellt wird. Dem kommen wir gern nach.

Ich lade Sie gern ein, das Dokument zu lesen. Es ist kein Dokument, in dem
es um die USA geht. Es geht um Afghanistan, um unsere Gedanken für einen
Friedensprozess, wie wir ihn weiter unterstützen können, sei es
militärisch, sei es zivil, sei es mit Instrumenten der
Entwicklungszusammenarbeit usw.

Von daher würde ich Sie, Herr Jessen, bitten, sich dieses Dokument in Ruhe
anzuschauen, es aber auch als ein Papier zu sehen, in dem es um Afghanistan
geht und nicht um die Bündnispartner.

Zusatzfrage: Nun ist die Situation in Afghanistan ja nicht ganz unabhängig
davon, was Bündnispartner dort tun. Vor diesem Hintergrund: Kommen Sie in
Ihrem Papier, das ich gern in Gänze lesen werden, zu der Einschätzung, dass
ein schneller Abzug, ein sogenannter Blitzabzug der US-Truppen aus
Afghanistan, kontraproduktiv und hinderlich für eine politische Lösung
wäre?

Breul: Das ist eine sehr hypothetische Frage.

Zuruf: Nö!

Breul: Na ja, wir haben ja schon mehrfach gesagt, dass die Amerikaner uns
klargemacht haben: Es gibt keine konkreten Abzugspläne. - Von daher stellt
sich die Frage so nicht. Wir haben auch schon deutlich gemacht, dass das in
Afghanistan eine Mission der Nato ist. Dort gibt es nicht die deutsche
Mission, die amerikanische Mission und andere, die nebenher existieren,
sondern das ist unsere Mission. Natürlich hat es einen Einfluss auf die
Gesamtmission, wenn Teile dieser Mission etwa umgestellt oder andere
Truppensteller gefunden werden müssten usw.

Von daher: Natürlich hat das einen Einfluss. Wie könnte es anders sein,
wenn wir eine gemeinsame Mission in Afghanistan beschreiben?

Zusatzfrage: Die USA haben eine eigene Mission, und sie beeinflusst
natürlich, wenn Truppen herausgezogen werden, auch die Nato-Mission. Das
ist doch klar. Insofern ist die Frage keine hypothetische. Ich frage doch
nur danach, ob Sie in Ihrem Papier zu der Einschätzung kommen, dass ein
rascher, ein Blitzabzug der US-Truppen aus Afghanistan kontraproduktiv
wäre. Das ist nicht hypothetisch.

Breul: Wenn wir heute im Kabinett beschließen, das Mandat verlängern zu
wollen, und dem Bundestag vorschlagen, das Mandat unseres Auslandseinsatzes
zu verlängern, finden Sie darin doch Ihre Antwort.

Frage: Auch an Herrn Breul und vielleicht auch an Frau Demmer: Sie haben
die Möglichkeit einer weiteren Petersberger Konferenz oder einer
Afghanistan-Konferenz in Deutschland angesprochen. Inwiefern gibt es dafür
schon Planungen, oder unter welchen Voraussetzungen würde es zu solch einer
Konferenz kommen? Würde Deutschland dazu einladen oder auf Bitten der
Afghanen so etwas durchführen, und wie würde so etwas aussehen?

Breul: Dazu kann ich kurz etwas sagen und vielleicht den Neuigkeitswert ein
bisschen einordnen. Das ist kein neues Angebot, sondern ein Angebot, das
wir schon häufiger ausgesprochen haben, dass wir in einem dafür geeigneten
Stadium der Verhandlungen bereit sind, eine Konferenz in Deutschland zu
hosten, also als Gastgeber zur Verfügung zu stellen, die die Taliban und
die afghanische Regierung zusammenbringen könnte. Aber das ist irgendwie in
dem Papier, das wir jetzt schon mehrfach erwähnten - ich glaube, irgendwo
auf Seite 7 oder 8, in Unterpunkt 18 -, ein Halbsatz, in dem wir dieses
Angebot erneuern. Es bleibt ganz klar bei unserer Linie, dass wir einen
innerafghanischen Friedensprozess brauchen, den wir unterstützen wollen,
wenn dies gewünscht ist; nicht mehr und nicht weniger.

Zusatzfrage: Sie sprachen selbst von einem geeigneten Stadium. Wie würden
Sie dieses geeignete Stadium definieren?

Breul: Das sollten die Parteien, die verhandeln, definieren, nicht wir.

Frage : Bei den Verhandlungen, Gesprächen - in welcher Form auch immer -
spielt außer den USA, der Nato und den direkten Nachbarländern natürlich
auch Russland eine entscheidende Rolle. Sie haben schon auf die
Moskau-Konferenz hingewiesen. Wie weit und in welcher Form ist Deutschland
mit Russland im Kontakt, in Gesprächen in Bezug auf eine Lösung in
Afghanistan?

Breul: Wir haben das Interesse, dass die internationale Gemeinschaft dabei
an einem Strang zieht und den afghanischen Parteien dabei hilft, zu einer
Lösung zu kommen. Darüber sprechen wir mit unseren amerikanischen Partnern;
darüber sprechen wir auch mit unseren russischen Partnern. Aber ich sage es
noch einmal: Entscheidend ist nicht, was in Moskau geschieht, entscheidend
ist auch nicht, was in Washington geschieht, entscheidend ist das, was in
Afghanistan passiert und dass die Parteien an einen Tisch finden,
Verhandlungen führen und zu einem erfolgreichen Ende bringen. Wir drängen
alle internationalen Parteien dazu, dazu einen konstruktiven Beitrag zu
leisten.

Zusatzfrage : Würden Sie denn die Gespräche von Deutschlands Regierung mit
Russland eher als positiv, negativ oder sinnlos bezeichnen?

Breul: Das kann ich hier nicht im Einzelnen bewerten. Wir sind auch mit
Russland im Dialog zu Afghanistan.

Frage: Herr Breul, ich wollte Sie fragen, ob die Ausbildung für Soldaten
für die Taliban, die dann wahrscheinlich mit an der Macht in Afghanistan
beteiligt sind, im Einklang mit der wertegebundenen Außenpolitik
Deutschlands stehen können.

Breul: Die Frage habe ich jetzt nicht verstanden. Wen bilden wir aus? Das
hörte sich gerade so an, als würden wir die Taliban ausbilden.

Zusatzfrage: Sie bilden Soldaten für eine afghanische Armee aus, und diese
afghanische Armee würde eventuell von Taliban mit befehligt, wenn sie denn
an der Regierung beteiligt sind. Ich wollte Sie fragen, ob das mit der
wertegebundenen Außenpolitik, die Sie ja vertreten, im Einklang stehen
kann.

Breul: Der Bundeswehreinsatz in Afghanistan, den das Kabinett heute dem
Bundestag empfohlen hat, zu verlängern, steht zu einhundert Prozent in
Übereinstimmung mit unserer wertegebundenen Außenpolitik.

Zusatzfrage GRIMM: Stehen die Werte, die die Taliban vertreten, im Einklang
mit den Werten der wertegebundenen Außenpolitik?

Breul: Es ist nicht Ziel der Bundesregierung, eine Welt zu schaffen, in der
alle zu einhundert Prozent unseren Werten entsprechen. Wir orientieren
unsere Außenpolitik an den Werten. Wie Sie jetzt die Werte der Taliban
bewerten, das überlasse ich Ihnen.

Zusatzfrage: Wie bewerten Sie denn die Werte der Taliban?

Breul: Ich weiß nicht, ob diese Diskussion zu einem Ziel führt.

Frage : Eine Lernfrage. Herr Fähnrich, vielleicht können Sie einmal sagen,
was der Afghanistaneinsatz Deutschland jedes Jahr kostet. Was sind die
aktuellen Kosten pro Jahr?

Was glauben Sie denn, wie viele Jahre es noch braucht oder wie viele Jahre
nötig sind, um die Leistungsfähigkeit der afghanischen Armee, von der Sie
gesprochen haben, so hinzubekommen, dass Sie sagen: "Wir gehen raus"?

Fähnrich: Zur ersten Frage - das ist auch dem Mandatstext zu entnehmen -:
Die sogenannten einsatzbedingten Zusatzausgaben für den Zeitraum von April
2019 bis März 2020 sind mit rund 360 Millionen Euro beziffert. Das ist
nachzulesen.

Was den Einsatz an sich angeht, zur Einordnung: Die Bundeswehr steht im
Norden von Afghanistan. Im Norden von Afghanistan sind wir zusammen mit 20
Nationen verantwortlich. Wir sind gleichzeitig auch die Rahmennation für
die restlichen 20 Nationen, die sich nämlich auf unsere Infrastruktur, auf
unsere Fähigkeiten stützen. Daher auch noch einmal zur Frage von Herrn
Grimm, wofür das Personal noch benötigt wird: Weil sie, wie viele,
Soldatinnen und Soldaten zur Verfügung stellen, um auch für die anderen
Partner dort als Ansprechpartner, als Grundlage zur Verfügung zu stehen.

Jetzt habe ich Ihre zweite Frage vergessen.

Zusatzfrage : Die bezog sich auf die Leistungsfähigkeit der afghanischen
Streitkräfte. Sie bilden die jetzt schon seit Jahren aus. Das kann ja nicht
Jahrzehnte gehen.

Fähnrich: Das ist richtig. Aber wir sind gerade wieder an dem Punkt, dass
wir das Mandat jetzt um ein Jahr verlängert haben. Wir sehen auch Prozesse
in afghanischen Sicherheitskreisen und dass sie sich verjüngen. Auch die
brauchen wieder die Ausbildung. Das heißt, die Ausbildung, die vor drei,
vier Jahren den Menschen angediehen wurde, verwächst sich innerhalb der
Struktur. Unser Anspruch ist es, dann auch wieder den Nachkömmlingen oder
den jungen Menschen dort die Ausbildung zukommen zu lassen. Was das Endziel
angeht, so habe ich gesagt: Wir sind noch lange nicht am Ende.

Zusatzfrage : Ich habe Lernfragen zur Mission Sea Guardian. Wurden bisher
schon einmal im Rahmen der Operation Sea Guardian Menschen, die in Seenot
geraten sind, dieses Jahr, letztes Jahr, seitdem es die Mission gibt, aus
dem Mittelmeer gerettet?

Wie viele Waffenschmuggler wurden bisher schon gefasst?

Gab es schon einmal einen Terroranschlag auf dem Meer?

Fähnrich: Die erste Frage kann ich zumindest aus Sicht der deutschen
Schiffe so beantworten, dass es keine von in Seenot geratenen Personen gab,
die im Rahmen einer Operation Sea Guardian gerettet wurden.

Zu den Terroranschlägen, zum maritimen Terror hatte Herr Steiner die
gleiche Frage gestellt. Auf der einen Seite haben wir vielleicht die Bilder
der "USS Cole" aus dem Jemen vor uns. Wir haben keine vergleichbaren
Indizien, dass es in den letzten Jahren zu dem gleichen Aspekt im
Mittelmeer gekommen ist. Da jetzt ins Detail zu gehen, wäre, glaube ich, zu
detailliert. Ich kann Ihnen nur eines sagen, dass nämlich
Absicherungsmaßnahmen beim Befahren von Häfen nicht die gleichen Standards
wie in der Nord- oder Ostsee sind, wenn man im Mittelmeer in Häfen
einläuft, wo man viele Kleine Fahrzeuge oder Kontakte hat, bei denen man
nicht weiß, was sie vorhaben. Dabei ist die Absicherung dieses
Schiffverkehrs nicht nur für Bundeswehr, sondern auch für die
wirtschaftlichen Güter enorm wichtig. Sie wissen, die Nadelöhre - das Rote
Meer, der Suezkanal, Gibraltar - sind alles sogenannte "choke points", wo
genau solche Sicherheitsmaßnahmen notwendig sind.

Zusatzfrage : Ich hatte gefragt, wie viele Waffenschmuggler Sie schon im
Rahmen der Mission gefasst haben. Das ist ja das Ziel. Wie oft war man
schon erfolgreich?

Fähnrich: Auf der einen Seite geht es um die Abschreckung. Es geht auch
darum, den Raum des Wassers zu nehmen, um den Schmuggel einzuschränken, um
erst gar nicht das Feld des Mittelmeeres für solch einen Schmuggel zu
öffnen.

Was die detaillierte Frage angeht, müssen wir schauen, ob wir die Antwort
nachreichen können. Das führt nicht die Bundeswehr beziehungsweise die
Marine, sondern auch wieder die Nato. Es gibt diesbezüglich eine
Internetseite des Allied Maritime Command Northwood in Großbritannien, wo
sehr ausführlich darüber berichtet wird. Vielleicht finden Sie dort die
Informationen, die Sie gesucht haben.

Frage : Es wurde nicht beim Bericht über das Kabinett erwähnt, aber ich
frage trotzdem, ob die ganze Thematik 5G/Huawei heute im Kabinett
besprochen wurde. Wenn ja, mit welchem Ergebnis?

SRS'in Demmer: Nein.

Vorsitzender Szent-Iványi: Dann hat das Innenministerium noch etwas
mitzuteilen.

Schmidt: Vielen Dank! Ich möchte kurz auf das Thema "Verfassungstreue von
Beamten" eingehen. Der Minister ist dazu interviewt worden, und seine
Aussagen fanden viel Beachtung. Ich möchte noch einmal kurz darstellen, was
er dort gesagt hat.

Er hat gesagt, dass die Frage der Verfassungstreue von Beamten häufiger an
das Ministerium herangetragen werde. Er habe deshalb sein Haus gebeten, die
Frage der Mitgliedschaft und welche Verpflichtungen für einen Beamten
hinsichtlich der politischen Zurückhaltung für ihn entstehen, noch einmal
sehr genau zu prüfen. Diese Prüfung soll ganz generell für Rechts- wie auch
Linksradikale gelten und sei unabhängig von der jüngsten AfD-Entscheidung
des Bundesamtes für Verfassungsschutz.

Ich möchte Ihnen ein bisschen erklären, was dort genau geprüft wird. Wir
klären, welche Verpflichtungen für Beamte hinsichtlich der politischen
Zurückhaltung bestehen. Grundsätzlich gilt dabei: Das politische
Mäßigungsgebot und die politische Treuepflicht gelten über das sogenannte
Beamtenstatusgesetz sowohl für Bundes- als auch für Landesbeamte.

Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte müssen sich zudem nach § 60 des
Bundesbeamtengesetzes durch ihr gesamtes Verhalten zur verfassungsmäßigen
Ordnung bekennen. Bestehen zureichende und tatsächliche Anhaltspunkte
dafür, dass ein Beamter sich von diesem Bekenntnis distanziert, berührt das
die zentrale Grundpflicht des Beamten. Der Dienstvorgesetzte hat dann
entsprechend § 17 des Bundesdisziplinargesetzes die Dienstpflicht, ein
Disziplinarverfahren einzuleiten. Voraussetzung ist aber in allen Fällen
eine Konkretisierung des Sachverhalts, insbesondere nach Art, Zeit und Ort
des Fehlverhaltens.

Ich darf angesichts der Berichterstattung klarstellen, dass wir nicht die
Parteizugehörigkeit aller Beamtinnen und Beamten feststellen werden. Es
wird auch keine Gesinnungsprüfung geben. Die bloße Zugehörigkeit zu einer
nicht verbotenen Partei als solche führt nicht zu disziplinarischen
Maßnahmen.

Wir sind als BMI für die Bundesbeamten zuständig und haben entsprechende
Regelungen für die Beamtenpflichten im Bundesbeamtengesetz. Die Länder
tragen die Verantwortung für die Landesbeamten. Die konkrete Ausgestaltung
für die Landesbeamten obliegt den Ländern.

Ich darf auch noch darauf hinweisen, dass es eine jahrzehntealte
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und auch des
Bundesverwaltungsgerichts zur Auslegung dieser Frage gibt, die immer noch
gültig ist. Das bloße Haben einer Überzeugung und die bloße Mitteilung,
dass man diese habe, stellt dagegen grundsätzlich keine Verletzung der
politischen Treuepflicht dar. Der Tatbestand ist erfüllt, wenn Beamte aus
ihrer politischen Überzeugung heraus Folgerungen für ihre Einstellung
gegenüber der verfassungsmäßigen Ordnung der Bundesrepublik Deutschland für
die Art der Erfüllung ihrer Dienstpflichten und für den Umgang mit ihren
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für politische Aktivitäten im Sinne einer
politischen Überzeugung ziehen.

Allerdings sind alle Beamtinnen und Beamten im Interesse der Akzeptanz und
der Legitimation staatlichen Handelns verpflichtet, bereits den Schein der
Identifikation mit einem dem freiheitlichen Rechtsstaatlich diametral
entgegengesetzten Gedankengut und mit Bestrebungen zu vermeiden, die sich
zu einem solchen Gedankengut bekennen. Wo diese Grenzen zum
ahndungswürdigen disziplinarrechtlichen Fehlverhalten im Detail verlaufen,
ist Gegenstand dieser hier angekündigten vertieften Prüfung. - Danke.

Frage : Herr Schmidt, mich würde interessieren: Was war der Anlass für
Herrn Seehofer, diese Initiative zu ergreifen?

Eine Verständnisfrage: Das Beamtenstatusgesetz gilt ja nicht für aktive
Beamte, sondern auch, wenn ich das richtig in Erinnerung habe, für Beamte,
die zum Beispiel in den einstweiligen Ruhestand versetzt wurden. Gab es in
den vergangenen Monaten vielleicht eine spezielle Personalie, aufgrund
derer diese Überprüfung sozusagen angedacht wurde?

Schmidt: Nein, in den vergangenen Monaten gab es trotz Ihrer deutlichen
Anspielung keine konkrete Personalie aufgrund derer das angestoßen wurde.
Der Anstoß in diesem Fall kommt alleine daraus, dass wir zum Beispiel auch
seitens der für die Landesbeamten zuständigen Ministerien gebeten worden
sind, über eine einheitliche Linie gemeinsam nachzudenken und eben diese
noch einmal in einer aktualisierten Prüfung vorzulegen. Das wird im Moment
getan.

Frage: Lernfrage: Wie findet dieser Überprüfungsprozess statt? Wodurch wird
der initialisiert? Handelt es sich sozusagen um eine grundsätzliche
Überprüfung anhand von Mitglieder- oder Kandidatenlisten dieser Parteien,
um zu sehen, wer da Beamter ist, oder werden Sie erst dann aktiv, wenn
durch einzelne konkrete Fälle sozusagen ein Verdacht erhoben wird und Sie
sagen, dass Sie bei Frau X oder Herrn Y näher nachforschen?

Schmidt: Ihre Frage zeigt, dass es immer noch nicht so richtig deutlich
geworden ist.

Zur ersten Frage: Nein, definitiv nicht. Es gibt keine aktive Prüfung in
dem Sinne, sondern es bedarf, wie ausgeführt, in allen Fällen der
Konkretisierung des Sachverhalts, also insbesondere nach Art, Zeit und Ort
eines bestimmten Fehlverhaltens, dass dann zu einer disziplinarischen
Würdigung führt. Es gibt jetzt keine generelle Prüfung, wer wo und in
welchen Parteien Mitglied ist.

Frage : Ich habe mehrere Fragen und fange bei Herrn Schmidt an. Es kam
gerade die Eilmeldung, dass gestern zwei syrische Ex-Geheimdienstler in
Deutschland festgenommen worden sind. Der Vorwurf lautet Verbrechen gegen
die Menschlichkeit. Vielleicht können Sie das bestätigen und ein bisschen
ausführen.

Schmidt: Die Eilmeldung ist mir unbekannt. Der Sachverhalt klingt sehr
danach, als ob ich Sie, wie generell bei einem solchen Sachverhalt, an den
Generalbundesanwalt verweisen müsste, der sich, wie ich denke, bei einer so
aktuellen Sache in Kürze dazu äußern wird.

Malachowski: Soweit ich weiß, hat der Generalbundesanwalt dazu schon eine
Pressemitteilung herausgegeben.

Zusatzfrage : Herr Breul, es geht um ARD-Kollegen in der Türkei, die dort
immer noch keine Arbeitsgenehmigung bekommen haben. Sie fürchten inzwischen
um ihre Arbeitserlaubnis, und die Berichterstattung ist auf lange Sicht
nicht mehr gewährleistet. Wie gehen Sie mit diesem Fall um?

Breul: Vielen Dank für die Frage. - Der Fall ist uns bekannt. Das
Auswärtige Amt setzt sich mit Nachdruck dafür ein, dass deutsche
Auslandskorrespondenten - egal, von welchem Sender oder Zeitung sie kommen -
 unter angemessenen Bedingungen in der Türkei arbeiten können und dass
selbstverständlich auch Presseausweise ausgestellt werden. Die deutsche
Botschaft in Ankara und auch das Generalkonsulat stehen dazu mit der
türkischen Seite und mit den Korrespondentinnen und Korrespondenten vor Ort
in engem Kontakt. Auch suchen wir mit den Kontakt mit internationalen
Partnern, um dabei möglichst abgestimmt vorzugehen und den Druck
entsprechend hochzuhalten.

Zusatzfrage : Es gab ja schon immer Probleme bei solchen
Arbeitsgenehmigungen. Ist das Ihrer Einschätzung nach eine Verschärfung
dieser Situation, oder ist das etwas, was eigentlich immer irgendwen einmal
trifft?

Breul: Wenn ich richtig informiert bin, gab es in der Türkei eine
Umstellung des Verfahrens, einen Wechsel von Zuständigkeiten, der es
durchaus legitim erscheinen lässt, dass auch bürokratische Hemmnisse dazu
beitragen, dass es länger dauert, als wir alle erhofft haben. Wir haben
bisher keine Anhaltspunkte dafür, dass es jetzt explizit politische Gründe
für diese Verzögerungen gibt.

Unabhängig vom Grund gilt: Wir erwarten, dass die Presseausweise
ausgestellt werden.

Frage: Es geht um den Digitalpakt. Ist in der Auseinandersetzung um den
Digitalpakt mit den Ländern die Lösung Staatsverträge und Umverteilung der
Umsatzsteuer vom Tisch? Die Frage richtet sich an das
Bundesfinanzministerium.

Kolberg: Das ist im Moment im parlamentarischen Verfahren. Sie müssten dazu
das Parlament ansprechen.

Zusatzfrage: Wie sieht es denn mit der Voraussetzungsfreiheit bei dem
vorgeschlagenen Modell für eine zusätzliche Bundesfinanzierung für Schulen
und Länder aus?

Kolberg: Ich habe es ja eben erläutert: Das ist im parlamentarischen
Verfahren. Darüber unterhalten sich jetzt die Politiker. Wie üblich
kommentieren wir das nicht, wenn es sich im parlamentarischen Verfahren
befindet.

Frage : Frau Friedrich, zum Breitbandausbau. Der aktuelle Mittelabfluss
beträgt laut Ihrem Haus für das vergangene Jahr 128 Millionen Euro. Das ist
angesichts der Summen, die das Haus für den Breitbandausbau zur Verfügung
stellt, eine überschaubar große Summe. Wie zufrieden ist Ihr Haus, Ihr
Minister damit, wie sich das Ganze bislang darstellt? Woran liegt es, dass
es nicht schneller geht?

Friedrich: Grundsätzlich erst einmal zu den Mitteln, die die
Bundesregierung zur Verfügung stellt. In der letzten Legislaturperiode
wurden 4,4 Milliarden Euro für den Breitbandausbau zur Verfügung gestellt.
In der aktuellen Legislaturperiode beziehungsweise zur Zielerreichung 2025,
nämliche alle Haushalte mit gigabitfähigen Anschlüssen zu versorgen, sind
es 12 Milliarden Euro, die bereitgestellt werden. Von diesen Mitteln, die
bislang durch Förderbescheide gebunden worden sind, sind es 128 Millionen
Euro. Das ist genau richtig. Die sind eben aus dem Haushalt abgeflossen.
Sie haben vollkommen Recht: Da sind noch ein paar Millionen übrig.

Aber nichtsdestotrotz: So ganz einfach ist das nicht mit dem
Breitbandausbau - das wissen wir inzwischen alle, glaube ich -, aber die
Herausforderungen sind auch sehr unterschiedlich. Das heißt, die Mittel
sind gebunden. Sie liegen auf dem Tisch der Bürgermeister. Der Bund hat
einiges dafür getan, auch im letzten Jahr durch den Relaunch des
Bundesprogramms Breitbandförderausbau, um eben die Bürokratie abzubauen.
Das Antragsverfahren ist sehr verschlankt worden. Es geht also alles sehr
viel schneller, und man muss nicht mehr so lange darauf warten, dass man
einen Bescheid bekommt.

Fakt ist, wie gesagt, dass Geld auf dem Tisch der Bürgermeister liegt. Aber
auch hier gibt es Herausforderungen zu bewältigen, wie zum Beispiel ein
öffentliches Ausschreibungsverfahren, die Dauer des
Ausschreibungsverfahrens, die Verhandlungen über den Vertrag zwischen
Auftraggeber und Auftragsnehmer oder topgraphische Besonderheiten vor Ort
in einer Region. Zum Beispiel muss man eine Leitung durch ein gebirgiges,
ein sumpfiges Gebiet verlegen - was auch immer man sich an Topographie
vorstellen kann. Es ist nicht immer so einfach, wie man sich das vorstellt.
Natürlich gibt es auch das Problem, dass es kaum Baukapazitäten bei den
Bauunternehmen gibt. Das heißt, die Frage, wann denn die Bagger anrollen,
ist für viele Kommunen sehr entscheidend.

Die Mittel sind, wie gesagt, komplett gebunden. Sie sind überjährig
verfügbar, das heißt, sie verfallen nicht. Es ist darüber hinaus so, dass
die Gelder nach Baufortschritt gezahlt werden, sprich, nach Rechnungslegung
geschieht die Auszahlung. Das heißt, den Erfolg des Programms kann man
daran ablesen, dass alle Mittel gebunden sind und nicht an dem Abfluss der
Mittel. Das muss man immer dazu sagen; das ist ein wichtiger Punkt.

Die Nachfrage nach dem Bundesprogramm Breitbandausbau ist dementsprechend
natürlich extrem groß. Die Mittel fließen jetzt auch dynamisch ab. Das
heißt, es wird noch schneller gehen. Man muss immer bedenken, dass es sich
um eines der größten Breitbandausbauprogramme überhaupt in Europa handelt.
Es werden sehr viele Mittel zur Verfügung gestellt. Man muss auch immer im
europäischen Vergleich sehen, dass Deutschland ein Flächenstaat ist. Wir
wollen natürlich, dass es eine Gleichwertigkeit von Lebensverhältnissen auf
dem Land und in der Stadt gibt.

Zusatzfrage : Die Bewertung des Ganzen haben Sie mir jetzt verschwiegen.
Ist der Minister damit zufrieden? Kann er damit zufrieden sein?
Offensichtlich fließen die Gelder im Ergebnis ja nicht ab. Das heißt auf
gut Deutsch, dass der Ausbau nicht so weit fortgeschritten ist, dass die
Projekte abgeschlossen werden. Ich glaube, die Bürger werden Sie am Ende
nicht danach beurteilen, ob die Mittel sozusagen festgelegt wurden, sondern
danach, ob am Ende der Breitbandausbau da ist. Daran scheint es ja gerade
zu hapern.

Friedrich: Wie gesagt, unser Bundesministerium setzt sich dafür ein, dass
der Prozess beschleunigt wird. Wo es möglich ist, wird das BMVI sich
natürlich auch selbst dafür einsetzen. Da geht es zum Beispiel um die Frage
des Bürokratieabbaus. Wenn zum Beispiel Kommunen melden, dass es ein
spezifisches Problem gibt, dann schauen wir, ob wir dort ansetzen können
und selber noch etwas verändern können. Wie gesagt, das haben wir im
letzten Jahr mit dem Relaunch des Breitbandförderprogrammes schon einmal
getan, und wir werden auch weiter darauf schauen, dass das vorangeht.

Frage: Ich hätte gerne eine Stellungnahme der Bundesregierung zu der
Entscheidung der EU-Kommission, Saudi-Arabien auf die schwarze Liste der
Staaten zu setzen, bei denen es ein Risiko der Terrorfinanzierung und der
Geldwäsche gibt.

SRS'in Demmer: Die Bundesregierung hat sich ja stets für konsequente
Bekämpfung von Geldwäsche eingesetzt. Mit der Liste der Hochrisikoländer
kommt die Europäische Kommission ihrem Auftrag aus der 4.
Geldwäscherichtlinie nach. Zugleich legt die Bundesregierung aber auch Wert
darauf, dass das Verfahren zur Erstellung der Liste transparent,
glaubwürdig und für die betroffenen Länder auch nachvollziehbar ist.

Zusatzfrage: Was folgt denn jetzt aus dieser Entscheidung der
EU-Kommission? Werden jetzt etwa Geldströme zwischen Deutschland und
Saudi-Arabien schärfer kontrolliert? Hat das irgendwelche konkreten
Auswirkungen?

SRS'in Demmer: Darauf müsste das Finanzministerium antworten.

Kolberg: Vielleicht noch eine Richtigstellung, weil das in der
Berichterstattung immer wieder vorkam: Wir haben uns nicht dafür
eingesetzt, dass bestimmte Länder nicht auf diese Liste kommen; das ist
also eine falsche Darstellung.

Ansonsten kann ich mich nur dem anschließen, was schon gesagt wurde. Zu den
Einzelheiten der Regelung hat die Kommission gestern eine ausführliche
Pressemitteilung herausgegeben, anhand der man dann auch sehen kann, was
sich da im Einzelnen ändert.

Zusatzfrage: Und Sie begrüßen das?

Kolberg: Genau.

Frage: An das Umweltministerium und an das Verkehrsministerium: Ich lese
gerade mit einigem Erstaunen in der "Augsburger Allgemeinen", dass
Deutschland die Grenzwerte für Stickoxid hochsetzen darf, und zwar von 40
auf 50 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft. In diesem Bezug wird auch die
EU-Kommission genannt. Ich würde gerne wissen: Können Sie das bestätigen,
beziehungsweise um welchen konkreten Vorstoß handelt es sich dabei?

Klein: Ich kann dazu aktuell nichts sagen, reiche das aber gerne nach.

Friedrich: Ich kann dem jetzt auch nichts hinzufügen; der Bericht ist mir
schlicht nicht bekannt, insofern fehlt mir der Zusammenhang. Das müsste ich
mir noch einmal anschauen.

Klein: Genau, mir ist er auch nicht bekannt.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt, die Sie vielleicht schon am Montag
erwartet hätten: Herr Breul, Sie kennen das Gutachten des
Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages zur Frage der völkerrechtlichen
Bewertung der Anerkennung Guaidós als Interimspräsident Venezuelas durch
die Bundesregierung. Der Wissenschaftliche Dienst formuliert darin ziemlich
starke Zweifel, ob die Anerkennung völkerrechtlich zulässig sei, weil die
Voraussetzungen für eine völkerrechtliche Anerkennung eines
Interimspräsidenten eigentlich kaum gegeben seien. Wie bewerten Sie diese
Position?

Breul: Wir haben uns an dieser Stelle ja schon öfter über Gutachten des
Wissenschaftlichen Dienstes unterhalten. Wie Sie wissen, kommentieren wir
diese grundsätzlich nicht. Sie sind ein Beitrag zur Debatte und ein
Instrument für den Deutschen Bundestag; sie sind kein Instrument der
Bundesregierung. Grundsätzlich kann ich Ihnen aber darlegen, dass wir uns
aus Sicht der Bundesregierung in keiner Weise unzulässig eingemischt hätten
oder uns an einer unzulässigen Einmischung beteiligt hätten.

Grundsätzlich ist es so: Sie finden in der Bibliothek meterweise Bücher,
die sich mit dem Thema Völkerrecht befassen. Es gibt unterschiedliche
Normen, die dabei in Konflikt treten können. Maßgeblich ist für uns in
diesem Fall mit Sicherheit die Lage der Menschenrechte vor Ort, die
katastrophal ist, genauso wie die Lage der Wirtschaft. Es gibt Millionen
von Flüchtlingen in den Nachbarländern - ich meine, es sind drei Millionen.
Die Krise hat längst eine regionale Dimension erreicht. Insofern ist die
Lage Venezuelas keine innerstaatliche Angelegenheit.

Zusatzfrage: Auch darauf geht das Gutachten, wie Sie wissen, ja ein. Die
Wissenschaftler des Bundestages kommen zu dem Ergebnis, dass die
menschenrechtliche Betrachtung, Frage und Bewertung zu trennen sei von der
völkerrechtlichen. Die akzeptieren oder anerkennen also sozusagen, dass es
menschenrechtlich gesehen längst eine internationale Angelegenheit sei,
aber völkerrechtlich sei die Anerkennung eben auf einer anderen Ebene zu
behandeln. Deshalb muss ich Sie doch noch einmal fragen: Ist die
Rechtsposition, die dort vertreten wird, nicht die Rechtsposition des
Auswärtigen Amtes?

Breul: Wie Sie schon an dem Titel erkennen können - "Gutachten des
Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages" -, gibt der
Wissenschaftliche Dienst des Bundestages nicht die Position der
Bundesregierung wieder.

Frage : Es gibt ja auch eindeutige Aussagen in dem Gutachten, zum Beispiel
zu Artikel 2 der Charta der Vereinten Nationen und den Zielen der Vereinten
Nationen an sich, nämlich Drohungen mit Gewalt. Solche Drohungen gab es von
amerikanischer Seite ja auch schon öffentlich, sogar Drohungen an das
Staatsoberhaupt - Herr Bolton hat Herrn Maduro mit Guantanamo gedroht.
Angesichts des Gutachtens, das eindeutig davon spricht, dass das
unvereinbar mit der Charta der Vereinten Nationen und dem Völkerrecht ist,
möchte ich Sie noch einmal fragen: Wie bewertet die Bundesregierung zum
Beispiel die Drohung amerikanischer Seite, Herrn Maduro nach Guantanamo zu
schicken?

Breul: Ich verstehe, dass Sie es noch einmal versuchen. Ich würde das
gleich doppelt zurückweisen: Zum einen habe ich schon gesagt, dass wir uns
zu dem Gutachten nicht äußern, und ich werde mir auch nicht einzelne
Elemente des Gutachtens herauspicken, um mich dazu zu äußern. Zu Herrn
Bolton habe ich, denke ich, auch schon letzte Woche Stellung genommen. Für
uns ist entscheidend: Wir setzen auf eine friedliche Lösung des Konflikts
in Venezuela und wir äußern uns auch nicht zu einzelnen Äußerungen
einzelner Regierungsvertreter. Wir nehmen eine umfassende Bewertung der
Äußerungen anderer Staaten gegenüber Drittstaaten vor. Von daher habe ich
letzte Woche eigentlich alles gesagt, was dazu zu sagen ist.

Zusatzfrage : Wenn Aussagen von Regierungsvertretern anderer Staaten, mit
denen Sie befreundet sind, gegen die Charta der Vereinten Nationen
verstößt, dann würde ich erwarten, dass die Bundesregierung das zumindest
anmerkt oder das verurteilt. Das höre ich hier aber nicht. Sie haben also
offenbar kein Problem damit, wenn die US-Regierung mit Gewalt droht, mit
Guantanamo droht?

Breul: Das ist Ihre Bewertung, nicht unsere.

Frage: An das Wirtschaftsministerium oder an Frau Demmer: Es gibt jetzt
einen Kompromiss in der EU zu Nord Stream 2. Wie bewertet die
Bundesregierung diesen Kompromiss?

SRS'in Demmer: Die Bundesregierung begrüßt, dass das Europäische Parlament,
der Rat und die Europäische Kommission in der vergangenen Nacht im Trilog
eine Einigung zur Änderung der EU-Gasrichtlinie erzielt haben. Die
Bundesregierung ist durchaus erfreut, dass der von Deutschland und
Frankreich gemeinsam vorgelegte Vorschlag auf europäischer Ebene eine
breite Mehrheit im Rat - insbesondere auch bei den osteuropäischen
Mitgliedstaaten - gefunden hat. Nun hat also auch der Trilog in den
Verhandlungen mit dem Europäischen Parlament die notwendige Unterstützung
bekommen. Die Details werden jetzt aber noch folgen.

Wagner : Vielleicht nur zur Einordnung: Das war keine Einigung zu Nord
Stream 2, sondern eine Einigung zur Gasrichtlinie.

Frage: Weil das bisher immer noch nicht ganz klar ist: Wird jetzt
eigentlich für Nord Stream 2 das Unbundling greifen oder nicht?

Wagner : Wie gesagt, mit einer abschließenden Bewertung würden wir uns zu
diesem Zeitpunkt noch kurz zurückhalten - wie gesagt, die Trilog-Einigung
hat heute Nacht stattgefunden, und das schauen wir uns jetzt auch noch
einmal genau an. Im Wesentlichen wurde das bestätigt, worauf sich die AStV
schon geeinigt hatte. Soweit ich das verstehe und überblicke, ist der
Gasrichtlinien-Anwendungsbereich auch auf im Bau befindliche Pipelines
auszuweiten, ja.

Frage: Herr Wagner, da die Pressekonferenz des Ministers gestern praktisch
kurz nach Beginn der Beratungen der Investorenkonferenzen kam: Welche
Erkenntnisse hat man denn am Ende der Konferenz zum Thema Flüssiggas
gewonnen? Habe ich Peter Altmaier gestern richtig verstanden, dass er sich
für zwei Flüssiggasterminals in Deutschland entschieden hat?

Wagner : Um mit Ihrer zweiten Frage anzufangen - das gibt mir Gelegenheit,
vielleicht noch einiges klarzustellen, was zu den von Ihnen angesprochenen
zwei Terminals berichtet wurde -: Ich bin mir jetzt nicht mehr ganz sicher,
was der Wortlaut des Ministers war, aber ich glaube, was der Minister sagte
und meinte und was auch ganz klar die Haltung der Bundesregierung ist, ist,
dass die Errichtung von LNG-Terminals erst einmal eine Frage von
Investoren, von Unternehmen ist, die einen Markt dafür sehen und diese
Terminals dann errichten. Die Bundesregierung gibt also keine Zuschläge,
wer ein Terminal bauen darf und wo das geschehen soll, sondern das ist
zunächst eine unternehmerische Entscheidung von Investoren.

Die Bundesregierung kann das flankieren, und zwar zum einen, indem wir
dafür Fördermittel zur Verfügung stellen. Das können Mittel aus der
Gemeinschaftsaufgabe regionale Wirtschaftsförderung sein, und für die
Förderung der LNG-Terminals gibt es auch ein Programm im Bereich des
Verkehrsministeriums. Wenn Investoren sich entscheiden, ein Terminal zu
bauen, dann können Anträge gestellt werden, und die Bundesregierung wird
sie dann prüfen und, wenn die Voraussetzungen vorliegen, auch bewilligen.

Aus unserer Sicht kann das ein Terminal oder können das auch zwei, drei
oder vier Terminals sein; das ist zunächst einmal eine unternehmerische
Entscheidung, und da gibt es keinerlei Festlegung der Bundesregierung.
Grundsätzlich ist aber klar: Wir befürworten das. Der Minister hatte
gestern ja sehr ausdrücklich gesagt, dass eine Errichtung von LNG-Terminals
in Deutschland uns ganz klar dabei hilft, unsere Energieversorgung weiter
zu diversifizieren und damit natürlich auch Abhängigkeiten zu reduzieren
und damit insgesamt unsere Energiesicherheit zu steigern.

Sie fragten in Ihrer ersten Frage noch nach den konkreten Ergebnissen der
Konferenz. Ich habe darüber heute mit einem Kollegen, der die ganze Zeit
dabei war, gesprochen, und er sagte mir: Erstens gab es sehr positives
Feedback von allen Teilnehmern - sowohl von amerikanischer als auch von
deutscher Seite - zu dem Kongress beziehungsweise zu den Gesprächen, die
dort geführt wurden. Dort wurde ja noch einmal sehr intensiv mit beiden
Seiten gesprochen, und zwar einerseits darüber, welche Voraussetzungen
geschaffen werden müssen, damit amerikanisches LNG oder überhaupt LNG in
Deutschland anlanden kann, und andererseits darüber, welche Voraussetzungen
aus deutscher Perspektive von den entsprechenden Einkäufern - denn das Gas
wird ja zum Schluss von Energieversorgern zugekauft - dafür vorliegen
müssen. Dazu wurden sehr intensive und sehr konstruktive Gespräche geführt.
Es wurde auch vereinbart, zu diesen Themen weiter im Dialog zu bleiben. Man
ist da also deutliche Schritte weitergekommen.

Vielleicht noch zur Ergänzung etwas dazu, was die Bundesregierung auch tun
kann, um die Förderung von LNG-Terminals voranzubringen - das sind die von
Minister Altmaier gestern auch verkündeten Eckpunkte für die Anbindung von
LNG-Terminals an das Gasnetz. Wir hatten bisher noch das Problem, dass die
Frage der Finanzierung noch nicht ganz geklärt war, also die Frage, wer die
Leitungen bezahlt, wenn ein LNG-Terminal an das deutsche Gasnetz angebunden
werden muss. Da hatten wir noch eine gewisse Diskrepanz, weil diese
Finanzierung bei Pipelines über den Gasnetzbetreiber erfolgt und nicht über
denjenigen, der das Gas einspeist. Das hat man insoweit gleichgestellt, und
wir werden jetzt die gesetzgeberischen Voraussetzungen dafür auf den Weg
bringen, dass auch LNG-Terminals angebunden werden können und die Kosten
dafür nicht allein vom Betreiber zu bezahlen sind.

Zusatzfrage: Frau Demmer, wie passt denn das Plädoyer der Bundesregierung
für den Transport und die Gewinnung von klimaschädlichem Gas, das durch
Fracking gewonnen wird, zu den generellen klimaschutzpolitischen
Vorstellungen der Bundesregierung?

SRS'in Demmer: Na ja, es geht bei diesem Thema ja um ganz viele Interessen.
Es geht zum einen darum, eine diversifizierte Energieversorgung zu haben.
Das ist ein komplexes Thema, und da ist das eben ein Weg, um
Energiesicherheit und gleichzeitig Unabhängigkeit herzustellen.

Wagner : Vielleicht kann ich dazu noch ganz kurz etwas ergänzen: Das ist ja
auch einer der wesentlichen Punkte der Kommission "Wachstum, Strukturwandel
und Beschäftigung" gewesen, die ja den Ausstiegspfad für die
Kohleverstromung vorgeschlagen hat. Die Kommission hat ja auch ganz klar
gesagt: Übergangsenergieträger ist und wird Gas sein. Wir sind also weiter
darauf angewiesen, dass wir Gas nach Deutschland bringen, um so die
Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass auch in der Übergangszeit, bis wir
mit der CO2-neutralen Energieversorgung noch weiter sind, die
Energieversorgungssicherheit gewährleistet ist. Es ist also, wie gesagt,
auch ein Ergebnis der Strukturwandelkommission, dass wir zukünftig weiter
einen großen Bedarf haben werden - der dann sinken wird, aber als
Brückenenergieträger wird das noch an Bedeutung gewinnen.

Frage: Ich habe noch eine Frage zur Nord-Stream-2-Einigung: Heißt das jetzt
konkret, dass Gas und Lieferung nicht aus einer Hand kommen dürfen, oder
was genau sind die Konsequenzen?

SRS'in Demmer: Von der jetzt gefundenen Einigung? Im Detail kann man sagen,
dass der gefundene Kompromiss vor allem den Umfang der Regulierung
begrenzt. Er sieht also vor, dass bei Offshore-Pipelines die Regulierung im
Küstengewässer des EU-Mitgliedstaates beginnt, in dem der erste
Verknüpfungspunkt mit dem EU-Gasnetz liegt. Nur in diesem Pipelineabschnitt
greift also die Regulierung. Kurz gesagt: Das bedeutet, dass die
Regulierung nur den Pipelineabschnitt im deutschen Küstengewässer erfasst.

Zusatzfrage: Heißt das, dass in deutschen Küstengewässern das Angebot nicht
aus einer Hand stammen darf, also dass die Röhre und das, was in der Röhre
ist - das Gas -, getrennt sein müssen?

SRS'in Demmer: Herr Wagner, haben Sie sich damit detailliert beschäftigt?

Wagner: Die Details werden noch bekanntgegeben, wenn die Einigung im Trilog
steht - die muss ja sowohl vom Parlament als auch vom Rat noch formell
angenommen werden. Dann wird das insoweit alles veröffentlicht, auch mit
allen Details. Die Gasrichtlinie hat aber zum Ziel, für den Betrieb
Vorschriften zu machen, und ein Teil ist dabei, den Betreiber und den
Lieferanten auseinanderzubringen - also das, was man Unbundling nennt.

Zusatzfrage: Darauf läuft es also hinaus?

Wagner: Das ist ein wesentlicher Punkt der Gasrichtlinie, ja.

Frage: Herr Wagner, ist denn unstrittig, dass die Änderung, die jetzt
beschlossen würde, Auswirkungen auf Nord Stream 2 hat? Das ist ja immerhin
ein Projekt, das vor Änderung der Regeln begonnen wurde.

Wagner: Wichtig ist, glaube ich, auch noch einmal zu sagen, dass sich die
Gasrichtlinie nur auf den Betrieb von Pipelines und nicht auf den Bau
beziehen wird. - Wie gesagt, ich möchte jetzt erst einmal die abschließende
Richtlinie abwarten, aber soweit das jetzt abzusehen ist, wird die von
Ihnen angesprochene Pipeline davon erfasst sein, ja.

Frage : Ganz kurz zur E-Auto-Prämie: Es wird jetzt geschrieben, dass sie
möglicherweise verlängert werden kann. An die zuständigen Ministerien: Ist
das schon entschieden, oder wie weit sind Sie in diesen Überlegungen, die
Prämie über Juni hinaus - und möglicherweise auch verändert; das wäre die
zweite Frage - zu verlängern?

Wagner: Die aktuelle Förderrichtlinie gilt bis längstens Juni 2019, und die
Bundesregierung prüft derzeit, inwieweit die Förderrichtlinie verlängert
und gegebenenfalls auch angepasst wird. Das ist noch keine abschließende
Entscheidung gefallen.

Zusatzfrage : "Angepasst" hieße erhöht oder gesenkt?

Wagner: Ich habe gesagt "angepasst" - das heißt nicht notwendigerweise
erhöht oder gesenkt.

Frage : Wie erklären Sie sich, dass von den 600 Millionen Euro, die als
Bundesmittel zur Verfügung gestellt wurden, bisher nur ein Bruchteil
abgerufen wurde?

Wagner: In der Tat ist der Rahmen, den die Bundesregierung zur Verfügung
gestellt hat, nicht komplett abgerufen. Ich glaube, es wurden bisher rund
100 000 Anträge mit einem Volumen von 140 Millionen Euro gestellt, und 30
Millionen Euro davon wurden für Anträge reserviert, die noch nicht
abschließend beschieden sind. Das ist natürlich unter der Summe, die dafür
bereitgestellt wurde.

Über den Hochlauf der Elektromobilität haben wir, glaube ich, an dieser
Stelle schon das eine oder andere gesprochen. Es ist so, dass das hinter
den Erwartungen geblieben ist. Der Hochlauf hat länger gedauert, als wir
das ursprünglich erwartet haben. Wir merken jetzt aber, dass sich eine
deutlich stärkere, eine starke Dynamik gebildet hat. Es gibt immer mehr
Hersteller, die ihre Produktpalette für E-Mobilität immer weiter ausbauen;
es gibt immer neue Produkte, die auf den Markt kommen. Insofern gehen wir
davon aus, dass der Hochlauf jetzt deutlich schneller wird, deutlich
rapider wird, und dass der Abruf noch deutlich zunehmen wird.

Zusatzfrage : Aber wenn Sie 600 Millionen Euro zur Verfügung stellen, dann
wollen Sie ja auch, dass die abgerufen werden. Was werden Sie denn jetzt
ändern, damit das passiert?

Wagner: Ich habe Ihnen ja zum einen gesagt, dass gerade in der Anfangszeit
die Abrufe relativ gering waren, weil das alles gedauert hat. Wichtig ist,
glaube ich, dass wir die Voraussetzungen schaffen, um die E-Mobilität in
Deutschland voranzubringen. Dazu gehört nicht nur die Kaufprämie, sondern
zum Beispiel auch der Ausbau der Ladesäuleninfrastruktur und die Forschung.
Natürlich sind da auch die Hersteller gefragt, die schon erheblich daran
arbeiten und wahrscheinlich auch noch mehr tun müssen, um die Autos noch
attraktiver zu machen, was das Thema Reichweite und auch die Frage, wie
schnell aufgeladen wird, betrifft - da läuft derzeit ja sehr viel. Dann
wird sich das auch immer weiter durchsetzen.

Aber wie gesagt, der Hochlauf findet statt, und er wird schneller werden.
Wir gehen davon aus, dass der Anteil der Elektromobile an den
Gesamtzulassungen deutlich zunehmen wird.

Frage : Wenn Sie sagen, die Dynamik nimmt zu: Dann hälfe ja, wenn Sie
schnell entscheiden, so eine Prämie zu verlängern. Bis wann wollen Sie das
also über den Tisch haben, damit auch klar ist, dass man noch mehr Zeit
hat?

Wagner: Ich habe Ihnen ja gesagt: Wir prüfen, ob und gegebenenfalls unter
welchen Konditionen das verlängert wird. Das wird derzeit geprüft und
entsprechend vorbereitet. Natürlich ist das Ziel dann, das nahtlos zu
machen.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Demmer. Es gibt Berichte über eine
Antwort auf eine parlamentarische Anfrage, wonach die Zahl der
antisemitischen Straftaten im vergangenen Jahr um 10 Prozent angestiegen
ist, die der Gewalttaten sogar um 60 Prozent. Wie sehr besorgt das die
Bundesregierung?

Herr Schmidt, wie erklären Sie sich diese Zahlen? Was sollte dagegen getan
werden?

SRS'in Demmer: Das bedrückende Thema beschäftigt uns hier ja immer wieder.
Die konkrete Statistik liegt mir jetzt nicht vor. Aber für uns ist
natürlich völlig klar, dass Antisemitismus in Deutschland keinen Platz hat.
Es ist der Bundesregierung ein ganz besonderes Anliegen, dass sich
jüdisches Leben in Deutschland frei und sicher entfalten kann und weiter
gestärkt wird. Das versteht sich von selbst. Dazu gibt es im
Innenministerium seit dieser Legislaturperiode auch einen
Antisemitismusbeauftragten.

Schmidt: Ja, das ist der Beauftragte Klein, und der hat sich dem Thema
angenommen, und inhaltlich habe ich dem, was Frau Demmer schon ausgeführt
hat, an dieser Stelle nichts weiter hinzuzufügen.

Frage : Ich habe eine Frage an das Landwirtschaftsministerium und
gegebenenfalls an das Umweltministerium zum Volksbegehren in Bayern. Mich
würde Ihre Bewertung interessieren. Bei dem Volksbegehren ging es ja um die
Artenvielfalt, und es mussten 1 Million Stimmen gesammelt werden. Das ist
jetzt erfolgreich gewesen. Ich hatte jetzt vom Umweltministerium vernommen,
dass die Umweltministerin dieses Volksbegehren begrüßt. Tun Sie und die
Ministerin das auch?

Bürgelt: Grundsätzlich begrüßen wir und die Ministerin alle Bemühungen, die
dazu beitragen, die Artenvielfalt und die Biodiversität zu erhalten. Ganz
klar ist nämlich, und das hat die Bundesministerin auch schon an
verschiedenen Stellen gesagt: Das ist eine unserer Zukunftsaufgaben, die
nur gemeinsam bewältigt werden können.

Das Volksbegehren konzentriert sich auf die Landwirte. Wir sollten
allerdings den Blick öffnen und hinsichtlich des Rückgangs der
Artenvielfalt auch Dinge wie die Siedlungsentwicklung, die Verkehrs- und
Infrastruktur, wasserbauliche Maßnahmen, Freizeit und Erholung
berücksichtigen, sodass eben Artenvielfalt breit gedacht wird.

Zusatzfrage : Stimmen die Ziele dieses Volksbegehrens denn mit den Zielen
des Landwirtschaftsministeriums überein? Gehen die vielleicht gar nicht
weit genug? Ich meine, laut IPCC muss der Anteil des Ökolandbaus in
Deutschland bis 2050 ja bei 100 Prozent liegen, und die industrielle
Landwirtschaft muss abgeschafft sein. Geht Ihnen das Volksbegehren nicht
weit genug oder ist das okay?

Bürgelt: Wie gesagt: Wir begrüßen alle Maßnahmen zur Artenvielfalt.

Ansonsten, denke ich, haben wir uns zu Bio-Anbauflächen hinlänglich
geäußert.

Zusatzfrage : Hat das Landwirtschaftsministerium einen Plan dazu, wie bis
2050 die industrielle Landwirtschaft abgeschafft werden und es einen
100-prozentigen Ökolandbau geben wird?

Bürgelt: Ich kann Ihnen sagen, dass in Bezug auf den Ökolandbau das Ziel
der Bundesregierung ist, bis 2030 20 Prozent Ökolandfläche zu haben.

Zusatz : Das heißt, von 2030 bis 2050 werden die 80 Prozent dann noch
hinzukommen. Das wollen Sie innerhalb der 20 Jahre schaffen?

Bürgelt: Das habe ich nicht gesagt. Ich habe nur gesagt: Das derzeitige
Ziel der Bundesregierung ist "20 Prozent bis 2030".

Frage: Ich habe auch eine Frage an beide Ministerien. Die Artenvielfalt
wird ja auch durch schädliche Mittel bedroht. Es ist ja, glaube ich, auch
Bestandteil des Volksbegehrens, dass schädliche Mittel eingeschränkt werden
sollen. Was bedeutet das jetzt konkret für die Glyphosat-Debatte? Darin
wird ja kritisiert, dass es zwar Absichtserklärungen gab, aber das Zeug
eben doch letztlich immer noch relativ langfristig benutzt werden kann.
Gibt es da jetzt einen neuen Schub? Gibt es da Anlass, zu sagen "Nein, wir
setzen jetzt eine definitive Ausstiegsgrenze fest"?

Klein: Meinen Sie durch das Volksbegehren in Bayern?

Zusatzfrage: Ja. Dieses Volksbegehren beinhaltet in seiner Absicht ja
durchaus auch, wenn man so will, eine Arbeitsaufforderung an die
Bundesregierung, nämlich: Bitte sorge dafür, dass artenschädliche Stoffe,
sogenannte Schädlingsbekämpfungsmittel, eingeschränkt oder nicht mehr zum
Einsatz kommen. Das wäre ja eine logische Folge dieses Begehrens. Mich
interessiert die Frage, ob Sie das Begehren so auffassen, also ob Sie sagen
"Das ist jetzt ein neuer, verstärkter Schub dafür, zum Beispiel an einem
definitiv terminierten Glyphosat-Ausstieg festzuhalten" oder das noch
einmal in Angriff nehmen.

Klein: Die Bundesministerin hat sich gestern schon allgemein zu dem
Volksbegehren geäußert, wie Ihr Kollege sagte. Ich glaube, wichtig ist es,
einfach einmal festzuhalten, dass der Insektenschutz im Allgemeinen durch
dieses Begehren Aufmerksamkeit erfährt, was für uns natürlich sehr wichtig
ist, weil wir uns jetzt sehr darum kümmern und in Kürze auch das
Aktionsprogramm zum Insektenschutz vorlegen werden. Im Zentrum dieser
konkreten Vorschläge zum Aktionsprogramm wird das Thema "Umsteuerung in der
Landwirtschaft" stehen, weil wir für einen erfolgreichen Insektenschutz
weniger Agrargifte und mehr Lebensräume brauchen.

Was im Übrigen das Thema Glyphosat im Konkreten angeht, laufen die
Abstimmungen innerhalb der Bundesregierung weiterhin. Ich denke nicht, dass
das Volksbegehren jetzt Anlass dafür ist, sich speziell zu diesem Thema zu
verhalten.

Zusatzfrage: Gleiche Position des Landwirtschaftsministeriums in der Frage?

Bürgelt: Zum Glyphosat kann ich Ihnen sagen, dass Bundesministerin Klöckner
bereits vergangenes Jahr im April eine Strategie vorgeschlagen hat. Über
die wird, wie die Kollegin gerade schon ausgeführt hat, derzeit intensiv
zwischen BMU und BMEL beraten. Ziel ist es, und das hat sich die Koalition
auch zum Ziel gesetzt, den Einsatz glyphosathaltiger Pflanzenschutzmittel
deutlich einzuschränken.

Zusatz: Aber Zeitpläne gibt es dafür immer noch nicht.

Bürgelt: Wir stehen in intensiven Diskussionen.

Frage: Abgesehen von der Minderungstabelle gibt es ja auch den Vorstoß, die
Zulassung glyphosathaltiger Mittel an Ausgleichsflächen zu knüpfen. Das ist
jetzt auch schon eine ganze Weile her. Sind Sie denn da einem Kompromiss
nähergekommen?

Bürgelt: Da würde noch einmal das wiederholen, was ich gerade gesagt habe:
Wir stehen dazu im Austausch.

Zusatzfrage: Dann habe ich noch eine Frage an Frau Demmer. Die
"Bild"-Zeitung berichtet, dass die Kanzlerin den Vorschlag von
Gesundheitsminister Spahn zur Entlastung von Betriebsrentnern als zu teuer
ablehnt. Ist das korrekt? Wäre dieser Vorschlag denn aus dem Haushalt
finanzierbar?

SRS'in Demmer: In der Diskussion um die Beitragszahlungen von
Betriebsrentnern zur GKV gibt es verschiedene Ideen, wie man
Betriebsrentner und -rentnerinnen gegebenenfalls entlasten kann. Die
Diskussion ist kontrovers; denn unter dem Gesichtspunkt der
Beitragsgerechtigkeit lassen sich natürlich verschiedene Argumente für und
gegen alle einzelnen Vorschläge finden. Für jeden der Vorschläge gilt
allerdings, dass sie relativ kostspielig sind. Im Koalitionsvertrag ist
eine Entlastung nicht vereinbart. Das heißt, bevor weitere kostenintensive
Projekte diskutiert werden, gilt es jetzt erst einmal die im
Koalitionsvertrag vereinbarten Projekte anzugehen.

Frage : Herr Malachowski, es geht um die Regelabfrage zur
Vorratsdatenspeicherung und die Bewertung der Bundesregierung. Haben Sie
inzwischen Ihrerseits eine abschließende Bewertung gefunden? Ich glaube,
das EuGH-Urteil liegt jetzt zwei Jahre zurück.

Malachowski: Mir ist dazu kein neuer Stand bekannt. Aber ich erkundige mich
gerne und komme dann auf Sie zu, falls es etwas Neues gibt.

Frage KLISS (zur Grundrente): Zur Rente: Was ist gerecht daran, wenn es
keine Bedürfnisprüfung gibt? Die Frage geht an Herrn Ehrentraut.

Herr Kolberg, es geht um 5 Milliarden Euro. Hat der Bundesfinanzminister
Geld für diesen Vorschlag?

Ehrentraut: Der Minister hat seine Pläne zur Grundrente ja hinlänglich
erklärt und erläutert. Es geht jetzt darum, einen Referentenentwurf zu
entwerfen. Den werden wir in der ersten Hälfte dieses Jahres vorlegen, und
der wird dann auch in die Ressortabstimmung gehen.

Kolberg: Der Bundesfinanzminister hat gesagt, dass er Minister Heil
unterstützt, und den Rest werden wir besprechen, wenn wir uns intern
darüber abstimmen und die Vorschläge vorliegen werden.

Frage: Herr Schmidt, möchte Minister Seehofer das Telekommunikationsgesetz
rasch ändern, um dort vor der Vergabe von 5G-Lizenzen eine
Sicherheitsprüfung und ein No-Spy-Abkommen hineinzuschreiben?

Schmidt: Sie wissen, dass es solche Äußerungen ja aus dem parlamentarischen
Raum gegeben hat. Ich bitte Sie um Ihr Verständnis dafür, dass wir dazu
keine Stellungnahme abgeben. Es gilt weiterhin, dass die Willensbildung
innerhalb der Bundesregierung zu diesem Thema insgesamt noch nicht
abgeschlossen ist und weiter darüber beraten wird.

Mittwoch, 13. Februar 2019
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Regierungspressekonferenz vom 11. Februar 2019

Themen: durchschnittliche Dauer von Asylverfahren, mögliches Treffen
der Außenminister im Normandie-Format auf der Münchner
Sicherheitskonferenz, Nahost-Konferenz in Warschau, Interview mit dem
früheren Bundesinnenminister Thomas de Maizière, geplante Änderung der
Post-Entgeltregulierungsverordnung, Fall eines in der Türkei inhaftierten
deutschen Journalisten, Grundrente


Sprecher: StS Seibert, Schmidt (BMI), Breul (AA), Wagner (BMWi),
Jäger (BMAS)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS
Seibert sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage : Herr Schmidt, eine Frage an Sie: Heute früh gab es eine Meldung
bezüglich der Asylverfahren. Ihr Haus hat mitgeteilt, dass die
Asylverfahren im Moment im Durchschnitt sechs Monate dauerten. Bei der
Vorstellung des Migrationsberichts am 23. Januar hat Herr Sommer gesagt,
die Asylverfahren dauerten im Regelfall im Durchschnitt drei Monate und in
den AnKER-Zentren maximal zwei Monate. Können Sie uns diesen Widerspruch
erklären?

Schmidt: Ich denke, es liegt kein Widerspruch vor, sondern ein Unterschied
in den Fragestellungen, die diesen beiden Antworten vorangegangen sind. In
der Tat wird in den heutigen Meldungen auf eine Antwort auf eine Kleine
Anfrage, die wir kürzlich an das Parlament gegeben haben, Bezug genommen.
Darin können Sie, wenn es Sie en détail interessiert, genau nachlesen,
unter welchen statistischen Punkten und unter welchen Fragen, die Dauern
zusammengefasst wurden.

Die durchschnittliche Dauer von drei Monaten kann ich insoweit erklären,
als Sie auch der Antwort auf die Kleine Anfrage - dort ist es Frage 1 -
entnehmen können, dass wir darauf hingewiesen haben, dass die
durchschnittliche Verfahrensdauer neuer Verfahren, also von Asylverfahren,
die im Jahr 2018 mit der Asylantragstellung eingeleitet und über die
entschieden wurde, 2,9 Monate für den Zeitraum von Januar bis September
2018 betrug. Daher kommt, denke ich, die Angabe von etwa drei Monaten.

Zusatzfrage : Wäre es nicht naheliegend gewesen, die Dauer von sechs
Monaten am 23. Januar zu nennen, um keinen falschen Eindruck zu erwecken?
Denn die sechs Monate sind ja offenbar die reale Zahl.

Schmidt: Es lag uns fern, einen falschen Eindruck zu erwecken. Ich denke,
wir haben das völlig richtig in Bezug auf die jeweiligen Fragestellungen
beantwortet. Auch die Zahl von sechs Monaten kann sich aus einer
Gesamtschau über einen anderen betrachteten Zeitraum ergeben. Heute aktuell
in den Meldungen war eine Bezugnahme auf die Kleine Anfrage. Darin finden
Sie die Zahl von 2,9 Monaten und auch, weil es dezidiert nachgefragt wurde,
eine ganze Reihe anderer Darstellungen, auch ins Verhältnis gesetzt zu
Datum der Antragstellung und Dauer des Verfahrens.

Ich würde Sie daher bitten, vielleicht noch einmal in die Antwort auf die
Kleine Anfrage zu schauen. Das dürfte sich damit aufklären lassen.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Breul. Am Freitag findet die Münchner
Sicherheitskonferenz statt. Im Vorfeld gab es sehr viele Gespräche zu einem
anscheinend möglichen Treffen im Normandie-Format. Wissen Sie, ob in
München ein Treffen von Ministern im Normandie-Format stattfinden kann?

Breul: Dazu kann ich Ihnen heute noch nichts Abschließendes sagen. Ich kann
bestätigen, dass Herr Maas an der Münchner Sicherheitskonferenz teilnehmen
wird. Wie Sie wissen, ist das ein Event, das vielleicht mit der VN-Woche in
New York oder anderen großen Konferenzen zu vergleichen ist, an denen viele
Minister und Staatsoberhäupter teilnehmen, sodass die Termine
dementsprechend sehr stark im Fluss sind.

Ich würde Sie darum bitten, sich noch ein bisschen zu gedulden. Ich denke,
dass ich spätestens am Freitag darüber Auskunft geben kann, wie der Freitag
und der Samstag für den Außenminister genau aussehen werden.

Frage: Herr Breul, ist schon bekannt, ob Deutschland auf der Konferenz in
Warschau vertreten sein wird und gegebenenfalls durch wen?

Breul: An der Konferenz in Warschau zum Nahen und Mittleren Osten, die
Mitte dieser Woche stattfinden wird, wird für uns Staatsminister Annen
teilnehmen.

Frage: Herr Seibert, der frühere Bundesinnenminister de Maizière hat heute
Morgen selbstkritisch mit Blick auf die Flüchtlingskrise 2015 eingeräumt,
dass sich die Politik und die Medien damals zu stark von Stimmungen leiten
lassen hätten. Teil die Bundeskanzlerin diese Einschätzung im Rückblick?

StS Seibert: Ich kenne diese Äußerung des früheren Ministers Thomas de
Maizière nicht. Ich würde sie mir schon gern erst anschauen. Aber ich hätte
jetzt auch keinen Grund, sie zu kommentieren.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundeswirtschaftsministerium. Angeblich
plant die Bundesregierung eine neue Portoverordnung. Es gibt
Medienberichte, wonach damit das Briefporto auf 90 Cent ansteigen könnte.
Können Sie uns das bestätigen? Können Sie uns etwas dazu sagen?

Wagner: Vielen Dank für die Frage. Das gibt mir die Gelegenheit, das ganze
Thema einzuordnen und vielleicht auch der einen oder anderen Spekulation
etwas entgegenzutreten.

Richtig ist: Das BMWi hat heute die Ressortabstimmung zur Änderung der
sogenannten Post-Entgeltregulierungsverordnung eingeleitet. Diese 
Post-Entgeltregulierungsverordnung regelt unter anderem - das klingt jetzt
technisch - das sogenanante Maßgrößenverfahren. Bei diesem Verfahren
bestimmt die Bundesnetzagentur nach einem vorgegebenen Verfahren die
maximale Preisentwicklung, die das zukünftige Porto haben kann.

Dabei werden zum Beispiel das Ausgangsentgeltniveau, die Inflation, die in
dem maßgeblichen Zeitraum zu erwarten ist, und der
Produktivitätsfortschritt berücksichtigt. Die Bundesnetzagentur
berücksichtigt dabei auch einen angemessenen Gewinnzuschlag, der zu den
errechneten Kosten für die Leistungsbereitstellung noch hinzukommt.

2015 hat der Verordnungsgeber diese Berechnung des Gewinnsatzes neu
geregelt. Er hat dort festgelegt, dass der Gewinnsatz in Höhe der
Gewinnmargen anderer Postanbieter als Vergleichsmaßstab gilt. Das heißt,
seitdem wird Unternehmen ein Gewinnsatz in Höhe der Gewinnmargen anderer
europäischer Postanbieter zugebilligt, die unter vergleichbaren Bedingungen
Postdienstleistungen erbringen. An dieser Entscheidung halten wir auch
grundsätzlich fest.

Nur hat sich gezeigt, dass das nicht in allen Punkten praxisgerecht ist.
Deswegen sieht die nun vorgeschlagene Anpassung vor, dass zukünftig nicht
mehr alle anderen europäischen Postunternehmen bei der Bestimmung des
Gewinnsatzes berücksichtigt werden, sondern nur noch solche, die in
struktureller Hinsicht mit dem regulierten Unternehmen vergleichbar sind.

Hintergrund ist, dass sich jetzt bei der Anwendung gezeigt hat, dass sonst
auch solche Länder berücksichtigt werden, die gar nicht strukturell
vergleichbar sind. Das sind zum Beispiel Postunternehmen, die reine
Staatsunternehmen sind und deshalb schon gar nicht auf eine
Gewinnerwirtschaftung ausgerichtet sind. Wenn ich Staatsunternehmen, die
gar keine Gewinne erzielen sollen, als Vergleichsmaßstab bei der
Gewinnmarge heranziehe, komme ich natürlich zu Ergebnissen, die den
europäischen Portomaßstab, der mit der Deutschen Post vergleichbar sein
soll, nur ungenügend abbilden.

Nach unserer Ansicht soll in Zukunft zum Beispiel Rumänien nicht mehr
berücksichtigt werden, weil - wie gesagt - die strukturelle
Vergleichbarkeit einfach fehlt. Das ist im Prinzip eine Anpassung, die aus
unserer Sicht notwendig ist, damit wir das Ziel von 2015, diese Anpassung
nach dem europäischen Benchmark zu machen, tatsächlich erreichen können.

Zur Preisentwicklung haben wir ja heute auch vielerlei Spekulationen
gelesen. Darüber können wir zum jetzigen Zeitpunkt sehr wenig sagen. Denn
das ist ein Verfahren, das die Bundesnetzagentur erst noch durchführt. Da
sind verschiedene Kenngrößen zu ermitteln, die dann zugrunde gelegt werden.
Auch legt die Bundesnetzagentur die Portogebühren für die verschiedenen
Briefarten noch nicht abschließend fest, sondern die Deutsche Post
beantragt diese erst bei der Bundesnetzagentur und dann werden sie
festgelegt. Auch hier ist es so, dass sie dann für die verschiedenen
Prüfformen beantragt werden. Das ist natürlich der Standardbrief. Das ist
die Postkarte. Das ist der Maxibrief, der Großbrief usw. Da wird die Post
dann selbst nach unternehmerischen Entscheidungen festlegen, wo sie
sozusagen gewisse Gewinnerhöhungen verteilt, die sich dann aus dem
Maßgrößenverfahren der Bundesnetzagentur ergeben.

Ich möchte aber vielleicht schon einer Spekulation entgegentreten und hier
ganz deutlich sagen: Wir gehen nicht davon aus, dass die Post in diesem
Jahr für den Standardbrief das Porto von 90 Cent erheben wird.

Frage: Eine Frage an Herrn Breul, und zwar geht es um den Fall des 
deutsch-türkischen Journalisten Adil Demirci, der genauso wie Mesale Tolu für die
gleiche Nachrichtenagentur gearbeitet hat und der derzeit in der Türkei in
Haft ist. Ist die Bundesregierung in diesen Fall involviert? Wenn ja, was
tut die Bundesregierung derzeit, um den Mann frei zu bekommen?

Breul: Grundsätzlich gilt: Die Bundesregierung ist immer involviert, wenn
Deutsche im Ausland in Haft geraten, es sei denn, die Betroffenen wünschen
dies nicht, weil wir da in gewisser Weise als Dienstleister für die
Betroffenen auftreten. Grundsätzlich gilt auch, dass wir uns zu
Einzelfällen nicht äußern können - es sei denn, wir sind dazu ausdrücklich
von den Betroffenen autorisiert. Dementsprechend kann ich Ihnen hier zu
diesem Fall keine detaillierten Angaben machen.

Frage: Eine Frage zum Thema Grundrente. Gestern hat ja Andrea Nahles bei
der Vorstandsklausur der SPD noch einmal die Position verteidigt, dass es
diese Bedürftigkeitsprüfung im Entwurf nicht geben soll. Jetzt ist dazu ja
die Position der Union bekannt. Vielleicht könnten Sie, BMAS oder
Kanzleramt, einen Hinweis darauf geben, ob das Ganze in dieser Woche im
Koalitionsausschuss zum Thema wird und ob man da vielleicht zu einer Lösung
kommt.

StS Seibert: Ich will vielleicht ganz allgemein dazu sagen: Es ist klar,
dass jede der Parteien in dieser Regierungskoalition das Recht hat, sich
programmatische Gedanken zu machen, sich programmatisch weiterzuentwickeln.
Es war auch immer bei der Bildung dieser Koalition das Verständnis, dass
die Parteien, die diese Koalition tragen, das tun würden.

Die Grundlage der konkreten Zusammenarbeit in der Bundesregierung ist der
Koalitionsvertrag. Wo von ihm abgewichen wird, wo über ihn hinausgegangen
wird, muss darüber gesprochen werden.

Ich habe ja hier schon am Freitag für die gesamte Bundesregierung gesagt,
dass die Grundrente ein ganz wichtiges Thema ist, weswegen es ja auch im
Koalitionsvertrag mit einer Vereinbarung vorkommt, eine Grundrente
einzuführen. Nun gibt es den Vorschlag des Arbeits- und Sozialministers,
der erkennbar über das im Koalitionsvertrag Vereinbarte hinausgeht, und
deswegen muss darüber gesprochen werden. Wann und in welcher Form das
geschehen wird, das kann ich Ihnen wiederum nicht sagen. Die konkrete
Ausgestaltung ist dann auch eine Sache des Koalitionsausschusses. Das ist
eine Sache der Parteien.

Jäger: Ich habe den Ausführungen nichts hinzuzufügen.

Montag, 11. Februar 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 11. Februar 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/regierungspressekonferenz-vom-11-februar-2019-1579198

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin
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AUSSEN/1878: Syrien nicht Iran, Türkei und Russland überlassen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. Februar 2019

DJIR-SARAI: Syrien nicht Iran, Türkei und Russland überlassen



Zum Syrien-Gipfel erklärt der außenpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Bijan Djir-Sarai:

"Die Präsidenten Putin, Erdogan und Ruhani verhandeln die syrische
Nachkriegsordnung. Und während die Autokraten ihre Einflussbereiche
abstecken, bleiben die Vereinigten Staaten und Europa außen vor. Das
ist töricht. Denn der Nahe und Mittlere Osten ist viel zu wichtig,
als das wir ihn ignorieren könnten. Deshalb braucht Deutschland eine
eigene Syrien-Strategie, wenn die EU nicht zu einer gemeinsamen
Haltung gelangt. Die Bundesregierung muss sich dafür einsetzen, dass
ein echter Friedensprozess in Gang kommt, der alle Akteure an einen
Tisch bringt. Wir dürfen die Zukunft des Landes nicht dem Iran, der
Türkei und Russland überlassen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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EUROPA/1588: Es droht das Blockieren rechtmäßiger Inhalte


FDP-Pressemitteilung vom 14. Februar 2019

BEER: Es droht das Blockieren rechtmäßiger Inhalte



Zum Kompromiss der EU bei der Reform des Urheberrechts erklärt Nicola
Beer, FDP-Generalsekretärin und Spitzenkandidatin der FDP zur
Europawahl:

"Der gestern in Brüssel gefundene "Kompromiss" zur
Urheberrechtsreform ist faul. Uploadfilter können keine legalen von
illegalen Inhalte unterscheiden. Hier droht - wie auch bereits beim
Netzwerkdurchsetzungsgesetz - das Blockieren rechtmäßiger Inhalte und
Meinungen. Auch die Idee, das Leistungsschutzrecht EU-weit
einzuführen, wird nicht funktionieren, denn es handelt sich eher um
ein Wettbewerbs- als ein Urheberrechtsproblem. Das
Leistungsschutzrecht hat bereits national in Deutschland und Spanien
nicht funktioniert - hier wird man sich noch einmal komplett neue
Gedanken darüber machen müssen, wie man einen Ausgleich zwischen
Verlagen und Newsaggregatoren schafft."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin
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EUROPA/1587: Brauchen europäisch abgestimmte Strategie für Energie


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 13. Februar 2019

NEUMANN: Brauchen europäisch abgestimmte Strategie für Energie



Zur EU-Einigung bei Nord Stream 2 erklärt der energiepolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Prof. Dr. Martin Neumann:

"Die Regelung schafft Investitionssicherheit für die an Planung und
Bau von Nord Stream 2 beteiligten Firmen. Sie ist ein wichtiger
Schritt auf dem Weg hin zu mehr Versorgungssicherheit in Deutschland
und Europa. Die Debatten und das Ringen um den nun gefundenen
Kompromiss zeigen dabei erneut, wie gefährlich der deutsche Sonderweg
in der Energiepolitik ist: Nach dem Alleingang beim Kohleausstieg
fahren Union und SPD auch in der Frage des Gasbezugs ihr eigenes
Rennen. Für die FDP-Fraktion ist klar: Statt nationalen Alleingängen
brauchen wir dringend eine europäisch abgestimmte Strategie zur
Sicherstellung der Versorgungssicherheit und Bezahlbarkeit von
Energie. Die Bundesregierung ist nun in der Pflicht, dabei eine
Führungsrolle zu übernehmen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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MEDIEN/232: Upload-Filter gefährden das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. Februar 2019

SCHULZ: Upload-Filter gefährden das Grundrecht auf freie
Meinungsäußerung



Zur Einigung beim EU-Urheberrecht erklärt das
FDP-Fraktionsvorstandsmitglied und Vorsitzender des Ausschusses
Digitale Agenda Jimmy Schulz:

"Der Kompromiss zu Upload-Filtern gefährdet das Grundrecht auf freie
Meinungsäußerung. Jetzt ist auch klar, warum sich die Große Koalition
monatelang geweigert hat, dazu Stellung zu beziehen: Union und SPD
brechen ihren Koalitionsvertrag, denn darin hatten sie Upload-Filter
als unverhältnismäßig ablehnt. Jetzt unterstützt die Bundesregierung
diesen Irrweg auf EU-Ebene, die FDP-Fraktion fordert dagegen eine
Abkehr.

Plattformen zum Einsatz von Upload-Filtern zu verpflichten, ist
unsinnig. Denn es ist technisch unmöglich, legale und illegale
Inhalte automatisiert zu unterscheiden. Filter können Satire, Zitate
oder Parodien gar nicht erkennen. Es wird zur Blockierung legaler
Inhalte kommen, was nicht hinnehmbar ist. Unternehmen werden faktisch
dazu gezwungen, eine Zensurinfrastruktur aufzubauen. Nach dem
Netzwerkdurchsetzungsgesetz wäre das ein weiterer Schlag gegen das
Grundrecht auf freie Meinungsäußerung."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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RECHT/914: Koalitionskompromiss zu Paragraf 219a verfassungsrechtlich fragwürdig


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. Februar 2019

THOMAE: Koalitionskompromiss zu Paragraf 219a verfassungsrechtlich
fragwürdig



Zur Debatte über den Paragraf 219a StGB erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Der Koalitionskompromiss zu Paragraf 219a StGB ist nicht nur in der
Sache falsch, sondern auch verfassungsrechtlich mindestens
fragwürdig. Die Berufsfreiheit der Ärzte und die Informationsfreiheit
der Frauen werden unverhältnismäßig eingeschränkt, wenn über eine
erlaubte Tätigkeit nicht hinreichend informiert werden darf. Sollte
es zu keiner weiteren Änderung am Gesetzestext kommen, behält sich
die FDP-Fraktion einen Normenkontrollantrag an das
Bundesverfassungsgericht vor. Am besten wäre es jedoch, wenn Union
und SPD zur Vernunft kommen und den Paragrafen 219a StGB ganz
abschaffen. Das würde den betroffenen Frauen und Ärzten wirklich
helfen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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WIRTSCHAFT/3030: Bundesregierung hat sich bei Konjunktur der unterlassenen Hilfeleistung schuldig gemacht


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 14. Februar 2019

HOUBEN: Bundesregierung hat sich bei Konjunktur der unterlassenen
Hilfeleistung schuldig gemacht



Zum Bruttoinlandsprodukt erklärt der wirtschaftspolitische Sprecher
der FDP-Fraktion Reinhard Houben:

"Beinahe ein Jahr ist die Große Koalition bereits am Werk und
Deutschland entgeht nur knapp einer Rezession. Die Bundesregierung
hat sich der unterlassenen Hilfeleistung schuldig gemacht, weil sie
die taumelnde Konjunktur nicht gestützt hat. Statt Reformen
anzustoßen und Freiräume zu eröffnen, wird die Bürokratie gepflegt
und planwirtschaftliche Maßnahmen in Gang gesetzt. Die deutsche
Wirtschaft braucht aber keine staatlich organisierten Superkonzerne,
sondern einen starken Mittelstand, der sich frei entfalten kann. Um
die Konjunktur anzukurbeln, fordert die FDP-Fraktion den Abbau von
Bürokratie, die Senkung der Unternehmenssteuer und mehr
Fachkräftezuwanderung durch ein Einwanderungsgesetz mit
Punktesystem."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1083: Landwirtschaftsausschuss berät über tiergerechte Alternativen zu Lebendtiertransporten (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 19/2019

In seiner Sitzung am 13. Februar:

Landwirtschaftsausschuss berät über tiergerechte Alternativen zu
Lebendtiertransporten



Stuttgart. Der Ausschuss für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz hat
sich in seiner Sitzung am Mittwoch, 13. Februar 2019, auf Antrag der
SPD-Fraktion mit hofnaher Schlachtung als tiergerechte Alternative zu
Lebendtiertransporten befasst. "Hofnahe Schlachtungen bieten
insbesondere kleinen Betrieben und Betrieben mit Nischenprodukten die
Möglichkeit, tiergerechte und damit auch verbraucherfreundliche
Lösungen für ihre Schlachtungen nutzen zu können", erklärte der
Ausschussvorsitzende Martin Hahn (Grüne). Modelle mobiler
Schlachteinheiten sind im Landkreis Lörrach bereits im Piloteinsatz.

Dem Ausschussvorsitzenden zufolge wurden im Jahr 2017 in
Baden-Württemberg 521.609 Rinder, etwa 4,8 Millionen Schweine, 163.125
Lämmer, 5.516 Ziegen und 509 Pferde geschlachtet. Wie in der
Tierschutztransportverordnung geregelt sei, dürften Nutztiere zu einem
Schlachtbetrieb grundsätzlich nicht länger als acht Stunden befördert
werden, es sei denn, sie würden in speziellen für lange Beförderungen
zugelassenen Transportmitteln gefahren. "Auf Landesebene besteht im
Rahmen des Qualitätszeichens Baden-Württemberg die Vorgabe, dass
Schlachttiere nicht länger als vier Stunden zur Schlachtung
transportiert werden dürfen", so Hahn.

Unter der Federführung von Baden-Württemberg sei ein abgestimmtes
Konzept für eine teilmobile und EU-rechtskonforme Schlachtung von
Rindern erarbeitet worden. Besonders für diese Tierart seien
teilmobile Schlachtungen gefragt, da dadurch unter anderem Stress bei
den Tieren vermieden werde. Eckpunkte des Konzepts seien, dass Rinder
mittels der in Schlachthöfen üblichen Bolzenschussgeräte betäubt und
auf Feuerwaffen und den Kugelschuss verzichtet würde; dazu käme, dass
die Fristen beim Entbluten einzuhalten seien, dieser Vorgang dürfe
maximal 60 Sekunden dauern. "Wir sind überzeugt, dass das Modell der
mobilen Schlachteinheit EU-Recht einhält", erklärte
Landwirtschaftsminister Peter Hauk. Sonst hätte man es in
Baden-Württemberg auch nicht zugelassen. Für den Ausschussvorsitzenden
Martin Hahn ist das Modell der mobilen Schlachteinheit ein Schritt in
die richtige Richtung zu einem Höchstmaß an Tierschonung und
Transparenz bei der Fleischgewinnung.

Wie der Ausschussvorsitzende erklärte, habe in Baden-Württemberg das
Metzgerhandwerk noch eine große Bedeutung. Eine hofnahe Schlachtung
könne für Metzger durch Kooperationen mit Tierhaltern, insbesondere
mit Biobetrieben oder Betrieben mit Mutterkuhhaltung, zur eigenen
Existenzsicherung und der der Tierhalter beitragen. "Dies setzt aber
voraus, dass nicht nur der einzelne Verbraucher Fleisch aus hofnaher
Schlachtung nachfragt, sondern dass er auch bereit ist, dafür einen
gegebenenfalls deutlich erhöhten Preis zu zahlen", so Hahn
abschließend.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 19/2019 - 13.02.2019
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1082: Deutschland-Takt auf der langen Schiene (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 18/2019

Verkehrsausschuss

Deutschland-Takt auf der langen Schiene



Stuttgart. Der "Deutschland-Takt" ist das Leitziel des Schienenausbaus
im Bundesverkehrswegeplan bis 2030. Umso wichtiger sei für 
Baden-Württemberg, jede Planung frühzeitig darauf abzustimmen. Die
Mitglieder des Verkehrsausschusses hätten in nicht öffentlicher
Sitzung vom 13. Februar 2019 deshalb die bislang unzureichende
Informationspolitik des Bundes moniert, berichtete der Vorsitzende
Karl Rombach (CDU). "Deutschland-Takt klingt nach integriertem
Taktfahrplan wie er im Nachbarland Schweiz erfolgreich praktiziert
wird. Soll es nicht nur ein Schlagwort bleiben, sondern Umsetzung
erfahren, sollte Berlin zeitnah einen exakten Zielfahrplan benennen",
so Rombach.

Der Verkehrsausschuss befasste sich auf Antrag der Grünen-Fraktion mit
den Auswirkungen des "Deutschland-Taktes" auf die
Schieneninfrastruktur und den Schienenverkehr im Südwesten. Der
Amtschef im Verkehrsministerium berichtete laut Rombach von Gesprächen
mit dem Bundesverkehrsministerium. Derzeit werde ein Gutachten
erstellt. Die Bahn, auch der Bund legten bislang zu wenige
Informationen vor, um eine Planungsbasis zu haben, referierte Rombach
die Aussagen der Ministeriumsvertreter. Nach dem für 2019 in Aussicht
gestellten "Fahrplan" richte sich jedoch, welche Strecken und
Maßnahmen ins Bundesschienenwegeausbaugesetz als
"gesamtgesellschaftlich vorteilhaft" aufgenommen und damit in den
"vordringlichen Bedarf" aufrückten. Für betroffene Kommunen
(Landkreise) und deren Etat-Planung sei es wesentlich, dies möglichst
frühzeitig zu erfahren. Während etwa die Rheintalstrecke im Gesetz
stehe, sei dies für den Bahnknoten Mannheim nicht sicher. Für
potenziell mitfinanzierungsfähige, große und wichtige Schienenvorhaben
wie die "Wendlinger Kurve" sei es sogar schon zu spät. "Der Ausschuss
unterstützt das Ziel Deutschland-Takt sehr, wünscht sich jedoch eine
bessere Informationspolitik", so der Vorsitzende Rombach.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 18/2019 - 13.02.2019
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HAMBURG/4665: Winternotprogramm - Immer mehr fragwürdige Abweisungen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 14. Februar 2019

Winternotprogramm: Immer mehr fragwürdige Abweisungen



Die Auslastung des Winternotprogramms ist in diesem Jahr mit rund 80
Prozent relativ gering. Trotzdem werden schutzsuchende Obdachlose
immer wieder abgewiesen. Begründung: mangelnde Mitwirkung und die
Möglichkeit der Selbsthilfe. Laut zweier Anfragen (Drs. 21/15670 und
Drs. 21/15967) der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft wurden in den Monaten November und Dezember 187
obdachlose Menschen auf die Wärmestube in der Hinrichsenstraße
verwiesen. Davon in 55 Fällen mit dem Hinweis auf
Selbsthilfemöglichkeiten im Herkunftsland und 126 wegen mangelnder
Mitwirkung der schutzsuchenden Personen.

"Dass Menschen nun auch aufgrund mangelnder Mitwirkung abgewiesen
werden, ist neu", sagt Cansu Özdemir, sozialpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE. "Vor dem Hintergrund, dass das Winternotprogramm
ein anonymes niedrigschwelliges Angebot sein sollte, ist diese
Begründung nicht nachvollziehbar." Dass manchen Betroffenen laut
Senatsauskunft Rückkehrhilfen angeboten würden, weil sie bestimmten
Familien angehörten, klinge kurios, meint Özdemir. "Seit wann ist die
Familienzugehörigkeit ein Indiz für eine Wohnmöglichkeit oder
finanzielle Unabhängigkeit? Wir werden an dieser Stelle weiter
nachhaken. Der Senat muss erklären, wie die Anonymität der
Schutzsuchenden gewährleistet werden kann."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft
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HAMBURG/4664: Traurige Bilanz - fast 290 geförderte Stellen für Langzeitarbeitslose weggefallen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 13. Februar 2019

Traurige Bilanz: Fast 290 geförderte Stellen für Langzeitarbeitslose weggefallen



Zum 31. Dezember 2018 sind zwei Beschäftigungsprogramme für
Langzeitarbeitslose ausgelaufen. Die Statistiken der Agentur für
Arbeit bestätigen inzwischen: Fast 290 Langzeitarbeitslose haben
dadurch ihre Jobs verloren. Im Laufe des Jahres fallen noch einmal 400
und zum Jahresende über 300 Stellen weg. Das sind zusammen fast 1.000
Arbeitsplätze. Dagegen stehen aktuell etwa 24 neu geschaffene Stellen.
"Bei Jobverlusten dieses Ausmaßes wäre normalerweise der Aufschrei in
Hamburg groß. Wo aber sind die Stimmen derer, die sich für den Erhalt
von Arbeitsplätzen für Langzeitarbeitslose einsetzen?", fragt Carola
Ensslen, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in
der Hamburgischen Bürgerschaft. Zwar habe sich der rot-grüne Senat zum
Ziel gesetzt, in diesem Jahr bis zu 800 mit Bundesmitteln geförderte
Stellen für Langzeiterwerbslose zu schaffen. Das aber reiche nicht,
meint Ensslen: "Unter dem Strich ist das ein Stellenabbau."

Mit einem Bürgerschaftsantrag will DIE LINKE nun erreichen, dass die
bisher geförderten Stellen erhalten bleiben und sich die Anstrengungen
darauf richten, Langzeiterwerbslosigkeit wirklich abzubauen. "Dazu
muss der Senat aber auch selber Geld in die Hand nehmen", sagt
Ensslen. "Schließlich spart Hamburg und erhält Steueranteile, wenn
Erwerbslose Geld verdienen und nicht mehr auf Sozialleistungen
angewiesen sind. Eine klassische Win-Win-Situation. Diese Mittel muss
der Senat sozial einsetzen und nicht im Haushalt verschwinden lassen."

 * 
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HAMBURG/4663: Ausreichende Finanzierung der Hochschulen statt Exzellenzstrategie (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 13. Februar 2019

Ausreichende Finanzierung der Hochschulen statt Exzellenzstrategie



Die Hamburgische Bürgerschaft debattiert heute über die Finanzierung
der Exzellenzcluster der Universität Hamburg. Dazu erklärt Martin
Dolzer, wissenschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in
der Hamburgischen Bürgerschaft: "Dass die Universität Hamburg jetzt in
vier Exzellenzclustern gefördert wird, kann nicht über grundlegende
Probleme in der Wissenschaftspolitik hinwegtäuschen. Eine auch nur
ausreichende Grundfinanzierung der Hamburger Hochschulen ist weiterhin
nicht gewährleistet. Laut Bildungsfinanzbericht 2018 hinkt Hamburg in
der öffentlichen Hochschulfinanzierung seit 2011 um mehr als 20
Prozent hinter dem Bundesdurchschnitt her und die Quote der
Studienabbrecher_innen liegt beschönigt bei rund 50 Prozent. Eine
solche Mangelverwaltung und Fehlentwicklung darf nicht fortgeführt
werden."

Das Land müsse die Grundfinanzierung sichern und der Bund darüber
hinaus dauerhaft in die Finanzierung der Hochschulen einsteigen. "Die
Exzellenzstrategie geht zulasten einer grundständigen Finanzierung der
Hochschulen. Befristete und auf Konkurrenz ausgerichtete Pakte lehnen
wir ab. Eine Wissenschaftsmetropole muss vielmehr die
Geisteswissenschaften und Fachhochschulen stärken, Menschen mit
Lebenserfahrung ohne Abitur einen offenen Hochschulzugang ermöglichen,
prekäre und befristete Arbeitsverhältnisse an den Hochschulen
zurückdrängen und die Studienqualität und Studienplatzkapazität
verbessern", sagt Dolzer.

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5062: Frauenhaus in Andernach würde Hilfsangebot weiter stärken (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 13.02.2019

Frauenhaus in Andernach würde Hilfsangebot weiter stärken



Zu den Plänen, ein 18. rheinland-pfälzisches Frauenhaus in Andernach
einzurichten, äußert sich die frauenpolitische Sprecherin von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz, Jutta Blatzheim-Roegler:

"Als frauenpolitische Sprecherin der GRÜNEN Landtagsfraktion begrüße
ich es, dass das geplante neue Frauenhaus in Andernach entstehen soll.
Die Gespräche, die hierzu mit der Stadt Andernach und dem Landkreis
Mayen-Koblenz geführt wurden, verliefen vielversprechend. Wenn nun
auch die regionalen Gremien zustimmen, steht dem 18.
rheinland-pfälzischen Frauenhaus nichts mehr im Wege. Im Ende letzten
Jahres verabschiedeten Doppelhaushalt 2019/20 des Landes wurden für
diesen Zweck bereits 100.000 Euro eingestellt.

Mit einem weiteren Frauenhaus im Norden von Rheinland-Pfalz würden die
bestehenden Strukturen gestärkt, um einen weiteren Schutzraum für
Frauen zu schaffen, die vor Gewalt in ihrem engen sozialen Umfeld
fliehen müssen. Leider bestätigen die jüngsten Zahlen zu Gewalt an
Frauen, dass nach wie vor dringender Bedarf für Angebote wie diese
besteht. Betroffene Frauen können dort mit professioneller Hilfe
beginnen, traumatische Erlebnisse zu verarbeiten, Hoffnung schöpfen
und erste Schritte in Richtung Normalität wagen. Dass das bestehende
Angebot von 17 Frauenhäusern in Rheinland-Pfalz erweitert wird, ist
ein wichtiges und positives Signal an die vielen Initiativen und
Vereine, die sich für Frauen in Notlagen einsetzen."

 * 
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SAARLAND/2635: Doppelverbeitragung bei Betriebsrenten ist ungerecht und belastet Rentner unangemessen (SPD)


SPD-Fraktion im Landtag des Saarlandes - Pressemitteilung vom 14. Februar 2019

Doppelverbeitragung bei Betriebsrenten ist ungerecht und belastet Rentner unangemessen



Zur vorzeitigen Absage von Kanzlerin Merkel Rentnerinnen und Rentner
bei den Krankenkassenbeiträgen auf Betriebsrenten zu entlasten erklärt
die parlamentarische Geschäftsführerin der SPD-Landtagsfraktion, Petra
Berg:

"Angesichts von Milliardenrücklagen der Krankenkassen ist es an der
Zeit, diesen Missstand endlich zu beheben. Offensichtlich liegt Frau
Merkel da auch mit ihrer Partei und ihrem Gesundheitsminister
überkreuz, der ja bereits Vorschläge zu Finanzierung gemacht hatte.
Die neue CDU-Parteivorsitzende Kramp-Karrenbauer muss jetzt die
Position ihrer Partei auch gegenüber ihrer Kanzlerin durchsetzen."

Die Betriebsrente wird momentan stark mit Sozialbeiträgen belastet,
obwohl sie doch eine wichtige Stütze für die Altersvorsorge sein
müsste, nachdem bereits beim Ansparen auf die entsprechenden
Einkommensbestandteile Beiträge gezahlt wurden. Gleichwohl wird hier
der volle Beitragssatz für die Krankenversicherung von den
Betriebsrenten fällig.

"Damit bezahlen unsere Rentnerinnen und Rentner von ihrer hart
erarbeiteten Betriebsrente sowohl den Arbeitgeber- als auch den
Arbeitnehmeranteil. Das ist schlicht ungerecht", resümiert Berg.

 * 
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STELLUNGNAHME/004: Keine politische Einflussnahme auf gemeinnützige Organisationen (Kulturrat)


Deutscher Kulturrat e.V. - Pressemitteilung vom 13. Februar 2019

Keine politische Einflussnahme auf gemeinnützige Organisationen

Der demokratische Staat hat sich selbst zu beschränken, damit er nicht zum
Obrigkeitsstaat wird



Berlin, den 13.02.2019. Heute findet im Finanzausschuss des Deutschen
Bundestags eine öffentliche Anhörung zum Thema Gemeinnützigkeit statt. Zu
Diskussion steht der Antrag der FDP-Bundestagsfraktion "Straftaten und
Gemeinnützigkeit schließen sich aus" (Drucksache 19/2580). Die
FDP-Bundestagsfraktion fordert am Beispiel der Tierschutzorganisation PETA
gesetzlich festzulegen, dass Organisationen die Gemeinnützigkeit entzogen
werden kann, wenn ihre Repräsentanten gegen geltende Strafgesetze
verstoßen. Weiter steht der Antrag der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die
Grünen "Gemeinnützigkeit braucht Rechtssicherheit statt politischer
Willkür" (Drucksache 19/7434) zur Debatte. Bündnis 90/Die Grünen wenden
sich in ihrem Antrag gegen politische Einflussnahme auf Entscheidungen der
Finanzämter zur Gemeinnützigkeit. Ebenso soll der Katalog gemeinnütziger
Zwecke modernisiert werden.

Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der Bundeskulturverbände, macht
mit Nachdruck deutlich, dass gemeinnützige Organisationen einen
wesentlichen Beitrag für das Gemeinwesen und das gelingende Zusammenleben
in Deutschland leisten. Vereine und Verbände sind für den Einzelnen
wichtig, in dem sie Chancen des Engagements, der Unterstützung und des
Austausches bieten. Vereine und andere gemeinnützige Organisationen machen
das Leben vor Ort lebenswert. Darüber hinaus sind Vereine und Verbände für
das Zusammenleben und die Gestaltung der Gesellschaft unverzichtbar. Hier
werden Einzelmeinungen zu Positionen verdichtet und dem gesellschaftlichen
Diskurs gestellt. Damit gestalten die Bürgerinnen und Bürger die
Gesellschaft mit. Diesen wichtigen Part der Zivilgesellschaft gilt es zu
stärken.

In Art. 9 Abs. 2 GG ist bereits geregelt, dass Vereinigungen, deren Zwecke
oder deren Tätigkeiten den Strafgesetzen zuwiderlaufen oder die sich gegen
die verfassungsgemäße Ordnung oder gegen den Gedanken der
Völkerverständigung richten, verboten sind. Eine zusätzliche Einschränkung
durch das Gemeinnützigkeitsrechts ist daher nicht erforderlich und
abzulehnen.

Der Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates, Olaf Zimmermann, sagte:
"Gemeinnützige Organisationen zeichnen sich auch durch Querköpfigkeit und
Widerspruchsgeist aus. Damit haben sie einen wesentlichen Anteil am
gesellschaftlichen Dialog. Sie machen es möglich, dass auch außerhalb der
Parlamente Foren des Austauschs, des Streits und der Diskussion entstehen.
Diese Diskursräume gilt es zu schützen und nicht durch Vorschriften im
Gemeinnützigkeitsrecht einzuschränken. Der demokratische Staat hat sich bei
Regelungen für die Zivilgesellschaft selbst zu beschränken, damit er nicht
zum Obrigkeitsstaat wird."

 * 
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SOZIALES/2750: Weil jedes Kind in Armut eines zu viel ist


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Weil jedes Kind in Armut eines zu viel ist



Sönke Rix, frauenpolitischer Sprecher;

Stefan Schwartze, zuständiger Berichterstatter:

Der Deutsche Bundestag hat am 14. Februar 2019 in erster Lesung den
Entwurf für ein Starke-Familien-Gesetz debattiert. Damit verbessern
wir Unterstützungsleistungen für Familien mit kleinem Einkommen. Auch
für diese Leistungsträgerinnen und Leistungsträger wird es sich in
Zukunft lohnen, mehr Einkommen zu erzielen.

"Familien mit kleinem Einkommen profitieren nicht oder kaum von
Steuererleichterungen. Deshalb setzen wir für sie nicht im Steuer-
sondern im Sozialleistungsrecht an. Wir unterstützen armutsgefährdete
Kinder mit einem besseren Kinderzuschlag und besseren Leistungen für
Bildung und Teilhabe. Weil wir es nicht nur gut meinen, sondern auch
gut machen wollen, haben wir bei der Erarbeitung des Gesetzentwurfs
die Wechselwirkungen dieser Leistungen mit Kindergeld, Wohngeld,
Unterhalt, Unterhaltsvorschussleistungen und Grundsicherungsleistungen
beachtet.

Wir bauen den Kinderzuschlag aus. Er hilft Eltern, die zwar für sich
selbst sorgen können, aber deren Einkommen nicht mehr für die
Bedürfnisse ihrer Kinder reicht. Für sie verringern wir die Anrechnung
von Eltern- und Kindeseinkommen und bauen bürokratische Hürden ab. Wir
machen den Kinderzuschlag insgesamt attraktiver und werden damit in
Zukunft deutlich mehr Kinder und ihre Familien erreichen, darunter
auch viele Alleinerziehende.

Für Familien, die Kinderzuschlag, Wohngeld oder
Grundsicherungsleistungen beziehen, werden wir in Zukunft verbesserte
Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets zur Verfügung stellen. Wir
erhöhen das Schulstarterpaket auf 150 Euro, streichen die Eigenanteile
beim Mittagessen und bei der Schülerbeförderung und ermöglichen für
mehr Schülerinnen und Schüler individuelle Lernförderung.

Das alles sind wichtige Schritte in Richtung einer
sozialdemokratischen Kindergrundsicherung, die allen Kindern gleiche
Chancen ermöglicht."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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VERKEHR/883: Gemeinsame Sitzung des Verkehrsausschusses und der Kommissionen für Verkehr und Fernmeldewesen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Gemeinsame Sitzung des Verkehrsausschusses und der Kommissionen für Verkehr und Fernmeldewesen



Kirsten Lühmann, verkehrs- und digitalpolitische Sprecherin:

Der Verkehrsausschuss des Deutschen Bundestages und die Kommissionen
für Verkehr und Fernmeldewesen der Eidgenössischen Räte trafen sich am
13. Februar 2019 in Berlin zu einer gemeinsamen Sitzung zur Zukunft
der Eisenbahn.

"Die Deutschen und Schweizer Parlamentarierinnen und Parlamentarier
sind sich einig, dass der Eisenbahn eine zentrale Rolle in der
Bewältigung des wirtschaftlichen Wachstums bei gleichzeitiger
Reduktion der Schadstoff-emissionen zukommt. Gemeinsames Ziel ist die
Verbesserung der Leistungsfähigkeit und der Qualität der
Schieneninfrastruktur. Die Voraussetzung dafür hat der Deutsche
Bundestag am 2. Dezember 2016 mit dem Bundesschienenwegeausbaugesetz
nach dem Bundesverkehrswegeplan 2030 geschaffen.

Auf Schweizer Seite behandeln die Eidgenössischen Räte zurzeit das
Strategische Entwicklungsprogramm Eisenbahninfrastruktur. Von
besonderer Bedeutung ist eine auskömmliche und verlässliche
Finanzierung der gemeinsamen Vorhaben. Hierzu zählt insbesondere die
Umsetzung der Vereinbarung zwischen dem Eidgenössischen Verkehrs- und
Energiewirtschaftsdepartements und dem Bundesministerium für Verkehr
zur Sicherung der Leistungsfähigkeit des Zulaufes zur neuen
Eisenbahn-Alpentransversale (NEAT) in der Schweiz. Auf deutscher Seite
betrifft das die Rheintalbahn mit dem Streckenabschnitt
Karlsruhe-Basel. Der Deutsche Bundestag hat am 28. Januar 2016 mit dem
Beschluss 'Menschen- und umweltgerechten Ausbau der Rheintalbahn
realisieren' unter Berücksichtigung der regionalen Anliegen entlang
der Strecke, die entsprechenden Voraussetzungen dafür geschaffen.

Darüber hinaus ist es ein gemeinsames Anliegen, sich für attraktive
Angebote im grenzüberschreitenden Personenverkehr einzusetzen,
insbesondere auf den Strecken Zürich-Singen-Stuttgart und
Zürich-Lindau-München. Zur Akzeptanz des Schienenverkehrs bei den
Anwohnern kommt dem Lärmschutz eine besondere Bedeutung zu. Mit dem
vom Deutschen Bundestag am 30. März 2017 beschlossenen Gesetz zum
Verbot des Betriebs lauter Güterwagen und die durch die
Eidgenössischen Räte am 27. September 2013 beschlossene Revision des
Bundesgesetzes über die Lärmsanierung der Eisenbahnen sind hierfür
geeignete Instrumente geschaffen worden.

Beide Seiten werden sich weiterhin dafür einsetzen, Pünktlichkeit und
Verlässlichkeit im grenzüberschreitenden Verkehr von Personen und
Gütern zu verbessern, Fahrpläne aufeinander abzustimmen, die
Implementierung des harmonisierten Zugsicherungssystems ETCS
voranzutreiben, sowie die Chancen der Digitalisierung gemeinsam zu
nutzen. Die Parlamentarierinnen und Parlamentarier vereinbarten auch
in Zukunft wieder gemeinsame Sitzungen der für Verkehrspolitik
zuständigen Parlamentsgremien abzuhalten und auch informell im
Austausch zu bleiben."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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AFRIKA/1438: Mosambik - Ergebnisse der Kommunalwahlen passend gemacht (afrika süd)


afrika süd - zeitschrift zum südlichen afrika

Nr. 6, Dezember 2018

Mosambik

Ergebnisse passend gemacht

von Lothar Berger



Am 10. Oktober fanden in Mosmbik Kommunalwahlen statt. Sie waren
einmal mehr von Manipulationen und Unregelmäßigkeiten bestimmt. Die
regierende Frelimo gewann 44 der 53 Munizipien. In Marromeu musste am
22. November in einigen Wahllokalen wegen zweifelhafter Ergebnisse
nachgewählt werden. Und wieder konnte die Frelimo mit Zustimmung des
Verfassungsrats der Opposition einen Sieg rauben.



"Das derzeitige Wahlsystem hat einmal mehr gezeigt, dass es durch
diejenigen manipulierbar ist, die dafür verantwortlich sind und
Ergebnisse präsentieren, die ihnen passen." Deutlicher als diese
Aussage von Richter Manuel Franque lässt sich kaum aussprechen, was
bei Wahlen in Mosambik seit Jahren geschieht: Manipulationen, die der
regierenden Frelimo Mehrheiten sichern. Franque ist eine einsame
Stimme im Verfassungsrat. Seine fünf Richterkollegen stimmten trotz
Ungereimtheiten für die Anerkennung der jüngsten Nachwahlen in
Marromeu. Der 1990 gegründete, aber erst 2003 mit sieben Richtern
eingerichtete Verfassungsrat ist nicht nur dafür zuständig,
Verfassungsfragen und die Rechtmäßigkeit von
Präsidentschaftskandidaten und politischen Parteien zu klären, er
wacht auch - quasi als Verfassungsgericht - über das Wahlgesetz und
ist vor allem letzte Instanz bei Wahlanfechtungen.

Für den Ablauf des Wahlprozesses sind als staatliche Organe die
Nationale Wahlkommission (CNE) und das ihr unterstellte Technische
Sekretariat (STAE) zuständig. Beide Gremien sind nach Parteiproporz
besetzt und deshalb von der Frelimo dominiert, die alle Abstimmungen
für sich entscheidet. Deshalb gehört es bei Wahlen in Mosambik zur
regelmäßigen Gewohnheit, dass unabhängige Wahlbeobachter der
Wahlkommission Parteilichkeit zugunsten der Regierungspartei
vorwerfen, die CNE aber stets die Mehrheit der Beschwerden zurückweist
und allenfalls Ergebnisse korrigiert, wenn die Änderungen keinen
entscheidenden Einfluss auf den Wahlausgang haben.

So auch bei den diesjährigen Kommunalwahlen vom 10. Oktober 2018 - die
fünften seit der Einführung von Wahlen in zunächst 33 ausgewählten
Munizipien im Jahr 1998. Seit 2013 ist die Zahl der Munizipien auf 53
erweitert worden. 44 davon konnte die Frelimo diesmal offiziell für
sich gewinnen, die oppositionelle Renamo siegte in acht Gemeinden,
darunter in den größeren Städten Nampula, Nacala Port und Quelimane.
Die MDM (Movimento Democrático Moçambicano) konnte ihre Mehrheit nur
in Beira, seit jeher Hochburg der Opposition, halten. Beim letzten
kommunalen Urnengang von 2013 hatte sie noch vom Wahlboykott der
Renamo profitieren können und zuletzt vier Munizipien gehalten.


Manipulationen und Gewalt

Die Wahl wurde sowohl während de Wahlkampfs als auch am Wahltag selbst
und nach Bekanntgabe der Wahlergebnisse von Ausschreitungen und
Protesten mit Toten und Verletzten überschattet. Unabhängige
Wahlbeobachter, insbesondere die aus verschiedenen
zivilgesellschaftlichen Organisationen zusammengesetzte Gruppe "Votar
Moçambique" und das "Centro de Integridade Pública" (CIP), hatten
nicht nur Manipulationen an Wahlurnen und mangelnde Transparenz bei
der Auszählung festgestellt, sie kritisierten auch Einschüchterungen
von Journalisten, Wählern und Oppositionskandidaten und die Gewalt und
Parteilichkeit der Polizei. Amnesty International sprach sogar von
einer "Hexenjagd" besonders in der umkämpften Provinz Nampula. Etliche
Journalisten, Priester und Vertreter von zivilgesellschaftlichen
Gruppen hatten Todesdrohungen erhalten, weil sie angeblich mit der
Opposition zusammenarbeiten würden und für die Niederlage der Frelimo
in Nampula und Nacala verantwortlich gemacht wurden. Die Lage in
Nampula ist schon lange gespannt, nachdem der MDM-Bürgermeister
Mahamudo Amurane am 4. Oktober 2017 unter bislang ungeklärten
Umständen ermordet worden war. Bei den notwendigen Nachwahlen im
Januar 2018 mit anschließender Stichwahl im März hatte sich
schließlich der Renamo-Kandidat Paulo Vahanie durchgesetzt.

Die exzessive Gewaltanwendung gegen Anhänger von Oppositionsparteien
am Wahltag wurde auch von der Nationalen Kommission für Menschenrechte
(CNDH) in einer offiziellen Stellungnahme beklagt. Dabei ging es um
Vorkommnisse in Chimoio, Tete und Mocímboa da Praia.


Tricksen zugunsten der Frelimo

In 52 der 53 Munizipien akzeptierte die Nationale Wahlkommission mit
acht (Frelimo) zu fünf (Renamo) Stimmen bei drei Enthaltungen die
Ergebnisse, wie sie von den lokalen Wahlkommissionen übermittelt
wurden, obwohl Parallelauszählungen von Wahlbeobachtern oder selbst
ihre eigene Auszählung in etlichen Fällen zu anderen Ergebnissen
kamen. Lediglich für die Stadt Chimoio korrigierte sie die von dort
erhaltene Stimmenauszählung und nahm ihre eigenen Ergebnisse als
Grundlage, was aber an dem zuvor schon feststehenden Sieg der Frelimo
in Chimoio nicht rüttelte. Ganz anders die Entscheidung der CNE in
Fällen, in denen die Renamo den Sieg für sich beanspruchte. In fünf
solcher Munizipien - bis auf Matola allesamt in den Zentralprovinzen
gelegen - fiel nämlich der Vorsprung der Frelimo nach dem offiziellen
Wahlergebnis verdächtig knapp aus, in drei Fällen unter einem Prozent.

Wie getrickst wurde, zeigt das Beispiel Moatize in der Tete-Provinz:
Die Auszählung am 11. Oktober gab der Renamo 11.169 Stimmen gegenüber
9.856 der Frelimo. Diese verlangte eine Neuauszählung, was Renamo und
die MDM ablehnten. Doch in der Nacht zum 12. Oktober brachen Frelimo-
und STAE-Leute in das Magazin ein, in dem die Stimmzettel gelagert
werden, zählten in Abwesenheit der Opposition neu aus und erklärten
mehr als 1000 Stimmen für die Renamo für ungültig. Offiziell hatte die
Frelimo damit einen Vorsprung von 97 Stimmen. Auch in Alto Molócuè
(Zambezia) und Monapo (Nampula) lag die Renamo nach vorläufigem
Ergebnissen von CNE und STAE wie auch nach Parallelauszählungen von
Wahlbeobachtergruppen vorne. Die Distriktwahlkommissionen (CDE) gaben
jedoch Endergebnisse heraus, die jeweils knapp zu Gunsten der Frelimo
ausfielen.

In allen Fällen wurden die Beschwerden der Opposition mit der
Begründung abgelehnt, sie seien entweder nicht direkt im Wahllokal
oder nicht fristgerecht eingereicht worden. Nach dem Wahlgesetz müssen
Beschwerden innerhalb von 48 Stunden nach den Wahlen bei den
Distriktgerichten eingereicht werden. Doch die lokalen Behörden lassen
sich genügend Hürden einfallen, die es der Opposition erschweren, die
Fristen einzuhalten. In einigen Munizipien wurde die Stimmenauszählung
an einem für die Parteien-Vertreter unbekannten Ort durchgeführt.
Deren Anwesenheit ist aber Vorbedingung für eine Beschwerde vor den
lokalen Gerichten.

Als letzte Chance bleibt der Opposition nur noch der Gang zum
Verfassungsrat, dessen Entscheidungen nicht mehr anfechtbar sind.
Dieser erkannte die Wahlergebnisse bis auf einen Fall überall an und
ignorierte damit ebenso parallele Stimmenauszählungen. Lediglich in
Marromeu (Sofala) musste die Wahl in acht von 39 Wahllokalen
wiederholt werden. Auch dort hatten Polizei und STAE-Mitarbeiter
Stimmzettel mitgenommen, bevor die Zählungen abgeschlossen waren.

Wie nicht anders zu erwarten, lief auch die für den 22. November
angesetzte Nachwahl in Marromeu chaotisch ab. Zum einen gab es
Ungereimtheiten bei der Anzahl der Wahlberechtigten. So wurden in
einem Wahllokal mehr Stimmen abgegeben als Wähler registriert waren.
Zum anderem wurden erneut von Polizei und Wahlbeamten Urnen entfernt
und ein derart starker Anteil von Stimmen für die Frelimo deklariert,
dass der Vorsprung der Renamo in Marromeu zugunsten einer knappen
Frelimo-Mehrheit zusammenschmolz.


Einsame Gegenstimme

Der Verfassungsrat lehnte die von der Renamo und der
Wahlbeobachtergruppe "Votar Moçambique" vorgelegte Parallelauszählung
unter Berufung auf Vorbalte des Staatsanwaltsbüros, der Beschwerde
fehle es an "legaler Substanz", ab. Er konstatierte aber, das von den
Medien und Wahlbeobachtern berichtete Verhalten einiger Wahlbeamter
habe zu Unregelmäßigkeiten geführt. Diese hätten den Wahlausgang aber
nicht entscheidend beeinflusst, was angesichts einer Mehrheit von 46
Stimmen für die Frelimo bei der Marromeu-Nachwahl mehr als sonderbar
klingt.

Das brachte schließlich den sonst so besonnenen Richter Manuel Franque
auf die Palme, als er sich über die Unzulänglichkeiten des Wahlsystem
beschwerte. Franque, einer der dienstältesten Richter des
Verfassungsrats, erklärte, die Entscheidung sei trotz der von 68
Wahlbeobachtern und 20 Journalisten beobachteten Unregelmäßigkeiten so
ausgefallen, weil das über die Jahre hinweg immer wieder veränderte
Wahlgesetz so strukturiert sei, dass es im Prinzip "komplex, nicht
anwendbar und unfair" sei und in der Konsequenz Unregelmäßigkeiten
reinwasche, die im Wahlverlauf geschehen. Dadurch, dass von der
Auszählung ausgeschlossene Parteienvertreter nur bei physischer
Anwesenheit Protest einlegen können, sei in Marromeu ein neuer Weg,
Wahlergebnisse zu manipulieren, erfolgreich getestet worden, so
Franque. Kurz: Beschwerden werden in der Gewissheit abgelehnt, dass
das Gesetz nicht anwendbar ist.

Insofern dürften die Kommunalwahlen auch als Lackmustest für die für
Oktober 2019 anstehenden Parlaments- und Präsidentschaftswahlen
gesehen werden. Selbst nach dem offiziellen Wahlergebnis hat die
Frelimo in den 53 Munizipien zusammen nur knapp 52 Prozent errungen.
So schlecht hatte sie in noch keiner Wahl abgeschlossen. Die Renamo
erhielt 38,7 Prozent und konnte in einigen Frelimo-Hochburgen im
Norden Erfolge erzielen. Zusammen mit den 8,5 Prozent der MDM, die
diesmal deutlich hinter die Renamo zurückfiel, kommt die Opposition
der Frelimo gefährlich nahe. Da dürfte die Verführung groß sein, auch
in Zukunft auf bewährte Tricks für Wahlmanipulationen zurückzugreifen.

 * 

Weitere Artikel in afrika süd Nr. 6, Dezember 2018

EDITORIAL

ES BRAUCHT EINEN PARADIGMENWECHSEL

Ein Plädoyer von Robert Kappel, Afrika ernst zu nehmen.

AKTUELL


SÜDAFRIKA

RAMAPHOSAS GESCHWÄCHTE PRÄSIDENTSCHAFT

Im Frühjahr 2019 stehen Wahlen in Südafrika an. Bis dahin muss
Präsident Cyril Ramaphosa den durch die Zuma-Ära gespaltenen ANC
hinter sich bringen. Gedanken von Raymond Suttner.


SÜDAFRIKA: LANDREFORM

EIN ESKALIERENDER KONFLIKT

Die öffentlichen Anhörungen zur geplanten Landreform haben gezeigt,
wie die Emotionen im Streit um die Landfrage hochkochen. Leonie March
hat sich bei Betroffenen umgehört. Mit ihrer Reportage setzen wir die
Debatte um die Landfrage Südafrikas fort.


NAMIBIA: LANDREFORM

WENIG WANDEL IN SICHT

Bei der Landkonferenz in Windhoek stand auch in Namibia die Landreform
auf der Tagesordnung. Einschneidende Änderungen wurden allerdings
keine beschlossen, stellt Martina Schwikowski fest.


NAMIBIA

GWEN LISTERS KAMPF UM WAHRHEIT

Gwen Lister ist ein Vorbild für professionellen Journalismus. Ihre
Reportagen brachten sie oft ins Gefängnis. Mit der Mitbegründerin des
"Namibian" unterhielt sich Will Fitzgibbon.


MOSAMBIK

ERGEBNISSE PASSEND GEMACHT

Aus den Kommunalwahlen am 10. Oktober ging Mosambiks Regierungspartei
Frelimo einmal mehr als Sieger hervor. Mit welchen Tricks sie auch in
Gemeinden vorne lag, die eigentlich an die Opposition gingen, zeigt
Lothar Berger auf.

SAAT DES WIDERSTANDS

Seit sechs Jahren wehren sich Kleinbauern in der Region Xai Xai gegen
ein chinesisches Reisplantagen-Projekt. Timothy A. Wise berichtet vom
erfolgreichen Widerstand gegen Land Grabbing und alternativen
Ernährungswegen.


ANGOLA

"DIE PERSONEN, DIE DIE STAATSKASSEN GEPLÜNDERT HABEN, SIND
BEKANNT"

Die portugiesische Wochenzeitung "Expresso" hat sich ausführlich mit
dem angolanischen Präsidenten João Lourenço unterhalten, auch über
sein Verhältnis zu seinem Vorgänger. Afrika süd bringt Auszüge aus dem
aufschlussreichen Interview.


SAMBIA

LEX LUNGU

Um eine dritte Amtszeit für Sambias Präsident Edgar Lungu gab es ein
langes Tauziehen. Das Verfassungsgericht entschied am Ende zu Gunsten
Lungus, berichtet Peter Meyns.


SIMBABWE

MUGABE 2.0 - SIMBABWE IM RÜCKWÄRTSGANG

Bei einer Anhörung zu Simbabwe im US-Senat ging es um die Frage der
Aufhebung von Sanktionen. Dabei zeigte sich die US-Regierung
unnachgiebiger als die EU. Von Alfred O. Rankomise.


MALAWI

GEGENSEITIGE SCHULDZUWEISUNG

Der illegale Holzeinschlag mit Duldung durch die Forstbehörde bedroht
Malawis Wälder. Einzelne Abgeordnete und die Zivilgesellschaft drängen
auf eine veränderte Politik zur Rettung des Waldbestandes, wie
Watipaso Mzungo Junior berichtet.


SÜDLICHES AFRIKA: ÖKOLOGIE

AFRIKAS WÄLDER WERDEN AUCH IN EUROPA ZERSTÖRT

Energie aus Biomasse könnte den klimaschädlichen Gebrauch von
Holzkohle reduzieren. Jürgen Langen stellt ein erfolgversprechendes
Projekt vor.


AFRIKAPOLITIK

"IM KERN RASSISTISCH"

Der Afrikabeauftragte der Bundeskanzlerin, Günter Nooke, seht wegen
seiner relativierenden Aussagen zur Kolonialzeit in der Kritik. Aline
Kwizera fasst die Kritik zusammen.


SERVICE

VERMISCHTES - REZENSION
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BERUF/1913: Abi - und dann? Untersuchung zu Motiven von Schulabgängern für Ausbildung oder Studium (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 13.02.2019

Abi - und dann? BIBB-Untersuchung zu Motiven von Schulabgängern für
Ausbildung oder Studium



Was bewegt Gymnasiastinnen und Gymnasiasten zur Aufnahme einer
beruflichen Ausbildung? Angesichts steigender Studierendenzahlen hat das
Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) untersucht, welche Schüler/-innen
trotz Hochschulzugangsberechtigung eher eine Ausbildung als ein Studium
planen und welche Faktoren dies begünstigen. Es zeigt sich, dass neben
Einflüssen des sozialen Umfelds auch der Berufsorientierungsprozess sowie
Kosten-, Nutzen- und Chanceneinschätzungen der Jugendlichen von Bedeutung
sind. Aus den Untersuchungsergebnissen leitet das BIBB Empfehlungen für
die Berufsorientierung ab.

Die Pläne der Jugendlichen sind zunächst stark durch die Erwartungshaltung
der Eltern geprägt. Nur wenige Jugendliche, die ein Studium anstreben,
vermuten, dass ihre Eltern sich statt eines Studiums eine Ausbildung für
sie wünschen. Die Wahrscheinlichkeit, eine Ausbildung in Betracht zu
ziehen, erhöht sich indessen, wenn die Jugendlichen vermuten, dass sich
auch mit einer Ausbildung ein Beruf ergreifen lässt, der vom Niveau her
ähnlich oder besser ist als die von den Eltern ausgeübten Berufe. Dies
führt aus Sicht der BIBB-Fachleute zu der Anregung, bei
Berufsorientierungsmaßnahmen neben den individuellen Interessen und Zielen
der Schüler/innen auch die sozialen Prozesse zu verdeutlichen, unter deren
Einfluss sie stehen. Wenn sie sich dessen bewusst werden, können sie dies
bei ihrer Entscheidungsfindung bedenken.

Sowohl Studien- als auch Ausbildungsinteressierte erwarten von einem
Studium einen hohen Nutzen. Doch nur Ausbildungsinteressierte sehen dies
auch für eine Ausbildung so. Die Wahrscheinlichkeit, eine Ausbildung für
sich in Betracht zu ziehen, steigt also mit der Überzeugung, damit auch
attraktive Berufschancen zu haben. Eine bessere Aufklärung über die
Karriereperspektiven nach Ausbildungsabschluss könnte daher aus Sicht des
BIBB zu einer Attraktivitätssteigerung der Ausbildung beitragen.

Die BIBB-Untersuchung zeigt ferner, dass die Wahrscheinlichkeit, eine
Ausbildung anzustreben, umso höher ist, je konkreter die eigenen
beruflichen Vorstellungen sind. Die Ergebnisse verdeutlichen aber auch,
dass ein Teil der Jugendlichen offensichtlich meint, ihre beruflichen
Interessen besser in einem Studium realisieren zu können. Dies gilt zum
Beispiel für jene mit Interesse an forschend-abstrakten oder
künstlerisch-sprachlichen Tätigkeiten. Dass auch eine Vielzahl von
Ausbildungsberufen derartige Tätigkeitsaspekte bieten, spricht aus Sicht der
BIBB-Fachleute dafür, in der Berufsorientierung stärker auch auf solche
Berufe einzugehen, so zum Beispiel auf Labor- oder IT-Berufe, technische/-r
Produktdesigner/-in oder auch Pflanzentechnologe/-technologin,
Buchhändler/-in, Mediengestalter/-in, Maskenbildner/-in oder
Goldschmied/-in.

Der Appell von BIBB-Präsident Friedrich Hubert Esser lautet daher: "Um die
Attraktivitätsverluste der beruflichen Bildung in den Griff zu bekommen,
braucht es eine gesamtgesellschaftliche Debatte über den Wert von
Berufen." Es gelte zuvorderst, Tiefe und Tragweite des
Attraktivitätsproblems zu erkennen sowie Maßnahmen zu erdenken, die
wirklich helfen, um den Akademisierungstrend aufzuhalten, so Esser weiter.
Die Anregungen der BIBB-Untersuchung wie auch weitere Beiträge der
aktuellen Ausgabe der BIBB-Fachzeitschrift "Berufsbildung in Wissenschaft
und Praxis - BWP" mit dem Thema "Wege in Ausbildung" setzen hier an.

Das BIBB hat in seiner aktuellen Analyse die Daten des Nationalen
Bildungspanels untersucht, in dessen Rahmen 2.500 Jugendliche, meist 17
bis 18 Jahre alt und in der Abschlussklasse am Gymnasium, befragt wurden.
16 % von ihnen nennen eine Ausbildung, 84 % ein Studium als realistischen
Plan für ihren weiteren Bildungsweg.

Die erwähnten Dokumente stehen zum kostenlosen Download zur Verfügung:
"Abi - und dann? Was Gymnasiastinnen und Gymnasiasten zur Aufnahme einer
beruflichen Ausbildung bewegt" unter www.bibb.de/bwp-9613 sowie das
Editorial von BIBB-Präsident Esser "Was zuvorderst zu tun ist!" unter
www.bibb.de/bwp-9601.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 13.02.2019
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MELDUNG/336: 55 Millionen Euro für die MINT-Bildung (idw)


Technische Universität Berlin - 13.02.2019

TU Berlin: 55 Millionen Euro für die MINT-Bildung

Bei ihrem Besuch des Schüler*innenlabors "dEIn Labor" an der TU Berlin
stellte Bundesministerin für Bildung und Forschung Anja Karliczek
MINT-Aktionsplan vor



Wichtiger Besuch im "dEIn Labor" der TU Berlin: Bundesministerin für
Bildung und Forschung Anja Karliczek hat am 13. Februar 2019 das
Schüler*innenlabor an der Fakultät IV Elektrotechnik und Informatik
besucht. Dort hat sie gemeinsam mit Schüler*innen der 8. Klassenstufe des
Lise-Meitner-Gymnasiums aus der brandenburgischen Stadt Falkensee unter
anderem Synthesizer gelötet und sich über die vielfältigen Angebote des
Netzwerks GenaU informiert. GenaU ist der Zusammenschluss von
Schüler*innenlaboren an Forschungseinrichtungen und Hochschulen in Berlin
und Brandenburg. Im Rahmen ihres Besuches hob Karliczek die besondere
Bedeutung der MINT-Bildung (Mathematik-Informatik-Naturwissenschaft-Technik)
hervor und verkündete den MINT-Aktionsplan. Dieser stellt 55
Millionen Euro bis 2022 für die Förderung von Maßnahmen zur Stärkung der
MINT-Bildung zur Verfügung.

"Gute MINT-Bildung ist in der modernen, digital geprägten Welt
unerlässlich. Vorschläge der Suchmaschinen im Internet oder die
Entwicklung neuer Ideen und Geschäftsmodelle kann nur bewerten, wer
versteht, was ein Algorithmus ist. Gerade die klassischen Natur- und
Ingenieurwissenschaften, aber auch die Medizin erhalten durch die
Möglichkeiten der Künstlichen Intelligenz einen neuen Schub und bedürfen
gut ausgebildeten Nachwuchses, der sich mit MINT auskennt. Gute
MINT-Bildung bietet viele Chancen für den Einzelnen und für Deutschland.
Deshalb stelle ich mit dem MINT-Aktionsplan für neue Maßnahmen 55
Millionen Euro bereit," sagte Bundesministerin Anja Karliczek.

Prof. Dr. Hans-Ulrich Heiß, Vizepräsident für Lehre, Digitalisierung und
Nachhaltigkeit an der TU Berlin, begleitete die Bundesministerin während
ihres Besuches an der TU Berlin. Er begrüßt den MINT-Aktionsplan: "Im Zuge
der fortschreitenden digitalen Transformation ist es unumgänglich, die
Begeisterung junger Menschen, insbesondere von Mädchen und jungen Frauen,
für die Themen Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft und Technik zu
wecken und ihre Kompetenzen in diesen Bereichen zu erweitern. Vom
MINT-Aktionsplan erhoffen wir uns deswegen auch die weitere Unterstützung
unserer Angebote für Schüler*innen, beispielsweise in unseren
Schüler*innenlaboren, und auch im Bereich der Aus- und Weiterbildung von
angehenden Lehrer*innen."

Im dEIN-Labor der TU Berlin lernen jährlich etwa 2800 Schüler*innen
aktuelle technische Themen auf experimentelle Art und Weise kennen und
erhalten so einen Einblick in die Vielfalt der Studieninhalte und
Berufsprofile mit Bezug zu Elektrotechnik und Informatik. Die
mehrstündigen Workshops werden von Studierenden der TU Berlin durchgeführt
und richten sich an Schüler*innen von Klasse 5 bis zur Oberstufe. Die
Angebote orientieren sich am Fächerspektrum der Fakultät IV Elektrotechnik
und Informatik. Aktuelle Themen sind beispielsweise das Bauen von
Elektromotoren, Erneuerbare Energien, Robotik, Klangerzeugung,
Programmieren, Elektronik, Videotechnik, Animation, Stop-Motion,
Lautsprecherbau, LED-Dimmer, Synthesizer und die Entwicklung von Apps für
Smartphones.


Weitere Informationen

• Der MINT-Aktionsplan des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung ist abrufbar unter:

https://www.bmbf.de/files/MINT-Aktionsplan%20(2).pdf

• Das Angebot des dEIn Labor an der Fakultät IV Elektrotechnik und
Informatik an der TU Berlin:

http://www.dein-labor.tu-berlin.de/

• Die Angebote des Netzwerks GenaU:

http://genau-bb.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 13.02.2019
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FORSCHUNG/1187: Max Rubner-Institut auf Reduktionskurs - Weniger Zucker, Fette und Salz für mehr Gesundheit (idw)


Max Rubner-Institut - Bundesforschungsinstitut für Ernährung und
Lebensmittel - 13.02.2019

Max Rubner-Institut auf Reduktionskurs - Weniger Zucker, Fette und Salz
für mehr Gesundheit



Das Max Rubner-Institut untersucht im Auftrag des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft, wie sich Lebensmittel mit weniger Zucker,
Fetten und Salz herstellen lassen. Die Forschung zur sogenannten
"Reformulierung" umfasst dabei unter anderem Fragestellungen zur Anwendung
neuer Technologien, zur Sicherheit und Haltbarkeit reformulierter Produkte
und nicht zuletzt zur ernährungsphysiologischen und geschmacklichen
Qualität der "neuen" Lebensmittel.

"Gerade das vermeintlich Einfache bedarf mitunter anspruchsvoller
Forschung, die, wenn sie angewandt wird, im Idealfall das Leben der
Menschen wieder einfacher macht. Um etwa Salz zu reduzieren, kann man es
in vielen Fällen nicht einfach weglassen, denn Kochsalz sorgt nicht nur
für Geschmack, sondern hindert auch Bakterien an der Vermehrung", erklärt
Prof. Pablo Steinberg, Präsident des Instituts. "Deswegen ist unsere
aufwändige Forschung die Grundlage dafür, dass am Ende Produkte entstehen
können, die Geschmack, Gesundheit und Haltbarkeit vereinen. Aus diesem
Grund begleiten wir das BMEL bei der Umsetzung der Nationalen Reduktions-
und Innovationsstrategie mit unserer gesamten wissenschaftlichen
Bandbreite."

Um den Salzgehalt bei Kochschinken oder Brühwürsten zu verringern,
erproben Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler neben dem Einsatz von
Salzersatzstoffen auch Stoffe, die die Geschmacksempfindung für den (neben
süß, salzig, bitter und sauer) fünften Geschmack "umami" stimulieren
sollen und so das Empfinden der Salzigkeit verstärken. Zudem wird auch bei
der Fleischforschung die Hochdrucktechnologie zur Verstärkung des salzigen
Geschmacks eingesetzt. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler wollen
klären, auf welchem Mechanismus die Wirkung der neuen Technologie beruht.

Damit auch Schnittkäse in Zukunft mit weniger Salz hergestellt werden
kann, werden unter anderem spezielle Starter- und Zusatzkulturen mit
verstärkter Aromabildung erprobt, die die geschmacklichen Veränderungen
durch reduzierten Salzeinsatz kompensieren sollen. Auch beim Käse soll
zudem mit Salzersatzstoffen gearbeitet werden. Da Salz beim Käse auch für
die Hemmung des Wachstums unerwünschter Bakterien von großer Bedeutung
ist, untersuchen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler diesen
Bereich während der Käsereifung intensiv. Am Ende muss ein Produkt dabei
heraus kommen, in dem Bakterien, die Lebensmittelinfektionen auslösen,
sich nicht vermehren können.

Doch nicht nur hier erarbeitet das Max Rubner-Institut wissenschaftliche
Grundlagen zum Thema Reformulierung: das Institut ist auch der
wissenschaftliche Berater des Bundesministeriums für Ernährung und
Lebensmittel, wenn es darum geht, wie viele Menschen in Deutschland
überhaupt übergewichtig sind und welche Personengruppen - Alter,
Geschlecht oder soziale Hintergründe - besonders betroffen sind. Das Max
Rubner-Institut hat nicht zuletzt evaluiert, welche Maßnahmen besonders
geeignet sind, damit Kinder gar nicht erst dick werden. Grundsätzlich
kommt naturwissenschaftliche und sozialwissenschaftliche Kompetenz am Max
Rubner-Institut zusammen, um somit wissenschaftliche Grundlagen für
Entscheidungen seitens der Politik bereitzustellen.


Weitere Informationen unter:

http://www.mri.bund.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1266

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max Rubner-Institut -

Bundesforschungsinstitut für Ernährung und Lebensmittel, 13.02.2019

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/1186: Indien - Tägliches Mittagessen verbessert Leseleistung von Kindern um 18 Prozent (idw)


European School of Management and Technology (ESMT) - 13.02.2019

Neue ESMT-Studie: Tägliches Mittagessen verbessert Leseleistung von
Kindern um 18 Prozent



Die hohe Bedeutung regelmäßiger Mahlzeiten für den Lernerfolg von Kindern
wird durch neue Forschung der ESMT Berlin untermauert. Grundschüler in
Indien, die über einen längeren Zeitraum an der öffentlichen kostenlosen
Schulspeisung teilnahmen, erzielten demnach signifikant bessere
Lernergebnisse. Rajshri Jayaraman von der ESMT Berlin und Tanika
Chakraborty vom Indian Institute of Technology untersuchten in ihrer
Arbeit die Auswirkungen des indischen "Midday Meal"-Programms, dem mit
über 120 Millionen teilnehmenden Kindern weltweit größten kostenlosen
Schulessen.

Der Studie zufolge schnitten Schüler, die bis zu fünf Jahre am Mittagessen
teilnahmen, um 18 Prozent besser in Lesetests ab als Kinder, die weniger
als ein Jahr Schulessen bekamen. Sie zeigten auch eine um neun Prozent
bessere Leistung bei Mathematik-Tests. "Die Wirkung des
Ernährungsprogramms scheint kumulativ zu sein bezogen auf die Dauer", sagt
Professor Jayaraman. "Frühere Studien haben Zeiträume zwischen zwei Wochen
und zwei Jahren untersucht und konnten die Auswirkungen bisher nicht
richtig erfassen - unsere Forschung zeigt, dass der Nutzen des Schulessens
bei Kindern zu sehen war, die zwei bis fünf Jahre lang regelmäßig daran
teilnahmen."

Die Studie ist die bisher längste und größte zur Wirkung von regelmäßigem
Mittagessen auf den Lernerfolg von Kindern im Grundschulalter. Die
Forscherinnen nutzten Daten aus fast 600 Landkreisen in Indien, die über
200.000 Haushalte umfassen. Durch die gestaffelte Einführung des Programms
über die verschiedenen Distrikte hinweg konnten sie eine kausale
Verbindung zwischen regelmäßigen Mahlzeiten und Lernerfolg feststellen.

Die Ergebnisse bestätigen den erheblichen Wert kostenloser
Schulspeiseprogramme für Kinder weltweit. Nach Angaben des
Welternährungsprogramms erhielten im Jahr 2013 rund 368 Millionen Kinder -
also jedes fünfte Kind - eine kostenlose Schulmahlzeit für insgesamt 75
Milliarden US-Dollar.



Die Studie "School Feeding and Learning Achievement: Evidence from India's
Midday Meal Program" erscheint im Fachmagazin Journal of Development
Economics.

Weitere Informationen unter:

https://press.esmt.org/de/taegliches-essen-lernerfolg

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution875

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

European School of Management and Technology (ESMT), 13.02.2019
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RAUB/1184: SPD - kosmetische Aussichten ... (SB)




Ich würde mir wünschen, dass die SPD so mutig gewesen wäre,
statt eines Bürgergeldes (...) eine solidarische Bürgerversicherung
(zu fordern). Das wäre eine Lösung, alle einzubeziehen, auch
Freiberufler, Selbstständige, Abgeordnete, Beamte und Minister (...)
und damit den Sozialstaat wieder auf ein festes finanzielles Fundament
zu stellen.(...) In Form eines inklusiven Sozialstaats eine soziale
Grundsicherung, die armutsfest ist, die bedarfsdeckend ist und die
repressionsfrei ist, also ganz ohne Sanktionen auskommt.

Christoph Butterwegge [1]

Die SPD droht in Bedeutungslosigkeit zu versinken, weil sie sich aus
Sicht der Wählerschaft überflüssig gemacht hat. Sozialdemokratie steht
nicht für Sozialstaat, sondern für dessen Abbau, was auch für eine
Reihe anderer Parteien gilt. Im Unterschied zur konservativen und
liberalen Konkurrenz kam der SPD jedoch seit jeher die Aufgabe zu,
ihre Kernklientel in Gestalt der lohnarbeitenden Bevölkerung
einzuspinnen und ruhigzustellen. Da sie diese Funktion nicht länger
erfüllt, weil ihre Glaubwürdigkeit in den Keller gestürzt ist, ringt
sie verzweifelt um die Wiederherstellung ihrer Bindekraft. Daß sie nun
eine Kehrtwende simuliert, die als Linksruck mißdeutet wird, heißt
denn auch nur soviel, daß sie sich abermals für die staatstragende
Aufgabe ins Zeug legt, die sie schon immer wahrgenommen hat: Sie
sondert kosmetische Korrekturen ab, um die verheerende Wucht von Hartz
IV und Altersarmut nicht zum Bumerang für die herrschende Ordnung
werden zu lassen.

Entgegen anderslautenden Gerüchten hat die SPD keineswegs vor, Hartz
IV abzuschaffen und ein armutsfestes Rentensystem zu schaffen. Das ist
aus zwei Gründen in dieser Gesellschaft nicht vorgesehen. Zum einen
soll die Umverteilung von unten nach oben eine Einbahnstraße bleiben,
zum anderen die Kontrolle, Ausbeutung und Verfügung verschärft werden.
Das hohe Produktivitätsniveau als Grundlage der deutschen Exportstärke
zu Lasten schwächerer Volkswirtschaften setzt den größten
Niedriglohnsektor Europas voraus, der mit Hungerlöhnen und Ausgrenzung
für überflüssig erklärter Bevölkerungsteile ein Zwangsregime etabliert
hat. Bloße Umverteilungsansätze, die diesem System von
Herrschaftssicherung und Kapitalverwertung nicht Rechnung tragen,
greifen zwangsläufig zu kurz, soweit sie auf gesamtgesellschaftliche
Vernunft zum Wohle aller rekurrieren. Wer auf dem Rücken des andern
reitet und ihn gnadenlos antreibt, hat zwangsläufig keinen Sinn dafür,
die Plätze zu tauschen oder auch nur Seite an Seite voranzuschreiten.

Die SPD hat im Verbund mit den Grünen die Agendapolitik durchgesetzt
und damit den deutschen Führungsanspruch beflügelt. 20 Millionen
Menschen haben seit 2005 Hartz IV bezogen, sind verelendet und
erniedrigt worden. Sie führen das nicht zu Unrecht vor allem auf die
Sozialdemokraten zurück, obgleich CDU/CSU und FDP das Gesetzespaket
sogar noch verschärft haben. Soweit das Wahlvolk nicht grundsätzlich
die Frage aufwirft, ob seine Interessen in der repräsentativen
Demokratie tatsächlich in Händen politischer Vertreter gut aufgehoben
sind, neigt es dazu, enttäuschtes Vertrauen und gebrochene Versprechen
auf die Dauer selektiv abzustrafen. Die bloße Stimmabgabe für eine
andere Partei in einem solchen Szenario mit Einflußnahme zu
verwechseln liegt dabei auf der Strecke.

Daß die SPD ihr Profil verloren hat, zeichnet sich nicht erst seit
gestern ab. Vor zwei Jahren scheiterte der Versuch, sich in der
Euphorie um den vermeintlichen Heilsbringer Martin Schulz am eigenen
Schopf aus dem Sumpf zu ziehen. Seither taumelte die Partei dem
Abgrund entgegen, da jede Wahl oder Schreckenszahl der Demoskopen von
ihrer anwachsenden Krise zeugte. Plötzlich ist Hochstimmung angesagt,
gibt sich die Führungsriege geschlossen. Nach zahllosen Fehlversuchen,
die Kurve zu kratzen, kommt der Grundrentenvorstoß von Arbeitsminister
Hubertus Heil offenbar ebenso gut an wie das Konzept, Älteren länger
Arbeitslosengeld I zu zahlen, 12 Euro Mindestlohn zu fordern, die
Sanktionen zu reduzieren, eine neue Kindergrundsicherung einzuführen
und ein Recht auf Homeoffice zu verankern.

Nach dem qualvollen Hin und Her um Hartz IV, dem Unmut über
Parteichefin Andrea Nahles und Vizekanzler Olaf Scholz, den Attacken
von Gerhard Schröder und Sigmar Gabriel scheinen diese Probleme fast
über Nacht wie weggewischt. Die Reihen zeigen sich geschlossen,
flügelübergreifend von Juso-Chef Kevin Kühnert bis Niedersachsens
Ministerpräsident Stephan Weil loben Sozialdemokraten ihre
Vorsitzende: Kühnert spricht von einem "wichtigen Befreiungsschlag",
Weil von "einem wichtigen Schritt nach vorne". Dies sei "ausdrücklich
auch das Verdienst von Andrea Nahles". Grenzt sich die SPD klar von
der Union ab, zeigt sie ein eigenständiges Profil, kehrt sie am Ende
gar dorthin zurück, wo sie angeblich einmal gewesen ist? Hält sie dem
Gegenwind stand, der ihr seitens des Seniorpartners im Kabinett
postwendend ins Gesicht fährt? Wird gar die Große Koalition auf den
Prüfstand gestellt? Oder wird diesem Rausch der nächste Kater folgen?

In den Reihen der Linkspartei sorgt der neue Kurs der SPD für
Irritationen. Jahrelang gehörte es zu ihrer Wahlkampfrhetorik, den
Sozialdemokraten die Agenda-Reformen um die Ohren zu hauen. Schärft
die SPD nun ihr soziales Profil, liegen zwei divergierende
Reaktionsweisen nahe. Orientiert sich die Partei weiter nach links, um
sich abzugrenzen, oder sieht sie Spielräume für eine künftige
Zusammenarbeit in einem Mitte-Links-Bündnis? Fraktionschef Dietmar
Bartsch hatte Heils Rentenvorstoß noch als "Erfolg der Linken"
bezeichnet, doch die angebliche Abkehr der SPD von Hartz IV wird als
"Mogelpackung" bezeichnet, da Regelsätze und Sanktionen kaum
angetastet werden sollen. Die Forderung der Sozialdemokraten nach 12
Euro Mindestlohn, wie dies auch die Linkspartei verlangt, will diese
mit einem Vorstandsbeschluß von 13 Euro kontern. Das dürfte die bei
weitem leichteste Übung sein, zumal die strategische Frage, welcher
Kurs angelegt werden soll, ein neuerliches innerparteiliches
Zerwürfnis auf den Plan rufen könnte. [2]

Mit ihrer Kritik an sogenannten Mängeln des Sozialstaats, die es
auszubügeln gilt, steht die SPD im bürgerlichen Lager nicht allein.
Niemand will sich nachsagen lassen, er halte die aktuelle Situation
für angemessen und gerecht, jeder will seine soziale Ader markant
hervortreten lassen, und sei sie noch so schwach ausgeprägt. Keiner
ist sich vor der Wahl zum Europäischen Parlament und dem diesjährigen
Urnengang in Bremen, Sachsen, Brandenburg und Thüringen der
Wählergunst sicher. Die FDP läßt kein gutes Haar an der Grundrente der
SPD und legt die Basisrente als Gegenmodell vor. Wer gearbeitet und
vorgesorgt habe, müsse stets mehr als die Grundsicherung und auch
immer mehr als jemand, der das nicht getan hat, bekommen. Die
Basisrente erhalte auch nur, "wer auch wirklich bedürftig ist". Das
koste nur einen Bruchteil jener fünf bis sechs Milliarden, die für die
SPD-Grundrente ins Kontor schlagen würden. [3]

Die CDU schlägt ihrerseits eine Modifikation von Hartz IV vor, jedoch
mit anderer Stoßrichtung als die SPD. Sie will Arbeitslosen teilweise
mehr abverlangen, die Betroffenen aber auch deutlich stärker fördern,
damit sie wieder einen Job finden. Das Prinzip von "Fördern und
Fordern" müsse gewahrt bleiben, betont ihr Entwurf verpflichtende
Ansätze. "Personen, die das 40. Lebensjahr nicht vollendet haben,
müssen eine Berufsausbildung in Angriff nehmen", heißt es in einem
Vorschlag. Zudem sollten Anreize für geringfügige Beschäftigung
vermindert und die Hartz-Leistungen stärker pauschal berechnet werden,
statt wie heute vor allem auf Basis der individuellen Bedarfe. Die
Jobcenter müßten zudem bei der Verwendung ihrer Mittel flexibler
werden. [4]

Mit der Grundrente wollen Union und SPD laut Koalitionsvertrag
Lebensleistung würdigen. Die gemeinsamen Pläne sahen dabei vor, daß
geprüft wird, ob Begünstigte die Grundrente wirklich brauchen. Auf
diese Prüfung will SPD-Arbeitsminister Hubertus Heil nun aber
verzichten. Seinen Angaben zufolge würden drei bis vier Millionen
Menschen von seinem Konzept profitieren, davon drei Viertel Frauen.
Weniger Sanktionen für Hartz-IV-Empfänger bei Auflagenverstößen, einen
längeren Bezug des Arbeitslosengeldes für Ältere und mehr gezielte
Qualifizierung will die SPD erreichen. Die Union macht deutlich, daß
sie daraus kein aktuelles Regierungshandeln machen will. Über die
Vorschläge zur Qualifizierung könne man "noch mal reden", so
CDU-Chefin Kramp-Karrenbauer.

Politiker der Union kritisierten die Reformpläne der SPD heftig. CDU-
Vize Bouffier nannte sie eine "Beerdigung der sozialen
Marktwirtschaft". Der stellvertretende Vorsitzende der CSU-
Landesgruppe, Hans Michelbach, bezeichnete das Vorhaben als "völlig
unrealistisch, unbezahlbar und angstgetrieben". Andrea Nahles trat
Mutmaßungen über ein mögliches vorzeitiges Ende des Bündnisses mit der
Union dennoch entschieden entgegen. "Ich wüsste nicht, was die
Beschlüsse dieses Wochenendes mit der Frage Verbleib oder
Nichtverbleib in der Koalition zu tun hätten." Das sei kein Thema, ein
"Nullthema, um genau zu sein". [5] Nach ihren jüngsten
Profilierungsversuchen rangen die Spitzen von CDU, CSU und SPD
stundenlang um gemeinsame Weichenstellungen in der Koalition. Die
erste Sitzung des Koalitionsausschusses im neuen Jahr ging gegen
Mitternacht auseinander, über konkrete Ergebnisse wurde nichts
bekannt. Ein Sprecher des Bundesarbeitsministeriums erklärte
lediglich, es werde in der ersten Jahreshälfte einen Referentenentwurf
für ein Gesetz zur Grundrente geben, der dann in die übliche
Abstimmung der Bundesministerien gehe. [6]

Der Vorschlag der SPD geht nicht auf die Abschaffung von Berufs- und
Qualifikationsschutz ein, daß man also jede Arbeit annehmen muß, egal
ob sie tariflich oder ortsüblich bezahlt wird oder nicht. Auch ändert
die Umbenennung des Arbeitslosengeldes II in Bürgergeld nichts an
Hartz IV, wenn es mehr oder weniger auf gleicher Höhe belassen wird.
Der entscheidende Bruch, mit der Abschaffung der Arbeitslosenhilfe
eine den Lebensstandard sichernde Lohnersatzleistung für
Langzeitarbeitslose zu entsorgen, wird nicht angepackt. Erforderlich
wäre eine solidarische Bürgerversicherung, die auch Freiberufler,
Selbständige, Abgeordnete, Beamte und Minister einbezieht und eine
Grundsicherung schafft, die armutsfest, bedarfsdeckend und ganz ohne
Sanktionen auskommt. Soviel steht fest: Die "Ursünde", wie Andrea
Nahles Hartz IV einmal selbst bezeichnet hat, wird auf diese Weise
nicht aus der Welt geschafft.


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/butterwegge-zu-sozialstaatskonzept-spd-ist-auf-halbem-wege.694.de.html

[2] www.spiegel.de/politik/deutschland/spd-abkehr-von-hartz-iv-genossen-berauschen-sich-am-linksruck-a-1252668.html

[3] www.n-tv.de/politik/FDP-wirbt-fuer-alternatives-Renten-Konzept-article20853523.html

[4] www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/hartz-iv-cdu-praesentiert-eigenen-vorschlag-zur-reform-der-grundsicherung-a-1253147.html

[5] www.sueddeutsche.de/politik/spd-sozialstaat-hartz-iv-buergelgeld-1.4325822

[6] www.n-tv.de/politik/Hat-die-Koalition-eine-gemeinsame-Linie-article20856635.html
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MILITÄR/934: US-Militär - neue Bündnisse, alte Methoden ... (SB)


US-Militär - neue Bündnisse, alte Methoden ...



Gemäß der 2018 National Defense Strategy wollen die USA die Zahl ihrer
Streitkräfte, die weltweit mit der Terrorbekämpfung befaßt sind,
erheblich reduzieren, um die für die "'Großmacht'-Konkurrenz"
insbesondere mit Rußland und China erforderlichen Kapazitäten in den
Bereichen Personal und Kriegsgerät freizusetzen. In Afrika werden die
ersten Folgen des Kurswechsels sichtbar. Dort treten US-Militärs fast
nur noch in leitender, beratender Funktion auf. Die Hauptlast des
Kampfes gegen religiös oder ethnisch geprägte Rebellengruppen tragen
Soldaten des jeweiligen Partnerlands, die häufig unterbezahlt und
schlecht ausgebildet sind und in der Folge in Gegenden, wo die
Bevölkerung der Zentralregierung kritisch bis ablehnend
gegenübersteht, als Repressionsapparat und Todesschwadrone in einem
auftreten.

Am 10. Februar erschien in der Online-Ausgabe der Pentagon-eigenen
Military Times unter der Überschrift "Special operations launches
'secret surrogate' missions in new counter-terrorism strategy" ein
aufschlußreicher Artikel darüber, wie die US-Streitkräfte mit Hilfe
afrikanischer Militärs künftig auf dem schwarzen Kontinent die Aufgabe
Terrorbekämpfung zu bewerkstelligen gedenken. In dem Artikel griff
Autor Kyle Rempfer in nicht geringem Umfang auf aufschlußreiche
Aussagen zurück, die Generalmajor James Hecker, Stellvertretender
Operationsleiter im Büro der Vereinigten Stabschefs im
US-Verteidigungsministerium, beim Auftritt vor dem Kongreß in
Washington am 6. Februar gemacht hatte.

In diesem Zusammenhang lobte Hecker das sogenannte
"Afrika-Optimierungsmodell", mittels dessen AFRICOM amerikanische
Streitkräfte durch einheimische ersetzen und damit erstere für die
sich zuspitzenden Konfrontationen in Osteuropa und Ostasien freisetzen
konnte: "Genauso wie wir es in Afrika gemacht haben, werden wir es in
der restlichen Welt tun. In dem Maße wie wir Soldaten abziehen, werden
wir auf unsere Partnermächte und die bereits erwähnten
127-Echo-Programme zurückgreifen, um den Druck auf den Gegner
aufrechtzuerhalten."

Bei den weitgehend geheimen 127-Echo-Programmen kann das Pentagon laut
Hecker "zu niedrigen Kosten und bei reduziertem Risiko" für die
eigenen Soldaten seine Anti-Terror-Operationen in Afrika durchführen.
Interessant ist hierbei, was die US-Generalität unter "niedrigen
Kosten" versteht. Im Military-Times-Artikel heißt es, der Etat für die
127-Echo-Operationen belaufe sich auf 100 Millionen Dollar jährlich.
Nichtsdestotrotz schloß Hecker seine Ausführung mit dem positiv
klingenden Fazit ab: "Der kleine Fußabdruck, der der Vorgehensweise
der 127-Echo-Programme innewohnt, reduziert nicht nur den Bedarf an
größeren Entsendungen amerikanischer Truppen, sondern trägt auch zu
einer Situation bei, in der sich lokale Streitkräfte das Problem zu
eigen machen."

Wie die Umsetzung solcher Absichten in der Realität ausfällt, läßt
sich anhand jüngster Ereignisse in Burkina Faso erahnen, wo das
amerikanische und das französische Militär seit 2017 zusammen mit den
Truppen von Präsident Roch Marc Christian Kaboré Al Kaida im
islamischen Maghreb (AQIM) bekämpfen. Der Kampf verläuft dort eher
schlecht als recht. Wegen wiederholter Überfälle sah sich im
vergangenen Dezember die Regierung in Ouagadougou genötigt, in
mehreren nördlichen Provinzen den Ausnahmezustand zu verhängen. Am 1.
Februar ist Burkina Faso als 76. Staat dem Partnerschaftsprogramm mit
der U. S. National Guard, das sich über die Bereiche Ausbildung,
Ausrüstung, Heimatschutz, Katastrophenschutz, Koordination staatlicher
Stellen u. v. m. erstreckt, beigetreten.

Am 6. Februar berichtete die Nachrichtenagentur Reuters sowie der
Angry Arab Blog von einem blutigen Vorfall im Norden Burkina Fasos,
bei dem es sich allem Anschein nach um ein größeres Massaker gehandelt
hat. Als Reaktion auf einen Überfall irgendwelcher Rebellen am 4.
Februar nahe der Grenze zu Mali, bei dem 14 Menschen ums Leben kamen,
haben zwei Tage später die Soldaten Kaborés mehrere Dörfer vom Boden
sowie aus der Luft angegriffen und dabei nach eigenen Angaben "146
Terroristen neutralisiert". Ob die Truppen Ouagadougous hierbei die
Unterstützung ausländischer Streitkräfte - etwa Luftunterstützung der
Amerikaner oder Franzosen - erhielten, ging aus den beiden Meldungen
nicht hervor. Auf Grundlage eigener Telefongespräche mit Augenzeugen
vor Ort sprach Corinne Dufka, Leiterin der Abteilung Westafrika bei
der New Yorker Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch (HRW),
gegenüber Reuters jedoch offen von "Vergeltungsaktionen gegen die
Zivilbevölkerung".
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FRAUEN/769: Empowerment von syrischen Frauen für eine zukünftige politische Partizipation (frauen*solidarität)


Frauen*solidarität - Nr. 145, 3/18

Wenn der Krieg vorbei ist

Empowerment von syrischen Frauen für eine zukünftige politische
Partizipation

von Ishraga Mustafa Hamid



Seit 2011 ist Krieg in Syrien. 500.000 Menschen sind bereits
gestorben, viele Menschen sind geflüchtet oder befinden sich auf der
Flucht. Einige haben in Europa, die meisten in den Nachbarländern
Zuflucht gefunden. Die große Frage lautet, wie lange der Krieg noch
dauern wird und wie eine Zukunft danach aussehen kann. Welche
Politikform wird es geben? Werden Frauen in diesem Syrien einen
aktiven Part in der Politik übernehmen können? In einem
Flüchtlingslager in Antakya/Türkei stellen sich Frauen diese Fragen
schon heute.


Im Juli hatte ich die Gelegenheit, in Antakya/Türkei mehrere
Workshops für syrische geflüchtete Frauen - u. a. zum Thema politische
Partizipation - abzuhalten(1). Das Ziel des sogenannten
Balsam-Projekts, in dessen Rahmen ich dort war, ist es, den Frauen
eine aktive Rolle in der Politik, in der Zivilgesellschaft, im
Friedensprozess und im Wiederaufbau ihres Heimatlandes zu ermöglichen.
Frauen sollen dazu ermutigt oder darin bestärkt werden, in Zukunft
aktiv an der Politik teilzunehmen.

Unter der Leitung von Marie-Therese Kiriaky wurde das Balsam-Projekt
vor 14 Jahren ins Leben gerufen. Mit ihr arbeitet ein multikulturelles
Team aus Freiwilligen, die ihre Zeit und ihre Fähigkeiten dafür
verwenden, das Leiden syrischer Flüchtlinge zu lindern. In der
Grenzregion zwischen Syrien und der Türkei werden Projekte in neun
Dörfern durchgeführt.


Visionen und Ziele benennen

Mein Workshop zu politischer Partizipation im Juli hatte das Ziel,
Diskussionen der Teilnehmerinnen anzustoßen, gemeinsam über Strategien
für die Zeit nach dem Krieg nachzudenken und die syrischen Frauen
darin zu bestärken, sich auf diese Zeit vorzubereiten.

An dem Workshop nahmen dreißig Frauen unterschiedlichen Alters und
auch Mädchen teil. Die Frauen und Mädchen wurden in fünf
Arbeitsgruppen aufgeteilt, ausgehend vom Leitfaden des Workshops: Was
bedeuten Empowerment und politische Partizipation? Welche
Schwierigkeiten, Strategien und Visionen für die Zukunft gibt es? Was
für neue Gesetze bzw. Rechte braucht es, damit Frauen in der Politik
und auch in der Zivilgesellschaft aktiv sein können?

Die politische Partizipation beginnt in der Familie, sie ist Teil der
Erziehung. Frauen besitzen die Fähigkeiten, aktiv Politik zu machen.
Doch sie brauchen auch Selbstvertrauen, Ziele, mit denen sie sich
identifizieren können, und klare Pläne, sie müssen mutig sein, sich
Wissen über die aktuelle Situation in Syrien aneignen und die Vorgänge
dort studieren. Empowerment von Frauen in der politischen
Partizipation setzt Selbst-Empowerment voraus. Doch es gibt
Hindernisse, wie etwa die von der Gesellschaft vorgeschriebenen Rollen
für Frauen, dass sie für die Kindererziehung geschaffen seien und
dafür, die Familie glücklich zu machen.

Ein weiteres Hindernis ist, dass die meisten Frauen wenig über Politik
wissen, weil sie nicht genügend Erfahrungen haben. Um diese
Hindernisse überwinden zu können, sollen Netzwerke unter Aktivistinnen
aufgebaut und Kontakte zu NGOs mit politischen Zielen geknüpft werden.


Hindernisse überwinden

Über diese Fragen und Thesen haben die Frauen und Mädchen drei Stunden
lang diskutiert. Unter den Teilnehmerinnen waren Anwältinnen,
Lehrerinnen, Studentinnen und Hausfrauen. Alle fanden es wichtig, an
der Politik zu partizipieren. Partizipation garantiert ihrer Meinung
nach Demokratie. Es war ihnen wichtig, dass das politische Bewusstsein
von Zuhause aus in der Erziehung entwickelt werden sollte. Es ist
ihnen klar, dass es viele Hindernisse gibt. Und dennoch haben sich
Frauen in Syrien schon immer in der Politik engagiert.

Tradition, Patriarchat und Erziehung verhindern die Partizipation von
Frauen in der Politik. Traditionell werden Frauen ja bestimmte Rollen
zugeschrieben, sie werden darauf vorbereitet, Mutter und Hausfrau zu
sein. Aber die Frauenbewegung in Syrien hat dagegen jahrelang
gekämpft, und es konnten viele Rechte für Frauen gesichert werden.
Ihnen ist klar und bewusst, dass der Krieg in Syrien sehr schlechte
Auswirkungen auf das Leben der Menschen, vor allem auf das der Frauen
hat. Darunter leiden besonders jene Flüchtlingsfrauen, die auf
verschiedenen gesellschaftlichen Ebenen aktiv waren. Jetzt als
Flüchtlinge stehen sie vor Problemen wie mangelnde
Gesundheitsversorgung, Kinderarbeit, Straßenkinder, Schulabbruch,
Gewalt, Behinderung, sexuelle Belästigung, physische und psychische
Ausbeutung, Angst vor Abschiebung (wenn sie nicht offiziell
registriert sind), Armut usw. Auch Angst vor Politik ist ein
Hindernis, und diese Angst muss abgebaut werden.

Die Teilnehmerinnen haben Pläne und Visionen für die Zukunft bezüglich
politischer Partizipation. Eine Strategie wird aber nur langsam
entwickelt, da der Krieg so viel vernichtet hat und der Wiederaufbau
viele Jahren dauern wird. Zu einem zukünftigen politischen System bzw.
einer Verfassung gab es zwei Meinungen. Die eine Vorstellung ist die
Scharia, die andere eine demokratische Verfassung bzw. ein Gesetz, vor
dem alle Menschen gleichberechtigt sind.

Die Leiterin des Amal Zentrums, Amal Al Nasin, hat zu diesem Punkt der
Diskussion einen wichtigen Beitrag geleistet: "Wir müssen viel darüber
diskutieren, und ich finde, vor allem nach dem Krieg ist es enorm
wichtig, das politische Bewusstsein von Frauen zu stärken und sie zu
unterstützen und kritisch darauf zu schauen, wie Frauen die wichtigen
Entscheidungspositionen erreichen können. Oft wurden und werden Frauen
von politischen Entscheidungen von vornherein ausgeschlossen, daher
müssen wir weiterkämpfen. Ich sehe, dass die zivilgesellschaftlichen
Organisationen in der aktuellen Situation in Syrien eine wichtige
Rolle für die politische Stärkung spielen, für das Empowerment im
wirtschaftlichen und rechtlichen Bereich."


Hoffnung bewahren

Ich gab im Workshop Input zum Thema politischer Islam, da anhand der
Erfahrungen, die die Frauen im Sudan durch die Islamisierung der
Politik gemacht haben, sichtbar wird, dass fast alle erkämpften Rechte
verloren gegangen sind. Dieser Punkt war ein Brennpunkt in der
Diskussion.

Es gab viele wertvolle Diskussionen über die Geschichte der Frauen in
der syrischen Politik sowie über den Krieg und die Vernichtung des
Landes. "Wir brauchen mehr Frauen in der Politik, die unsere Stimmen
hörbar machen. Wir haben sehr viel erlitten und leiden immer noch,
aber wir geben nicht auf, wir nähren aus unseren Schmerzen unsere
Hoffnung", sagte Kefah Ahmad Asaad, eine ehemalige Lehrerin.


Anmerkung:

(1) Veranstalter waren der Verein für Arabische Frauen in Österreich
(Arab Women Austria) und das Amal Zentrum in Antakya/Türkei. Das Amal
Zentrum hat viel Erfahrung in der Arbeit mit Frauen, die Gewalt und
Krieg überlebt haben.

Zur Autorin:

Ishraga Mustafa Hamid ist promovierte Politikwissenschaftlerin,
Schriftstellerin, freie Journalistin und Menschen- und
Frauenrechtsaktivistin. Sie lebt und arbeitet in Wien.

 * 

Quelle:

Frauen*solidarität Nr. 145, 3/2018, S. 22-23

Text: © 2018 by Frauensolidarität / Ishraga Mustafa Hamid

Medieninhaberin und Herausgeberin:

Frauensolidarität im C3 - feministisch-entwicklungspolitische

Informations- und Bildungsarbeit,

Sensengasse 3, A-1090 Wien,

Telefon: 0043-(0)1/317 40 20-0

E-Mail: redaktion@frauensolidaritaet.org,

http://www.frauensolidaritaet.org

 

Die Frauen*solidarität erscheint viermal im Jahr.

Preis pro Heft: 5,- Euro plus Porto

Jahresabo: Österreich 20,- Euro;

andere Länder 25,- Euro.
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INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





SUCHT/038: Drogenhandel im Darknet - Neue Herausforderungen für Drogenpolitik und -hilfe (idw)


Frankfurt University of Applied Sciences - 13.02.2019

Drogenhandel im Darknet: Neue Herausforderungen für Drogenpolitik
und -hilfe

Prof. Dr. Heino Stöver vom Institut für Suchtforschung der Frankfurt UAS
setzt auf Regulierung statt Repression



Was ändert sich, wenn der Endkunde seine Drogen online im Darknet
bestellt? Wer hat Zugangsmöglichkeiten und welche Zielgruppen nutzen den
Online-Handel? Was bedeutet der neue Vertriebsweg für die Drogenhilfe und
deren schadensminimierende Ansätze (Harm-reduction)? Welche neuen
Schwierigkeiten entstehen bei der strafrechtlichen Verfolgung? Prof. Dr.
Heino Stöver, Geschäftsführender Direktor des Instituts für Suchtforschung
der Frankfurt University of Applied Sciences (Frankfurt UAS), befasst sich
mit dem neuen Vertriebsweg für illegale Drogen und leitet für die
Drogenpolitik und -hilfe wichtige Erkenntnisse ab. Er ist sich sicher,
dass der Anteil, den das Darknet-Angebot beim Drogenhandel ausmacht,
steigen wird. Auf der Basis der Analyse der Bedeutung des Darknets für den
Handel mit illegalen Drogen setzt Stöver auch hier auf die - aus seiner
Sicht dringend notwendige - Neuorientierung der Drogenpolitik: Regulierung
statt Repression.

Wichtig sind Stöver unter anderem die Entkriminalisierung der Konsumenten
und dass sich Träger von Drug-Checking-Angeboten - also Angeboten, die
Interessenten helfen zu klären, welche Inhaltsstoffe eine Droge enthält,
welchen Reinheitsgehalt sie besitzt und welche Gesundheitsrisiken sie in
sich birgt - nicht strafbar machen. "Die neuesten Zahlen des
Bundeskriminalamtes aus 2018 machen deutlich, dass sogenannte konsumnahe
Delikte den größten Teil der sogenannten Rauschgiftkriminalität ausmachen
(77,3 %). In der polizeilichen Realität werden also trotz der immer wieder
durch die Verantwortlichen in den Polizeibehörden verkündeten Zielsetzung
der Bekämpfung der Organisierten Drogenkriminalität ganz überwiegend
Konsumentinnen und Konsumenten Beschuldigte von Ermittlungsverfahren, die
keine Opfer hervorrufen und niemanden schädigen, außer sich selbst, was
nach unserer Rechtsordnung nicht strafbar ist", kritisiert Stöver.

Der Handel im Darknet ist hauptsächlich Endkundengeschäft: Die
Drogenkonsumenten im Darknet sind in der Regel gebildet, in
(Hochschul-)Ausbildung oder Beruf, verfügen über gewisse Geldmittel und
meist männlich. Sie stammen fast ausschließlich aus Industrieländern, die
über gute IT-Infrastruktur verfügen. Das Darknet beliefert also
hauptsächlich die (neuen) Zielgruppe der "Partykonsumenten". Deals unter
Dealern verlagern sich bislang weniger auf das illegale Internet.

Die ohnehin bereits erheblich vorhandenen Schwierigkeiten der
strafrechtlichen Verfolgung von Drogendelikten werden noch weiter
zunehmen, wenn sich der Drogenhandel mehr und mehr online abspielt,
prognostiziert Stöver. Ein großes Problem sieht Stöver zudem darin, dass
der Zugang zu Drogen auch für Minderjährige durch das Darknet noch
deutlich erleichtert wird. Gerade die jungen Menschen bringen das
technische Verständnis auf, wie man sich hier Zugang verschafft und
weitgehend anonym bleibt.

Im Sinne von Harm-reduction, also Schadensminimierungsansätzen, sieht
Stöver im Vergleich zum klassischen Straßenhandel allerdings "Vorteile" im
Onlinehandel: Drogen werden dort in einer besseren Qualität angeboten, da
Konsumenten den Händler und die Ware bewerten und andere User diese
Bewertungen einsehen können. Die Gefahr, dass dauerhaft gestreckte Ware
angeboten wird, sinkt deshalb deutlich.

Stöver ist Mitherausgeber sowie einer der Autoren des Sammelbands "Drogen,
Darknet und Organisierte Kriminalität - Herausforderungen für Politik,
Justiz und Drogenhilfe". Der Band stellt die erste umfassende Publikation
zu dieser Thematik im deutschsprachigen Raum dar. Die Beiträge basieren
auf politikwissenschaftlichen, soziologischen und kriminologischen
Forschungserkenntnissen, juristischen Analysen sowie Erfahrungen aus der
Praxis. Der Band mit Beiträgen in deutscher und englischer Sprache und
interdisziplinärer Ausrichtung macht deutlich, dass das noch junge
Phänomen der anonymen Drogenmärkte im Internet eine vielschichtige
Herausforderung darstellt.


Originalpublikation:

Tzanetakis, Meropi; Stöver, Heino (Hrsg.):

Drogen, Darknet und Organisierte Kriminalität,

Nomos Verlagsgesellschaft Baden-Baden 2019,

ISBN: 978-3-8487-3998-1, 54 Euro

Zum Institut für Suchtforschung (ISFF):

Das Institut für Suchtforschung (ISFF) an der Frankfurt UAS arbeitet seit
1997 an der Weiterentwicklung zielgruppenspezifischer und lebensweltnaher
Prävention, Beratung und Behandlung von Suchterkrankungen. Es erforscht
Sucht in ihren verschiedenen Erscheinungsformen sowie die mit Sucht in
Zusammenhang stehenden Probleme und Aspekte. Das Institut fördert den
Ausbau von interdisziplinären Beziehungen zu Kooperationspartnern auf
nationaler und internationaler Ebene. Forschungsprozesse und -resultate
finden in Lehre und Studium Berücksichtigung.

Weitere Informationen zum Institut für Suchtforschung unter:

www.frankfurt-university.de/isff

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, 13.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1779: Auftakt Tarifrunde Banken - ver.di fordert 6 Prozent mehr (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
13. Februar 2019

Auftakt Tarifrunde Banken: ver.di fordert 6 Prozent mehr und
Verbesserung der Arbeitsbedingungen



Berlin - Am Freitag, dem 15. Februar 2019, werden die Tarifverhandlungen
für die rund 200.000 Beschäftigten bei den privaten und öffentlichen
Banken in Berlin aufgenommen. Die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) fordert eine Erhöhung der
Gehälter um 6 Prozent bei einer Laufzeit von zwölf Monaten. Für
Beschäftigte mit einer übertariflichen Bezahlung will ver.di eine
entsprechende Dynamisierung der Gehälter durchsetzen. Für
Auszubildende fordert die Gewerkschaft eine Erhöhung der Vergütungen
um 100 Euro.

"Die Bankinstitute müssen in ihre Beschäftigten investieren, um
zukunftsfähig zu werden, nicht nur in neue IT-Infrastruktur", betont
ver.di-Bundesvorstandsmitglied und Verhandlungsführer Christoph
Meister. "Es gibt einen erheblichen Nachholbedarf bei den Gehältern,
da die Tarifabschlüsse der letzten Jahre immer deutlich unter der
allgemeinen Lohnentwicklung geblieben sind", unterstreicht Meister
die Gehaltsforderung. Neben einer spürbaren Gehaltserhöhung will
ver.di in der anstehenden Tarifrunde vor allem die Themen
Arbeitsbelastung und Weiterbildung in den Mittelpunkt der
Verhandlungen stellen. Durch anhaltende Rationalisierungsmaßnahmen
und Umstrukturierungsprozesse habe der Arbeitsdruck immer mehr
zugenommen. "Filialschließungen und Ängste um einen Verlust des
Arbeitsplatzes führen zu hohen Belastungen bei den Angestellten",
erklärt Meister. Um diesen Auswirkungen gegenzusteuern fordere ver.di
für alle Beschäftigten sechs Gesundheits- und Entlastungstage.
Außerdem sollen die Bankbeschäftigten die individuelle
Wahlmöglichkeit erhalten, die Gehaltssteigerung in mehr Freizeit
umzuwandeln.

Im Zuge einer sich durch die Digitalisierung ständig verändernden
Arbeitswelt fordert ver.di zudem einen verbindlichen Anspruch der
Beschäftigten auf Weiterbildung sowie eine entsprechende finanzielle
und zeitliche Unterstützung durch die Arbeitgeber.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 13.02.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





MELDUNG/594: Hochrangiger Ex-Funktionär der Assad-Regierung in Deutschland festgenommen (ECCHR)


ECCHR - European Center for Constitutional and Human Rights

Pressemitteilung vom 13. Februar 2019

Folter in Syrien: Weiterer Meilenstein im Kampf gegen die
Straflosigkeit

Hochrangiger Ex-Funktionär der Assad-Regierung in Deutschland festgenommen



Berlin - Der Bundesgerichtshof hat gestern in Berlin einen hochrangigen
ehemaligen Funktionär des Allgemeinen Geheimdienstdirektorats von Syrien
festnehmen lassen. Anwar R. steht unter Verdacht, zwischen 2011 und 2012
für die Folter vieler Menschen in der Haftanstalt der sogenannten
Al-Khatib-Abteilung des Allgemeinen Geheimdiensts in Damaskus
verantwortlich zu sein. Nun könnte es in Deutschland zum weltweit ersten
Prozess wegen Folter gegen einen hochrangigen Vertreter der Geheimdienste
von Präsident Baschar al-Assad kommen.

Das European Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR) unterstützt
in diesem Verfahren Folterüberlebende aus Syrien. Sechs von ihnen wurden im
Zuge der Ermittlungen des Generalbundesanwalts vom Bundeskriminalamt als
Zeugen vernommen. Die Aussagen der Syrer und die Recherchen des ECCHR
trugen dazu bei, dass der Haftbefehl gegen Anwar R. erlassen wurde.

"Wird der Tatverdächtige vor Gericht gestellt, werden die
Folterüberlebenden dem Verfahren als Nebenkläger beitreten", sagte Wolfgang
Kaleck, Generalsekretär des ECCHR. "Es zeigt sich erneut, dass Deutschland
den Kampf gegen die Straflosigkeit für Folter in Syrien ernst nimmt und das
ist ein sehr wichtiges Zeichen für die Betroffenen von Assads 
Folter-System. Ohne Gerechtigkeit kann es in Syrien keinen dauerhaften Frieden
geben."

Bereits im Juni 2018 hatte der Bundesgerichtshof einen internationalen
Haftbefehl gegen Jamil Hassan, Chef des syrischen Luftwaffengeheimdienstes,
erlassen. Auch hierbei spielten vier Anzeigen, die das ECCHR beim
Generalbundesanwalt gemeinsam mit insgesamt 24 Folterüberlebenden,
Aktivisten und Juristen aus Syrien eingereicht haben, eine wichtige Rolle.

Mehr zur Syrien-Arbeit des ECCHR:

www.ecchr.eu/thema/syrien/

 * 

Quelle:

European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Zossener Str. 55-58, Aufgang D, 10961 Berlin

Telefon: + 49 (0)30 - 40 04 85 90, Fax: + 49 (0)30 - 40 04 85 92

E-Mail: info@ecchr.eu,

Internet: www.ecchr.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06838: Bewegung ist das erste Prinzip (SB)


Kaum eine Eröffnung hat in den letzten Jahren ihr Gesicht derart
verwandelt wie die Französische Verteidigung. Die alten, teilweise
zwei Generationen alten Konzepte und Strategien erfuhren ein völlig
neues Gepräge. War es früher üblich, daß der Anziehende beispielsweise
das Zentrum weitgehend intakt hielt, so wird neuerdings früh in der
Eröffnungsphase "aus dem Zentrum herausgeschlagen", etwas, bei dem
sich der gute alte Siegbert Tarrasch im Grabe umdrehen würde, käme
jemand auf den Gedanken, es ihm in seine Dunkelheit
hinunterzuflüstern. Doch auch der Nachziehende weidet sich gern an
diesem Schmerz und bevorzugt Pfade, die in keinem Lehrbuch zu finden
sind. Bewegung ist eben das erste Prinzip des Universums, und so
scheut man auch in der Schachkunst nicht vor Innovationen zurück, und
mögen sie alles auf den Kopf stellen, was unseren Vorgängern und
Vordenkern hoch und heilig galt. Im heutigen Rätsel der Sphinx war es
Weiß gewesen, der auf sein stabiles Zentrum pfiff und statt dessen die
Beweglichkeit seiner Figuren erhöhte, mit grandiosem Erfolg übrigens,
Wanderer, denn der nächste weiße Zug leitete einen stürmischen Angriff
auf die schwarze altmodische Majestät ein.






[image: SCHACH-SPHINX/06838: Bewegung ist das erste Prinzip (SB)]



Hodgson - Kupreitschik

Bundesliga 1998


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Zielstrebigkeit ist eine seiner liebsten Tugenden, und ganz besonders,
wenn er gegen seinen ehemaligen Mentor spielt. Kramnik setzte seinen
Turm mit 1.Te1-b1! hinter den Bauern und drohte mit dessen Vormarsch,
um den Weg für den a-Bauern freizumachen. Kasparow sah die Gefahr,
hoffte ihr mit 1...Kg8-f7 2.b2-b4 Sh4-f5 3.b4-b5 a6xb5 4.a5-a6 Sf5-e7
5.a6-a7 Td5-d8 6.Tb1xb5 Td8-a8 7.Lc3-b4 Se7-c6 8.Ld4-e3 Kf7-e6 9.Tb5-
b7 Ke6-d6 entgegenwirken zu können. Doch als Kramnik 10.Kh1-g2
spielte, erkannte der Mann aus Baku, daß, während seine Streitmacht an
Händen und Füßen gefesselt war, der weiße König mit ruhigem Schritt
zur Exekution der schwarzen Bauern schreiten konnte, und gab auf.



Erstveröffentlichung am 15. Februar 2006
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/469: Bielefeld - Angst vor der Angst am 21.02.19


Stadt Bielefeld

VHS-Vortrag: Angst vor der Angst



Bielefeld (bi). Wer unter einer körperlichen Erkrankung oder
psychischen Symptomen leidet, hat nicht selten auch Angst vor der
Angst. In einem Vortrag am Donnerstag, 21. Februar, vermittelt Diplom-
Psychologe Ulrich Oppel, wie Ängste entstehen und wie Betroffene damit
besser umgehen können.

Eine Anmeldung zu der Veranstaltung um 20 Uhr in der Volkshochschule
(Ravensberger Park 1, Raum 240) ist nicht erforderlich.

Die Teilnahme ist kostenlos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.02.19

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1184: Herten - Neue Aqua-Power-Kurse, gelenkschonend trainieren (10x), ab 18.02.19


Stadt Herten

Neue Aqua-Power-Kurse

Montags gelenkschonend im Copa Ca Backum trainieren



Herten. Am Montag, 18. Februar, beginnen drei neue Aqua-Power-Kurse im
Copa Ca Backum. Plätze können ab sofort online gebucht werden.
Besonders beliebt sind die Kurse, weil die Bewegungen sehr
gelenkschonend sind. Zur motivierenden Musik macht nicht nur der
Muskelaufbau Spaß. Ganz nebenbei werden auch die Koordination geschult
und der Stoffwechsel sowie die Durchblutung verbessert. Der Kurs ist
für Teilnehmerinnen und Teilnehmer ab 16 Jahren geeignet.

Die drei neuen Kurse starten am Montag, 18. Februar. Der erste Kurs
findet von 18:00 bis 18:45 Uhr statt, der zweite von 19:00 bis 19:45
Uhr und der dritte von 20:00 bis 20:45 Uhr. Ein Kurs umfasst 10
Kurseinheiten à 45 Minuten und kostet 75 Euro zuzüglich 10 Euro
Pfandgebühren für die Kurskarte. 

Die Anmeldung erfolgt ab sofort online unter www.service.copacabackum.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 14.02.2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357, Fax: (02366)303-588

Web:http://www.herten.de

E-Mail: pressestelle@herten.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





MELDUNG/249: Hannover - Neue Intendanz setzt verstärkt auf Öffnung und Diversität (Staatstheater Hannover)


Staatstheater Hannover - Pressemitteilung vom 13. Februar 2019

Neue Intendanz setzt verstärkt auf Öffnung und Diversität

Staatstheater Hannover schreibt neue Stelle Agent*in für Diversität
aus



Migration hat die Gesellschaft in Deutschland verändert und wird dies
in Zukunft weiter tun. Auch Hannover und die Region sind von
wachsender gesellschaftlicher Vielfalt geprägt. Zwar reagieren immer
mehr Institutionen auf diese Entwicklung, auch das Staatstheater
Hannover, aber allzu selten spiegelt sich die Diversität der
Einwanderungsgesellschaft auch in den Programmangeboten, im Personal
und im Publikum von Kultureinrichtungen adäquat wider.

Die beiden zukünftigen Intendantinnen Laura Berman und Sonja Anders,
die im Sommer 2019 die Leitung von Staatsoper und Schauspiel Hannover
antreten, haben sich vorgenommen, diese Vielfalt aufzunehmen und
programmatisch zu nutzen - nicht nur im Spielplan, sondern auch in der
Zusammensetzung der Mitarbeiterschaft und im Publikum. Dabei sollen am
Staatstheater Hannover sowohl bestehende Kooperationen und
interkulturelle Ansätze fortgeführt, als auch neue entwickelt und
ausgebaut werden.

Ziel des Staatstheater Hannover ist es, innerhalb und außerhalb des
Theaters ein Bewusstsein für die existierende gesellschaftliche
Vielfalt zu schaffen. Deshalb richtet das Staatstheater Hannover ab
der Spielzeit 2019/20 eine neue Personalstelle ein, die sich dieser
Aufgabe insbesondere im Hinblick auf ihre kulturellen Aspekte annehmen
wird: Kulturelle Diversität in den Bereichen Programm, Publikum und
Personal zu entwickeln. Eine entsprechende Stellenausschreibung
(Agent*in für Diversität) wird heute veröffentlicht.

Gefördert wird diese Stelle durch Mittel der Kulturstiftung des
Bundes, die im Programm 360° - Fonds für Kulturen der neuen
Stadtgesellschaft insgesamt 39 Kultureinrichtungen mit rund 13,9 Mio.
Euro bei der Einbeziehung der kulturellen gesellschaftlichen Vielfalt
unterstützt. Die Einrichtungen umfassen 16 Museen, 13 Theater, acht
Bibliotheken, eine Musikschule und ein Symphonieorchester.

Laura Berman, designierte Intendantin der Staatsoper Hannover, freut
sich sehr über die mit dieser Förderung verbundene Chance: "Das
Staatstheater Hannover sollte beispielhaft voranschreiten und einen
offenen Prozess anstoßen, der hoffentlich auch über das Theater
hinauswirkt. Ich bin gespannt, welche Entwicklung das Staatstheater in
den nächsten Jahren nehmen wird. In jedem Fall profitieren wir alle:
Hannover und die Region, unser Publikum und wir Theaterleute."

Die designierte Schauspiel-Intendantin Sonja Anders betont die
Notwendigkeit struktureller Veränderungen: "Neben Programm und
Ensemble sollten wir in Hinblick auf kulturelle Diversität in den
nächsten Jahren vor allem auch interne Prozesse und Betriebsstrukturen
überprüfen. Hier ist in der Vergangenheit zwar schon viel geschehen,
aber unser Haus muss ein neues Gesicht bekommen."

Verwaltungsdirektor Jürgen Braasch sieht die dringende betriebliche
Notwendigkeit für mehr Diversität: "Der Fachkräftemangel trifft auch
die Theater. Wir sind ein attraktiver Arbeitgeber und haben viele
verschiedene, spannende Berufe, aber das ist in Teilen unserer
Stadtbevölkerung überhaupt nicht bekannt. Das wollen und müssen wir
ändern."

Zur aktuellen Stellenausschreibung:

https://oper-hannover.de/index.php?m=187&f=07_seiten&ID_Seite=99

Infos zum Programm 360° - Fonds für Kulturen der neuen
Stadtgesellschaft:

https://www.kulturstiftung-des-bundes.de/de/projekte/nachhaltigkeit_und_zukunft/detail/360_fonds_fuer_kulturen_der_neuen_stadtgesellschaft.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13.02.2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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VERBAND/121: Ehrenamt stärken, nicht diffamieren (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 13. Februar 2019

Anhörung zum FDP-Antrag "Straftaten und Gemeinnützigkeit schließen sich
aus"

Ehrenamt stärken, nicht diffamieren



Der Antrag der FDP-Bundestagsfraktion "Straftaten und Gemeinnützigkeit
schließen sich aus" wurde heute [13.02.2019] im Finanzausschuss angehört.
Die FDP-Bundestagsfraktion fordert mit ihrem Antrag die Bundesregierung
auf, allen gemeinnützigen Körperschaften die Gemeinnützigkeit abzuerkennen,
wenn sie zu einem Rechtsbruch aufrufen oder einen Rechtsbruch nachträglich
rechtfertigen. Als Dachverband von über 740 Tierschutzvereinen kritisiert
der Deutsche Tierschutzbund das Rechtsverständnis der
FDP-Bundestagsfraktion und fordert Politik und Verwaltung auf, alle
Aktivitäten auf die schnellstmögliche Beendigung des Tierleids auszurichten
- und nicht auf die Verfolgung oder Diffamierung von Tierschützern.

"Statt dazu beizutragen, dass die Veterinärbehörden gestärkt werden und
dass den dokumentierten Missständen in der landwirtschaftlichen Tierhaltung
unverzüglich und konsequent entgegengewirkt wird, werden diejenigen
kriminalisiert, die die Missstände aufdecken", so Thomas Schröder,
Präsident des Deutschen Tierschutzbundes. "Wir fordern die
FDP-Bundestagsfraktion auf: Kehren Sie zur Vernunft zurück und helfen Sie
dabei, den Vollzug des Tierschutzrechts zu stärken, statt die Axt ans
bürgerschaftliche Engagement in Deutschland zu legen und Millionen von
ehrenamtlich Engagierten zu verunsichern."

Obgleich die FDP-Bundestagsfraktion ihren Antrag auf die Organisation PETA
bezieht, verunsichert sie viele Ehrenamtliche in Tierschutzvereinen. Da der
Antrag nicht nach dem Vereinszweck unterscheidet, werden auch Ehrenamtliche
in anderen Vereinen, egal ob Sportverein oder Flüchtlingshilfe, unter
Generalverdacht gestellt und unter das Damoklesschwert der Entziehung der
Gemeinnützigkeit gezwungen. "Im Grunde handelt es sich aber lediglich um
einen Schaufenster-Antrag. Am Ende entscheiden die Finanzbehörden über die
Gemeinnützigkeit einer Organisation - nicht der Bundestag", so Schröder.
Letzteres betonen auch die Grünen in ihrem Antrag zur Gemeinnützigkeit, der
heute ebenfalls in der Anhörung besprochen wurde.

Der Deutsche Tierschutzbund und seine Mitgliedsvereine stehen für den
Dialog zum Wohle des Tieres. Von kriminellen Handlungen, die nicht in
Notwehr oder Nothilfe erfolgen, distanziert sich der Verband ausdrücklich.
Findet Tierleid hinter verschlossenen Türen statt und werden den Behörden
bekannte Verstöße nicht beseitigt beziehungsweise ist das weitere
Einschalten der Behörden aussichtslos, so sind Tierschützer jedoch im
Einzelfall gezwungen, im rechtfertigenden Notstand zu handeln, um den
Missbrauch abzustellen, so die Sicht des Verbandes.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 13. Februar 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641
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Internet: www.tierschutzbund.de
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ATOM/1306: Atommüll - kein Thema für die junge Generation? (Atommüllreport.de)


Atommüllreport

Presseerklärung zur Abschlussveranstaltung des Projekts "Jugend trifft
Erfahrung" am 13.02.2019

Atommüll - kein Thema für die junge Generation?



Mit der Stilllegung der Atomkraftwerke sind die Probleme nicht vorbei.
Es bleibt der Atommüll, der über Hunderttausende von Jahren gefährlich
für Mensch und Umwelt ist. Es wird die heutige Generation der
Jugendlichen sein, die sich in den nächsten Jahrzehnten mit der
sicheren Verwahrung von Atommüll auseinandersetzen muss. Doch die
Weitergabe von Wissen, Erfahrung und Verantwortung an die nächste
Generation ist kein Selbstläufer. Deshalb hat das Fachportal
Atommüllreport gemeinsam mit der BUNDjugend im April 2017 das Projekt
"Jugend trifft Erfahrung" gestartet, das von der Deutschen
Bundesstiftung Umwelt (DBU) fachlich und finanziell gefördert wurde.

Projektleiterin Ursula Schönberger: "In den letzten fünfzig Jahren
wurden mit der Nutzung der Atomenergie aber auch mit anderen
industriellen Entwicklungen Probleme erzeugt, mit denen sich die heute
junge Generation auseinandersetzen muss, ohne selbst dafür
verantwortlich zu sein. Dazu gehört der Klimawandel, die Verschmutzung
der Meere mit Plastik aber auch das Atommüllproblem. Die aktuellen
Proteste der Schülerinnen und Schüler für den Klimaschutz zeigen, dass
viele Jugendliche erkannt haben, dass sie ihre Zukunft selbst in die
Hand nehmen müssen." Undine Kurth, stellvertretende
Kuratoriumsvorsitzende der DBU sowie Vizepräsidentin des Deutschen
Naturschutzrings betont: "Junge Leute wollen etwas bewirken! Die
Klimaschutz-Aktionen zu #FridaysForFuture bieten da ein gutes Beispiel
auf internationaler Ebene. Auch bei der Atommülldebatte rund um die
schwierige Endlagersuche und Sicherung von Lagerstätten müssen
Jugendliche eingebunden werden. Eine wichtige Brücke zwischen den
Generationen der Zivilgesellschaft leistete dabei das DBU-Projekt."
Wie es umgesetzt wurde, erläutert Schönberger so: "In den engagierten
Diskussionen, die wir in den letzten Monaten mit Jugendlichen geführt
haben, waren sich diese immer einig, dass das Thema Atommüll eine
solche Brisanz und Tragweite hat, dass es selbstverständlich in die
Lehrpläne aufgenommen und bereits in der Schule darüber informiert
werden sollte. Deshalb haben wir im Rahmen des Projektes
Bildungsmaterial entwickelt, das ebenso wie zwei Lehrfilme kostenlos
auf der Seite www.atommuellreport.de abgerufen werden kann."

Auch außerhalb der Schule muss jugendgerecht über das Thema Atommüll
und Endlagerung aufgeklärt werden. Dafür hat die BUNDjugend auf
www.bundjugend.de/atommuell ein Infoportal für Jugendliche geschaffen.
Dieses liefert in verständlicher Sprache Antworten auf Fragen rund um
die Themen Atomkraft und Atommüll. Gleichzeitig ist für die BUNDjugend
klar: Bei reiner Information kann es nicht bleiben. Linda Mederake aus
dem Bundesvorstand der BUNDjugend macht deutlich: "Meine Generation
wird zukünftig mit den Risiken des Atommülls klarkommen müssen, ohne
dass wir für seine Entstehung selbst verantwortlich sind! Dabei ist
für uns klar, dass der durch die Nutzung der Atomkraft in Deutschland
angefallene Müll auch in Deutschland dauerhaft und sicher gelagert
werden muss. Gerade deshalb fordern wir wirkungsvolle
Beteiligungsformate für junge Menschen, in denen wir mitentscheiden,
wie der Atommüll gelagert wird und welche Optionen für zukünftige
Generationen dabei offengehalten werden sollten. Nur mit echter
Beteiligung kann verhindert werden, dass sich eine gesellschaftliche
Spaltung wiederholt. Die bisher vorgesehene öffentliche Beteiligung
ist dafür nicht ausreichend."

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 13.02.2019

Atommüllreport: Projekt "Jugend trifft Erfahrung"

www.atommüllreport.de
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ATOM/1305: Zweiter Euratom-Durchführungsbericht zur Versorgung des Atommülls (Strahlentelex)


Strahlentelex mit ElektrosmogReport 

Unabhängiger Informationsdienst zu Radioaktivität, Strahlung und
Gesundheit

Nr. 766-767 / 32. Jahrgang, 6. Dezember 2018 - ISSN 0931-4288

Atommüll

Zweiter Euratom-Durchführungsbericht zur Versorgung des Atommülls


von Thomas Dersee



In der Bundesrepublik Deutschland fallen radioaktive Abfälle beim
Betrieb von Leistungs-, Versuchs-, Demonstrations- und
Forschungsreaktoren an, aus der Stilllegung von Leistungs-, Versuchs-
und Demonstrationsreaktoren sowie von Forschungs- und
Unterrichtsreaktoren und weiteren kerntechnischen Einrichtungen, bei
der Urananreicherung sowie bei der Herstellung von Brennelementen, bei
der Grundlagenforschung und der angewandten Forschung, bei der
Radioisotopenanwendung in sonstigen Forschungseinrichtungen,
Universitäten, Gewerbe- und Industriebetrieben, Krankenhäusern oder
Arztpraxen, bei sonstigen Abfallverursachern, wie zum Beispiel im
militärischen Bereich und zukünftig bei der Konditionierung
bestrahlter Brennelemente, die der direkten Endlagerung zugeführt
werden.

Die in der Bundesrepublik Deutschland anfallenden radioaktiven Abfälle
werden, unter Beachtung endlagerrelevanter Gesichtspunkte,
grundsätzlich in zwei Kategorien unterschieden: In bestrahlte
Brennelemente und Abfälle aus deren Wiederaufarbeitung sowie
radioaktive Abfälle mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung.
Bestrahlte Brennelemente fielen und fallen beim Betrieb von
Atomreaktoren an, die der gewerblichen Erzeugung von Elektrizität
dienen sowie beim Betrieb von Forschungs-, Versuchs- und
Demonstrationsreaktoren.

So beschreibt das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit (Bundesumweltministerium - BMU) die Verhältnisse
in Deutschland in seinem im August 2018 fertiggestellten "Zweiten
Bericht zur Durchführung der Richtlinie 2011/70/Euratom" an die
EU-Kommission, dem sogenannten Zweiten Durchführungsbericht "für die
verantwortungsvolle und sichere Entsorgung abgebrannter Brennelemente
und radioaktiver Abfälle".

In Deutschland sind derzeit noch sieben Atomkraftwerke in Betrieb,
heißt es weiter in dem Bericht. Mit Inkrafttreten des Dreizehnten
Gesetzes zur Änderung des Atomgesetzes (AtG) am 6. August 2011 infolge
der Ereignisse von Fukushima in Japan wurden feste Abschalttermine für
alle deutschen Atomkraftwerke eingeführt. Für die sieben noch in
Betrieb befindlichen Atomkraftwerke wird die Berechtigung zum
Leistungsbetrieb gestaffelt zwischen Ende 2019 und Ende 2022
erlöschen.

Drei Reaktoren befinden sich in der Nachbetriebsphase. Weitere 23
Reaktoren (einschließlich Versuchs- und Demonstrationsreaktoren)
befinden sich in der Stilllegungsphase, für drei Reaktoren wurde die
Stilllegung beendet. Zudem sind in Deutschland gegenwärtig drei
Forschungsreaktoren, drei Unterrichtsreaktoren sowie ein
Ausbildungskernreaktor in Betrieb. Sieben Forschungsreaktoren sind in
Stilllegung und drei Forschungsreaktoren wurden endgültig
abgeschaltet. Für 28 Forschungsreaktoren wurde die Stilllegung
beendet. Des Weiteren sind in Deutschland eine Urananreicherungsanlage
und eine Anlage zur Brennelementherstellung in Betrieb.

Die Abgabe von bestrahlten Brennelementen aus Leistungsreaktoren an
Wiederaufarbeitungsanlagen ist seit dem 1. Juli 2005 nicht mehr
zulässig. Die bei der Wiederaufarbeitung bestrahlter Brennelemente im
europäischen Ausland angefallenen radioaktiven Abfälle werden in die
Bundesrepublik Deutschland zurückgeführt und bis zu ihrer Endlagerung
zwischengelagert.

Radioaktive Abfälle mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung entstehen
hauptsächlich beim Betrieb und während des Rückbaus der
Leistungsreaktoren, wird in dem Bericht erklärt. In geringerem Umfang
fallen radioaktive Abfälle dieser Art auch bei der Anwendung von
ionisierender Strahlung in Industrie, Forschung und Medizin an.

Zwischen 1967 und Ende 1978 sind demnach rund 47.000 Kubikmeter
sogenannte schwach- und mittelradioaktive Abfälle in der Schachtanlage
Asse II eingelagert werden. Seit 1988 dringt kontinuierlich
Grundwasser aus dem Deckgebirge in das Bergwerk ein. Zugleich
verschlechterte sich die Standsicherheit des alten Bergwerks durch den
Durchbauungsgrad sukzessive. Die Schachtanlage Asse II ist gemäß
Paragraf 57b des Atomgesetzes unverzüglich stillzulegen. Die
Stilllegung soll nach Rückholung der radioaktiven Abfälle erfolgen.
Das Konzept der Rückholung sieht vor, die radioaktiven Abfälle zu
bergen, zu konditionieren und bis zur endgültigen Endlagerung
zwischenzulagern. Derzeitige Schätzungen gingen von einem
Abfallvolumen der konditionierten Abfälle von circa 175.000 bis
220.000 Kubikmeter für eine spätere Endlagerung aus.

Im Zeitraum von 1971 bis 1998 seien zudem im Endlager für radioaktive
Abfälle Morsleben (ERAM) insgesamt circa 37.000 Kubikmeter feste und
verfestigte Abfälle sowie circa 6.600 Strahlenquellen mit einer
Gesamtaktivität in der Größenordnung von 1014 Becquerel
endgelagert werden. Die Einlagerung von schwach- und mittekadioaktiven
Abfällen in das ERAM ist beendet. Das Endlager soll stillgelegt und
langfristig verschlossen werden, wird erklärt.

In der Bundesrepublik Deutschland lagerten bis zum 31. Dezember 2017
19.504 Mg (Tonnen) Roh- und vorbehandelte Abfälle sowie 221.980
Kubikmeter behandelte und konditionierte radioaktive Abfälle.

Die bestehenden Regelungen unterscheiden zwischen einerseits
radioaktivem Material aus kerntechnischen Anlagen und sonstigem,
strahlenschutzrechtlich genehmigtem Umgang sowie andererseits
Abfällen, die nur natürlich vorkommende radioaktive Stoffe enthalten
(Naturally Occuring Radioactive Material - NORM). Für NORM gelten zum
Teil grundlegend andere Anforderungen, zum Beispiel hinsichtlich der
Freigaberegelungen, als für radioaktives Material aus kerntechnischen
Anlagen und sonstigem, atom- oder strahlenschutzrechtlich genehmigtem
Umgang. NORM wird nicht als radioaktiver Abfall betrachtet und daher
nicht bilanziert, heißt es in dem Bericht des BMU.

Bis zum 31. Dezember 2017 seien aus dem Betrieb der Leistungsreaktoren
in der Bundesrepublik Deutschland etwa 8.800 Mg (Tonnen)
Schwermetall[1] in Form bestrahlter Brennelemente angefallen, die in
Deutschland endgelagert werden müssen, wird berichtet. Die aus der
Wiederaufarbeitung radioaktiver Abfälle aus dem europäischen Ausland
zurückgenommenen und im Inland angefallenen verglasten
hochradioaktiven Abfälle lagern in Form von 3.164 Kokillen in 113
Behältern.

Die aus Nicht-Leistungsreaktoren stammende Menge bestrahlten
Kernbrennstoffs sei deutlich geringer, als die zu entsorgende Menge
aus Leistungsreaktoren und befinde sich in den Nasslagern der
Forschungsreaktoren in Berlin, Garching und Mainz sowie in 479
Behältern (mit trockener Zwischenlagerung) in den Zwischenlagern in
Ahaus, Jülich und Rubenow.

In der Bundesrepublik Deutschland lagerten bis zum 31. Dezember 2017
19.504 Mg (Tonnen) Roh- und vorbehandelte Abfälle sowie 221.980
Kubikmeter behandelte und konditionierte radioaktive Abfälle.

Beruhend auf der Absicht, alle Arten radioaktiver Abfälle in tiefen
geologischen Formationen endzulagern, und unter Beachtung
endlagerrelevanter Gesichtspunkte sei in der Bundesrepublik
Deutschland eine Basisunterteilung gewählt worden, welche den
Anforderungen an die Erfassung und Einteilung radioaktiver Abfälle aus
Sicht der Endlagerung gerecht wird, heißt es. An der Basisunterteilung
in hochradioaktive Abfälle und Abfälle mit vernachlässigbarer
Wärmeentwicklung werde auch festgehalten, wenn die endzulagernden
Abfallgebinde vor ihrer Verbringung in ein Endlagerbergwerk einer
längerfristigen obertägigen Zwischenlagerung unterworfen sind, wird
erklärt.

Um eine Einordnung in das System der Internationalen
Atomenergie-Organisation (IAEO) zu ermöglichen wurde eine
Transfertabelle entwickelt. Es gelte aber zu beachten, dass es sich
dabei nur um eine Schätzung handelt, die mit Unsicherheiten behaftet
ist, heißt es.


Anmerkung

[1] Megagramm (Mg) oder Tonnen Schwermetall ist die Einheit der
Schwermetallmasse und damit ein Maß für den Brennstoffgehalt (Uran,
Plutonium und Thorium) eines Brennelements.

weitere Informationen zum Strahlentelex siehe:

www.strahlentelex.de

 * 
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ENERGIE/296: Naturschutz und Energiewende - Einklang ist möglich (idw/BfN)


Bundesamt für Naturschutz - 13.02.2019

Naturschutz und Energiewende: Einklang ist möglich

Bundesamt für Naturschutz legt "Erneuerbare Energien Report" vor:

- Ausbau der erneuerbaren Energien muss effizienten Umgang mit
Fläche stärker berücksichtigen

- Landschaftliche Qualitäten erhalten, hilft Akzeptanz zu erhalten



Berlin/Leipzig, 13. Februar 2019: "Der Ausbau erneuerbarer Energien
ist zum Erreichen der Klimaschutzziele zwingend erforderlich und muss
auch Arten und Lebensräume vor den Folgen des Klimawandels schützen.
Die Energiewende muss natur- und umweltverträglich erfolgen. Eine
wichtige Rolle spielen dabei ein effizienter Umgang mit der Fläche und
die Berücksichtigung der jeweiligen landschaftlichen Gegebenheiten",
sagt Prof. Beate Jessel. Die Präsidentin des Bundesamtes für
Naturschutz hat heute den Erneuerbare Energien Report des BfN
vorgestellt.

Der Report beruht auf den Ergebnissen von mehr als 40 Vorhaben des
Forschungsschwerpunkts "Naturschutz und erneuerbaren Energien" am BfN.
Mit dem aktuellen Überblick zeigt das BfN eine Vielzahl von
Möglichkeiten auf, den tiefgreifenden Umbruch der Energieversorgung in
Einklang mit dem Naturschutz zu gestalten. Im Fokus stehen dabei die
Aspekte "Fläche" und "Landschaft". Denn die hohe Anzahl und die weite
räumliche Verbreitung von Anlagen erneuerbarer Energien tragen zum
Wandel von Landnutzung und Landschaftsbild bei, sie bergen außerdem
Risiken für bestimmte Arten und ihre Lebensräume. Aktuell ist
beispielsweise zu beobachten, dass für die erneuerbaren Energien
zunehmend naturnahe Flächen wie beispielsweise Wälder oder extensiv
genutztes Grünland in Anspruch genommen werden. "Doch ein
naturverträglicher EE-Ausbau kann gelingen - das macht unser
Energiereport deutlich", betont Prof. Jessel. "So ist und bleibt es
für den Naturschutz wie auch überhaupt für das Gelingen der
Energiewende weiterhin zentral, vorrangig Energieeinsparungen und
Effizienzmaßnahmen voranzutreiben und damit den Energiebedarf an sich
zu begrenzen." Von besonderer Bedeutung ist weiterhin ein sparsamer
Umgang mit der begrenzten und begehrten Ressource Fläche: "Wir sollten
im ländlichen Raum den Fokus auf flächeneffiziente Technologien sowie
eine sorgfältige Standortwahl legen und gleichzeitig stärker als
bisher bestehende Dachflächen vor allem in den großen Ballungsräumen
für Solar-Anlagen nutzen", so die BfN-Präsidentin. "Ein vermehrter
verbrauchsnaher Ausbau kann so zum Schutz der 'freien Landschaft'
beitragen. Keine ausbaufähigen und naturverträglichen
Handlungsoptionen sehen wir hingegen für Bioenergie aus Anbaubiomasse.
Außerdem sollten in den Planungs- und Genehmigungsverfahren zur
Energiewende landschaftliche Qualitäten und damit das Schutzgut
Landschaft stärkere Berücksichtigung finden. Dies ist auch für die
Akzeptanz der Energiewende von zunehmender Bedeutung."

Im "Erneuerbare Energien Report 2019" werden darüber hinaus auch
Ansätze für die konkrete Umsetzung des Anlagenausbaus vorgestellt. So
wurden unter anderem Möglichkeiten für die naturschutzgerechte
Standortwahl und zum naturschutzgerechten Bau und Betrieb von
erneuerbaren Energieanlagen weiter ausgearbeitet. Beispielsweise
können intelligente Vermeidungsmaßnahmen im Umfeld von Windparks dabei
helfen, Artenschutzkonflikte zu minimieren.

Erneuerbare Energien Report 2019 - Ergebnisse


	Der Ausbau der erneuerbaren Energien (EE) ist zum Erreichen der Klimaschutzziele notwendig und muss im Einklang mit den Zielen des Natur- und Umweltschutzes erfolgen. Er ist daher bewusst so zu steuern, dass er im Einklang mit Natur und Landschaft verwirklicht wird.

	Die Umsetzung von Maßnahmen zur Energieeffizienz und -einsparung ist eine wesentliche Voraussetzung für das Erreichen einer naturverträglichen Energiewende.

	Ziel muss ein landschafts- und standortbezogener Mix aus (flächen)effizienten EE-Anlagen mit möglichst niedrigen Auswirkungen auf Mensch, Natur und Landschaft sein. Dafür sind auch neue Wege nötig. Unerlässlich ist beispielsweise das stärkere Einbeziehen der städtischen Räume, insbesondere durch den dezentralen Ausbau von Photovoltaik auf Dächern.

	Landschaftsbild und Landschaftserleben sollten bei der Planung und Zulassung von EE-Anlagen künftig besser berücksichtigt werden, auch sollten die Bürgerinnen und Bürger verstärkt in diese Prozesse eingebunden werden.

	Sowohl bei der Standortplanung wie auch bei strategischen Überlegungen für den weiteren EE-Ausbau sind Naturschutzaspekte frühzeitig mit zu berücksichtigen. Dazu sind unter anderem auch Instrumente zur bundesweiten räumlichen Verteilung zu diskutieren.



Hintergrund

Der Forschungsschwerpunkt "Naturschutz und erneuerbaren
Energien"

Im Forschungsschwerpunkt "Naturschutz und erneuerbaren Energien" am
Bundesamt für Naturschutz befassen sich mehr als 40 Forschungs- und
Entwicklungs-Vorhaben mit Fragen zur naturverträglichen Energiewende.
Dabei handelt es sich auch um strategische Überlegungen zur weiteren
Ausrichtung des Energiesystems. Mit dem "Erneuerbare Energien Report"
legt das Bundesamt für Naturschutz eine Synthese der
Forschungsergebnisse vor. Dabei stehen Lösungen und Lösungsansätze für
ein Miteinander von Naturschutz und Energiewende im Mittelpunkt. Denn
ein großer Teil der Energiewende steht noch bevor: Im Jahr 2018 betrug
der Anteil der erneuerbaren Energien an der Stromversorgung 35
Prozent, bis zum Jahr 2050 soll dieser auf mindestens 80 Prozent
steigen. Weiterführende

Informationen über die Forschung des BfN an der Schnittstelle
Naturschutz und Energiewende finden Sie unter 

www.bfn.de/themen/erneuerbare-energien.html 

und auf der Website 

www.natur-und-erneuerbare.de

Bezugshinweis

Der "Erneuerbare Energien Report 2019" steht auf der BfN-Website zum
Download bereit: 

http://bit.ly/EER19

Er kann zudem in gedruckter Form kostenfrei beim Bundesamt für
Naturschutz, Konstantinstraße 110, 53179 Bonn, E-Mail: presse@bfn.de
bezogen werden.

BUNDESAMT FÜR NATURSCHUTZ (BFN) (2019): Erneuerbare Energien Report
2019. Die Energiewende naturverträglich gestalten! Bonn - Bad
Godesberg, 44 Seiten.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news710486

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution502

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Naturschutz - 13.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LUFT/621: Stickoxid - Fahrverbote in Hamburg müssen ausgeweitet werden (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 14. Februar 2019

Luftreinhaltung: Grenzwerte gelten weiterhin - Hamburger
Fahrverbote müssen ausgeweitet werden



Die aktuell von der Bundesregierung angestrengte Änderung des
Bundesimmissionsschutzgesetzes (Drucksache 19/6335) führt nach
Einschätzung des BUND nicht zu einer Aufhebung der Fahrverbote in
Hamburg. Diese waren im Mai 2018 ausdrücklich deshalb eingeführt
worden, weil die Stickoxid-Grenzwerte mit anderweitigen Maßnahmen des
Luftreinhalteplans nicht wie vom Verwaltungsgericht gefordert
"schnellstmöglich" eingehalten werden können.

"Der Grenzwert von 40 µg/m3 steht ohne Wenn und Aber. Auch die neue
Regelung, die in Berlin vorbereitet wird, entbindet Hamburg nicht von
der Aufgabe, für die Einhaltung dieses Grenzwertes zu sorgen. Und der
Senat hat zu Recht erkannt, dass dies an den betroffenen Straßen nur
mit Fahrverboten geht. Dass diese in ihrem Zuschnitt nicht ausreichen,
steht auf einem anderen Blatt", so Manfred Braasch,
Landesgeschäftsführer des BUND Hamburg. "Wir halten die jetzt
aufkommende Forderung nach einer Aufhebung der Fahrverbote in Hamburg
daher für gegenstandslos und fordern den Senat auf, sich nicht von der
CDU treiben zu lassen.

Dazu kommt, dass der Senat bislang weitere wirksame Maßnahmen zur
Senkung der Stickstoffdioxidwerte (NO2) verweigert und lediglich seit
Mai 2018 Fahrverbote an zwei kurzen Straßenabschnitten verhängt hat.
Der BUND hat deshalb im vergangenen Sommer beim Oberverwaltungsgericht
Hamburg Klage gegen die Stadt eingereicht. Der BUND fordert, um
kleinräumige Ausweichverkehre zu verhindern, eine Ausweitung der
Fahrverbote in den besonders belasteten Stadtteilen sowie die
Einbeziehung von Dieselfahrzeugen der Schadstoffklasse Euro VI, die im
Realverkehr den maximal zulässigen NO2-Ausstoß überschreiten.

An den vier offiziellen straßenbezogenen Messstationen der Hansestadt
liegen die Stickoxidwerte weiterhin über dem gesetzlichen Grenzwert.
So lag die NO2-Konzentration im Jahr 2018 an der Habichtstraße im
Mittel bei 55 µg/m3 und damit am höchsten. Es folgen die Stationen an
der Max-Brauer-Allee mit 46 µg/m3, an der Stresemannstraße mit 46
µg/m3 und an der Kieler Straße mit 44 µg/m3.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 14.02.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net

Internet: www.bund.net/hamburg
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VERKEHR/1170: EU-Quoten für saubere Fahrzeuge rollen an (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 12.02.2019 / Verkehr

EU-Quoten für saubere Fahrzeuge rollen an



Wie bis 2030 mehr Fahrzeuge auf Europas Straßen kommen, die kaum oder
gar keine Emissionen ausstoßen, haben EU-Kommission, EU-Länder und
Europaabgeordnete am Montag beschlossen.

Wie der Umweltinformationsdienst ENDS und EurActiv berichteten,
verständigten sich die drei EU-Organe auf Änderungen der Richtlinie
zur Förderung sauberer Straßenfahrzeuge. Ein Schwerpunkt liegt auf
verbindlichen Beschaffungszielen im öffentlichen Sektor. Das betrifft
hauptsächlich Busse im öffentlichen Personennahverkehr:

Ab 2025 sollen sich die Ziele zur öffentlichen Beschaffung von
"sauberen" Bussen zwischen 24 und 45 Prozent in den Mitgliedstaaten
bewegen. Ab 2030 liegen die Quoten zwischen 33 und 66 Prozent. Die
Anteile richten sich nach der Wirtschaftsleistung und der
Bevölkerungsanzahl der EU-Mitgliedsländer.

Was als sauber gilt, ist jedoch umstritten. Nach Informationen der
Umweltorganisation Transport & Environment (T&E) soll die Hälfte der
sauberen Busse tatsächlich mit null Emissionen unterwegs sein. Die
andere Hälfte darf mit fossilem Gasantrieb fahren, etwa mit Flüssiggas
(liquified natural gas, LNG) oder mit komprimiertem Erdgas (compressed
natural gas, CNG). Das widerspreche klar den Zielen des Klimaabkommens
von Paris, erklärte T&E.

Außerdem sollen erstmals Lieferdienste, Postautos und die Müllabfuhr
in die neugefasste Richtlinie einbezogen werden. Die Quoten für
schwere Nutzfahrzeuge variieren zwischen 6 und 10 Prozent ab 2025 und
steigern sich leicht auf 7 bis 15 Prozent im Jahr 2030. Für Pkws und
leichte Nutzfahrzeuge bewegt sich das Beschaffungsziel zwischen 18,7
und 38,5 Prozent ab 2025. Darunter fallen Fahrzeuge, die weniger als
50 Gramm CO2 pro Kilometer ausstoßen. 2030 sollen Pkws und
Transporter, die öffentlich beschafft worden sind, dann emissionsfrei
sein.

Den vorläufigen Kompromiss müssen EU-Parlament und EU-Länder noch
förmlich billigen. [aw]



Rat der EU zur Einigung

https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2019/02/12/promoting-clean-vehicles-provisional-deal-with-parliament/

Reaktion T&E

https://www.transportenvironment.org/press/eu-deal-will-see-roll-out-cleaner-public-buses-faster-uptake-zero-emission-technology-needed

ENDS (kostenpflichtig)

https://www.endseurope.com/article/54857/lawmakers-agree-procurement-targets-for-green-vehicles

Meldung von EurActiv

https://www.euractiv.com/section/electric-cars/news/europe-agrees-sales-targets-for-clean-buses-in-cities/

 * 

Quelle:

EU-News, 12.02.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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EUROPA/637: Öffnet Brüssel eine Hintertür für Palmöl im Tank? (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 11.02.2019 / Verkehr

Öffnet Brüssel eine Hintertür für Palmöl im Tank?



Die EU-Kommission hat am Freitag einen Entwurf für
Nachhaltigkeitskriterien veröffentlicht, denen zufolge Palmöl nicht
mehr für Biokraftstoff verwendet werden soll. Doch
Umweltschützer*innen warnen vor Schlupflöchern.

Die geplanten Kriterien sollen das Kapitel über Biokraftstoffe in der
Erneuerbare-Energien-Richtlinie (RED II), die für den Zeitraum von
2021 bis 2030 gelten soll, ergänzen. Ziel der Kommission ist es,
risikoreiche Nutzpflanzen von der Herstellung von Biokraftstoffen
auszuschließen. Als risikoreich gelten solche Pflanzen, für dessen
Anbau artenreiche Regenwald- und Torfgebiete in Anbauflächen
umgewandelt werden. Diese indirekte Landnutzungsänderung (indirect
land use change, iLUC) verursacht hohe CO2-Emissionen. Nach
Einschätzung Brüssels befanden sich 45 Prozent der Palmölplantagen,
die zwischen 2008 und 2015 entstanden, in CO2-intensiven Gebieten. Die
Beimischung von Palmöl in Kraftstoffe soll deshalb schrittweise bis
2030 auslaufen.

Dagegen soll Sojaöl weiterhin erlaubt bleiben. Laut EU-Kommission
könne Soja nicht als Nutzpflanze mit hohem iLUC-Risiko kategorisiert
werden.

Dieser Bewertung widerspricht der Umweltverband Transport &
Environment (T&E). Diesel mit Sojaölanteil sei doppelt so
klimaschädlich wie konventioneller Dieselkraftstoff. Außerdem weist
T&E - ebenso wie die Deutsche Umwelthilfe (DUH) und der NABU - auf ein
Schlupfloch im geplanten Rechtsakt für Palmöl hin: Palmöl, das in
Kleinplantagen mit weniger als 5 Hektar angebaut oder auf
"ungenutzten" Flächen produziert wird, soll weiterhin für die
Beimischung im Kraftstoff zugelassen werden. T&E vermutet, dass die
Regierungen Malaysias und Indonesiens unter Androhung von
Handelskriegen Brüssel zu den Ausnahmeregelungen getrieben haben.

T&E und DUH machen zudem darauf aufmerksam, dass Bürger*innen bis zum
8. März den Entwurf der Kommission bewerten können. Zu diesem Zweck
hat die Kommission eine Online-Befragung geschaltet.

Im Anschluss haben EU-Parlament und EU-Mitgliedstaaten Gelegenheit,
den Rechtsakt zu prüfen. Änderungen können sie nicht vornehmen. Sie
können lediglich den gesamten Rechtsakt annehmen oder ablehnen. [aw]



Befragung der EU-Kommission

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2019-762855_en

Meldung bei EurActiv

https://www.euractiv.com/section/agriculture-food/news/biofuels-commission-blacklists-palm-oil-throws-soybeans-lifeline/

Reaktion T&E

https://www.transportenvironment.org/press/eu-classifies-palm-oil-diesel-unsustainable-fails-cut-its-subsidised-use-and-associated

Reaktion DUH

https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/deutsche-umwelthilfe-befuerchtet-weitere-zerstoerung-von-regenwaeldern-fuer-palmoel-im-diesel-eu-kommis/

Reaktion NABU

https://www.nabu.de/modules/presseservice/index.php?popup=true&db=presseservice&show=25612

Mitmachen: Petition No Palm Oil in my Tank

https://www.act.transportenvironment.org/de-DE

Hintergrund: DNR Factsheet zu RED II

https://www.dnr.de/fileadmin/Publikationen/Steckbriefe_Factsheets/18_07_17_EUK_RED_II_Factsheet.pdf

 * 

Quelle:

EU-News, 11.02.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)
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INITIATIVE/302: Deutsche Umwelthilfe fordert nationales Verbot von Mikroplastik (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 14. Februar 2019

Deutsche Umwelthilfe fordert nationales Verbot von Mikroplastik in
Reinigungs-, Hygiene- und Kosmetikartikeln sowie vielen weiteren
Produkten

Deutsche Umwelthilfe unterstützt die von den Bundesländern Thüringen
und Hamburg initiierte Bundesratsinitiative zur Einschränkung von
Mikroplastikeinträgen in die Umwelt - Für den Gewässer-, Meeres- und
Gesundheitsschutz ist ein schnelles Verbot von Produkten mit
zugesetzten Kunststoffpartikeln nötig - Ebenfalls notwendig sind ein
Vermeidungsziel für Plastikverpackungen, die Ausweitung des
Einwegpfandes, Wiederverwendungsquoten und die Verteuerung des
Einsatzes von Verpackungsmaterialien



Berlin, 14.2.2019: Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) fordert von
Bundesumweltministerin Svenja Schulze ein Verbot für das Zusetzen von
Mikroplastik in Reinigungs-, Hygiene- und Kosmetikartikeln sowie in
vielen weiteren Produkten, wie Farben oder Beschichtungen. Der Umwelt-
 und Verbraucherschutzverband unterstützt mit seiner Verbotsforderung
die von den Bundesländern Thüringen und Hamburg initiierte
Bundesratsinitiative zur Einschränkung von Mikroplastikeinträgen in
die Umwelt. Besonders die Oberflächengewässer in Deutschland sind
dadurch einer neuen Bedrohung ausgesetzt. Der Bundesrat befasst sich
am 15. Februar 2019 mit dem Entschließungsantrag der beiden
Bundesländer. Die DUH fordert die Bundesländer auf, dem Antrag
zuzustimmen.

Zum Schutz heimischer Gewässer und der menschlichen Gesundheit, ist es
neben dem Verbot von Produkten mit zugesetztem Mikroplastik besonders
wichtig, den Anfall unnötiger Plastikverpackungen drastisch zu
reduzieren. In Deutschland werden Jahr für Jahr neue Rekordwerte bei
der Inverkehrbringung von Verpackungen erreicht. Viele davon werden
noch immer achtlos in der Umwelt entsorgt. Dies trägt massiv zur
Freisetzung von sekundärem Mikroplastik bei. Um dieses Problem zu
lösen, sind die Festlegung eines Abfallvermeidungsziels,
Wiederverwendungsquoten, die Ausweitung des Einwegpfandes und die
Verteuerung des Einsatzes von Verpackungsmaterialien notwendig.

"Dass die Weltmeere durch viele Millionen Tonnen Plastikmüll belastet
werden, wissen mittlerweile viele Menschen. Weniger bekannt ist jedoch
die Belastung unserer Binnengewässer durch Mikroplastik. Vom
Alpenvorland bis zum Peenestrom, vom Dorfteich bis zu Deutschlands
größten Flüssen. Es ist eine kaum wahrnehmbare Gefahr die sich immer
stärker aufbaut", warnt der DUH-Bundesgeschäftsführer Sascha
Müller-Kraenner.

Wir wissen, dass Mikroplastik beim Zerfall gefährliche Chemikalien
freisetzt und bei Muscheln Entzündungsreaktionen hervorruft.
Plastikpartikel die im Wasser treiben, binden weitere Schadstoffe an
sich, beispielsweise Antibiotika und Rückstände längst verbotener
Umweltgifte wie DDT. "Empfindliche Arten wie der Fischotter, dessen
dramatischer Rückgang in Europa auch auf Umweltgifte zurückgeführt
wird und dessen Bestand sich gerade erst wieder erholt, könnten bald
vor neuen Problemen stehen, wenn sie über die Nahrung vermehrt
Mikroplastik aufnehmen", befürchtet Müller-Kraenner.

Müller-Kraenner fordert: "Angesichts des bestehenden Ausmaßes der
Verbreitung von Mikroplastik in der aquatischen Umwelt muss
Umweltministerin Svenja Schulze das Problem endlich in Angriff nehmen.
Freiwillige Selbstverpflichtungen der Wirtschaft, die zudem nicht
kontrolliert werden, reichen nicht aus. Wir brauchen ein schnelles
nationales Verbot von Mikroplastik. Nicht nur in Kosmetikartikeln,
sondern überall da, wo es Produkten absichtlich zugesetzt wird."

Ähnlich äußert sich die Europäische Chemikalienagentur (ECHA), die
sich nicht nur für eine Begrenzung von Mikroplastik in Kosmetika,
Wasch- und Reinigungsmitteln ausspricht, sondern auch in Farben,
Beschichtungen, Baustoffen, Arzneimitteln sowie Produkten der Land-,
Öl- und Gaswirtschaft. Gemäß dem Vorsorgeprinzip sollte auch der
Einsatz von Flüssigkunststoffen vermieden werden.

Trotz der Empfehlungen der Europäischen Chemikalienagentur braucht
eine europäische Regelung noch viel Zeit. Deshalb sind nationale
Maßnahmen, die jetzt umgesetzt werden, besonders wichtig. Die Sorge um
die Umwelt und Gesundheit der Menschen hat beispielsweise in Schweden,
Italien und Großbritannien zu nationalen Verboten der absichtlichen
Verwendung von Mikroplastik in bestimmten Verbraucherprodukten
geführt. Deutschland muss nachziehen.

"Es gibt Ziele zum Klimaschutz, zur Luftreinhaltung und zur
Wasserqualität. Es ist nicht nachvollziehbar warum es noch immer kein
Vermeidungsziel gibt, welches die Schäden durch die Herstellung und
oftmals achtlose Entsorgung von Verpackungen in der Natur verringert.
Ohne die Festlegung einer verbindlichen Zielmarke werden die
Abfallberge und auch der Eintrag von sekundärem Mikroplastik in die
Umwelt nicht viel kleiner werden", sagt die Stellvertretende
DUH-Bundesgeschäftsführerin Barbara Metz.

Mit gutem Beispiel geht Österreich voran: die Verabschiedung eines
Minderungsziels für Plastikverpackungen von 20 Prozent bis 2025 zeigt
eindrücklich, wie man wirksam gegen unnötigen Einweg-Plastikmüll
vorgehen kann. Für Deutschland fordert die DUH die Festlegung eines
Ziels von maximal 120 Kilogramm Verpackungsabfall ab 2025 und 90
Kilogramm ab 2030 pro Kopf und Jahr. Derzeit liegt der Verbrauch bei
mehr als 220 Kilogramm.

Neben Vermeidungszielen sind auch Wiederverwendungsziele notwendig,
weil diese zur Mehrfachnutzung von Verpackungen und damit zur
Einsparung von Plastik führen. Neben der Umsetzung der Mehrwegquote
für Getränkeverpackungen von 70 Prozent sollten weitere separate
Wiederverwendungsziele für Versand-, Transport-, Lebensmittel- und
andere Verkaufsverpackungen festgelegt werden.

"Wenn weniger unnötige Plastikverpackungen hergestellt werden, dann
können sie auch nicht in die Umwelt gelangen. Hierzu muss Neumaterial
für Plastikverpackungen allerdings deutlich teurer werden, indem für
Lizenzentgelte eine Mindesthöhe mit ausreichender Lenkungswirkung
sichergestellt oder eine Ressourcenabgabe erhoben wird", sagt Metz.

Etwa die Hälfte der in Deutschland konsumierten Säfte und Nektare wird
in unbepfandeten Einweg-Plastikflaschen verpackt. Ohne ein Pfand
landen viele dieser Flaschen in der Umwelt oder dem Restmüll. Die
Ausweitung des Einwegpfandes würde dafür sorgen, dass fast alle
Plastikflaschen zukünftig im Handel wieder zurückgegeben werden.

Hintergrund:

Als Mikroplastik werden kleine Kunststoffpartikel mit einem
Durchmesser unter 5 Millimeter bezeichnet. Sie können unbeabsichtigt
durch Zerfall und die Zersetzung größerer Plastikteile entstehen, u.a.
durch weggeworfene Verpackungen. Andererseits werden sie auch bewusst
hergestellt und Produkten zu bestimmten Zwecken zugesetzt,
beispielsweise als Partikel in Gesichts- und Körperpeelings. Sind
Produkte mit Plastikpartikeln erst einmal in Gebrauch, lässt sich kaum
mehr verhindern, dass diese auch in die Umwelt gelangen. Mikroplastik
wurde in nahezu allen untersuchten deutschen Oberflächengewässern
sowie in der Nord- und Ostsee nachgewiesen. Zahlreiche Organismen
verwechseln es mit Sediment und Plankton und nehmen die
Plastikpartikel als vermeintliche Nahrung auf. Mikroplastik findet
sich in Muscheln, Fischlarven sowie Krebsen und gefährdet über die
Nahrungskette auch Fische, Wasservögel, gewässerbewohnende Säugetiere,
wie den Fischotter und Robben, und nicht zuletzt den Menschen.




Mehr zu Plastik im Meer

https://www.duh.de/plastik-im-meer/

Hintergrundinformationen zum Umweltproblem Plastiktüten

https://www.duh.de/themen/recycling/plastik/plastiktueten/

DUH-Forderungspapier für eine deutsche Plastikstrategie 

https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Kreislaufwirtschaft/181126_DUH_Plastikstrategie_f%C3%BCr_Deutschland_Stand_September.pdf

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 14.02.2019
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AFRIKA/122: Die Bonobo-Bastion (WWF)


WWF Pressemitteilung - 13. Februar 2019

Die Bonobo-Bastion

Zensus im Salonga Nationalpark zählt 15.000 Individuen der bedrohten
Menschenaffen



Berlin: Gute Nachrichten zum Welt-Bonobo-Tag (14.2.): Eine
großangelegte dreijährige Wildtierzählung im Salonga Nationalpark in
der Demokratischen Republik Kongo hat die herausragende Bedeutung des
Gebiets für den Schutz der bedrohten Menschenaffen bestätigt. Trotz
hohen Wildereidrucks konnten die Wissenschaftler rund 15.000 Tiere
zählen. Damit bleibt Afrikas größter Regenwaldnationalpark die
wichtigste Bonobo-Bastion. Positive Zahlen gibt es auch bei den
Waldelefanten: Hier schätzen die Wissenschaftler die Bestände in
Salonga auf 1.600 Tiere. "Die neue Zählung gibt Anlass zur Hoffnung.
Bonobos und Waldelefanten leiden beide unter massiver Wilderei. Umso
schöner ist es zu sehen, dass sich der gezielte Einsatz gegen die
illegale Jagd auszahlt", freut sich Dr. Ilka Herbinger,
Programmleiterin für Zentral- und Westafrika beim WWF Deutschland.

Bisher schätzte man den Bestand der Bonobos im Salonga Nationalpark
auf zwischen 7.000 und 20.000 Tiere. Mit der neuen Untersuchung
konnten diese Zahlen nun konkretisiert werden. An den aktuellen
Erhebungen waren neben dem WWF die Ludwig-Maximilians-Universität
München, das Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie, WCS
und die Zoological Society of Milwaukee beteiligt. Zwischen 2015 und
2018 untersuchten die Wissenschaftler den 36.000 Quadratkilometer
großen Salonga Nationalpark, der vom WWF und der kongolesischen
Naturschutzbehörde ICCN geleitet wird. Der Regenwaldpark besteht aus
einem nördlichen und einem südlichen Sektor, die durch einen 45
Kilometer breiten ungeschützten Korridor getrennt sind.

Der Bonobo, eine der vier afrikanischen Menschenaffenarten, ist in der
Demokratischen Republik Kongo endemisch - kommt also ausschließlich
hier vor. Das Verbreitungsgebiet umfasst insgesamt rund 563.000
Quadratkilometer, wovon jedoch nur 156.000 Quadratkilometer für
Bonobos geeignet scheinen, und ist zu großen Teilen durch Flüsse
begrenzt. Bis heute ist die Gesamtzahl der Bonobos in der Wildnis
unbekannt, da bisher entsprechende Erhebungen nur in etwa 30 Prozent
des Verbreitungsgebietes durchgeführt wurden. Als sicher gilt jedoch,
dass der Salonga Nationalpark das mit Abstand wichtigste Habitat ist.

"Salonga bleibt Bonobo-Hochburg, und das trotz des historisch hohen
Wildereidrucks", so Ilka Herbinger vom WWF. "Die Erhebungen sind eine
Momentaufnahme des Zustands vieler bedrohter Arten. Damit Salonga für
sie auch in Zukunft ein Zufluchtsort bleibt, müssen wir die
Tierbestände kontinuierlich überwachen. Nur so können wir aufkommende
Krisen zeitnah erkennen und verhindern, dass eine Art womöglich an den
Rand des Aussterbens gerät und wir zu spät davon erfahren."

Der Generaldirektor der kongolesischen Naturschutzbehörde ICCN,
Pasteur Cosma Wilungula, sagt: "Es erfüllt mich mit Stolz, dass die
verschiedenen Naturschutz- und Forschungspartner zusammengekommen
sind, um aktuelle Daten über die verschiedenen Arten zu ermitteln
sowie die Bedrohungen für den größten Regenwaldpark auf dem
afrikanischen Kontinent zu bestimmen - so dass das Parkmanagement die
Schutzmaßnahmen überwachen und bewerten kann."

Hintergrund Salonga Nationalpark

Der Salonga Nationalpark wurde 1970 gegründet und ist das größte
bewaldete Schutzgebiet Afrikas. Mit 36.000 Quadratkilometer ist er
größer als Belgien und bekannt für seine Artenvielfalt. Doch wie in
vielen anderen Schutzgebieten stehen auch die Tiere Salongas unter
Druck: Die Jagd auf Buschfleisch und Elfenbein hat die Bestände von
Bonobo, Waldelefant und anderen deutlich dezimiert. Seit 2015 stellen
die kongolesische Naturschutzbehörde ICCN und WWF gemeinsam das
Parkmanagement und arbeiten an der Verbesserung der Lebensgrundlage
der Parkanrainer und an einer stärkeren Beteiligung der lokalen
Bevölkerung an den Schutzmaßnahmen. Ziel ist es, Salonga als Hochburg
für bedrohte Tier- und Pflanzenarten zu erhalten.

Die aktuellen Erhebungen tragen dazu bei, die Wirksamkeit der
Maßnahmen zu bewerten. Das Biomonitoring des südlichen Parkteils
wurde im Auftrag der deutschen Bundesregierung durch die KfW
unterstützt. USAID-CARPE und die Europäische Union (EU-EFD)
finanzierten die Erhebungen in einem Teil des Südens sowie im
Nordsektor und im Korridor.
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ARTENSCHUTZ/269: Kleine Verschnaufpause für Rhinos (WWF)


WWF Pressemitteilung - 14. Februar 2019

Kleine Verschnaufpause für Rhinos

Südafrika: Wilderei auf Nashörner verringert sich um ein Viertel auf
769 Tiere in 2018



Berlin: In Südafrika hat die Wilderei auf Nashörner mit 769 getöteten
Tieren im letzten Jahr spürbar abgenommen. Das entspricht einem
Rückgang von 25 Prozent im Vergleich zu 2017, als noch 1028 Individuen
der beiden afrikanischen Arten illegal getötet wurden. Das berichtete
am Mittwoch das Umweltministerium des Landes. Erstmals seit 2012 liegt
die Zahl damit unter der Tausendermarke. Der WWF zeigt sich
erleichtert über den positiven Trend, möchte jedoch keine Entwarnung
geben: "Der deutliche Rückgang der Wilderei ist ein großer Erfolg und
zeigt, dass wir auf dem richtigen Weg sind. Wichtig ist zu verstehen,
ob dieser Trend an der effizienten Wildereiabwehr oder einer sinkenden
Nachfrage in Asien liegt. Nur mit der Einstellung des Konsums von
Nashorn-Horn können wir verhindern, dass sich dieser Trend wieder
umkehrt und das Überleben der Arten langfristig sichern", sagt
Katharina Trump, Expertin für illegalen Artenhandel beim WWF
Deutschland.

Als wichtigste Ursache der Wilderei gilt die Nachfrage aus Asien,
insbesondere in Vietnam und China, wo das Horn der Tiere in der
traditionellen Medizin unter anderem als fiebersenkende und
krampflösende Arznei gilt, obwohl jegliche wissenschaftliche Nachweise
über die Wirksamkeit fehlen. Sogar als Heilmittel gegen Krebs werden
die vor allem aus Keratin bestehenden Nashorn-Hörner angepriesen.
Daneben gilt es als bedeutendes Statussymbol.

Der internationale Handel mit Nashornhorn ist nach dem Washingtoner
Artenschutzabkommen verboten. Der nationale Handel bleibt den Staaten
überlassen. In Südafrika war dieser lange Zeit verboten. Doch in 2017
kippte das Verfassungsgericht ein entsprechendes Moratorium aus
formalen Gründen. Seitdem ist der Handel im Land legal, nicht aber der
Export der Hörner. Insbesondere Nashorn-Farmer setzen sich jedoch für
eine Lockerung der Ausfuhrregeln ein, da es in Südafrika selber kaum
Nachfrage gibt. Der WWF lehnt das kategorisch ab. Die Artenschützer
befürchten, dass eine Öffnung des internationalen Handels die
Nachfrage in Asien anheizt und das wiederrum die Wilderei in Afrika
befeuert. Zudem werde die Strafverfolgung erschwert, wenn illegale
Hörner in legalen Märkten gewaschen werden.

Derzeit leben noch rund 25.000 Nashörner auf dem afrikanischen
Kontinent, über 20.000 davon in Südafrika. Als besonders kritisch gilt
die Situation der vom Aussterben bedrohten Spitzmaulnashörner, von
denen es afrikaweit nur noch gut 5.000 Individuen gibt, knapp 2.000
davon in Südafrika. In den vergangenen Wochen hatten bereits Namibia
und Simbabwe Wildereistatistiken veröffentlicht. In Namibia wurden
demnach seit 2015 im Schnitt 50 Nashörner pro Jahr gewildert, Simbabwe
meldete 750 getötete Tiere seit 2000. Damit ist Südafrika sowohl im
Hinblick auf die Bestände als auch auf die Wilderei das mit Abstand
wichtigste Nashorn-Land.
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FISCHEREI/193: Westliche Gewässer, Atlantik - Mehrjährig übers Limit fischen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 13.02.2019 / Wasser & Meere

Westliche Gewässer/Atlantik: Mehrjährig übers Limit fischen



Das EU-Parlament hat am Dienstag den Mehrjahresplan für Fischerei in
den westlichen Gewässern beschlossen. Im Dezember hatte es hierzu eine
Einigung im Trilogverfahren zwischen den drei EU-Institutionen gegeben
(EU-News 12.12.2018 [1]), weshalb die Abstimmung eher eine Formsache
war. Umweltverbände kritisieren den Bewirtschaftungsplan seit seiner
Erstveröffentlichung heftig (NGO-Forderungen [2]).

Es habe einen äußerst übereilten Entwurfs- und Entscheidungsprozess
mit einem enttäuschenden Abschluss gegeben, ärgert sich der WWF Europa
und fürchtet ähnlich katastrophalen Ergebnisse für die beiden anderen
derzeit verhandelten Fischereimanagementpläne. Die Mehrjährigen
Fischereipläne für westliche Gewässer, Ostsee und Nordsee erlaubten
die Fischerei über einem nachhaltigen Niveau und viel höher als
wissenschaftliche Gutachten empfählen. Damit erfüllten sie ihren Zweck
nicht, nämlich die Ermöglichung einer langfristigen, auf einem
ökosystemaren Ansatz basierenden Bewirtschaftung zur Sicherung eines
bestmöglichen Dauerertrags für die Fischerei. Mit dem Plan in seiner
jetzigen Form versäume es die EU, die Fischbestände in den westlichen
Gewässern wieder auf ein nachhaltiges Niveau zu bringen, und erreiche
das selbstgesetzte Ziel nicht, die Überfischung bis 2020 zu beenden
und einen guten Umweltstatus zu erreichen.

Das kritisiert auch die Umweltrechtsorganisation ClientEarth. Anwältin
Klaudija Cremers sagte: "Dieser Deal kann den dramatischen Rückgang
unserer Fische nicht ausreichend bekämpfen." Außerdem schließe er
keinerlei Maßnahmen zum wirklichen Schutz von Seevögeln, Walen und
Delfinen ein.

Der Meeresschutzorganisation Oceana fehlen im Mehrjahresplan konkrete
Maßnahmen zu wichtigen Umweltthemen wie dem Schutz wesentlicher
Lebenräume, dem Schutz wichtiger Laich- und Aufzuchtsgebiete sowie
verbindliche Ziele bei den sogenannten Beifängen.

Wenn der Ministerrat den Managementplan angenommen hat, können die
neuen Regeln am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der
Europäischen Union Geltung erlangen.

Die sogenannten westlichen Gewässer erstrecken sich von den
Kanarischen Inseln und den Azoren bis zum Norden und Nordwesten
Irlands und Großbritanniens. Die EU-Länder Belgien, Frankreich,
Deutschland, Irland, die Niederlande, Portugal, Spanien und das
Vereinigte Königreich verfügen über dort tätige Fischereiflotten.
[jg]



Angenommener Text im EU-Parlament

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2019-0069+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE

Reaktion WWF

http://www.wwf.eu/?uNewsID=342991

Reaktion ClientEarth

https://www.clientearth.org/european-fisheries-vote-undermines-sustainable-fishing-targets/

Reaktion Oceana

https://eu.oceana.org/en/press-center/press-releases/eu-fails-show-leadership-marine-conservation-weak-plan-atlantic

Briefing des EPRS (European Parliament Research Service)

http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2018/625122/EPRS_BRI(2018)625122_EN.pdf

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-wasser-meere/mehrjahresfischereiplan-in-den-westlichen-gewaessern-so-gut-wie-beschlossen/

[2]
https://eu.oceana.org/sites/default/files/wwmap_bmap_ngo_position_paper_2018_05_final.pdf
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GLOBAL/154: Finanzierungslücke bei Berner Konvention? (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 13.02.2019 / Naturschutz & Biodiversität

Finanzierungslücke bei Berner Konvention?



Vor entscheidenden Debatten über die Finanzierung der Berner
Konvention [1] hat ein großes Bündnis europäischer Natur- und
Umweltschutzorganisationen einen offenen Brief an den Generalsekretär
des Europarats gerichtet. Der Europarat soll die Finanzierung und das
ordnungsgemäße Funktionieren des Übereinkommens über die Erhaltung
der europäischen wildlebenden Pflanzen und Tiere und ihrer natürlichen
Lebensräume garantieren.

Angesichts finanziell schwieriger Zeiten erwäge der Europarat
Haushaltskürzungen, die unweigerlich die Maßnahmen der Berner
Konvention betreffen würden. In ihrem Schreiben bekräftigen die
Organisationen, die als Beobachter der Konvention fungieren, dass der
Vertrag direkt der Natur Europas und den geschützten Arten nütze. Sie
fordern die Entscheidungsträger auf, das Übereinkommen weiterhin
finanziell zu unterstützen.

Friedrich Wulf, Sprecher von Friends of the Earth Europe und ProNatura
(Schweiz) sagte: "Das Berner Übereinkommen hat seit 40 Jahren die am
stärksten bedrohten Arten und Naturgebiete Europas effizient
geschützt. Jetzt ist die Konvention selbst von schweren
Haushaltskürzungen bedroht." Damit werde das wirksamste Werkzeug der
Konvention behindert. Das systematische Aufnehmen von Fallakten
ermögliche, gegen Naturschäden vorzugehen, die gegen die Konvention
verstoßen. Das "Case-File System" sei ein offener und demokratischer
Mechanismus, der in internationalen Verträgen beispiellos sei. Mit
diesem wertvollen Instrument könnten die Öffentlichkeit und die
Zivilgesellschaft die Aufmerksamkeit auf mögliche Verstöße gegen die
Konvention lenken und Umweltprobleme in ihren Ländern auf die
internationale Ebene bringen, um darüber zu diskutieren. Die
Mitgliedstaaten des Übereinkommens können dann beschließen, den Fall
zu überprüfen und Empfehlungen anzunehmen, um die Regierungen zu
drängen, ihre Naturschutzbemühungen zu verbessern und zu
beschleunigen.

Die Berner Konvention wurde 1979 beschlossen und 1982 ratifiziert. 46
europäische und 4 afrikanische Staaten sowie die EU sind Mitglieder
des völkerrechtlichen Vertrags. Der Europarat wurde nach dem Zweiten
Weltkrieg 1949 gegründet und ist ein europäisches Forum, das über das
Gebiet der EU weit hinausgeht. [jg]



Pressemitteilung Friends of the Earth et. al

http://www.foeeurope.org/Council-Europe-urged-maintain-Bern-Convention-budget-120219

Offener Brief

http://foeeurope.org/sites/default/files/biodiversity/2019/ltr-bernconvention-120220191.pdf

Aktuelle Liste der Vertragsstaaten der Berner Konvention

https://www.coe.int/en/web/conventions/full-list/-/conventions/treaty/104/signatures

[1]
https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=0900001680078b1b
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EUROPA/430: EU-Umweltausschuss gibt richtungsweisenden Anstoß für nachhaltigere Landwirtschaftspolitik (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 14. Februar
2019

NABU: EU-Umweltausschuss gibt richtungsweisenden Anstoß für
nachhaltigere Landwirtschaftspolitik

Miller: Mehr Geld für Naturschutz gefordert - EU-Parlament muss
Agrarreform weiter vorantreiben



Straßburg - Erstmals in der Geschichte der Europäischen Union hat am
heutigen Donnerstag der Umweltausschuss des Europäischen Parlaments
über die künftige Ausrichtung der Agrarpolitik mitbestimmt. Die
Ausschussmitglieder forderten parteiübergreifend, ab 2021 deutlich
stärker in den Schutz von Arten und Lebensräumen zu investieren. Sie
empfehlen künftig 15 Milliarden Euro des EU-Agrarbudgets in den
konkreten Schutz der Natur fließen zu lassen. Diese Summe ist pro Jahr
mindestens erforderlich, um das rasante Artensterben in Europa zu
stoppen. Derzeit fließen Schätzungen zufolge lediglich zwei bis drei
Milliarden Euro pro Jahr in den konkreten Naturschutz.

Gleichzeitig verpassten die Abgeordneten heute aber die Gelegenheit,
eine komplette Neuausrichtung der EU-Agrarpolitik zu fordern und damit
das Ende der ineffizienten Direktzahlungen. Das Agrarbudget ist der
mit Abstand größte Posten des EU-Haushalts. Mit 58 Milliarden Euro
jährlich macht er rund 40 Prozent des EU-Haushalts aus.

"Die Umweltpolitiker haben heute ein starkes Signal gesendet und die
Agrarpolitiker herausgefordert: Europas Agrarpolitik muss
naturverträglicher werden. Es liegt nun am Agrarausschuss und dem
Plenum des EU-Parlaments, diesen Kurs weiter zu stärken. Sie müssen
sicherstellen, dass künftig genügend Geld für Landwirte zur Verfügung
steht, um naturverträglich zu arbeiten. Denn ob Bienen und Vögel
überhaupt noch eine Zukunft haben, hängt ganz entscheidend von der 
EU-Agrarpolitik ab", so Miller.

Neben der Notwendigkeit, mehr Geld in den Naturschutz zu investieren,
stimmten die Abgeordneten heute auch für den Abbau umweltschädlicher
Subventionen, beispielsweise für viehintensive Betriebe. Zudem sollen
künftig die Umweltanforderungen für Landwirte steigen, um
Direktzahlungen zu erhalten. Die Umweltpolitiker forderten zudem
klarere EU-weite Umweltstandards in der Landwirtschaft.

Voraussichtlich im März stimmt der EU-Agrarausschuss über die
Vorschläge aus dem Umweltressort ab. Dann drohen starke
Verwässerungen. "Seit Jahrzehnten sehen wir wohin es führt, wenn der
Agrarausschuss der Agrarlobby folgt: Milliarden an Steuergeld werden
mit der Gießkanne verteilt, nach Flächenbesitz und ohne Rücksicht
darauf, wie auf Wiesen und Feldern gewirtschaftet wird. Von dieser
Klientelpolitik profitieren bislang einige wenige, die Natur und
Tausende Betriebe jedoch bleiben auf der Strecke", so der 
NABU-Bundesgeschäftsführer.

Er forderte den Agrarausschuss und das EU-Parlament auf, dem Wunsch
der Bevölkerung nach einem umweltverträglichen Kurs in der
Agrarpolitik endlich zu folgen. In Bayern forderten zuletzt binnen
weniger Tage mehr als eine Million Bürgerinnen und Bürger die Rettung
der Insekten und damit grundlegende Änderungen in der Landwirtschaft.
Es läge jetzt an der Politik diesen Wandel europaweit umzusetzen.
"Auch Bundesagrarministerin Klöckner muss sich endlich klar und
deutlich für eine klimaschonende, naturverträgliche Agrarpolitik
positionieren", so Miller.

Hintergrund zur heutigen Abstimmung des Umweltausschusses zur GAP:

Es ist ein Meilenstein, dass der Umweltausschuss des EU-Parlaments
erstmals die EU-Agrarpolitik mitbestimmt. Angesichts der gravierenden
Schäden, die eine immer intensivere Landwirtschaft an Natur und Umwelt
anrichtet, war dies nach Ansicht des NABU auch dringend notwendig.
Seit 1980 verschwand mehr als jeder zweite Feldvogel in Europa, wie
Feldlerchen, Kiebitze oder Stare. Vor wenigen Tagen wurde zudem
publik, dass 40 Prozent der Insektenarten weltweit vom Aussterben
bedroht sind. Als Treiber des Insektensterbens nannten die Forscher
den Verlust von Lebensräumen in der Agrarlandschaft und den Einsatz
synthetischer Pestizide und Düngemittel. Das Agrarbudget ist der mit
Abstand größte Posten des EU-Haushalts. Mit 58 Milliarden Euro pro
Jahr macht er rund 40 Prozent des EU-Haushalts aus. Über die konkrete
Verteilung der Milliarden-Subventionen hatte bislang maßgeblich der
Agrarausschuss entschieden.

Mehr zu den NABU-Forderungen an eine neue Agrarpolitik:

www.neueagrarpolitik.eu
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WILDNIS/028: Rettung eines der letzten großen Wildnisgebiete (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Winter 2019

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Rettung eines der letzten großen Wildnisgebiete

von Christiane Winkler



Im Nordosten von Mecklenburg-Vorpommern liegt der Anklamer Stadtbruch,
eine einzigartige Moorlandschaft zwischen Land und Meer. Einen
Großteil des Wildnisgebietes will die NABU-Stiftung erwerben und so
dauerhaft bewahren.


Es war ein ganz besonderes Schauspiel, das sich Naturfreunden im
vergangenen Sommer im Anklamer Stadtbruch bot. Mehr als 200 Seeadler
sammelten sich an den flachen Gewässern, die durch die ungewöhnlich
lange Trockenheit nur sehr wenig Wasser führten. Das machte es den
Greifvögeln sehr einfach, Fische zu erbeuten, und ließ die sonst eher
einzelgängerischen Jäger ungewöhnlich gesellig erscheinen. Auch in
Zeiten ohne Rekordhitze fühlt sich der König der Lüfte im Stadtbruch
sehr wohl. Zwölf Paare brüten im Gebiet, das ist die höchste Dichte an
Seeadlern in Mitteleuropa. Das rund 1.500 Hektar große
Naturschutzgebiet an der Mündung der Peene bietet heute unzähligen
Arten eine Heimat und zählt durch seine Größe und Unwegsamkeit zu den
letzten Wildnisgebieten in Deutschland.

Glücksfall Sturmflut

Wie der Name verrät, war der Anklamer Stadtbruch im Laufe seiner
Geschichte nicht immer eine "wilde" Moorlandschaft. Schon im 16.
Jahrhundert legten die Menschen Torfstiche an, um Brennstoff für die
Stadt Anklam zu gewinnen. Die übrigen Flächen wurden als Weide und
Wiese genutzt. Erst 1945 wurde die Torfgewinnung eingestellt, durch
die etwa die Hälfte des ehemals 500 Hektar großen Hochmoores
verschwand. Mithilfe zweier Schöpfwerke und der Eindeichung wurden die
Moorflächen weiter trockengelegt und eine intensive land- und
forstwirtschaftliche Nutzung eingeführt. Doch dann ließ 1995 eine
Sturmflut den baufälligen Deich zwischen Stadtbruch und Stettiner Haff
brechen und überschwemmte weite Teile des Gebietes. Nach dem Rückzug
des Wassers waren die tiefer liegenden Polder überflutet, Wege
unpassierbar und das Land für die Forst- und Landwirtschaft nur noch
eingeschränkt nutzbar. Bis auf gelegentlichen Holzeinschlag konnte
sich die Natur seitdem weitgehend ungestört vom Menschen entfalten.

Heimat für über 100 Brutvogelarten

Heute ist der Anklamer Stadtbruch durch naturnahe, feuchte Moorwälder
geprägt, die sich um das zentral gelegene Hochmoor ziehen. Die hohen
Wasserstände verringerten die weitere Mineralisierung der Moorböden
und ließen die Torfmoose wieder wachsen. Durch die Überflutungen
starben zudem Bäume und Gehölze großräumig ab. Auf den nicht dauerhaft
überfluteten Flächen entstehen durch natürliche Verjüngung wertvolle
Moorwälder aus Erle, Birke und Eiche. Über 100 Vogelarten brüten in
dem Naturschutzgebiet, darunter Schwarz- und Mittelspecht. Wendehals,
Zwergschnäpper und Karmingimpel. Besonders zahlreich besiedeln
Wasservögel wie Schwarzhalstaucher, Flussseeschwalben oder
Trauerseeschwalben die Gewässer. Während der Zugzeit sammeln sich hier
Zehntausende nordische Gänse, Schwäne, Enten sowie Kraniche und
Limikolen. Gerne nutzen auch Fischotter die ehemaligen Grabensysteme,
und der Biber baut hier stattliche Burgen.

Einmalige Schmetterlingswelt

Bereits 1935 wurden erste Bereiche im Stadtbruch aufgrund der
artenreichen Schmetterlingsfauna unter Naturschutz gestellt. So leben
auf den feuchten Moorflächen beispielsweise der seltene Große
Feuerfalter oder der vom Aussterben bedrohte
Moorwiesen-Striemenspanner, der außer im Anklamer Stadtbruch nirgendwo
mehr in Deutschland vorkommt. Heute sind 1.469 Hektar im Anklamer
Stadtbruch als Naturschutzgebiet ausgewiesen. 2017 beschloss die
Hansestadt Anklam jedoch, einen Großteil der städtischen
Naturschutzflächen zu verkaufen. Dadurch bestand die Gefahr, dass
diese deutschlandweit einzigartige Wildnis in die Hand von
Privatpersonen gelangte, die neue wirtschaftliche Nutzungsinteressen
in das Gebiet tragen. Denn nach der Schutzgebietsverordnung ist eine
forstliche und jagdliche Nutzung des Gebietes weiterhin erlaubt. Die
NABU-Stiftung Nationales Naturerbe bewarb sich daraufhin ebenfalls als
Käufer - und das mit Erfolg.

Zuschlag für den NABU

Im Sommer 2018 stimmte die Stadtverordnetenversammlung mit deutlicher
Mehrheit für den Verkauf der 1.360 Hektar großen städtischen
Moorflächen an die NABU-Stiftung. In ihrer Obhut darf sich der
Stadtbruch auch in Zukunft ohne wirtschaftliche Nutzung entwickeln.
Zusätzlich wird die NABU-Stiftung für eine Stabilisierung der zurzeit
noch stark schwankenden Wasserstände sorgen und damit den Lebensraum
der Moorbewohner weiter verbessern. Unterstützt wird sie hierbei vom
Land Mecklenburg-Vorpommern und weiteren Förderinstitutionen. Am Ende
wird die NABU-Stiftung voraussichtlich 1,35 Millionen Euro an
Eigenmitteln für das umfangreiche Wildnisprojekt aufbringen müssen.
Als Ort für einzigartige Naturerlebnisse bleibt der Anklamer
Stadtbruch bestehen. Besucher können das Wildnisgebiet auf
ausgewiesenen Wanderwegen erkunden, sollten dabei aber nicht auf
Gummistiefel verzichten. Ganz besondere Einblicke in die
Moorlandschaft bieten orts- und fachkundige Naturführer an. Die
Chancen stehen gut, den König der Lüfte bei diesen Erkundungen auch in
Aktion zu erleben.


Mehr Informationen unter 

www.naturerbe.de

 * 

Quelle:

Naturschutz heute - Heft 1/19, Seite 22 - 23
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STANDPUNKT/1071: Volksbegehren für die Artenvielfalt auch in NRW notwendig (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 14. Februar 2019

Volksbegehren für die Artenvielfalt auch in NRW notwendig

NABU NRW: Alle Abbrucharbeiten am Landesnaturschutzgesetz und
Änderungen am Jagdgesetz müssen sofort eingestellt werden



Düsseldorf - Während sich die Bevölkerung in Bayern mit dem
erfolgreich geführten Volksbegehren deutlich für mehr Artenvielfalt
und Naturschönheit ausgesprochen hat und die Landesregierung damit zu
mehr Naturschutz zwingen will, werden in Nordrhein-Westfalen gerade
völlig gegensätzliche Fakten geschaffen. Hier streicht die 
schwarz-gelbe Mehrheit im Düsseldorfer Landtag gerade das
Landesnaturschutzgesetz kräftig zusammen und macht das Jagdgesetz zu
einem reinen Lobbygesetz für die Jäger. "Der NABU hofft, dass die
Politiker in NRW "den Schuss aus Bayern" gehört haben und diese
Abbrucharbeiten am Artenschutz sofort einstellen", sagt Heinz
Kowalski, stellvertretender Vorsitzender des NABU NRW. Ansonsten müsse
auch in NRW ein Volksbegehren eingeleitet werden. Der NABU sei
überzeugt, dass es für ein solches Volksbegehren zahlreiche
Partnerverbände und genügend Stimmen in der Bevölkerung gibt.

"Das dramatische Artensterben bei vielen Vogelarten und bei den
Insekten muss die Politik endlich zu konkreten Handlungen veranlassen,
statt lediglich in Sonntagsreden die Honigbiene als systemrelevant zu
bezeichnen", so Kowalski weiter. Besonders die Vögel der
Agrarlandschaft wie Kiebitz, Uferschnepfe und Feldlerche seien aus
vielen Gebieten Nordrhein-Westfalens bereits verschwunden und um mehr
als die Hälfte ihres ursprünglichen Bestandes reduziert worden.

Noch stärker habe es die Insekten getroffen, angefangen von den
Wildbienen bis hin zu den Schmetterlingen. Hier hatte der
Entomologische Verein Krefeld im Rahmen seiner über 30 Jahre
durchgeführten Untersuchungen in Nordrhein-Westfalen dramatische
Rückgänge festgestellt. So hat allein die Masse der in den Gebieten
untersuchten Insekten um rund drei Viertel abgenommen. "Damit aber
fehlen Bestäuber für Blumen, Obstbäume und viele Pflanzen und mangels
Insektennahrung bekommen die Vögel ihre Jungen nicht mehr aufgezogen",
erklärt Kowalski.

Der NABU fordert den Landtag und die Landesregierung deshalb auf, ihre
gegen den Artenschutz gerichtete Politik unverzüglich zu beenden und
eine Kehrtwende einzuleiten, von der die Natur und die Menschen in NRW
profitieren.

 * 

Quelle:
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STELLUNGNAHME/545: Kein Fracking-Gas per Schiff - nachhaltige Lösungen im Energiesektor fördern (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 14. Februar 2019

Kein Fracking-Gas per Schiff 

BUND teilt Lies' Begeisterung über LNG-Terminals in Niedersachsen
nicht



Umweltminister Olaf Lies begrüßte gestern einen zeitnahen Bau von
Flüssiggasterminals (kurz LGN) in Niedersachsen. Mit staatlicher
Förderung sollen mindestens zwei solcher Terminals in Norddeutschland
gebaut werden, mögliche Standorte sind Wilhelmshaven, Brunsbüttel und
Stade. Dazu sagt BUND-Landesgeschäftsführerin Susanne Gerstner:

"Gasförmige Energieträger wie LNG können vor allem im Verkehrssektor
als Übergangstreibstoff dienen, um Umweltbelastungen durch Diesel und
Schweröl zu verringern. Dennoch lehnt der BUND den Import von
Flüssigerdgas über norddeutsche Häfen ab, da er die Energiewende in
Niedersachsen weiter hinauszögert. Ein Import von gefracktem Gas aus
den USA ist dabei völlig inakzeptabel: Was in Deutschland zu Recht
verboten ist, darf auch nicht anderswo hergestellt und importiert
werden.

Der Wechsel von einem fossilen Energieträger zu einem anderen ist
nicht zukunftsweisend. Durch den Bau von LNG-Terminals wird eine
Infrastruktur aufgebaut, die über Jahrzehnte bestehen bleiben wird.
Selbst dann, wenn das Land seine Energieversorgung längst auf
erneuerbare Energieträger umgestellt haben muss. Die Landesregierung
sollte nicht den Ausbau weiterer fossiler Energieträger unterstützen,
sondern nachhaltige Lösungen im Energiesektor fördern: den Ausbau von
erneuerbaren Energien und die Steigerung von Energieeffizienz."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14.02.2019
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STELLUNGNAHME/544: Insektenrettung - Volksbegehren in Bayern ist Weckruf für Kabinett Merkel (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 14. Februar 2019

Insektenrettung - Das Volksbegehren in Bayern ist Weckruf für
Kabinett Merkel 



Berlin. Über 1,74 Millionen Menschen haben das bayerische
Volksbegehren "Rettet die Bienen" unterstützt - das sind 18,4 Prozent
der Wahlberechtigten in Bayern. Dieser Erfolg ist ein klares Signal an
die Politiker in Brüssel und Berlin. "Die große Unterstützung des
Volksbegehrens in Bayern und ähnlich lautende Forderungen in anderen
Bundesländern zeigen, dass die Menschen mehr Naturschutz wollen und
bessere Bedingungen für eine insektenfreundliche Landwirtschaft
fordern", betont Hubert Weiger, Vorsitzender des Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND). "Das starke Signal aus Bayern an die
Bundespolitik darf nicht überhört werden: Das Kabinett Merkel muss ein
wirksames Insektenaktionsprogramm verabschieden, das auch in der
laufenden Reform der Agrar-und Regionalförderung der EU die richtigen
Weichen stellt."

Bäuerinnen und Bauern leisten auf ihren Betrieben heute schon einen
wesentlichen Beitrag zum Insektenschutz. Daher wurde der Gesetzentwurf
des Volksbegehrens auch von vielen Bäuerinnen und Bauern
unterschrieben. Sie wollen klare Regeln für den Schutz der Natur und
eine angemessene Honorierung für Maßnahmen zum Insektenschutz auf
ihren Betriebsflächen.

Allein in Bayern werden derzeit jährlich 250 Millionen Euro aus
Agrarumweltprogrammen an die Betriebe gezahlt. Diese Zahlungen konnten
aber den Artenrückgang nicht stoppen. "Die agrarpolitischen
Rahmensetzungen in Brüssel und Berlin müssen so erfolgen, dass die
landwirtschaftlichen Betriebe effektiver naturverträglich angebaute
Nahrungsmittel und nachwachsende Rohstoffe für den Energiesektor
erzeugen können", so Weiger weiter. Längst überfällig seien zusätzlich
Schritte, um den Einsatz von Ackergiften in der Landwirtschaft zu
reduzieren, insbesondere bienengefährliche Insektizide und Herbizide.

Es gelte zudem den Koalitionsvertrag umzusetzen: Der Erhalt der
biologischen Vielfalt sei gemeinsame Aufgabe aller Ressorts der
Bundesregierung betonen darin CDU/CSU und SPD. Dies bedeute unter
anderem, dass sich insbesondere Landwirtschaftsministerin Julia
Klöckner bei den Verhandlungen um die nächste Förderperiode der
EU-Agrarpolitik für europaweit verbindliche Maßnahmen für die
Artenvielfalt einsetzen muss.

Ein zweites Signal an Bund und Länder aus dem Volksbegehren sei
ebenfalls nicht zu übersehen, so Weiger: "Die Menschen akzeptieren
nicht mehr, dass nur freiwillig mehr Schutz der Natur geleistet werden
soll und dass er endet, wenn der Fördertopf leer ist. Die Ampel der
biologischen Vielfalt steht längst auf Rot: Die Kernforderung nach
einem starken Natur- und Artenschutzrecht als Grenze für die
Zerstörung der Natur hat viele Menschen zum Mitmachen bewegt. Das gilt
es auch bundespolitisch mit einer Stärkung des
Bundesnaturschutzgesetzes zu reflektieren. Mehr als eine Million
Wählerinnen und Wähler haben gesprochen. Jetzt muss gehandelt werden!"




Weitere Informationen

Übersichtsseite des BUND:

https://www.bund.net/tiere-pflanzen/wildbienen/

Stellungnahme zum Entwurf des Aktionsprogramms Insektenschutz der
Bundesregierung: 

https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/umweltgifte/stellungnahme_aktionsprogramm_insektenschutz.pdf

Der Landesverband BUND-Brandenburg plant Volksinitiative zum
Insektenschutz: 

https://www.bund-brandenburg.de/service/presse/pressemitteilungen/news/volksbegehren-artenvielfalt-rettet-die-bienen-in-bayern-erfolgreich/

 * 
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KLIMA/686: Kohleabbau - vereinzeln und isolieren ... (SB)




Die staatlichen Organe gehen zunehmend härter gegen den
Kohlewiderstand vor. So sitzen nach einer Woche noch immer drei
Aktivisten der Initiative "Ende Gelände" in Untersuchungshaft,
weil sie im Braunkohletagebau der Lausitz einen Bagger besetzt
hatten [1]. Daß der Staat Zähne zeigt, dürfte zum einen damit zu
tun haben, daß im vergangenen Jahr die Polizei bei ihrem größten
Einsatz in der Geschichte Nordrhein-Westfalens, der Räumung des
besetzten Hambacher Forstes, keine gute Figur abgegeben hat. Zum
anderen, und das ist noch der wichtigere Grund, hat die von der
Regierung eingesetzte Kohlekommission einen Plan zum Ausstieg aus der
Kohleverstromung vorgelegt, so daß jetzt alles seine vermeintliche
Ordnung hat. Daran haben auch einige recht regierungsnahe
Nichtregierungsorganisationen tatkräftig mitgewirkt. Die
Besetzerinnen und Besetzer dagegen, die sich über solche
Beteiligungsmechanismen nicht haben einbetten lassen, sind jetzt nur
noch lästig und bekommen dies bitter zu spüren.

Die Vorschläge der Kohlekommission, die von der Bundesregierung bis
jetzt noch nicht in ein Gesetz gegossen wurden, sehen einen
gestaffelten Ausstieg aus der Kohleverstromung bis 2038 vor. Welche
"tipping points" (Kippunkte) der Erdsysteme bis dahin überschritten
werden und welche globalen Folgen dies nach sich ziehen wird, ist
Bestandteil einer von der Wissenschaft intensiv geführten Debatte,
wie eine der koordinierenden Leitautorinnen des jüngsten
IPCC-Sonderberichts zum 1,5-Grad-Ziel und Direktorin des Climate
Service Center Germany (GERICS), Prof. Daniela Jacob, gegenüber dem
Schattenblick sagte [2].

"Debatte" bedeutet, daß das Risiko ernstzunehmen ist. Sollte also
nicht allein die naheliegende Gefahr eines Umkippens globaler Systeme
zum Innehalten Anlaß geben? Würden sich die Mitglieder der
Kohlekommission in ein Flugzeug setzen, weil es "nur" mit einer
zehnprozentigen Wahrscheinlichkeit abstürzt?

Jener Sonderbericht hat sehr deutlich vor Augen geführt, wie
beträchtlich der Unterschied sein wird, ob die globale
Durchschnittstemperatur auf 1,5 Grad Celsius oder auf zwei Grad
Celsius begrenzt wird. Um ersteres nicht zu überschreiten, müssen die
anthropogenen Emissionen von Kohlenstoffdioxid und anderen
Treibhausgasen wie Methan und Lachgas bis zum Jahr 2030 um etwa 45
Prozent gegenüber dem Basisjahr 2010 sinken. Gelingt dies nicht,
bewegt sich die Durchschnittstemperatur auf zwei Grad zu und geht
vermutlich darüber hinaus. Entsprechend schwerwiegende
Naturkatastrophen sind absehbar. Gegenwärtig bewegen wir uns auf eine
Vier-Grad-Welt zu, und das ist eine Welt, in der wahrscheinlich
Milliarden Menschen nicht überleben werden, weil es zu Kämpfen kommen
wird.

Die Kohlekommission hat einen Kompromiß zwischen den einander
ausschließenden Interessen der Wirtschaft und der
Nichtregierungsorganisationen getroffen, was für sich genommen
äußerst zynisch ist. Denn hier werden kurzfristige Profitinteressen
der Unternehmen und langfristige Überlebensinteressen der nächsten
Generation gegeneinander abgewogen. Wundert es da noch, daß sich vor
allem jüngere Menschen organisieren und beispielsweise Bagger im
Braunkohletagebau der Lausitz, in Mitteldeutschland und im Rheinland
besetzen, so daß es wenigsten zu einer kleinen Irritation im
ansonsten reibungslosen Ablauf des gesellschaftlichen Friedens kommt?

Jener Frieden soll auf keinen Fall gestört werden. Die von der
schwedischen Klimaaktivistin Greta Thunberg im Januar beim
Weltwirtschaftsforum in Davos erhobene Forderung, "ich will, daß ihr
in Panik geratet", wird von den Herrschenden und denen, die sich
ihnen zugehörig fühlen, beklatscht oder belächelt, in beiden Fällen
jedoch mehrheitlich beiseite geschoben. Und junge Menschen, die
freitags in einen Schulstreik treten, weil sie nicht für eine Welt
lernen wollen, die von ihrer Elterngeneration sehenden Auges in den
Untergang gesteuert wird, oder die einen Bagger besetzen, werden
bestraft.

"Wenn die Politik versagt, müssen wir die Kohlebagger mit unseren
eigenen Körpern zum Stillstand bringen. Ansonsten haben die Dörfer an
der Tagebau-Kante keine Zukunft. Wir alle haben sonst keine Zukunft.
Wenn wir das Klima noch unter der 1,5°-Grenze halten wollen, dann
müssen wir jetzt sofort aus der Kohle aussteigen, nicht erst 2038",
sagt Nike Mahlhaus, Sprecherin der Initiative "Ende Gelände" und
damit Sprecherin einer Generation von jungen Menschen, die noch im
Laufe ihres Lebens in einen globalen Kampf um Ressourcen wie
Trinkwasser, Nahrung, Energie, Wohnen und andere Grundbedürfnisse
geworfen werden. 

Auch unter weniger widrigen Umständen hat sich der Mensch als des
Menschen Feind erwiesen. Er hat Kriege entfacht, seine Mitmenschen
unterjocht und ihre Arbeitskraft ausgebeutet, die tierische Mitwelt
verstoffwechselt und anderweitig vernutzt. Da ist nicht zu erwarten,
daß unter dem klimabedingt steigenden Druck auf die Zugänglichkeit
der Ressourcen in Folge vermehrter und stärkerer Naturkatastrophen
(Dürren, Überschwemmungen, Wirbelstürme) und des Anstiegs des
globalen Meeresspiegels, der Trinkwasserknappheit, des Artensterbens
und der - möglicherweise - Zunahme an Pandemien auch in der Tierwelt,
sich die Menschen plötzlich in einer Weise zusammenfinden, in der
nicht das Überleben zu Lasten der eigenen Art die Maxime bleibt. 

2016 hat das Amtsgericht Cottbus, das nun drei Leute von Ende Gelände
in Untersuchungshaft gesteckt hat, bei einer vergleichbaren Aktion
geurteilt, daß gar kein Hausfriedensbruch vorliegt, weil das
Betriebsgelände des Braunkohletagebaus, auf dem ein Bagger besetzt
wurde, gar nicht umzäunt war. "Noch nie zuvor wurde bei
Klima-Aktivist*innen für das "Bagatelldelikt" (Staatsanwaltschaft
Cottbus) Hausfriedensbruch Untersuchungshaft angeordnet", schreibt
nun aktuell Ende Gelände.

Auch in NRW wurden Menschen, die sich für den Erhalt des Klimas
einsetzen, in Gewahrsam genommen. Das neue Polizeigesetz von
Nordrhein-Westfalen gestattet es, Menschen, die ihre Identität nicht
preisgeben, zwölf Tage und nicht wie früher sieben Stunden
festzuhalten. Der Staat rüstet auf, und es ist kein Staat, von dem
sich die Menschen vertreten fühlen, sondern ein repressiver Staat,
der die Klimaschutzbewegung spaltet und jene Menschen isoliert und
gegebenenfalls einbuchtet, die sich nicht vollkommen paßförmig
verhalten.




[image: Ein Bus der 'Weiter-so-Tours' fährt an einem Schild 'Stop! Klimawandel. Weiterfahrt nicht möglich!' vorbei und über eine Abbruchkante hinaus. Dazu der Text 'Keine Panik! Bis wir aufschlagen, haben wir noch jede Menge Zeit, eine andere Lösung zu finden!' - Grafik: Gerhard Mester, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.de]]

Grafik: Gerhard Mester, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.de]




Fußnoten:

[1] https://www.ende-gelaende.org/de/press-release/pressemitteilung-vom-12-02-2019/

[2] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0288.html
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TAGUNG/1835: Agroforstsysteme als Zukunftsoption für die Landwirtschaft - Berlin 20.3., anmelden bis 5.3. (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 14. Februar 2019

Agroforstsysteme als eine Zukunftsoption für die Landwirtschaft

Konferenz von Innovationsgruppe AUFWERTEN und DBV am 20. März 2019 in
Berlin



Die Innovationsgruppe AUFWERTEN lädt am 20. März 2019 in
Zusammenarbeit mit dem Deutschen Bauernverband (DBV) zu ihrer
Abschlusskonferenz "Agroforstsysteme als eine Zukunftsoption für die
Landwirtschaft" in das Haus der Land- und Ernährungswirtschaft in
Berlin ein. Die Innovationsgruppe AUFWERTEN steht für "Agroforstliche
Umweltleistungen Für WERTschöpfung und ENergie" und hat seit über vier
Jahren in enger Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Praxis die
Voraussetzungen für eine verstärkte Umsetzung von Agroforstsystemen in
der landwirtschaftlichen Praxis untersucht. Dabei wurde deutlich, dass
der kombinierte Anbau von landwirtschaftlichen Kulturen und Gehölzen
bezüglich Klimaanpassung und Umweltleistungen eine vielversprechende
Form der Landnutzung darstellt. Zugleich wurde aufgezeigt, dass
Landwirte, die Agroforstsysteme etablieren möchten, vor zahlreichen
Herausforderungen stehen, für die es konkreter Lösungsansätze bedarf.

Die Abschlusskonferenz der Innovationsgruppe AUFWERTEN bietet die
Gelegenheit, Lösungsansätze für eine künftig stärkere Umsetzung von
Agroforstsystemen mit Vertretern aus Politik, Verbänden, Verwaltung,
Forschung und Praxis zu diskutieren und weitere Zielmarken
aufzuzeigen.

Weitere Informationen über die Innovationsgruppe AUFWERTEN und das
vollständige Programm der Abschlusskonferenz stehen unter
https://agroforst-info.de/abschlussveranstaltung-aufwerten/ zur
Verfügung. Hier besteht bis zum 5. März 2019 die Möglichkeit, sich zur
Veranstaltung sowie zu einer der parallel stattfindenden
Diskussionsrunden anzumelden. Die Teilnahme an der Veranstaltung ist
kostenfrei, die Teilnehmerzahl ist aufgrund der vorhandenen
Räumlichkeiten jedoch begrenzt.

Die Innovationsgruppe AUFWERTEN wird gefördert vom Bundesministerium
für Bildung und Forschung im Rahmen der Plattform zur Forschung für
Nachhaltige Entwicklung (FONA).

 * 
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ERSTAUFLAGE/992: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2998 (SB)


Kai Hirdt

Drei Tage zum Weltuntergang

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2998



Solsystem, 22. August 1552 NGZ

Da der Weltenbrand von der Kunstwelt Wanderer ausgegangen war, müßte
er auch von dort aus gelöscht werden können. Atlan möchte die
Proto-Eiris, die er in Cetus gesammelt hat, zu Wanderer bringen, um
sie dort zu programmieren und damit die Milchstraße zu fluten. Doch
das klingt einfacher als es ist. Wanderer befindet sich zwar im
Sonnensystem, tief in der Atmosphäre von Neptun, doch er ist durch
Hyperenergiefelder gesichert und man kann nicht zu ihm vordringen.

Perry Rhodan läuft die Zeit davon. In vier Tagen wird der Weltenbrand
unumkehrbar sein. In drei Tagen erlischt die kopierte Ritteraura, die
er übernehmen will.

Zur Programmierung der Proto-Eiris sind zwei Ritteraura-Träger
vonnöten. Um Perry Rhodan, der seine vor längerer Zeit verloren hat,
mit einer Kopie von Atlans Ritteraura auszustatten, muß dieser durch
eine 6-D-Folie gehen, die vor einen Shod-Spiegel gespannt wurde. Doch
der erste Versuch schlägt fehl, Perry bemerkt nach dem Durchgang keine
Veränderung. Gucky versucht mit ihm hindurch zu teleportieren, wird
aber sofort zurückgeworfen. Perry ist orientierungslos und meint, drei
Wochen mit seinem Sohn Michael an Bord der SOL unterwegs gewesen zu
sein. Aber von der Ritteraura spürt er immer noch nichts. Er vermutet,
daß ein Rest seiner verlorenen Aura verhindert, daß die Kopie andocken
kann. Die Stelle, an der sie sich verankern müßte, ist wahrscheinlich
besetzt.

Rhodan II versucht es ebenfalls und hat Erfolg. Also wird er nun mit
Atlan zusammen die Proto-Eiris programmieren. Doch dazu muß man erst
einmal zu Wanderer vordringen. Wanderer liegt hinter einem Meer von
sechsdimensionalen, hyperenergetischen Feldern verborgen, die wie
Eisschollen in einem Strudel um ihn herumdriften. Wer in diese Zonen
gerät, wird auf Nimmerwiedersehen aus dem normalen Raum-Zeit-Kontinuum
gerissen.

Das Aggregat Etain war dabei, als Lotho Keraete zu Wanderer
vorgestoßen ist, um den Weltenbrand auszulösen. Sie war die
Kommandantin der FLORENCE LAMAR und müßte eigentlich wissen, wie man
durch die hyperenergetischen Schollen hindurchmanövriert. Doch das
inhaftierte Aggregat weigert sich, irgendetwas zu verraten.

Der Androide Homunk, ehemaliger Diener von ES, könnte eventuell einen
Zugang zu Wanderer schaffen oder aber auch Fitzgerald Klems Amulett,
mit dem Atlan die Proto-Eiris aufgespürt hat. Doch Klem ist mit einem
Spross auf dem Weg in seine Heimat und das zweite Amulett gehört Ernst
Ellert, der zusammen mit Homunk an Bord des Dolans JASON auf dem Weg
zur Heimat von Adam von Aures ist, um dort nach Informationen über den
Verursacher des Weltenbrands zu suchen.

Sichu Dorksteiger forscht mit Hochdruck daran, mit Sonden eine
sichere Passage durch die Hyperenergieschollen zu finden, scheitert
aber ständig. Vogel Ziellos und Lua Virtanen meinen einen Weg durch
die Hyperenergieschollen finden zu können, da sie in der Nähe
Wanderers einen Ruf von ihm vernehmen, der wie eine Wegbeschreibung
daherkommt. Zunächst wird ein Versuch mit einer Space-Jet unternommen,
der hervorragend funktioniert. Es öffnet sich in der Nähe Wanderers
sogar eine Lücke in dessen Schutzschirm.

Als die Space-Jet zurückkehrt, damit Lua und Vogel nun mit der RAS
denselben Vorstoß wagen können, meldet sich JASON zurück. Homunk und
Ernst Ellert kommen mit an Bord und geben ihre Informationen über die
Stadt Aures und die Taylwit weiter.

Es geht die Meldung ein, daß das Aggregat Etain sich wieder aufzulösen
beginnt, obwohl es ausreichend mit Hormonen versorgt worden ist.
Merkwürdigerweise flackert auch der Paratronschirm, der die Zelle des
Aggregats sichert. Möglicherweise ist Etain dafür verantwortlich. Doch
als der das Aggregat betreuende Mediziner versichert, daß die
Energiemenge, die aus dem Paratron abfließt, niemals von einem so
kleinen Körper wie dem des Aggregats Etain aufgenommen werden kann,
schrillen bei Perry Rhodan sofort alle Alarmglocken. Er befiehlt, den
Paratron sofort abzuschalten und eine Strukturlücke im Schutzschirm
der RAS TSCHUBAI zu schalten. Gucky reagiert genauso
geistesgegenwärtig, teleportiert zum Aggregat und mit ihm hinaus ins
All. Gerade noch rechtzeitig kehrt er wieder zurück, während Etain in
einer gewaltigen Explosion vergeht, die die RAS TSCHUBAI so schwer
geschädigt hätte, daß sie ihren Vorstoß zu Wanderer nicht hätte
durchführen können.

Unterdessen taucht plötzlich innerhalb der Sperrzone um Neptun ein
uralter STAR-Kreuzer auf, dessen Kommandant Xaver Goran vorgibt, nicht
zu wissen, wo sein Schiff, die PATTGASTS HAMMER, nach dem
Linearraummanöver herausgekommen ist. Sein Antrieb sei beschädigt und
müsse repariert werden. Der verwahrlost wirkende Mann will nicht nur
Antriebsegmente und Kunstgegenstände nach Ferrol im Wegasystem
bringen, sondern hat auch viele terranische Frauen an Bord, mit denen
er sich auf dem weiteren Weg nach Andromeda vergnügen will.

Major Athasia Ebelde, die noch unerfahrene Kommandantin des
Schlachtkreuzers EXCALIBUR, der zur Wachflotte um Wanderer gehört,
will sich dieses Ekel persönlich vorknöpfen. Was sie dann entdeckt,
verschlägt ihr den Atem: 24 fast identische Frauen mit Alabasterhaut
und kohlschwarzen Augen. Aus dem für die Kommandanten der Flotte
ausgegebenen Dossiers weiß sie, daß es sich dabei um Aggregate aus
Lotho Keraetes 'schöner Familie' handelt. Sie lässt sich nichts
anmerken und fordert Verstärkung an. Da Gorans blutverkrustete Lippen
darauf hindeuten, daß er von den Aggregaten geküßt worden ist und
unter ihrer Kontrolle steht, versucht Ebelde ihn zu warnen. Doch der
Mann hat kein Einsehen und verweigert die Herausgabe der Frauen.

Die Verstärkung trifft ein und 100 TARAS stürmen die Unterkunft der
Aggregate. Bei dem Kampf werden die Roboter um fast die Hälfte
reduziert. Dann aber gelingt es, die Aggregate gefangen zu nehmen und
auf die EXCALIBUR zu bringen. Aber genau das war der Plan Xaver
Gorans, bei dem es sich um Adam von Aures handelt.

Die Aggregate können sich befreien und über Transmitter auf andere
Schiffe der Wachflotte verteilen. Dort installieren sie Schadsoftware,
so daß die Transmitter verrückt spielen und man nicht mehr
nachvollziehen kann, an Bord welcher Schiffe sich Aggregate
aufhalten.

Als die RAS TSCHUBAI unter Lua Virtanens und Vogel Ziellos' Führung
nun selbst in die Zone der Schollen eindringt, explodiert ohne
Vorwarnung ein Kreuzer der Wachflotte. Die hyperenergetischen Felder
rund um Wanderer reagieren auf die Explosion des Schiffes und blähen
sich auf. Die Folge ist, daß Lua und Vogel die Kontrolle über die RAS
TSCHUBAI verlieren. Hätte Vogel Ziellos vor dem Einflug nicht kurz
gezögert, weil er eine bessere Passage erblickt hatte, wäre die RAS
TSCHUBAI schon zu weit in das Hyperenergiefeld hineingeflogen und
hätte nicht mehr schnell genug zurückgefunden.

Atlan befiehlt einen weiteren Vorstoß, der aber im Schutz des
Paratrons abgebrochen werden soll, um Adam zu täuschen. Tatsächlich
explodiert ein weiteres Schiff, was die Hyperenergiefelder so sehr in
Bewegung versetzt, daß ein weiterer Versuch erst erfolgen kann, wenn
sie sich wieder beruhigt haben. Wertvolle Zeit verstreicht.

Rhodan befiehlt, die Wachflotte von Wanderer abzuziehen. Als drei
weitere Schiffe explodieren, widerruft er diesen Befehl. Innerhalb
einer halben Stunde sind fünf Schiffe explodiert, mehr als viertausend
Terraner und zehntausend Posbis sind dabei ums Leben gekommen. Rhodan
gibt den Befehl an die Wachschiffe, ihre Paratronschirme zu
deaktivieren, damit die Aggregate deren Energie nicht abzapfen können.

Rhodan II wird plötzlich klar, daß Adams Plan, die Aggregate zum
Einsatz zu bringen, zu kompliziert ist und vermutlich nur zur
Ablenkung dient. In Wirklichkeit ist der tefrodische Mutant
Assan-Assoul, dessen Bewußtsein in der Zeno-Kortin-Statue steckt, für
die Vernichtung der Schiffe verantwortlich. Die Deaktivierung der
Paratrons hat sein Vorgehen auch noch erleichtert. Ebelde, die sich
schuldig fühlte, weil sie die Aggregate auf ihr Schiff gebracht hat,
wird von Perry Rhodan persönlich rehabilitiert. Als ihr bewußt wird,
daß sich unter den Kunstgegenständen, die Xaver Goran in seinem
Frachtraum hatte, die Zeno-Kortin-Statue befand, erhält sie den
Auftrag, das Schiff sofort zu vernichten. Doch die PATTGASTS HAMMER
erweist sich als wesentlich kampfstärker, als ihr ramponiertes
Aussehen vermuten läßt.

Xaver Gorans Schiff verstellt der RAS TSCHUBAI den Weg zu Wanderer und
stellt ihre Feuerkraft unter Beweis. Auch der konzentrierte Beschuß
der RAS TSCHUBAI und mehrerer Einheiten der Wachflotte kann sie nicht
vertreiben. Bei der Vernichtung der FLORENCE LAMAR war der
Aagenfeltblitz eingesetzt worden. Doch dieses Vorgehen verbietet sich
hier. Perry Rhodan ist sicher, daß Adam von Aures ihn dazu verleiten
will, den Aagenfeltblitz einzusetzen, weil dessen Wirkung ein
Erreichen Wanderers vermutlich unmöglich machen würde.

Als Lua und Vogel eine Passage durch die Störfelder entdecken, wird
ein Holo von Adam von Aures und Lotho Keraetes 'schöner Familie'
empfangen. Sie verschwinden urplötzlich aus dem Sichtfeld und die
PATTGASTS HAMMER explodiert. Wieder ist Adam von Aures den Terranern
einige Schritte voraus. Die Muirden haben ihn zu Wanderer teleportiert
und er kann die Scheibenwelt nun in seinem Sinne manipulieren. Als
sich die RAS TSCHUBAI der Kunstwelt nähert, fliegt Wanderer davon und
verschwindet im Hyperraum.

Doch Lua Virtanen und Vogel Ziellos können Wanderer immer noch spüren.
Sie aktivieren den Hypertrans-Progressor und fliegen hinterher und
zwar wesentlich schneller als üblicherweise, weil es den beiden
Piloten gelingt, das Schiff in eine Art Hecksog von Wanderer
hineinzumanövrieren, dessen Flug im Halo der Milchstraße endet, wo er
in den Normalraum zurückfällt.

ANANSI mißt temporale Störungen um Wanderer an - Raumzustände, die
noch nicht oder nicht mehr sein können. Die Kunstwelt befindet sich in
einem unsteten, dynamischen Zeitfeld, das sich genauer Erfassung und
jeglicher Kalkulation entzieht. Der Planet befindet sich zwar direkt
vor ihnen, aber irgendwann in der Vergangenheit, Gegenwart oder
Zukunft. Die Hyperenergie-Störfelder sind im Moment nicht vorhanden,
also muß der Wanderer vor ihnen aus der Vergangenheit stammen.
Wanderer stürzt in den Abgrund der Zeit und Perry Rhodan muß
hinterher. Er hat nur noch einen Tag, um die umprogrammierte Eiris
auszustreuen.

Als Perry Rhodan von Homunk wissen will, ob das chaotemporale
Gezeitenfeld eine Abwehrwaffe von Wanderer ist, fängt der ehemalige
Diener von ES plötzlich an zu wimmern und zu schreien. Niemals zuvor
hat Perry etwas derart qualvoll Leidendes gehört.

14. Februar 2019
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